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Wilhelm Weisweiler 7. 


Mit dem am 8. November 1927 verſtorbenen Juſtizrat Dr. h. e. Wilhelm Weisweiler zu Köln hat das deutſche 
Notariat und mit ihm die ganze deutſche Juriſtenwelt einen hervorragenden Vertreter verloren. 

Weisweiler war am 3. Oktober 1859 zu Löbenich, Kreis Erkelenz, geboren. Zu Beginn ſeiner Laufbahn hatte er 
in einem kleinen rheiniſchen Städtchen im Aachener Bezirk Anwaltſchaft und Notariat ausgeübt. Als er im Jahre 1898 
zum Notar in Köln ernannt wurde, legte er — rheiniſcher Rechtsübung getreu — die Anwaltſchaft nieder und ent⸗ 
wickelte als Notar und Juſtitiar großer induſtrieller Unternehmungen, insbeſondere der Filiale der Deutſchen Bank in 
Köln, eine Tätigkeit von größtem Ausmaße, die ihn über die Grenzen feiner Heimatprovinz hinaus zu hohem An— 
ſehen als Praktiker des Urkundenweſens führte. Was ihn auszeichnete, war die Vereinigung wiſſenſchaftlicher Durchdringung 
des Rechtsſtoffes mit praktiſchem Blick, Kenntnis des Wirtſchaftslebens und der für den Notar ſo wichtigen Vorausſicht der 
Entwicklungen und Verwicklungen, die ein vertraglich zu regelndes Rechtsverhältnis zeitigen kann. Seine wiſſenſchaftliche 
Tätigkeit war ganz dem von ihm mit der ganzen Wärme einer ſtarken Perſönlichkeit geliebten Berufe des Notars ge⸗ 
widmet. Seine „Geſchichte des Rheinpreußiſchen Notariats“ iſt ein führendes Werk, welches ſich den beſten rechtshiſtoriſchen 
Werken auf einem Sondergebiete an die Seite ſtellt. Der erſte Band iſt 1916, der zweite im Jahre 1925 erſchienen; der 
Tod vereitelte ſeinen Plan, den dritten Band, der die neuere Geſchichte des rheiniſchen Notariats umfaſſen ſollte, erſcheinen 
zu laſſen. Es iſt zu hoffen, daß Arbeiten, die ſich in ſeinem Nachlaß vorfinden dürften, durch ſachkundige Hand ergänzt, 
das Werk vollenden. 

Auch auf dem Gebiete der Organiſation und der Standesfragen des Notariats war er in hervorragendem Maße 
tätig. Als begeiſterter Vorkämpfer hat er für das einheitliche deutſche Notariat und die Einführung von Notariatskammern 
gewirkt; und wenn einſt das erſtrebenswerte Ziel der Vereinheitlichung des Notariats für das Deutſche Reich ſowie eine 
feſte Organiſation des Standes erreicht ſein wird, und damit ein weiterer Schritt zur Rechtseinheit geſchehen iſt, ſo wird 
man mit Dankbarkeit des unermüdlichen Kämpen für dieſe Idee gedenken. Auch das weitere Ziel ſeiner Beſtrebungen, die 
Trennung des Notariats von der Rechtsanwaltſchaft und die von ihm hierfür beigebrachten Geſichtspunkte werden ſelbſt die 
mit ernſter Beachtung würdigen müſſen, die in dieſer grundlegenden Frage auf einem anderen Standpunkte ſtehen als er. 

Seine Verdienſte um die Wiſſenſchaft erkannte die Kölner Univerſität durch Verleihung des Grades eines Ehren⸗ 
doktors an. — Auch die Juriſtiſche Wochenſchrift verliert in ihm einen treuen Mitarbeiter und Berater auf dem Gebiete 
des Notariatsrechts. 

Der weite Kreis ſeiner Klienten, ſeine engeren Kollegen ſowie weit über dieſe Kreiſe hinaus, die deutſchen Juriſten 
verlieren in ihm einen allſeitig verehrten Mann, in dem ſich Charakter, Verſtand und Kämpfermut in ſeltener Weiſe ver⸗ 
einigten. 


361 


E: 


2882 Größere Aufſätze Juriſtiſche Wochenſchrift 
22. — —.. ß! ñ ̃ĩͤ . ß en 


Der jetzige Stand der Zeilerſchen Umwertungszahlen. 
Eine gebotene Aufklärung. 
Von Reichsgerichtsrat A. Zeiler, Leipzig 


In jedem Monat wird in der JW. meine neueſte Um⸗ 

werklkügszahl mitgekeilt. Die Zahlen finden e- Wer 

bekunnt geworden — bei der gerichtlichen wie außergericht⸗ 
lichen Abwicklung von Aufwertungsfällen vielfach Anwendung. 
Es lag eine Verantwortung darin, daß ich dem Rechtsverkehr 
ſolche Zahlen zur Verfügung ſtellte, und niemand konnte 
mehr als ich die Unſicherheit der Unterlagen bedauern. Den⸗ 
noch habe ich die Berechnung und die Bekanntgabe der Zahlen 
gewagt. Denn beſſer ift es, ein Rechnungsmaß zu Haben, dem 
ein leidiger „Unſicherheitskoeffizient“ anhaftete, als, wie es 
ja oft genug geſchieht, nach einem reinen „Gefühl“ zu arbeiten 
oder die Dollarkurſe zu nehmen, die für Rechtsverhältniſſe 
des Inlandverkehrs ſchlechterdings unbrauchbar ſind und faſt 
immer den Gläubiger ſchwer ſchädigen. 

Nun hat die Entwicklung zu Umwertungszahlen geführt, 
die 100% des Vorkriegswerts erreichen und ſogar 
um weniges überſteigen. Die Zahlen der letzten fünf Monate 
ſind nämlich 101, 103, 102, 103, 106 0%. Es iſt klar, daß 
das ſtutzig machen muß. So findet ſich denn in der neueſten 

Auflage von Mügels „Geſamtem Aufwpertungsrecht“, 
S. 199 ff., bei einer eingehenden Würdigung meiner Um⸗ 
wertungszahlen das Bedenken gegen die jetzt von meinen 
Zahlen erreichte Höhe geäußert. 

Einige grundſätzliche Darlegungen hierzu ſind gegenüber 
dem Anſehen des genannten Werks geboten. Ich bin ſie auch 
den vielen Freunden meiner Zahlenreihe ſchuldig. Haben ſie 
ihr bisher Vertrauen geſchenkt, ſo können ſie verlangen, daß 
ich mich zu dem aufgetauchten Bedenken äußere. 

Vorausſchickend muß ich an das Weſen meiner Zahlen 
kurz erinnern. Sie beruhen auf einer dappelten. Grundlage. 
Berückſichtigt wird einerſeits die jeweilige Kaufkraft des Gel⸗ 
des, ausgedrückt in dem brauchbarſten uns hierfür zu Gebote 
ſtehenden Maße, der Reichsteuerungszahl, und andererſeits 
eine „Wohlſtandszahl“, die für den einzelnen Zeitpunkt auf 
Grund einer Schätzung der jeweiligen Wirtſchaftsentwicklung 
nach dem Volksdurchſchnitt zum Ausdruck bringt, in welchem 
Maße wir hierin noch hinter der Vorkriegszeit zurückſtehen. 
Es iſt das, was man ſonſt „Verarmungsfaktor“ nennt, nur 
daß verſucht iſt, die Zahl nicht ſchematiſch und bloß nach dem 
Gefühl zu nehmen, ſondern nach einem augenommenen all⸗ 
mählichen Wiederanſtieg unſerer Wirtſchaft abzuſtufen. 

Derzeit iſt dieſe Wohlſtandszahl rund 700% der Vorkriegs⸗ 
höhe; wie ich ſchon an ſich meinen möchte, nicht übertrieben 
hoch angeſetzt. 

Aus dem Zuſammenhalt der beiden Zahlen aber: z. B. 
der letzten Reichsteuerungszahl für Oktober 1927 mit 150,2 
und der Wohlſtandszahl, 70,5 0%, ergibt ſich als Faktor, wie 
gejagt, die letzte Umwertungszahl 106 0%. 

Alſo, wenn wir eine Vorkriegsforderung von 10000 6 
nehmen, jetzt eine Aufwertung auf 10 600 AH? Jawohl. Das 
braucht zwar durchaus nicht überall die angemeſſene Löſung 
zu fein (und es mag dort veranlaßt fein, 10 000 K als den 
Höchſtbetrag zu nehmen), aber ſie iſt es doch für ſehr viele 
Fälle. Man muß ſich nur an die Grundlage der anerkannten 
Aufwertungsgrundſätze erinnern: Berückſichtigung aller Um⸗ 
ſtände, alſo ſelbſtverſtändlich auch der veränderten, er⸗ 
heblich geſunkenen Kaufkraft des Geldes. Wäre 
z. B. jene Vorkriegsforderung von 10000 % Mitte Januar 
1924 zurückgezahlt worden, ſo wäre nach der damaligen Zei⸗ 
lerſchen Umwertungszahl von 55,7 ein Betrag von 5570 AN 
zu zahlen geweſen. Das wäre aber nun durchaus nicht etwa 
weniger geweſen als der ſich heute nach der letzten Um⸗ 
wertungszahl berechnende Betrag von 10600 MM. Denn in 
dem Geſamtrahmen der damaligen Wirtſchaft, bei der Knapp⸗ 
heit des Geldes damals, bei der Möglichkeit, hohe Zinſen zu 
erzielen, wohnte jenen 5570 % ein ſehr viel höherer Wert 
inne als einem gleichhohen Betrag heute. Der Schuldner, der 
ſeither den Betrag nutzen konnte, hat — nach dem Durchſchnitt 
des Wirtſchaftsanſtiegs — ja auch aus den 5570 , minde⸗ 
ſtens 10 600 , gemacht. Was er konnte, hätte der Gläubiger 
in derſelben Zeit auch gekonnt. Oder träfe jene Annahme 


nicht zu? Wäre ſie übertrieben? Die Wirtſchaft war doch — 
der Ausgangspunkt der geſetzlichen Regelung des Aufwertung 
rechts — auf das ſchlimmſte verarmt, die Banken z. B. an 
Kapitalkraft empfindlich geſchwächt. Und heute? Soll alſo 
das, was der Schuldner zu zahlen hat, an wirtſchaftlichem 
Wert dasſelbe fein wie damals 5570 AM waren, fo darf man 
ſich auch nicht daran ſtoßen, daß jetzt der Aufwertungsbetrag 
über den Nennbetrag von ehedem hinausgeht — wobei ich 
freilich vermute, daß die Gläubiger mit nicht allzu vielen 
Ausnahmen, ſofern ſie nicht geradezu Verzugsſchaden geltend 
zu machen haben, mit einer Umwertung auf 100 0% ſich be 
gnügen werden. Um ſo ſicherer aber iſt dann für Durch⸗ 
ſchnittsfälle eine Aufwertung auf dieſes Maß begründet. 

Wollte man aber für die Aufwertung eines Vorkriegs⸗ 
anſpruchs auf einen den urſprünglichen Nennbetrag tiber 
fteigenden Betrag in RM wirklich nicht über Bedenken hinweg⸗ 
kommen können, ſo iſt doch ſoviel ſicher, daß für die Aufr 
wertungsfälle mit Anſprüchen aus der Zeit der Inflation — 
von ihren Anfängen bis zu ihrem traurigen Ende — die 
jetzigen, 100 0% überſteigenden Umwertungszahlen genommen 
werden müſſen. Das wird jedem klar fein, der den Gr 
dankenaufbau unſerer Umwertungszahlen erfaßt hat: Nimmt 
man nämlich zur Feſtſtellung des wahren Wertes, den etwa 
ein geſchuldeter Kaufpreisbetrag bei Begründung der Schuld 
in Zeiten der Geldaufblähung gehabt hat, die Inlandskauf⸗ 
kraft des Geldes, ſei es ausſchließlich ſie, ausgedrückt durch die 
Reichsteuerungszahl, oder die Zeilerſche Umwertungszahl, 
in der die Reichsteuerungszahl als der eine Faktor ſteckt, nun, 
fo muß, mit gedanklicher und wirtſchaftlicher Not 
wendigkeit, auch für den zweiten Teil des Rechnung 
vorgangs eine Zahl verwendet werden, die das Maß der 
Kaufkraft des Geldes in ſich trägt. Auf die Berückſichtigung 
dieſer Kaufkraft hier zu verzichten, oder fie nach oben zu be 
grenzen, indem man glaubte mit den Umwertungszahlen nicht 
über 100 hinausgehen zu dürfen, wäre Widerſinn und Will⸗ 
kür. Ich glaube das noch anſchaulicher machen zu können, 
wenn ich bitte, zur Vergleichung die Kaufkraft des Geldes 
rein als Maß zu nehmen: ſo daß ſich alſo z. B. für eine im 
Januar 1919 begründete Schuld von 10000 % eine Um⸗ 

. 2 h 
e — 1690.20, während. die 
Verwendung einer Reichäteuerungägahl im Höchſtmaße 
von 100, alſo eine Umwertung auf 250 8120 , 
offenbar falſch wäre. Hat man aber erkannt, daß für beid! 
Elemente der Rechnung die unverkürzte Reichsteuerungszah 
genommen werden müßte, ſo muß dasſelbe gelten für die An⸗ 
wendung meiner Umwertungszahlen, jo daß hier das Er 
gebnis wäre 2500 5280 2 — ein Betrag, höher 
als jene 4690 RN bei der Umrechnung rein nach der Kaufkraft 
des Geldes, weil nämlich jetzt, nach Aufwertungsgrundſätzen 
geboten, zugleich auch die veränderte Wirtſchaftslage des GM 
ſanitvolks mitberückſichtigt iſt. 

Ich habe mich zu dieſer Frage ſchon in der vor kurzem 
erſchienenen vierten Auflage der „Zeiler ſchen Umwertungs⸗ 
zahlen“ (bei Muth in Stuttgart) S. 26 ff. geäußert und dar 
mich wohl hierauf beziehen. y 

Ich kann freilich nicht ohne weiteres erwarten, daß ſich 
davon jeder ſchon überzeugt fühlte. Um fo wertvoller iſt es 
mir daher, daß ich im folgenden mit der Mitteilung andere 
Zahlen dienen kann, die die Richtigkeit des Ausgangspunkt? 
und der Ergebniſſe meiner Berechnungen weitgehend zu DE 
ſtätigen ſcheinen. 

Ich habe ſchon a. a. O. S. 22 ff. einer anderen 
ebenfalls privaten Arbeit, gedacht, des von Dr. M. Elſas 
in monatlicher Folge aufgeſtellten „Sozialen Wohlſtands⸗ 
index“. Die Grundlagen dieſer Arbeit hat Elſas im Wik! 
ſchaftsdienſt v. 5. Sept. 1924 mitgeteilt. Seine Zahlen 
reihe ſetzt ſich aus mehreren Merkmalen zuſammen. Er 


rechnung ergäbe auf 


— 
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rechnet monatlich aus der durchſchnittlichen Lohnhöhe unter 
Berücksichtigung der Erwerbsloſenzahl, indem er das Er⸗ 
gebnis durch die jeweilige Reichsteuerungszahl teilt, eine Ver⸗ 
hältniszahl des „Maſſenwohlſtandsindex“. Er nimmt ferner 
jeweils a) den reziproken Wert der Verhältniszahl des für 

ankguthaben geltenden Zinsfußes, b) den Aktienindex und 
©) die Veränderung der Höhe des Abrechnungsverkehrs der 
Reichsbank. Auch von dieſen Zahlen führt er die beiden zu⸗ 
etzt genannten, ähnlich wie beim Maſſenwohlſtandsindex mit 
Hilfe der Reichsteuerungszahl, ſo hier mit Hilfe des vom 
Statiſtiſchen Reichsamt berechneten Großhandelsindex auf den 
„Realwert“ zurück und erhält ſo, indem er dieſe drei Rech⸗ 
nungsgrundlagen als gleichwertig nimmt, einen „Kapital⸗ 
wohlſtandsindex“. Indem er ſodann weiter — mit gutem 
Bedacht und auf einer ſtatiſtiſchen Grundlage — dem Maſſen⸗ 
wohlſtandsindex ein Gewicht von ſieben, dem Kapitalwohl⸗ 
ſtandsindex ein Gewicht von drei beilegt, bildet er die ſchließ⸗ 
id maßgebende Zahl ſeines „Sozialen Wohlſtands⸗ 
e — 
.. In dieſer Weiſe wird die Reihe der Elſas ſchen Zahlen 
ſeit Februar 1924 aufgeſtellt und der Offentlichkeit zugänglich 
gemacht (zu beziehen von der Univerſitätsbuchhandlung Bla⸗ 
zek und Bergmann in Frankfurt a. M.). Die die Rechnungs⸗ 
grundlage bildenden Einzel reihen hat mir Herr Elſas 
deſonders zur Verfügung geſtellt. Die folgende Zuſammen⸗ 
ſtellung I, die ſich zur Raumerſparung und zu beſſerer Über⸗ 
ſichtlichkeit auf die erſten fünf und die letzten fünf Monate be⸗ 
ſchränkt, zeigt anſchaulich die Berechnungsweiſe des „Sozialen 
Wohlſtandsindex“. 
I. Nechnungsgrundlagen und Zahlen des „Sozialen Wohl- 

ftandsinder“ 
von Dr. Moritz Elſas. 


Index des Kapitalwohlſtands 
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Zur Vorbereitung der Schlußfolgerungen, die ſpäter dar⸗ 
aus gezogen werden ſollen, iſt es nun aber geboten, der 
Elſasſchen Zahlenreihe zur Vergleichung eine andere auf 
ihren Grundlagen gewonnene Zahlenreihe an die Seite zu 
ſtellen. Wie wir gehört haben, ſind die Elſasſchen Zahlen 
zu 772 9 Zehnteln ihres Geſamtwerts Realwerte. Da⸗ 
mit unterſcheiden ſie ſich in ihrem Weſen von den Zeiler⸗ 
ſchen Umwertungszahlen, die bewußt neben der jeweiligen 
Wohlſtandshöhe (oder umgekehrt ausgedrückt, dem jeweils 
zutreffenden Verarmungsmaß) auch dem nach dem Maße 
der Reichsteuerungszahl geſunkenen Geldwerte Rechnung tra⸗ 
gen. Um alſo die Zeilerſchen Umwertungszahlen mit dem 
Sozialen Wohlſtandsindex vergleichen zu können, muß eine 
Reihe aufgeſtellt werden, der die nicht gekürzten, urſprüng⸗ 
lichen, Ausgangszahlen von Elſas zugrunde liegen. 

Dieſe Berechnung iſt aus der folgenden Zahlentafel II 
erſichtlich. Ihre letzte Spalte gibt uns die Zahlen an, die 
Elſas gefunden hätte, wenn er, wie ich in meinen Um⸗ 
wertungszahlen, nicht Realwerte zugrunde gelegt, ſondern die 
gewiſſermaßen aufgeblähten, aber unmittelbar dem Wirt⸗ 
ſchaftsleben entnommenen und daher in Wahrheit 
wirklichen Zahlen unverkürzt zugrunde gelegt hätte. 

Nun erſt laſſen ſich Vergleichungen anſtellen. Dieſe end⸗ 
lich ſoll die Tafel III veranſchaulichen. Sie ſtellt fünf Zahlen⸗ 
reihen, die für unſere Beurteilung wichtig ſind, nebeneinander. 
In den einzelnen Monaten könnten Zufallsſchwankungen das 
Bild trüben. Darum ſind, um für die Vergleichung eine ſiche⸗ 
rere Grundlage zu bekommen, die erſten fünf und die letzten 
fünf Monate überall zuſammengezogen und jeweils der 
Mittelwert berechnet worden. Dieſer Mittelwert kann dann 
einerſeits als die Zahl für April 1924, andererſeits als die 
für Mai 1927, alſo jeweils für den mittleren der fünf 
Monate, gelten. Wir haben dann z. B. als Reichs- 
teuerungszahl (Mittelwert) für April 1924 1,186, für 
Mai 1927 1,471, und ſonach ein Anſteigen der Geldwertzahl 


= =» 08 nn Sies im Verhältnis von 100 auf 124 (oder umgekehrt ausgedrückt: 
8 2 5 2 Geſamt⸗ ſta 8 185 Wohl ein Sinken der Kaufkraft, des Geldwerts, im Verhältnis von 
Monat Jahiſ 2 3 ind nds⸗ ſtands⸗] Wohl- 124 zu 100). 
33 der drei Index Index ſſtands⸗ : a (Hand 1 iſt fü 
22 338 Kompo⸗ ( /s von Index Die von mir angenommene Wohlſtan szahl iſt für 
55 8 8 8 S | nenten Spaltetz) denſelben Zeitraum (von 37 Monaten) im Verhältnis von 
8 Sl (Ge⸗ (Ge 100 zu 136 geſtiegen. Der ihr entſprechende Soziale 
= wicht 3) | wicht 7) Wohlſtandsindex, wie Elſas ſelbſt ihn aufſtellt (alſo 
1. | 2 | 3 | 4 | 5 | 6 | 7 | 8 8 aus Realwerten berechnet), iſt im Verhältnis von 100 auf 
— 8 5 i i E 2 2 E 153 angeſtiegen. Wir jehen daraus, daß meiner Annahme 
1913110,0 |10,0 10,0 | 30,0 100,0 | 100,0 | 100,0 eines Anſtiegs der Wohlſtandshöhe von 100 auf 136, auf 
einer bloßen Schätzung der zu erwartenden Entwicklung be⸗ 
Februar 1924 5,0 | 3,5 3,33] 11,83 39,5 63,25 56,0 ruhend, jedenfalls nicht der Vorwurf gemacht werden kann, 
Marz 5,0 3,8 2,6 | 11,4 38,0 6,75] 58,0 ſie ſei zu hoffnungsfreudig und leichtfertig aufgeſtellt. Darf 
Dor 50 3% 1,9 | 8, 23,75 | 72,7 59,5 man den Zahlen von Elſas vertrauen, ſo iſt die allgemeine 
Juni an 341 155 8,2 1 80,5] 64,25 Wirtſchaftsentwicklung, in ihrem Durchschnitte, erheblich gün⸗ 
1 FA 71 3,75 85,00 66,5 ſtiger geweſen, als ich es meinen Wohlſtandszahlen zugrunde 
Ma 9 gelegt habe. 
Aorif 1 = 9 18 125 6 84 Be, 92250 Das Anſteigen der Zeilerſchen Umwertungszahl 
tat 12.0 10,13) 4,03 26,16 87,20 100,50 965 iſt durch das Verhältnis der Zahlen 100 und 169 gekenn⸗ 
Juni 8,57 10.38 8,65 22,50 | 75,38 101,50 93,5 zeichnet. Mit ihr zu vergleichen iſt die in der Zahlen⸗ 
Juli 8,57 9,98 3,78 22,33 | 74,43 100,75] 92,75 tafel II, letzter Spalte, gewonnene umgerechnete Reihe 
Ik Burüd ührung der Elſasſchen Zahlen von den „Realwerten“ auf die ungekürzten Beträge. 
Maſſen⸗ mal Summe mal Summe] Summe Berich⸗ 
wohl⸗ Reicks-⸗ — 2 5 „ < der Groß⸗ = ber ber f tigter Ge⸗ 
Monat Jahr] ſtands⸗ teuerungs⸗ 2 = 2 28% = | Epalten handels⸗ 2 Spalten | Spalten ſamtwohl⸗ 
inder zahl a 8 — 5 8 2 8 und 9 | index & 7 und 126 und 13 ſtands⸗ 
| 5 8 in dex 
TTT 7 A 1 5 
2. F ER Er EN EI ET BI 
Mbruar 1924] 63,25 1,12 70,8 495,6 50,0 35,0 33,3 68,3 1,16 79,2 1292 624,8 62,5 
1568 66,75 | 1,15 76,8 537,3 | 50,0 38,0 | 26,0 | 64,0 1,21 774 127,4 664,7 66,5 
April 62,75 1,22 88,7 621,3 30,0 37,0 19,0 56,0 1,24 69,4 99,4 720,7 72,1 
al 80,25 | 1,24 99,5 | 696,6 | 25,0 40,0 17,0 57,0 1,22 69,5 94,5 791,1 79,1 
uni 85,00 | 121 102,9 720,0| 25,0 31,0 15,0 46,0 1,16 53,4 784 798,4 79,8 
Aan 1927| 91,0 1,449 131,9 923,0 120,0 87,0 40,4 127,4 185 172,0 293,0. | 12150 | 1215 
Mai 96,25 | 1,464 140,9 986,4 120,0 91,8 42,8 134,6 135 181,7 801,7 | 12881 128.8 
ai 100,5 1,465 | 147,2 | 1031,0 120, 101,3 403 141,6 137 194,0 8140 | 134, | 1345 
uni 101,5 1,477 149,9 | 1049,0 | 85,7| 103,8 | 36,5 | 1403 1,83 193,3 279,3 | 13283 132,8 
uli 100,75 | 1,500 [151,1 1058,0 85,7! 99,8378 137,6 1,38 189,9 275,6 | 1333,6 | 133,4 
361* 
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nad) Elſas, mit ihrem Anſteigen der Zahl im Verhältnis 
von 100 zu 181. Alſo (was freilich nach dem vorhergehenden 
ſelbſtverſtändlich iſt) auch hier ein merklich ſtärkeres Anſteigen 
der Elſas ſchen Zahlenreihe als das meiner Umwertungs⸗ 
zahlen. Wollte man jene als Umwertungszahl für Auf⸗ 
wertungsfälle nehmen, ſo wäre ſie ſchon für April 1924 mit 
72,0 erheblich höher geweſen als meine Umwertungszahl 
59,2, und ſie hätte für Mai 1927 130,2 betragen gegenüber 
der von mir für Mai 1927 berechneten Zahl 100. 


III. Vergleichung der Zahlenreihen. 


ä Äꝛ—— — — —— 


Elſasſche Zahlen 
Reichs⸗ Zeilerſche Zeilerſcc. | _ 
Monat Jahr teue⸗ „Wohle Umwer⸗ Sozialer nach den 
zo rungs⸗ ſtands⸗ tungs- Wohl⸗ ungekürz⸗ 
zahlen zahlen“ zahlen | ſtands⸗ ten Aus⸗ 
Index gangs⸗ 
(Realwerte) werten 
Februar 1924 1,12 48,0 54,0 56,0 62,5 
März 1,15 49,1 56,0 58,0 66,5 
Avril 1,21 50,0 61,0 59,5 72,1 
Mai 1,24 50,6 63,0 64,25 29,1 
Juni 1,21 51,0 62,0 6,5 79,8 
Mittel⸗ 
werte: 
April 1924 1,186 49,7 59,2 60,8 72,0 
März 1927 1,449 67,0 97,0 88,5 121,5 
April 1,464 67,5 99,0 92,75 128,8 
Mai 1,465 68,0 100,0 96,5 134,5 
Juni 1,477 68,5 101,0 93,5 132,8 
Juli 1,500 69,0 103,0 92,75 183,4 
Mittels 
werte: 
Mai 1927 1,471 68,0 100,0 92,8 130,2 


Anſteigen der Zahlenreihen von 
April 1924 bis zum Mai 1927 
im Verhältniſſe von 


1,186 49,7 59,2 60,8 
1,471 68,0 : 100 92,8 
oder: oder: oder: oder: oder: 

100:124 100:136 | 100: 169 100: 153 | 100: 181 

Wiederum alſo: wer nach meinen Umwertungszahlen 
rechnet, übt Maß und Zurückhaltung und braucht ſich nicht den 
Vorwurf der Unbeſcheidenheit machen zu laſſen. 

Vorausgeſetzt nun freilich, daß man die Elſasſchen 
Zahlen als ein brauchbares Maß der Wirtſchaftsentwicklung 
des Zeitraums nehmen darf. 

Die Zahlenreihe von Elſas iſt eine private Arbeit, wie 
es die Zeiler ſchen Umwertungszahlen find. Einen Anſpruch 
auf volle Zuverläſſigkeit wird ſie ſo wenig erheben, wie ich 
es je für meine Zahlenreihe getan habe. Immerhin beruht 
ſie in all ihren Grundlagen auf Entwicklungsreihen, die für 
den Stand des Wirtſchaftslebens kennzeichnend ſind, und auf 


72,0 
130,2 
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Zahlen, die unmittelbar dem Wirtſchaftsleben ſelbſt ent⸗ 
ſtammen. 

Wenn ſich nun aber, obwohl unſere beiderſeitigen Ar 
beiten in der Berechnungsweiſe, dem Gedankenaufbau, den 
Rechnungsgrundlagen, ſo grundverſchieden ſind, doch Zahlen⸗ 
verhältniſſe ergeben, die immerhin merkwürdig nahe bei 
einander liegen, ſo glaube ich mich berechtigt, auch fernerhin 
die von mir aufgeſtellten Umwertungszahlen als ein — für 
Durchſchnitts⸗ und Regelfälle beſtimmtes — brauchbares Maß 
für die Abwicklung von Aufwertungsfällen zu empfehlen, ohne 
fürchten zu müſſen, daß damit zum Nachteil des Schuldners 
über das Ziel geſchoſſen würde. * 

Zum Schluſſe, damit der ernſten Betrachtung nicht das 
Satyrſpiel fehle; das Höchſtmaß der Aufwertung, wo näm⸗ 
lich dieſer amtliche Grenzen gezogen ſind, war nach der 
III. Steuer Not BO. 15, und iſt ſeitdem 25 0%; bei Anſprüchen 
aus der Zeit ſeit 1918 zudem berechnet aus einem Goldmark 
werte, der auf den Dollarkurſen beruht und daher für In⸗ 
landsrechtsverhältniſſe viel zu niedrig iſt. 

Das folgende Schaubild zeigt die Entwicklungslinien 
ſchematiſch, unter Verzicht auf die (übrigens im allgemeinen 


dh 


recht beſcheidenen) Schwankungen des Verlaufs, zwiſchen April 
1924 und Mai 1927, je in einer geraden Linie; namlich 


I. die Zeiler ſchen Wohlſtandszahlen, verglichen 
mit 


II. dem Sozialen Wohlſtandsindex von Elſas 
(Realwerte); 
ſodann 
III. die Zei lerſchen Umwertungszahlen, verglichen 
mit 
IV. den Zahlen von Elſas nach ihren ungekürzten 
Ausgangswerten; 
beide weiter verglichen mit 
V. und VI. den Höchſtbeträgen der Aufwertung nach der 
III. Steuer Not VDO. und dem Aufwertungsgeſeß⸗ 


Freie Aufwertung bei Löſchung der Hypothek nach vorbehaltloſer Annahme 
Pi vor dem 15. Juni 1922: * 


Von Rechtsanwalt Dr. Adolf Aſch, Berlin. 


I. Die faſt eineinhalb Jahre zurückliegende RGEntſch. 
des 5. S. v. 16. Juni 1926, 457/25 (JW. 1926, 2357) hat 
nunmehr ein lebhaftes Für und Wider in Praxis und Lite⸗ 
ratur hervorgerufen. Hat ſie doch eine der ſcheinbar ſicher⸗ 
ſten Grundfeſten des Aufmertungsrechte3 zum Erſchüttern 
gebracht, hat ſie doch in Kreiſen der Hypothekengläubiger 
Hoffnungen wieder erweckt, die in dem Maße niemals be⸗ 
ſtanden haben, oder jedenfalls längſt zu Grabe getragen waren. 

Unmittelbar liegt der Entſch. nur ein Fall der Annahme 
unter Vorbehalt zugrunde. Im Mai 1922 iſt der Nominal⸗ 
betrag der Hypothek von dem Grundſtückseigentümer an den 


Hypothekengläubiger zur Auszahlung gebracht und die Hypo 
thek im Juni 1922 auf Grund Loſchungsbewilligung von 
Mai 1922 gelöſcht worden. Das RG. hat unter der Voraus 
ſetzung, daß 
1. entweder der Hypothekengläubiger auf die Aufwertung 
des dinglichen Rechts verzichtet, oder 
2. die Anmeldung nicht rechtzeitig gemäß $ 16 Aufl! 
erfolgt iſt, 15 
die freie Aufwertbarkeit der perſönlichen Forderung 6 
mäß 8 62 AufwG. ausgeſprochen. ich 
Nadler hat (3. Aufl. S. 28 Anm. 1) aus dieſer Eni j 
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die Folgerung gezogen, daß nach vorbehaltloſer Annahme der 
Zahlung vor dem 15. Juni 1922 und erfolgter Löſchung die 

orderung nach den für ungeſicherte Forderungen geltenden 
Grundſätzen zu beurteilen iſt. Probſt (JW. 1927, 2481) hat 
ſogar als Tatbeſtand der RGEntſch. den Fall einer vorbehalt⸗ 
loſen Annahme der Zahlung ſelbſt angegeben. 

Zeiler hingegen hat (DStzZ. 1927, 354) der Entſch. die 
allgemeine Bedeutung zu nehmen geſucht. Er glaubt, daß das 
RG. die Aufwertung der perſönlichen Forderung nur dann 
zulaſſe, wenn die Forderung i. S. des AufwG. als erhalten 
zu gelten habe. Das RG. hat aber auch für den Fall der 
nicht rechtzeitig erfolgten Anmeldung, in dem alſo der Hypo⸗ 
thekengläubiger gemäß § 16 ſowohl des dinglichen, wie des 
perſönlichen Aufwertungsanſpruchs verluſtig geht, die Auf⸗ 
wertung gemäß $ 62 zugeſprochen. 

Den Ausgangspunkt für die Behandlung bildet für das 
RG. 89 AufwG. Als Stichtag für die Frage, ob i. S. von 
8 9 eine Forderung als geſichert zu gelten habe, habe ent⸗ 
weder der 14. Febr. 1924 oder der 15. Juli 1925 zu gelten. 
Nur wenn gemäß den Vorſchriften von 88 14, 15 Aufwö. 
eine Aufwertung der Hypothek kraft Rückwirkung oder kraft 
Vorbehalts in Frage käme, beſtehe die Hypothek trotz ihrer 
Löſchung fort, und ſei die Forderung als durch Hypothek ge⸗ 
ſichert anzuſehen. Eine Aufwertung der Hypothek infolge Vor⸗ 
behalts komme aber nicht in Frage, wenn der Gläubiger auf 
ſeine Rechte aus der Aufwertung der Hypothek ausdrücklich 
verzichtet oder ſeine Forderung nicht rechtzeitig angemeldet 
habe. Läge eine dieſer beiden Vorausſetzungen vor, ſo wäre 
der allgemeine Stichtag für die Frage, ob eine Forderung als 
durch Hypothek geſichert zu gelten habe, nicht ausgeſchaltet, 
und ſei daher die Forderung als nicht geſichert zu behandeln, 
wenn die Hypothek vor dem Inkrafttreten des AufwG. bzw. 
der III. Steuer NotVO. im Grundbuch gelöſcht ſei. 


Da auch im Falle der vorbehaltloſen Annahme vor dem 
15. Juni 1922 ein Aufwertungsanſpruch gemäß 88 14, 15 
nicht gegeben iſt, würde alſo nach den Gründen der Entſch. 
bei erfolgter Löſchung der Gläubiger eine Aufwertung der 
perſönlichen Forderung gemäß 8 62 verlangen können. 

In der Literatur hat die Entſch. des RG. einen Ver⸗ 
fechter beſonders in Probſt (JW. 1927, 2481) und Nad⸗ 
ler (3. Aufl. S. 28 Anm. 1) gefunden, während Mügel 
(5. Aufl S. 589), Schlegelberger (5. Aufl. zu 8 14), 
Quaſſowski (5. Aufl. S. 169), Erath (Arch ZivPrax. 
1927, 335) ſich gegen die Entſch. wenden. Von Entſch. höherer 
Gerichte, die ſich den Standpunkt des RG. zu eigen machen, iſt 
bisher nur OLG. München (Beſchl. v. 21. April 1927, Be⸗ 
ſchwerderegiſter 398/27) bekannt, welches im Falle einer Zah⸗ 
lung v. 5. Dez. 1921 angeſichts der erfolgten Löſchung die 
Forderung nicht als i. S. des 8 9 geſichert anſehen will, und 
das Aufwertungsbegehren des Armenrechtsgeſuchſtellers für 
nicht ausſichtslos erklärt (vgl. dagegen OLG. Karlsruhe: JW. 
1926, 2637; KG.: JW. 1927, 1866). 

II. Quaſſowski (S. 109) erblickt in der Begründung 
des NG. einen circulus vitiosus: die geſetzliche Vorausſetzung 
der 88 14, 15 ſei ja gerade das Vorliegen einer geſicherten 

orderung; wolle nun das RG. als Folge der Zahlung die 
Hypothek als ungeſichert i. S. des Geſetzes behandeln, ſo be⸗ 
raube es ſich ſelbſt der Vorausſetzung, die der Anwendbarkeit 
der 88 14, 15 zugrunde liegt. Derart einfach und durchſichtig 
iſt aber nicht der Fehler im Gedankengange der Entſch. Den 
Grund für den Fortfall der Sicherung erblickt das RG. in 
einem zeitlich nach der Zahlung liegenden Umſtande außer⸗ 
halb des AufwG., nämlich in der Löſchung der Hypothek; es 
gelangt zur Aufrechterhaltung und Aufwertung der perſön⸗ 
üchen Forderung gerade dadurch, daß es die Vorſchriften des 
2. Abſchn. des AufwG. nicht zur Anwendung bringt. 

Es handelt ſich in Wirklichkeit um eine petitio prineipii. 

Das NG. ſtellt die Frage, ob i. S. des AufwG. all⸗ 
gemein eine Forderung als durch Hypothek geſichert anzuſehen 
It, auf den Stichtag des Inkrafttretens der III. StenerRot- 

O. bzw. des Aufwch. und gewinnt damit einen die Frage 
der Anwendbarkeit des 2. Abſchn. des Aufwö. beherrſchenden 
oberſten Grundſatz. Da es aber mit dieſem Grundſatz für den 
Fall des Erlöſchens der Hypothek die Anwendbarkeit der 
89 14, 15 gänzlich zur Ausſchaltung bringen würde, macht es 
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zugunſten derſelben eine Ausnahme — aber nur für den 
Fall, daß bei Anwendbarkeit der 88 14, 15 auf Grund der⸗ 
ſelben ein dinglicher Aufwertungsanſpruch gegeben wäre. 
Durch dieſe willkürliche Beſchränkung der Rückverlegung des 
Stichtages wird die bedenkliche Eliminierung des 814 Satz 3, 
wie des § 16 hinſichtlich der perſönlichen Forderung erreicht. 
Durch die Aufſtellung des Grundſatzes und die Art ſeiner Be⸗ 
ſchränkung wird mittelbar der ſonſtige Inhalt der Vor⸗ 
ſchriften der 88 14—16 zur Berückſichtigung gebracht, die Be⸗ 
ſtimmungen über die Nichtaufwertung der perſönlichen Forde⸗ 
rung aber ausgeſchloſſen. 

Die geſetzliche Brücke zu dem allgemeinen Grundſatz bil⸗ 
det nach der Entſch. § 9. Dieſer regelt aber lediglich die Frage, 
wie hoch die perſönliche Forderung, nicht aber ob ſie über⸗ 
haupt aufzuwerten iſt; wie § 4 für das dingliche Recht, be⸗ 
ſtimmt § 9 das Maß der Aufwertung für die persönliche For⸗ 
derung, ſofern dieſe durch eine Hypothek geſichert iſt. Vor⸗ 
ausſetzung für die Höhe der Aufwertung aber iſt, daß erſtens 
die perſönliche Forderung beſteht, zweitens daß ſie hypo⸗ 
thekariſch geſichert iſt. Gewiß erſcheint es zuläſſig, i. S. von 
89 eine Forderung auch dann noch als durch Hypothek ge⸗ 
ſichert anzuſehen, wenn die Sicherung nach dem Inkrafttreten 
der III. Steuer Not VO. bzw. des AufwG. fortgefallen iſt. Ob 
aber überhaupt eine aufwertungsfähige Forderung vorliegt, 
und ob dieſe durch Hypothek geſichert iſt, iſt zunächſt nach den 
ſonſtigen Beſtimmungen des AufwG. und des allgemeinen 
Rechtes zu entſcheiden. Bei der Bemeſſung des Auf⸗ 
wertungsanſpruchs gemäß § 9 wird man dann freilich aus 
Billigkeitsgründen einem einſeitigen Verzicht des Gläubigers, 
der erſt nach Inkrafttreten der III. Steuer Not VO. oder wohl 
richtiger des AufwG. erfolgt iſt, die Fähigkeit abſprechen, 
die Aufwertung den Normen des AufwG. zu entziehen (vgl. 
Mügel S. 264). 

Nicht ganz der wahren Rechtslage gerecht wird ſomit auch 
Erath (©. 339), wenn er gegenüber der RGEntfch. die 
Löſung darin zu finden glaubt, daß er 89 lediglich die ohne 
weiteres aufwertbaren Forderungen, den 88 14 und 15 aber 
die in der Inflationszeit zurückbezahlten Forderungen zuweiſt. 
88 4 und 9 einerſeits und §8 14 und 15 andererſeits er⸗ 
greifen nicht, wie Erath meint, zwei verſchiedene Kate⸗ 
gorien von Forderungen; unter $ 9 fallen vielmehr ſämtliche 
hypothekariſch geſicherte, aufwertbare Forderungen, alſo auch 
die der SS 14 und 15, — allerdings nur für die Normierung 
ihrer Höhe. 

UL Für die Frage der Aufwertbarkeit wird man drei 
Kategorien unterſcheiden müſſen. 

1. Solche, bei denen weder eine Bewirkung der Leiſtung 
noch eine Löſchung der Hypothek ſtattgefunden hat, 
die alſo bedenkenlos noch zu Recht beſtehen. 

2. Solche, bei denen die Leiſtung bewirkt worden iſt. 

3. Solche, bei denen eine Löſchung der Hypothek ſtatt⸗ 
gefunden hat, ohne daß dieſe auf die Bewirkung der 
Leiſtung zurückzuführen iſt. 

81 AufwG. enthält allerdings ſowohl für die Anwend⸗ 
barkeit des Geſetzes im allgemeinen, wie für die Frage, ob 
eine Forderung durch Hypothek geſichert iſt, inſofern einen 
Stichtag, als nach ihm die Forderung vor dem 14. Febr. 1924 
begründet ſein, die Hypothek vor dem 14. Febr. 1924 beſtellt 
ſein muß. Hingegen kann als Stichtag für die rechtliche Wür⸗ 
digung eines ſpäteren Fortfalls der Hypothek nur der Zeit⸗ 
punkt der richterlichen Entſcheidung in Betracht kommen 
(ebenſo Probſt: JW. 1927, 2482). Haben z. B. nach In⸗ 
krafttreten der III. Steuer NotVO. die Parteien auf Grund 
einer Übereinkunft, etwa durch Austauſch der hypothekariſchen 
Sicherung gegen Verpfändung von Wertpapieren im Werte 
von 100 % des Goldmarkbetrages, die Hypothek aufgehoben 
und zur Löſchung gebracht, ſo geht es nicht an, auch jetzt noch 
die Forderung als durch Hypothek geſichert zu behandeln; eine 
Aufwertung der Hypothek gemäß $ 4 iſt damit ausgeſchloſſen. 
Die Entſcheidung darüber, ob eine Forderung noch durch 
Hypothek geſichert iſt und als geſichert zu gelten hat, muß 
nach den allgemeinen Vorſchriften des Geſetzes, aber auch, und 
zwar in erſter Linie, nach den Sonderbeſtimmungen des Aufw⸗ 
Geſ. erfolgen. Die Frage, welchen Einfluß die Bewirkung 
der Leiſtung für den Aufwertungsanſpruch bezüglich der per⸗ 
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ſönlichen Forderung wie des dinglichen Rechtes hat, iſt nun 
aber in 88 14, 15 AufwG. grundſätzlich behandelt. 

Die §8 14, 15 AufwG. unterwerfen der Regelung alle 
Anſprüche, die im Zeitpunkte der Bewirkung der Leiſtung 
hypothekariſch geſichert waren. Das Aufw Gg. ſpricht den Auf⸗ 
wertungsanſpruch zu, wenn der Vorbehalt erklärt oder die 
Leiſtung nach dem 15. Juni 1922 bewirkt wurde; es ſpricht 
den Aufwertungsanſpruch ab, wenn vor dem 15. Juni 1922 
die Leiſtung vorbehaltlos angenommen wurde. Von der 
grundſätzlich gleichmäßigen Behandlung der Forderung und 
des dinglichen Rechts macht es eine Ausnahme für den Fall, 
daß trotz Vorbehalts der Annahme ausdrücklich auf die Auf⸗ 
wertung des dinglichen Rechtes verzichtet wurde. Die Löſchung 
der Hypothek im Grundbuch wird in den 88 14—15 nicht aus⸗ 
drücklich behandelt. Doch ergibt § 16 zweifelsfrei, daß die 
Löſchung der Aufwertung nicht entgegenſteht. Die Regelung 
iſt eine in ſich abgeſchloſſene; die III. Steuer Not VO. und ins⸗ 
beſondere ihr § 11, iſt endgültig ausgeräumt. Stellt ſich 
die Löſchung als eine Folge der Bewirkung der Leiſtung dar, 
ſo kommt ihr eine beſondere Bedeutung für die Beurteilung 
der einſchlägigen Rechtsverhältniſſe nicht zu. Die ſich aus 
dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs ergebenden Kon⸗ 
ſequenzen haben in 88 20, 21 AufwG. ihren beſonderen recht⸗ 
lichen Ausdruck durch die Einſchränkung des Aufwertungs- 
anſpruches gefunden. 

Führt nun die Regelung der SS 14, 15, 20 Aufw®. zu 
dem Ergebnis, daß zwar die perſönliche Forderung aufzu⸗ 
werten, das dingliche Recht aber erloſchen iſt, ſo iſt die Forde⸗ 
rung ohne weiteres auch für ſämtliche übrigen Vorſchriften 
des AufwG. als nicht geſichert zu behandeln. Für den Fall 
des Verzichts auf die dingliche Aufwertung iſt alſo die Forde⸗ 
rung in Übereinſtimmung mit dem RG. frei aufzuwerten. 
Der Grund hierfür aber iſt nicht die Wirkung eines Stich⸗ 
tages, ſondern der Ausſpruch des Geſetzes ſelbſt. 

Iſt aber die Forderung ſelbſt, ſei es infolge vorbehalt⸗ 
loſer Annahme, vor dem 15. Juni 1922, ſei es infolge nicht 
rechtzeitiger Anmeldung gemäß $ 16, endgültig erloſchen, ſo 
ai auch für eine Aufwertung irgendwelcher Art nicht mehr 
Raum. 

IV. Das RG. ſpricht dagegen der auf Grund der Be⸗ 
wirkung der Leiſtung erfolgten Löſchung an ſich die Fähigkeit 
zu, die Anwendbarkeit der 88 14, 15 zum Ausſchluß zu 
bringen (nämlich für die Fälle, in denen bei Anwendung der 
88 14, 15 das dingliche Recht nicht zur Aufwertung ge⸗ 
langt). Das NG. ſetzt hierbei die Löſchung im Grundbuch 
ohne weiteres dem Erlöſchen der Hypothek gleich. Der 
RGEntſch. liegt ein Fall des Vorbehalts bei der Annahme 
zugrunde. Hat der Gläubiger auf die Hypothekenaufwertung 
ausdrücklich verzichtet, ſo wird in der Löſchungsbewilligung 
fraglos auch ein Verzicht auf die Hypothek ſelbſt zu erblicken 
fein. In dieſem Fall iſt alſo in der Tat die Hypothek end⸗ 
gültig erloſchen. Abgeſehen von dem ausdrücklichen Verzicht 
auf die Hypothek, hätte aber ſelbſt unter der Herrſchaft der 
III. Steuer Not O., die doch in ihrem § 11 der Löſchungs⸗ 
bewilligung eine beſondere materielle rechtliche Wirkung für 
den Aufwertungsanſpruch zuerkannte, der Vorbehalt das Er⸗ 
löſchen der Hypothek verhindert; die Löſchung hätte vielmehr 
das Grundbuch unrichtig gemacht und den Anſpruch auf Be⸗ 
richtigung und Aufwertung ausgelöſt (JW. 1925, 1951). 

Das RG. ſtellt die Aufwertung nach Maßgabe des 8 62 
AufwG., alſo unter Ausſchaltung der III. Steuer Not VO. und 
der Veſtimmungen der Hypothekenaufwertung, nach dem all⸗ 


1) Nadler S. 28 will aber gerade hier, wie im Falle nicht 
rechtzeitiger Anmeldung, anders als die von ihm herangezogene RG⸗ 
Entſch., gem. 89 aufwerten. 

2) Probſt unterſtreicht dieſen Fehler, in den er gleichfalls 
verfällt, dadurch, daß er in der Überſchrift feines Auſſatzes die 
Löſchung im Grundbuch durch „Aufgabe der Hypothek“ erſetzt. 
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gemeinen Recht in Frage. Nach dem Tatbeſtand iſt die 
Löſchung auf Grund einer Löſchungsbewilligung erfolgt. Ob 
dieſe mit einer löſchungsfähigen Quittung verbunden war, er⸗ 
gibt der Tatbeſtand nicht. Wäre die Löſchung ausſchließlich 
auf Grund einer Löſchungsbewilligung eingetragen, ſo wäre 
fraglos das Grundbuch unrichtig geworden, da die Quittung, 
ein Beweismittel, dem richtigen Sachverhalt nicht entſprochen 
hätte. Iſt eine löſchungsfähige Quittung mit einer Löſchungs⸗ 
bewilligung verbunden oder entnimmt der Richter aus ſonſti⸗ 
gen Unterlagen, daß die Forderung getilgt iſt, ſo kann er 
die Löſchungsbewilligung, angeſichts des Rechtsverluſtes des 
Hypothekengläubigers und der damit mangelnden Legitimation, 
als Grundlage für die Löſchung nicht mehr verwerten (K GJ. 
40, 294; RG.: IW. 1925, 1390). 

Vorliegendenfalls war allerdings die Legitimation des 
Hypothekengläubigers in Höhe des Aufwertungsanſpruchs tat“ 
ſächlich gegeben, aber eben nur, weil durch die Zahlung des 
Nominalbetrages die Forderung nur zum Teil getilgt war. 

Die Löſchungsbewilligung iſt an ſich nur ein grund- 
buchmäßiger Formalakt. Nach dem materiellen Konſensprinzip, 
das das Sachenrecht beherrſcht, ſetzt das Erlöſchen der Hypo⸗ 
thek, falls die Forderung nicht getilgt iſt, einen materiellen 
Verzicht oder die Aufhebung der Hypothek voraus. Der Ver⸗ 
zicht aber muß gemäß § 1168 dem Grundbuchamt oder dem 
Eigentümer gegenüber erklärt werden. Eine Löſchungs⸗ 
bewilligung ift keine Verzichtserklärung (Anm. 1 zu $ 1168 
KORK). Ob eine Aufhebungserklärung in ihr zu erblicken 
iſt, „iſt nach Lage des Einzelfalls unter Berückſichtigung der 
zugrunde liegenden Rechtsvorgänge zu entſcheiden“ (ebenda). 
Falls nicht ein ausdrücklicher Verzicht auf die Hypotheken⸗ 
aufwertung vorliegt, ſchließt der Vorbehalt ohne weiteres die 
Annahme aus, daß der Gläubiger auf die Hypothek verzichten 
wollte oder mit Aufhebung der Hypothek einverſtanden mat. 


Aber auch im Falle vorbehaltloſer Annahme läßt ſich die 
Löſchungsbewilligung regelmäßig nicht zu einer materiellen 
Verzicht⸗ oder Aufhebungserklärung auswerten. Ein Verzicht 
iſt nach ftändiger Rſpr. des RG. nur dann als gegeben an“ 
zuſehen, wenn der Gläubiger mit den Aufwertungsanſprüchen 
gerechnet hat. Dies betont gerade auch RG.: JW. 1926, 
2357. Ebenſowenig kann der Wille des Gläubigers über die 
Erteilung der grundbuchmäßigen Löſchungsbewilligung hinaus 
auf Aufhebung gerichtet geweſen ſein, wenn er durch die Zah⸗ 
lung vor dem 15. Juni 1922 die Forderung als getilgt und 
fein Hypothekenrecht bereits als untergegangen anſah. Gerade 
die RGEntſch., wie die Aufwertbarkeit der perſönlichen For⸗ 
derung überhaupt, ſetzt aber voraus, daß die Forderung nich 
etwa durch beſonderen Erlaßvertrag getilgt iſt. 


V. Der Prüfſtein für die Richtigkeit einer Rechts⸗ 
anſchauung iſt ihre juriſtiſche Brauchbarkeit. Es dürfte dies⸗ 
bezüglich genügen, auf folgende Konſequenzen der gegneriſchen 
Auffaſſung hinzuweiſen. 

1. Iſt bei einer Zahlung nach dem 15. Juni 1922 die 
Hypothek nicht gelöſcht, fo find durch Unterlaſſung der An 
meldung ſämtliche Anſprüche verwirkt; iſt ſie aber bereits 
gelöſcht, fo find dem Gläubiger die Anſprüche aus 8 62 
bezüglich der Forderung gewahrt. i 

2. Iſt die vorbehaltloſe Zahlung vor dem 15. Zum 
19922 fiebſt Löſchung erfolgt, To unterliegt die perſönliche For 
derung nicht den Aufwertungsſchranken, die bei Annah 2 
unter Vorbehalt oder Annahme nach dem 15. Juni 19 
kraft Geſetzes galten. 

3. Hat bei Annahme unter Vorbehalt oder Zahlung nach 
dem 15. Juni 1922 nebſt Löſchung der Gläubiger die 
Anmeldungsfriſt gewahrt, jo iſt er auch hinſichtlich der pet? 
ſönlichen Forderung den Normenſchranken des AufwG. unter 
worfen; hat er fie nicht gewahrt, iſt die Forderung frei auf 
wertbar. 
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Der Stand der Kechtſprechung in der Frage der Beitragspflicht des Srund⸗ 
ſtückserwerbers zur Aufwertungs verpflichtung des perfönlich haftenden 
Grund ſtücksveräußerers und ihre Gefahren. 


Von Rechtsanwalt Dr. Heinz Harmſen, Hamburg. 


A. Grundlage der über dieſe Frage gefällten Entſchei⸗ 
dungen iſt das Urt. des RG. v. 10. Febr. 1926 (RG. 112, 
329 JW. 1926, 1803. 

Der Tatbeſtand iſt folgender: 

Am 4. Okt. 1922 verkauft G. an H. notariell ſein 
Grundſtück zu 490000 Papiermark. Nach Zahlung erfolgt 
die Auflaſſung am 7. Okt. 1922. Nach § 4 des Vertrages 
muß der Verkäufer G. das Grundſtück in kürzeſter Friſt 
von hypothekariſchen Laſten frei machen. Zwei Hypotheken 
find gelöſcht, die dritte Hypothek nicht. Der Auſwertungs⸗ 
betrag der letzten in Höhe von 5875 / überſteigt bei wei⸗ 
tem den Goldmarkbetrag des Kaufpreiſes. Der Käufer H. 
verlangt jetzt von dem Verkäufer G. die Löſchung der letzt⸗ 
genannten Hypothek. Zwei Inſtanzen haben G. verurteilt, 
das RG. wies die Sache zurück. 

Aus den Gründen ſind folgende Geſichtspunkte hervor⸗ 

zuheben. Zunächſt weiſt das RG. darauf hin, daß, was die 
Verpflichtung des G. betreffe, die Rechtsfolgen die gleichen 
leien, ob er die Hypothek zum Löſchen gebracht habe oder 
nicht. In beiden Fällen wäre kraft des Aufw®. die Hypothek 
beſtehen geblieben. Es komme daher für die Entſch. des Rechts⸗ 
"rg nicht darauf an, ob die Hypothek gelöfcht ſei oder 
icht. 
Angeſichts des erheblichen überſteigens des Aufwertung 
betrages der einen Hypothek gegenüber dem Kaufpreis er⸗ 
beßeh die Frage, ob eine Beitragspflicht des Erwerbers 
eſtehe. 

.Das RG. weiſt hierzu zunächſt auf die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des AufwG. hin. Aus ihr ergebe ſich, daß man ur⸗ 
prünglich eine Verteilung der Aufwertungslaſt habe geſetz⸗ 
lich regeln wollen, die entſprechend vorgeſehenen Beſtim⸗ 
mungen aber geſtrichen habe, um die Entſch. dieſer Frage 
der Rſpr. vorzubehalten. 

, Zwei Geſichtspunkte ſeien bei der Frage der Beitrags⸗ 
pflicht zu erörtern: 

1. Ob eine Anfechtung in Frage komme. 8 119 Abſ. 1 
BGB. ſcheide, da es fi um einen Irrtum im Motiv handle, 
aus, ebenſo Abſ. 2, da die Möglichkeit einer einen Gegen⸗ 
Rand berührenden Geſtaltung der Rſpr. und Geſetzgebung 
teine gegenwärtige Eigenſchaft des Gegenſtandes ſei. 

2. Ob die Erfüllung der Verpflichtung, die Löſchung 
herbeizuführen, zumutbar ſei gem. 8242 BGB. 

Hier führt das RG. folgendes aus: Bei nicht ſpekula⸗ 
tiven Geſchäften bildet das Gleichgewicht von Leiſtung und 

egenleiſtung die Geſchäftsgrundlage. Dieſe kann erſchüttert 
werden. Das iſt durch die Aufwertungsgeſetzgebung geſchehen. 

s würde daher gegen Treu und Glauben verſtoßen, wenn 
der Erwerber den Veräußerer am Vertrage feſthalten wollte. 
30n ſolchen Fällen ... muß dem Grundſtücksveräußerer das 

echt zugeſtanden werden, von dem Erwerber des Grund- 
ſtücks zu verlangen, daß er zu der von dem Veräußerer zur 
zewirkung der Hypothekenbeſeitigung aufzuwendenden er⸗ 
höhten Summe einen Beitrag leiſtet, und für den Fall der 
Ablehnung dieſer Leiſtung durch den Erwerber von dem 

aufvertrag zurückzutreten.“ 

Wenn der Veräußerer am Vertrage feſthalten will, ſo 
kann er mit ſeiner Hypothekenbeſeitigung zurückhalten. 

54 Ob eine Erſchütterung der Geſchäftsgrundlage vorliegt, 
darf im Einzelfalle der Prüfung. Es folgt ſodann eine 
nähere Erörterung der hierbei zu berückſichtigenden Geſichts⸗ 
bunkte (S. 334). 

falls Hiernach iſt Vorausſetzung für die Beitragspflicht jeden⸗ 


1. Das Fehlen des ſpekulativen Einſchlages, ferner muß 
2. das Geſchäft zu einer Zeit geſchloſſen fein, wo der 


Verkäufer noch nicht mit der Auſwertung der Hypotheken 
oder doch nicht in dieſem Maße rechnen konnte. 

Von Bedeutung iſt bei dieſer Entſch. ebenfalls, daß 
der Erwerber H. auch dinglich zur Aufwertung verpflichtet 
iſt. Bei den meiſten weiterhin bekannt gewordenen Entſch. 
fällt dieſes Moment fort. 

Es liegen mir drei Entſch. vor, die die erwähnte 
Beitragspflicht des Grundſtückserwerbers ablehnen. Es ſind 
dies ein Beſchl. des OLG. Hamburg, 1. Sen. v. 27. Mai 1927 
(Ring 27, 573 = 968. 27, 249), ein Urt. des OLG. Jena 
v. 4. Juni 1927 (Ring 27, 572) und ein Urt. des OLE. 
Dresden v. 10. Juni 1927 (Ring 27, 571). 

Sämtliche Entſch. gehen von der obenerwähnten RG⸗ 
Entſch. aus. Sie betonen in den Gründen alle drei, daß die 
Geſichtspunkte der RGEntſch. nicht verwertbar ſeien, da es 
ſich in dieſen Fällen um Kaufverträge handle, die von bei⸗ 
den Parteien bereits voll erfüllt ſeien. Von einer Beitrags⸗ 
pflicht, die auf Erſchütterung der Geſchäftsgrundlage beruhe, 
könne aber nur geſprochen werden, wenn der Vertrag nicht 
voll erfüllt ſei. 

Der Entſch. des OLG. Hamburg liegt folgender Tat⸗ 
beſtand zugrunde: Der Antragſteller verlangte Aufwertung 
der perſönlichen Forderung gegen den früheren Eigentümer 
und Aufwertung der dinglichen gegen den jetzigen. Der per⸗ 
ſönliche Schuldner verlangte Herabſetzung gem. 8 15, der 
dingliche berief ſich auf ſeinen guten Glauben gem. 8 20. Nach 
den im Tatbeſtand gegebenen Daten war der Eigentümer 
unzweifelhaft gutgläubig. Die Rückzahlung und Erteilung der 
Löſchungsbewilligung war am 11. Jan. 1923 erfolgt, die Lö⸗ 
ſchung ſelbſt fand am 23. Sept. 1923 ſtatt. Der jetzige Eigen⸗ 
tümer hatte das Grundſtück am 2. Febr. 1923, alſo zu einem 
Zeitpunkte gekauft, in dem die Löſchungsbewilligung bereits 
vorlag. Die Auflaſſung ſelbſt war erſt nach erfolgter Lö⸗ 
ſchung, nämlich am 14. Juli 1924, vorgenommen. Das OLG. 
hat den Einſpruch als gerechtfertigt angeſehen, da Regreß⸗ 
anſprüche des perſönlichen Schuldners nicht beſtehen. Die 
Gründe fußen im weſentlichen darauf, das RG. behandle 
in ſeiner Entſch. nicht gänzlich abgewickelte Verträge. Letz⸗ 
teres ſei hier aber der Fall. Der Richter könne nicht nach⸗ 
träglich erfüllte Verträge wieder aufrollen. 

Das Urt. des OLG. Jena behandelt eine Klage des 
Verkäufers gegen den Käufer des Grundſtücks. Letzterer hatte 
das Grundſtück erworben, als die den Verkäufer zur Auf⸗ 
wertung jetzt verpflichtenden Hypotheken bereits gelöſcht waren. 
Auch hier kommt alſo eine Wiedereintragung der Hypothek 
wegen Gutgläubigkeit des Erwerbers nicht in Betracht. Auf 
dieſen Punkt weiſt OLG. Jena beſonders hin. „Die Auf⸗ 
wertung der perſönlichen Forderung ſteht alſo ganz außer⸗ 
halb der Vertragsbeziehungen der Parteien.“ Das AufwG. 
habe ausdrücklich beſtimmt, daß den gutgläubigen Erwerber 
eine Aufwertungspflicht nicht treffen ſolle. Es gehe daher 
nicht an, entgegen dem Willen des Geſetzgebers dieſe Ver⸗ 
pflichtungen auf einem Umwege wieder einzuführen. 

OLG. Dresden behandelt eine Klage, in der Rückauf⸗ 
laſſung des Grundſtückes wegen zu hoher Aufwertungsver⸗ 
pflichtung des Veräußerers verlangt wird. Die Hypotheken 
waren beim Grundſtückserwerb bereits gelöſcht, wozu ſich nach 
dem Vertrage der Verkäufer verpflichtet hatte. 

In den Gründen weiſt OLG. Dresden auf dieſelben die 
Irrtumsanfechtung ausſchließenden Gründe hin, die das RG. 
erwähnt hat. Es führt weiter aus, eine Rückgabepflicht des 
Grundſtücks beſtehe nach Treu und Glauben nicht, da von 
beiden Seiten der Vertrag voll erfüllt ſei. 

C. Für eine Beitragspflicht haben ſich bisher eingeſetzt: 
das KG., OLG. Karlsruhe und das Hanſ OLG. 4. Sen. 

Die älteſte Entſch. ift die des KG. (JW. 1927, 718 — 
Beſchl. v. 25. Nov. 1926). In dieſer Sache hat das KG. den 
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Einſpruch des perſönlichen Schuldners und früheren Eigen⸗ 
tümers abgelehnt, weil dieſer einen Anſpruch auf Befreiung 
von der Aufwertung gegen den jetzigen Eigentümer des 
Grundſtücks habe. 

Der Tatbeſtand iſt folgender: 

Für den Gläubiger waren 90 000 % als Hypothek 
eingetragen. Dieſe wurde am 27. Juni 1923 zurückgezahlt 
und am 30. Juli 1924 gelöſcht. Das Grundſtück wurde am 
18. Juni 1923, alſo noch vor der Auszahlung der Hypothek, 
für 50 Millionen Mark an den jetzigen Eigentümer verkauft. 
In dem Vertrage verpflichtete ſich der Verkäufer zur Aus⸗ 
zahlung und Löſchung der Hypothek. 

Das KG. geht, ebenſo wie RG. 112, 329, davon aus, 
daß bei Abſchluß des Vertrages die Parteien der Meinung 
waren, daß Leiſtung und Gegenleiſtung miteinander gleich⸗ 
wertig ſeien. Auch hier heißt es: die Geſchäftsgrundlage ſei 
erſchüttert. Wenn der Eigentümer die Beitragspflicht ablehne, 
könne der perſönliche Schuldner evtl. vom Kaufvertrage zu⸗ 
rücktreten. 

Das Urt. des Hanſ dd. (4. Sen. v. 11. Mai 1927, 
HG. 27, 177) erkennt ebenfalls eine Beitragspflicht des 
Grundſtückserwerbers an. 

Der Tatbeſtand iſt folgender: 

Am 6. Okt. 1924, alſo zur Zeit der III. Steuer NotB O., 
hat der Kl. ſein Grundſtück für 40 000 % an den Bekl. 
verkauft. Der Bekl. hat alle auf dem Grundſtück ruhenden 
Laſten übernommen. Der Kl. iſt im Aufwertungsverfahren 
den Rückwirkungshypothekengläubigern gegenüber zur Auf⸗ 
wertung von 39 700 % verpflichtet worden. Als der Bekl. 
Eigentümer wurde, waren dieſe Hypotheken bereits gelöſcht. 
Eine dingliche Aufwertung kommt alſo nicht in Frage. Der 
Kl. verlangt jetzt unter Hinweis darauf, daß ihm nach Abzug 
der Unkoſten von der Kaufſumme von 40 000 % nur etwa 
34 800 46 verblieben, die Differenz zwiſchen feiner Auf⸗ 
wertungsverpflichtung und dieſem reſtlichen Nettokaufpreis 
vom Bekl., evtl. beantragt er nach Anfechtung des Kaufver⸗ 
trages, ihm das Grundſtück rückaufzulaſſen. Der Kl. ſchätzt 
den Wert des Grundſtücks auf die fache Friedensmiete mit 
110 000 . Der Bekl. gibt an, der Wert des Grundſtücks 
betrage nur 70 000 80 000 . 

In den Gründen weiſt das Gericht zunächſt darauf hin, 
A Bekl. in bezug auf das dingliche Recht gutgläu- 
ig ſei. 

Es heißt weiter, das AufwG. wirke zwar zurück. Zur 
Zeit des Abſchluſſes des Vertrages wären aber von beiden 
Parteien die Hypothekenrechte als erledigt angeſehen worden. 
Die Einbeziehung der gelöſchten Laſten und nicht gelöſchten 
würde $ 331 ZPO. widerſprechen. 

Dann wird auf die erwähnte RGeEntſch. hingewieſen 
und betont, es ſei kein Unterſchied, ob die Auszahlungsver⸗ 
pflichtung vom Verkäufer übernommen ſei oder ob er bereits 
ausbezahlt habe. Denn durch die Aufwertungsgeſetzgebung 
ſei die Erſchütterung der Geſchäftsgrundlage in beiden Fällen 
die gleiche. Es müſſe daher die Ausgleichungspflicht aner⸗ 
kannt werden. 

Das OLG. weiſt darauf hin, daß die Meinung, eine 
Beitragspflicht käme nicht in Frage, wenn der Vertrag ab⸗ 
gewickelt ſei, unrichtig ſei, denn das Aufiv®. zeige ja gerade, 
daß der Vertrag nicht abgewickelt worden ſei. 

In zwei Entſch. hat auch das OLG. Karlsruhe die Bei⸗ 
tragspflicht angenommen. Zunächſt ſei hier auf eine jüngere 
Entſch. v. 15. Juni 1927 (Ring 27, 575) hingewieſen. Hier 
klagt der Grundſtücksveräußerer gegen den Erwerber auf 
Rückübertragung des Grundſtücks, evtl. auf Befreiung von 
der Aufwertungslaſt der perſönlichen Forderung. 

In dem Grundſtück ſtand eine Friedenshypothek von 
78 000 % eingetragen. Sie wurde am 2. Jan. 1923 zu⸗ 
rückbezahlt und am 8. März 1923 gelöſcht. Drei Wochen 
ſpäter wurde das Grundſtück notariell für 47 Millionen Mark 
verkauft. Die Auflaſſung erfolgte am 30. April 1923. Im 
Kaufvertrage heißt es, das Grundſtück ſei unbelaſtet. Der 
Kaufpreis betrug in Goldmark umgerechnet 8319 J, der 
Aufwertungsbetrag der perſönlichen Forderung 19 500 Mb. 
Der Kl. mußte alſo, um ſich von ſeiner Aufwertungsverpflich⸗ 
tung zu befreien, nach Abzug des Verkaufspreiſes 11 100 46 
aufwenden. Aus den Gründen iſt folgendes hervorzuheben: 
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1. Beitragspflicht. Die Parteien ſind davon ausge⸗ 
gangen, daß Leiſtung und Gegenleiſtung gleichwertig And. 
Dieſe Geſchäftsgrundlage iſt erſchüttert. Der Verkäufer muß 
das Recht haben, von dem Käufer Beitragsleiſtung zu ver⸗ 
langen und muß im Falle der Ablehnung zurücktreten können. 
Die Beitragspflicht ſcheidet aus, wenn es ſich um einen ſpe⸗ 
kulativen Verkauf handelt. 

2. Ein Rücktritt iſt ausgeſchloſſen, weil der Erwerber 
Vergleichsgeneigtheit gezeigt hat, zu der Aufwertung bei⸗ 
zutragen. Ferner fehlt es an dem Erfordernis der poſitiven 
Vertragsverletzung. Es fehlt am Verſchulden bei einer poſi⸗ 
tiven Vertragsverletzung, wenn die Rſpr. noch nicht ſoweit 
entwickelt war, daß man allgemein die Beitragspflicht an⸗ 
erkannte. 

Die ältere Entſch. des OLG. v. 30. März 1927 (Ring 
27, 381) beſchäftigt ſich neben der Beitragspflicht auch mit 
den Fragen des guten Glaubens (und geht hier ganz andere 
Wege, als das RG. fie bisher eingeſchlagen hat). 

Der Tatbeſtand iſt folgender: 

In dem fraglichen Grundſtück ſtanden für D. Friedens“ 
hypotheken von zuſammen 13000 % eingetragen. Ihre Lö⸗ 
ſchung wurde am 30. Nov. 1922 bewilligt, und ſie wurden 
mit einem Goldmarkbetrage von 8,60 % zurückbezahlt. Fur 
die Sparkaſſe E. war eine Friedenshypothek von 36 000 0 
eingetragen. Ihre Löſchung wurde am 7. Aug. 1923 „gegen 
Zahlung von 36 000 Papiermark“, die am 17. Juli 1923 
erfolgte, bewilligt, Goldmarkbetrag = 63 Pfg. Beide Hypo⸗ 
theken wurden gelöſcht am 21. Dez. 1923. 

Am 10. Okt. 1922 wurde das Grundſtück an G. unter 
Übernahme der Hypotheken für 1 Million verkauft, alſo zu 
einem Zeitpunkte, als die Löſchung noch nicht bewilligt war. 
Am 20. Dez. 1923, alſo einen Tag vor der Löſchung der bei⸗ 
den Hypotheken, erfolgte der notarielle Verkauf des Grund⸗ 
ſtückes von G. an L. An dieſem Tage war L. bekannt, daß 
die Hypotheken noch nicht gelöſcht waren. Die Auflaſſung er⸗ 
folgte am 28. Jan. 1924 und die Eintragung am 1. Febr. 
1924 gemäß dem Antrage v. 29. Jan. 1924. 

In dem Prozeß werden folgende Anſprüche geltend ge? 
macht. Der jetzige Eigentümer klagt gegen die beiden Hypo⸗ 
thekengläubiger D. und Sparkaſſe E. auf Feſtſtellung, daß er 
wegen ſeines guten Glaubens dinglich nicht hafte. Die Spar⸗ 
kaſſe E. hat als Zedent des G. Widerklage gegen L. er⸗ 
hoben mit der Begründung, L. ſei beitragspflichtig gegenüber 
dem jetzigen perſönlichen Schuldner G. 

Die Gründe führen aus: 

1. Es hat ſich um ganz geringe Teilzahlungen gehan⸗ 
delt, daher ſind trotz Zahlung die perſönlichen Forderungen 
nicht untergegangen und damit auch die dinglichen Siche⸗ 
rungen nicht beſeitigt worden. Die Sparkaſſe E. hatte, wie 
aus der Bemerkung „gegen Zahlung von 36 000 Papier⸗ 
mark“ hervorgeht, hiermit einen Vorbehalt gemacht. Die 
Löſchung im Grundbuch iſt daher zu Unrecht erfolgt und 
dies iſt durch die Löſchung unrichtig geworden. 1 

Der Gläubiger D. hat keinen Vorbehalt gemacht. Die 
Löſchungsbewilligung enthält aber keinen Verzicht des Gläu⸗ 
bigers auf die Hypotheken. Alſo auch hier iſt das Grundbuch 
durch die Löſchung unrichtig geworden. Dieſe Unrichtigkeit 
iſt allerdings durch die III. Steuer NotVO. beſeitigt, weil dieſe 
keine Aufwertung der gelöſchten Rechte kannte. Wenn all? 
das Grundſtück nach dem 14. Febr. 1924 von L. erworben 
wäre, ſo wäre die Gutgläubigkeit auf Grund der III. Steuer? 
Not VO. vorhanden geweſen. 

Mit dem Aufw®. find aber die alten Anſprüche wieder 
aufgelebt, und zwar rückwirkend ſchon bis in die Zeit vor 
dem Inkrafttreten der III. Steuer NotVO. Die Hypotheken 
ſind daher nicht als erloſchen anzuſehen. Ob guter Glaube 
in Betracht kommt, wird an anderer Stelle im Urt. erwogen 
Die Entſch. befaßt ſich dann mit der Streitfrage, ob durch das 
AufwG. das Grundbuch rückwirkend unrichtig geworden 5 
Das OLG. ſelbſt kommt zum Ergebnis: mit der III. Steuer“ 
Not VO. wurde das Grundbuch richtig. Wer alſo nach den 
14. Febr. 1924 ein Grundſtück erwarb, iſt geſchützt, ohne daß 
es auf guten oder böſen Glauben ankommt. 

2. Die Sparkaſſe E. klagt aus zediertem Recht des Ver 
äußerers gegen den Erwerber. In Anlehnung an die 
Entſch. wird auf die Erſchütterung der Geſchäftsgrundlage 


56. Sahrg. 1927 Heft 50] 


hingewieſen. Die Grundſätze dieſer Entſch. ſeien auch hier 
anwendbar, denn die Unbilligkeit jei in beiden Fällen die 
gleiche, ob es ſich nun um eine formelle Abwicklung des 
Kaufvertrages handle oder nicht. Es muſſe aber zuerſt feſt⸗ 
geſtellt werden, inwieweit der Erwerber beitragen müſſe, 
was die Aufwertungsſtelle im Verfahren zwiſchen Gläubiger 
und Schuldner entſcheiden müſſe. Auch wenn die Hypothek 
wieder eingetragen werden könne, beſtehe eine Beitrags- 
pflicht. Im vorliegenden Falle wird die Beitragspflicht ab⸗ 
gelehnt, weil der Veräußerer und Zedent G. die Aufwer⸗ 
tungsgefahr hätte ſelbſt erkennen können. 

D. Aus der Darſtellung der Tatbeſtände der einzelnen 
Entſch. geht hervor, daß die Rſpr. der OLG. zum Teil ganz 
andere Fälle entſcheidet als das RG. In dem vom RG. 
entſchiedenen Falle klagt nämlich der Erwerber des Grund⸗ 
ſtückes gegen den Veräußerer auf Herbeiführung der Löſchung 
der Hypotheken, wozu ſich der Verkäufer im Vertrage ver⸗ 
pflichtet hatte. 

In allen anderen Fällen machen die Veräußerer der 
Grundſtücke oder die Aufwertungsgläubiger als deren Be 
denten (der vom OLG. Hamburg 1. Sen. entſchiedene Fall 
liegt auf gleicher Linie) gegen die Erwerber Anſprüche auf 
Beitragspflicht (oder Rückauflaſſung) geltend. 

Auch auf andere Unterſchiede im Tatbeſtand, die viel⸗ 
leicht nicht unweſentlich ſind, iſt hinzuweiſen. In den vom 
RG. und KG. entſchiedenen Fällen war der Eigentümer nicht 
gutgläubig. Er haftete alſo dinglich ſowieſo. In allen anderen 
Fällen ſind die Eigentümer gutgläubig und würden ohne 
Anerkennung einer Beitragspflicht für eine Haftung über⸗ 
haupt nicht in Frage kommen. 

Was die Frage der Übernahme der Grundſtückslaſten 
betrifft, liegen die zwei der die Beitragspflicht verneinenden 
Entſch. (außer OLG. Jena) und die des KG., wie die des 
RG., da auch hier der Verkäufer ſich zur Herbeiführung der 
Löſchung der Hypotheken verpflichtet hat. In dem Falle des 
4. Sen. HanſOLG. hat umgekehrt der Erwerber alle Laſten 
übernommen. In den vom OLG. Jena und Karlsruhe be— 
handelten jüngeren Fällen iſt das Grundſtück ausdrücklich 
als unbelaſtet bezeichnet, in dem älteren war es tatſächlich 
unbelaftet. 

Dieſe Unterſchiede laſſen es von vornherein geboten er- 
ſcheinen, bei der Prüfung der Frage große Vorſicht in der 
Heranziehung von Präjudizien obwalten zu laſſen. Denn jeder 
anders gelagerte Tatbeſtand erfordert eine durchgängig neue 
rechtliche Beurteilung. 

Das RO. hebt weiter den Gedanken hervor, daß nach 

der ganzen Entwicklung der Aufwertungsgeſetzgebung und 
Aſpr. der Erwerber des Grundſtückes jetzt nicht mehr die 
Erfüllung der Vertragsverpflichtung, die Hypotheken zur 
öſchung zu bringen, verlangen könne. Die drei eine Bei⸗ 
tragspflicht verneinenden Entſch. ſtellen die Unanwendbarkeit 
15 Grundſatzes feſt, weil die Verträge ſchon abgewickelt 
eien. 
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Die wichtigſte Frage iſt die, ob der Richter rechts⸗ 
geſtaltend in Verträge eingreifen darf, und möglicherweiſe 
nicht nur dann eingreifen darf, wenn ihre Erfüllung noch 
nicht erledigt iſt, ſondern auch dann, wenn dies bereits ge⸗ 
ſchehen iſt. Hier ſind wir wieder einmal wie ſo oft in den 
letzten Jahren an einem Brennpunkt der Erkenntnis von den 
Aufgaben des Richters angelangt. Die Vertragsfreiheit ſteht 
auf dem Spiele. Darf der Richter in Verträge eingreifen 
und den Parteien etwas aufzwingen, was ſie ſelbſt nie ge⸗ 
wollt haben, woran ſie nicht einmal gedacht haben? 

M. E. darf der Richter, ſolange eine geſetzliche Regelung 
nicht vorliegt, und ſie liegt nicht vor, ſie war lediglich ge⸗ 
plant, bei der herrſchenden Rechts- und Wirtſchaftsordnung 
in die Verträge nicht derartig eingreifen. Der Staat und da⸗ 
mit der Richter dürfen neben der Gerechtigkeitsfunktion die 
Ordnungsfunktion, die gerade in den Fragen der Aufwertung 
eine große Rolle ſpielt, nicht vergeſſen. 

Ganz unmöglich aber darf der Richter abgewickelte Ver⸗ 
träge, die von beiden Parteien längſt objektiv erledigt und 
als erledigt angeſehen worden ſind, mangels geſetzlicher Rege⸗ 
lung wieder aufrollen. Auch die Inanſpruchnahme einer der 
Parteien von dritter Seite rechtfertigt einen derartigen Ein⸗ 
griff nicht. 

Einige Entſch. meinen, es komme nicht darauf an, ob 
der Vertrag abgewickelt ſei, weil die Aufwertungsgeſetzgebung 
und Rſpr. eben gezeigt haben, daß die Verträge eben nicht 
abgewickelt ſeien. Hier liegt m. E. ein Grundirrtum vor. 
Die Aufwertungsgeſetzgebung beſtimmt über dieſen Fall nichts, 
die Rſpr. will dieſen Weg gerade in dieſen Entſch. erſt be⸗ 
ſchreiten. In allen den Fällen, in denen der Eigentümer 
dinglich nicht haftet und er die Verpflichtung zur Löſchung 
nicht übernommen hat, kann man nicht davon reden, daß 
auf Grund der Geſetzgebung und Rſpr. der „Kaufvertrag“ 
als nicht abgewickelt angeſehen werden könnte. Hier über⸗ 
ſchreitet die Rſpr. ihre Grenzen. 

Die Entſch. ſprechen weiter von Beitragspflicht nur bei 
Geſchäften ohne ſpekulativen Einſchlag. Wo ſoll überhaupt 
die Grenze der Beitragspflicht gezogen werden? Schon mel⸗ 
den ſich die Stimmen, die Abwälzung oder Heranziehung 
des Eigentümers in den Fällen verlangen, wo der Grund- 
ſtücksverkauf ein ſchlechtes Geſchäft geweſen iſt, wo an und 
für ſich der Verkaufspreis die Aufwertungslaſt überſteigt, 
wo aber der verbleibende Reſt in keinem Verhältnis zu dem 
Werte des Grundſtückes ſteht, den der Erwerber in die Hände 
bekommen hat. 

Schließlich iſt noch auf die Gefahren hinzuweiſen, die 
die getrennte Behandlung des Aufwertungsverfahrens und 
des ordentlichen Rechtsſtreites bringt. Wie leicht iſt es mög⸗ 
lich, daß die Aufwertungsſtelle einen Einſpruch des perſön⸗ 
lichen Schuldners zurückweiſt, weil er Ausgleichungsanſprüche 
gegen den Eigentümer hat. Wenn der perſönliche Schuldner 
dann jedoch klagt, wird er möglicherweiſe mit ſeiner Klage 
abgewieſen, weil das ordentliche Gericht die Beitragspflicht 
vielleicht nur aus tatſächlichen Gründen verneint. 


—— eee. 


Schrifttum zum Aufwertungsrecht. 


(Elfte Folge, Fortſetzung zu JW. 1925, 2560, 2738; 1926, 122, 506, 
768, 1524, 2348; 1927, 28, 835, 1072.) 

71. Mügel, Dr. Oskar. Wirkl. Geh. Rat, Staatsſekretär im 
Preuß. Juſtizminiſterium a. D., Berlin: Das geſamte Auf⸗ 
wertungsrecht: 1. Die rechtspolitiſchen und wirtſchaftlichen 
Tendenzen der Aufwertungsgeſetzgebung. Von Landgerichts⸗ 
direktor Dr. H. Wunderlich, M. d. R. 2. Einleitung. 
3. Syſtematiſche Darſtellung der Aufwertung nach all 
gemeinen Vorſchriften. 4. Kommentar zum AufwG. v. 
16. Juli 1925 unter Einarbeitung der Nov. v. 9. Juli 
1927. 5. Durchführungsverordnungen des Reichs, ein⸗ 
ſchließlich der VO. v. 12. Sept. 1927, mit Kommentar. 
Fünfte, gänzlich neubearbeitete Auflage. 21.—27. Tauſend. 
Berlin 1927. Verlag von Olto Liebmann. 1291 ＋ XXIV ©. 
Geb. 45 Ab. 


72. Warneyer, Dr. Otto. Reichsgerichtsrat, Leipzig, und 
Dr. Fritz Koppe, Rechtsanwalt, Berlin: Das neue Auf⸗ 
wertungsrecht 1927, insbeſondere 1. Geſetz über die Ver⸗ 
zinſung aufgewerteter Hypotheken und ihre Umwandlung 
in Grundſchulden ſowie über Vorzugsrenten v. 9. Juli 
1927. 2. Die neueſte Rechtſprechung und Verwaltungs⸗ 
praxis zum geſamten Aufwertungsrecht (geſetzliche und freie 
Aufwertung). Berlin und Wien 1927. Induſtrieverlag 
Spaeth & Linde. 324 S. 

73. Roth, Dr. Alfons, Rechtsanwalt, Berlin: Geſetz über 
die Verzinſung aufgewerteter Hypothelen und ihre Um⸗ 
mandlung in Grundſchulden (Nov. z. Auf.) v. 9. Juli 
1 8 Erläutert. Berlin 1927. Verlag Hermann Sack. 


74. Kreß, Landgerichtspräſident, Straubing: Die Aufwertung 
a) nach allgemeinen Vorſchriften und b) der Hypotheken, 
Schiffs⸗ und Bahn Pfandrechte, Grund⸗, Renteuſchulden 
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und Neallaſten. Grundriß mit Erläuterungen. Dritte Be 
arbeitung 1927. 120 S. 

75. Eamter, M. K., Geh. Juſtizrat und Amtsgerichtsrat i. R.: 
Die Novelle zum Aufwertungsgejeb in ſyſtematiſcher Dar⸗ 
ſtellung, zugleich ein Nachtrag zum Handbuch der Aufwer⸗ 
tung mit einer Zuſammenſtellung der zum AufwG. er⸗ 
laſſenen Verordnungen. Berlin 1927. Verlag von Georg 
Stilke. 52 S. 

76. Roß, Dr. Emil, Rechtsanwalt, M. d. R., Dortmund: 
Geſetz über die Verzinſung aufgewerteter Hypothelen und 
ihre Umwandlung in Grundſchulden ſowie über Vorzugs⸗ 
renten v. 9. Juli 1927. Erläutert. Berlin 1927. Verlag 
Richard Barthel. 104 S. Nebſt: 

77. Ergänzungsheft betr. Durchführungsverordnungen nebſt 
Erläuterungen. Berlin 1927. 62 S. 

78. Roth, Dr. Alfons, Rechtsanwalt, Berlin: Umwertung 
und Aufwertung (Geldwertſchulden und Geldſchulden). Mit 
Anhang: Der öffentliche Glaube des Grundbuchs im Auf⸗ 
wertungsrecht. Berlin 1927. Verlag Hermann Sack. 202 S. 


In einem neuen Gewande, vornehm, geſchmackvoll und würdig 
zugleich, tritt der neue Mügel vor uns. „Ein ganz neues Werk 
auf vollkommen neuer Grundlage“ nennt es ſich. Dies bedeutet aber 
genauer ausgedrückt, daß das Werk die alten und oft gerühmten 
(ogl. JW. 1925, 2561 und 1926, 768) Vorzüge des urſprünglichen 
Werkes in ſich aufgenommen hat und daß es Mügel gelungen iſt, 
durch eine völlige Umarbeitung des bisher in zwei Bänden dar⸗ 
geſtellten gewaltigen Rechtsſtoffes, durch die organiſche Einfügung der 
neueren Geſetzgebung, namentlich auch die „Rekordleiſtung“ (David) 
einer eingehenden Erläuterung der VO. v. 12. Sept. 1927 und durch 
die Verwertung der immer uferloſer anſchwellenden Rſpr. ein Werk 
zu ſchaffen, das die frühere Geſtaltung nicht nur an äußerem Geſamt⸗ 
umfang, ſondern auch an innerem Wert gewaltig überragt. Mügel 
hat ſich im Gebiete des Aufwertungsrechts eine Stellung geſchaffen, 
die als geradezu einzigartig bezeichnet werden muß. Er tritt dem 
Geſetz gewiſſermaßen als eigene Inſtauz zur Seite, deren Autorität 
der der Nipr. durchaus ebenbürtig iſt. Verf. und Verleger haben hier 
durch ihr Zuſammenwirken ein Werk hingeſtellt, das des höchſten 
Ruhmes würdig iſt. — 

Warneyer und Koppe haben ihrem hübſchen, brauchbaren 
und beliebten Kommentar (vgl. ZW. 1926, 1524) eine völlig neue Ge⸗ 
ftalt gegeben, die nicht allein eine wünſchenswerte Ergänzung bringt, 
ſondern das geſamte Aufwertungsrecht bietet, wie es ſich 
nach Erlaß des Gef. v. 9. Juli 1927 in Geſetzgebung und Rſpr. dar⸗ 
ſtellt. Es wird alſo ſowohl die Novelle als das AufwöG. ſelbſt mit 
der geſamten zwiſchenzeitlichen Rſpr. erläutert, wie man es für den 
praktiſchen Gebrauch gern zur Hand hat. Die Teile III bis V bieten 
die Durchf Vo. v. 29. Nov. 1925, das AnlAblGG. und die ſämtlichen 
Verordnungen, Erlaſſe und Geſetze zum Aufw®. und AnlAblch. ſeit 
dem Frühjahr 1926 nebſt der dazu ergangenen Rſpr. Im ſechſten 
Teil endlich finden wir auf nicht weniger als 50 Seiten unter 
57 Nummern in alphabetiſcher Ordnung die geſamte Rſpr. über die 
Aufwertung außerhalb des Aufwertungsgeſetzes in 
vorbildlicher Kürze, ſchärfſter Prägnanz und Überſichtlichkeit. Die 
Verf. haben alſo ihr im Titel aufgeſtelltes Programm reſtlos erfüllt. 
Ihr Buch wird jedem, der ſich mit den grauenvollen Aufwertungs⸗ 
fragen beſchäftigen muß, eine höchſt willkommene Hilfe ſein, in der 
Tat „ein ſicherer, zuverläſſiger Führer“. Es ſteht vornan griffbereit 
in meinem Bücherſchrank. — 

Kreß verwirklicht in ſeinem Buche ein ſehr weit getriebenes 
Streben nach Vollſtändigkeit. Er gibt in ſyſtematiſcher Anordnung 
eine außerordentliche Fülle von Rechtſprüchen und im Schrifttum 
hervorgetretenen Kontroverſen. Die von einem „Grundriß“ erwartete 
Beſchränkung auf das Weſentlichere tritt dadurch in den Hintergrund, 
ſo ſehr die überſichtlichkeit durch eine Druckanordnung von vorzüg⸗ 
licher Einprägſamkeit, namentlich im Inhaltsverzeichnis, gefördert 
werden mag. — 

Zu feinem JW. 1926, 1773 beſprochenen „Handbuch der Auf⸗ 
wertung“ gibt Samter ein Ergänzungsheft, welches eine gute und 
überſichtliche Einführung in die verwickelten und undurchſichtigen Vor⸗ 
ſchriften der Novelle gewährt. — 

In ausführlicherer Weiſe bringt Roß dieſe Vorſchriften mit 
dem grundlegenden AufwG. in innere Verbindung. Wertvoll find vor 
allem die Mitteilungen aus der parlamentariſchen Behandlung und 
die Ausführungen über die wirtſchaftlichen Zuſammenhänge. Die Er⸗ 
läuterungen zu 815 (Grundſtückskäufe aus 1921) und 88 17ff. (Ver⸗ 
gleiche uſw.) find Monographien über dieſe bedeutſamen und ſchwie⸗ 
rigen Fragen von bleibendem Werte. Das Ergänzungsheft bringt den 
Wortlaut der Novelle und der VO. v. 12. Sept. 1927 und 29. Nov. 
1925 nebſt Erläuterungen der beiden letzteren. — 

Von ſchneidender Schärfe iſt das Urteil, das Roth in ſeinem 
Vorwort über die Novelle fällt: „Die Novelle iſt einer Löſung der 


gerade tiefgreifendſten durch fie aufgeführten Probleme ... nur ber 
einzelt ... eingegangen ..“ „Infolgedeſſen knüpfen ſich an die Novelle 
von vornherein eine Anzahl beunruhigender und, wie ein Eindringen 
in den Gegenſtand zeigt, allerſchwierigſt zu löſender Streitfragen“ » 
„Die Faſſung der einzelnen Beſtimmungen gibt zu außerordentlich 
vielen Bedenken Anlaß“ ... „Dutzende von neuen Streitfragen ...“ 
„bringen Recht und Wirtſchaft in neue Unſicherheit und Ungewißheit“ 
Die Berechtigung dieſes Urteils leuchtet einem immer zwingender ein, 
je mehr man ſich in die ungewöhnlich tiefgründigen und ſcharfſinnigen 
juriſtiſchen Erörterungen vertieft, mit denen Roth Sinn und Trag⸗ 
weite der neuen 20 Paragraphen herauszuholen ſich bemüht. Hierin 
liegen Rang und Bedeutung dieſes Buches, welches mir für die Aus⸗ 
legung, Anwendung und Weiterbildung der Novelle höchſt unentbehr⸗ 
lich ſcheint. — 

Die Roth ſche Schrift über Umwertung und Auf- 
wertung erfordert nach meinem Dafürhalten wegen ihrer grundſäßz⸗ 
lichen Bedeutung eine weit eingehendere Würdigung als ſie mir heute 
an dieſer Stelle möglich wäre. Dieſe Beſprechung muß ich mir daher 
für eins der nächſten Hefte der JW. vorbehalten, zugleich wohl auch 
als Schluß dieſer Sammelkritik. 

Geh. IR. Dr. Otto Hagen, Berlin. 


Jahrbuch für Eutſcheidungen in Angelegenheiten der frei 


willigen Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts. Auf 
Grund amtlichen Materials herausgegeben von Viktor 
Ring, Geh. Oberjuſtizrat, Vizepräſident des Kammergerichts 
a. D. Vierter Band. Berlin 1927. Verlag Franz Vahlen. 
Preis 12 . 

Aus dem großen Gebiet der freiw. Gerichtsbarkeit ſind gerade 
zwei Materien in beſonderem Maße von der Geſetzgebung der letzten 
Jahre betroffen worden: das Fürſorgerecht für Jugendliche und das 
Grundbuchrechl. Auch hier nimmt die Fülle der zur Veröffentlichung 
geeigneten wichtigen Entſch. ſtandig zu. Kein Wunder! Immer noch 
arbeitet die Geſetzgebung in Haſt und Eile, ſo daß unabſehbare Zweifels⸗ 
fragen die Folge ſind; dadurch wurde eine Teilung des Jahrbuchs 
notwendig: das Aufwertungsrecht wurde herausgenommen als ſelb⸗ 
ſtändige Zeitſchrift — die bereits rühmlichſt bekannte „Rſpr. in 
AufwcSachen“ —, in die auch die früher zur Veröffentlichung im 
Ig. beſtimmten, in Grundbuchſachen ergangenen Eutſcheidungen über 
AufwFragen aufgenommen wurden. Der hierdurch freigewordene 
Raum iſt reichlich durch die ſtark angewachſene Rſpr. auf den übrigen 
Gebieten der freiw. Gerichtsbarkeit ausgefüllt. 

Der vierte Band enthält, außer zwei einſchlägigen Beſchlüſſen 
des RGB., 102 Entſch., die in fünf Abſchnitten: Allg. Vorſchriften (1), 
Vormundſchaftsſachen (34), Nachlaßſachen (3), Handelsſachen (20) und 
Grundbuchſachen (44) zuſammengefaßt find. Die große Zahl macht 
es unmöglich, durch Eingehen auf einzelne Erkenntniſſe die geiſtige 
Arbeit zu würdigen, die in dieſen Entſcheidungen liegt. 

Die vorzügliche Sammlung, deren Überſichtlichkeit durch das 
bei den Ring ſchen Büchern gewohnte ſorgfältige Sachregiſter erhöht 
wird, verdient die Bezeichnung eines „unentbehrlichen Hilfsmittels 
für die Praxis“. D. S. 
Eutſcheidungen des Kammergerichts in Miet⸗, Pachtſchutz⸗⸗ 

Koſten⸗ und Strafſachen. Auf Grund amtlichen Materials 
herausgegeben von Viktor Ning, Geh. Oberjuſtizrat, Vize⸗ 
präfident des Kammergerichts a. D., unter Mitbearbeitung 
von Schnitzer, Senatsoräſident am Kammergericht, und 
Dahmann, Kammergerichtsrat. Ergänzung zum Jahrbuch für 
Eutſcheidungen in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit und des Grundbuchrechts. Sechſter Band. Berlin 


1927. Verlag Franz Vahlen. 

Den empfehlenden Worten (vgl. JW. 1927, 564), die den früher 
erſchienenen Bänden der Sammlung gewidmet ſind, wäre wenig hinzu⸗ 
zufügen, wenn der neue Band eine einfache Fortſetzung der Reihe 
darstellte. Er bringt aber erheblich mehr. Den diejes Mal auf 55 
Entſch. in Miet⸗ und in Pachtſchutzſachen angewachſenen Erkennt⸗ 
niſſen ſtehen eine Entſch. in Altenteils⸗, acht in Koſtenſachen und vor 
allem 69 Entſch. in Strafſachen gegenüber. Gerade die Ausdehnung 
der Sammlung auf dieſes Gebiet iſt von erheblicher Bedeutung. 
Während auf dem Gebiet des Mietrechts allmählich die Hoffnung 
wächſt, daß in nicht allzu ferner Zeit die Tätigkeit der beſonderen 
gerichtlichen Stellen ſich erübrigen möge, iſt die Bedeutung der DIPL. 
des RG. auf dem Gebiet des Strafrechts ftändig gewachſen, jo daß 
eine laufende Veröffentlichung der bedeutſamſten Erkenntniſſe von 
größter Wichtigkeit iſt. 

Die vorl. Sammlung — eine notwendige Ergänzung des von 
dem gleichen Verf. herausgegebenen „Jahrb. der Entſch. in Ange 
legenheiten der freiw. Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts“ (vor- 
ſtehende Beſprechung) — iſt in gleichem Maße wie dieſe ein Werk, 
das weiteſte Verbreitung gefunden hat und verdient. 5 

Es darf nicht unerwähnt bleiben, daß durch ein vorzügliches, 
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Dünndruckpapier und durch zweckmäßige Druckanordnung der Verlag 
es verſtanden hat, trotz der Fülle des Stoffes, dem Buch ein hand⸗ 
liches Format zu erhalten. D. S. 


Schultzenſtein: Das Reichsſchuldbuch. Dargeſtellt für die 
Praxis. Berlin 1927. Carl Heymanns Verlag. Preis 3 G. 


Das alte Reichsſchuldbuch beſtand 34 Jahre. Es iſt tot. Die 
Anſprüche aus Markanleihen, die ſich aus dem alten Schuldbuch 
ergaben, beſtehen nach 81 des Gef. über die Ablöſung öffentlicher 
Anleihen v. 16. Juli 1925 nur nach Maßgabe dieſes Geſ. Sie ſind 
in Anleiheablöſungsſchulden des Reichs umgewandelt. Für ſie iſt 
ein neues Reichsſchuldbuch eingerichtet. Nach § 16 der erſten Durchf⸗ 
VO. v. 8. Sept. 1925 werden die Schuldbuchſorderungen der alten Mark» 
anleihen in Buchſchulden der Anleiheablöſungsſchuld ungewandell, und 
nur inſoweit dieſe Schuldbuchforderungen durch 500 nicht teilbar 
find, kann nach 85 Abſ. 5 des Geſ. die Ausreichung von alten 
Schuldverſchreibungen oder Erſatzurkunden verlangt werden. Daneben 
gibt es noch weitere Forderungen, die ins neue Schuldbuch eingetragen 
werden können. Nach 8 4 Abſ. 3 des Gef. können diejenigen Schuld⸗ 
verſchreibungen der Anleiheablöſungsſchuld, die nicht aus Buch⸗ 
ſchulden hervorgingen, in Buchſchulden umgewandelt werden; nach 
917 des Gef. die Anleihe⸗Altbeſitzer ſtatt der ihnen zuſtehenden 
Ausloſungsſcheine die Eintragung des Ausloſungsrechts ins Schuld⸗ 
buch verlangen, ſofern ein dem Betrag des Ausloſungsrechts ent⸗ 
ſprechender Betrag der Anleiheablöſungsſchuld im Schuldbuch ein⸗ 
getragen iſt. Andere Forderungen gegen das Reich, insbeſ. die neue⸗ 
ren Anleihen, > bisher der Eintragung ins neue Reichsſchuldbuch 
nicht zugängli 

Das neue Reichsſchuldbuch iſt nicht nur rechtlich etwas anderes; 
es hat auch ſeinen Charakter in wirtſchaftlicher Beziehung — jeden⸗ 
falls gegenüber der Zeit vor dem Krieg — weſentlich geändert. Wäh⸗ 
rend vor dem Krieg die Zahl der Konteninhaber im Reichs⸗ und im 
preuß. Staatsſchuldbuch, das ans Reich übergegangen iſt, etwas über 
100 000 war, iſt die Zahl der Konteninhaber im Krieg auf rund 
1300000 geſtiegen. Gegenwärtig werden mehr als 700 000 Konten⸗ 
inhaber gezählt. Und während vor dem Kriege der Durchſchnitts⸗ 
betrag eines Kontos etwa 50.000 % geweſen ift, ging der Durchſchnitts⸗ 
betrag ſpäter bis auf 12—14 000 % für das Konto zurück. Gegen⸗ 
wärtig beträgt er etwas über 300 .. Während früher der wohl⸗ 
habende Mittelſtand Konteninhaber im Schuldbuch war, iſt es jetzt 
der Kleinbürger und der verarmte Mittelſtand. Die Verwaltung des 
Reichsſchuldbuchs iſt daher aus einer Großbank mit entſprechendem 
Kundenkreis eine Sparkaſſe geworden, die die Spargelder kleiner 
Leute verwaltet. Dieſe Wandlung iſt von erheblichſtem Einfluß ſo⸗ 
wohl für die Bedeutung des Reichsſchuldbuchs als auch für die auf⸗ 
tauchenden Rechtsfragen. 

Der ſeit einem Jahrzehnt in der Reichsſchuldenverwaltung 
tätige Verfaſſer ſtellt in einem kurzen Abriß das Reichsſchuldbuch 
ür die Praxis dar. Das Werk vereinigt in ſich die Vorzüge einer 
Abhandlung, die zugleich die tatſächlichen Erſcheinungen der Schuld⸗ 
buchpraxis wie die rechtlich bedeutſamen Fragen dieſes Gebietes 
meiſtert. Die Mitteilung der Praxis und der Rechtsauffaſſungen der 
Reichsſchuldenverwaltung erſcheinen deshalb für die Juriſtenwelt be⸗ 
ſonders wichtig, weil Diele Fragen bisher im Kreiſe der Reichsſchulden⸗ 
verwaltung gelöſt worden find, ohne an die Öffentlichkeit zu kommen. 
Das Reichsſchuldbuch, das größte aller Kreditorenkonten, bietet 
eine Fülle von rechtlichen Schwierigkeiten und neuartigen Fragen. 
Ein Problem, das vielleicht überwiegend theoretiſche Bedeutung hat, 
aber doch nicht der praktiſchen Wichtigkeit entbehrt, iſt die Frage 
er Grenzen von öffentlichem und privatem Recht auf dieſem Gebiet. 
Vielleicht hat der Verf. in dieſer Hinſicht dem Privatrecht zu ftarken 
Einfluß zugeſtanden. Immerhin wird an manchen Stellen im Proteſt 
gegen die herrſchende Auffaſſung die öffentlich⸗rechtliche Seite der Ein⸗ 
richtung erkennbar. Der Verf. wendet ſich z. B. gegen die herrſchende 
Auffaſſung, die im Antrag auf Eintragung einer Schuldbuchforderung 
ein Rechtsgeſchäft ſieht, wobei der 8 181 BGB. über das Verbot des 
Vertragsſchluſſes mit ſich ſelbſt bei Anträgen von Vormündern, Pfle⸗ 
gern uſw. anzuwenden ſei. In Wahrheit iſt dieſer Antrag ein 
publiziſtiſches Rechtsgeſchäft. Er gehört dem öffentlichen Recht an 
und folgt eigenen Regeln, mag auch der dem § 181 zugrunde liegende 
Gedanke für die Auslegung des öffentlichen Rechts in Betracht 
kommen. Ahnlich dürfte es mit der inteneſſanten und auf anderen 

ebieten unbekannten Einrichtung der „zweiten Perſon“ ſtehen, die 
nach dem Tode des Gläubigers verfügungsberechtigt wird. Sie gleicht 
dem Bevollmächtigten über den Tod hinaus, freilich mit erweiterten 
Rechten und dem Unterſchiede, daß es ſich um eine Vollmacht auf 
öffentlich⸗rechtlichem Gebiete handelt. Die Ausführungen, die der 

erf, bei der Schilderung dieſer Einrichtung über die Schwierigkeiten 
Zeiten macht, die im Fall des Todes des Gläubigers beſtehen, ver⸗ 
dienen allſeitige Beachtung. Die Schwierigkeiten beſchränken ſich 
nämlich keineswegs auf das Neichsſchuldbuch. Sie find ebenſo bes 
kannt im Grundbuchrecht, im Bankweſen und auf anderen Gebieten. 

er Verf. vergleicht die zweite Perſon mit dem Treuhänder; ihre 
Einbürgerung auch im ſonſtigen rechtsgeſchäftlichen Verkehr ift der 
Erwägung wert. 
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Nach der gegenwärtigen Rechtslage iſt das neue Reichsſchuld⸗ 
buch zum allmählichen Verſchwinden verurteilt. Mit der Tilgung 
der Anleiheablöſungsſchuld und der Ausloſungsrechte verliert das 
neue Reichsſchuldbuch jeden Inhalt. Man denkt jedoch jetzt 
nach dem Entwurf des Kriegsſchädenſchlußgeſetzes daran, die Kriegs⸗ 
geſchädigten mit ihren Anſprüchen für eine Übergangszeit in das 
Reichsfchuldbuch zu verweiſen, was ein ſtarkes Anwachſen des Schuld⸗ 
buchs bedeuten würde. Auch wird allmählich den Beſitzern von Aus⸗ 
loſungsſcheinen und Anleiheablöſungsſchuldverſchreibungen bekannt 
werden, daß ſie gut daran tun, dieſe Papiere in das Schuldbuch ein⸗ 
tragen zu laſſen, da fie dann der ſehr lältigen Kontrolle der Aus» 
lojung enthoben find. Der Verf. weiſt mit Recht darauf hin, in wie 
weitem Umfang das Bedürfnis nach der Schuldbucheinrichtung be⸗ 
ſteht, die insbeſ. für kleine Kapitalsanlagen die Verwaltungs koſten 
verringert, die Gefahren des Diebſtahls und Verluſtes vermeidet 
und auch ſonſt erhebliche Vorzüge beſitzt. Doppelt bedauerlich würde 
ein Untergang dieſer ſo wertvollen Rechtseinrichtung ſein angeſichts 
des Geiſtes, in dem die Reichsſchuldenverwaltung ihre Geſchäfte 
führt. Dieſer Geiſt kommt in den Worten des Verf. zum Ausdruck: 
„Entſprechend der Treuhänderſtellung ſowohl im Verhältnis zu den 
Kontengläubigern wie im Verhältnis zum Reiche faßt die Reichs⸗ 
ſchuldenverwaltung ihre Aufgabe als einzige und letzte Inſtanz in 
Schuldbuchſachen nicht etwa vom einſeitigen Standpunkt des Schuld⸗ 
ners, ſondern mehr von dem eines Bankiers auf, der ſich nach jeder 
Richtung hin bemüht, den Wünſchen und Intereſſen ſeiner Kunden 
nachzukommen. Es empfiehlt ſich daher, in allen Schuldbuchangelegen⸗ 
heiten, ſobald man nicht ſelbſt Beſcheid weiß, ſich vertrauensvoll 
an die Reichsſchuldbuchverwaltung zu wenden, die koſtenlos in der 
bereitwilligſten Weiſe Auskunft erteilt.“ 


Syndikus Dr. Weisbart, Berlin. 


Dr. Franz Leonhard, ordentl. Prof. der Rechte a. d. Uni⸗ 
verſitſät Marburg, Geh. Juſtizrat: Bürgerliches Recht. 
Ein Lehrbuch in kurzen Sätzen. Zweite neubearbeitete 
Auflage. Berlin 1926. Verlag Carl Heymann. 247 S. 
Preis 8 cc, geb. 9 A. 

Als Verf. im Sommer 1923 die erſte Auflage feines „Lehr⸗ 
buches in kurzen Sätzen“ erſcheinen ließ, motivierte er die „eigen⸗ 
artige äußere Form“ mit der „Not der Zeit, aus der heraus ſie ge⸗ 
boren ſei“: es follte den Studierenden ein das ganze bürgerliche Recht 
umfaſſendes und doch vermöge feines beſchränkten Umfangs zu 
einem erſchwinglichen Preiſe erhältliches literariſches Hilfsmittel ge⸗ 
boten werden. Daß ſchon nach drei Jahren, obwohl unterdeſſen die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe eine grundlegende Anderung und Ver⸗ 
beſſerung erfahren haben, eine neue Auflage des Buches notwendig 
geworden iſt, iſt ein Beweis dafür, daß es noch anderen Bedürfniſſen 
als nur der Not der Zeit gerecht zu werden verſtanden hat. Das 
Charakteriftiihe dieſes Lehrbuches liegt in der ſkizzenhaften Form, 
in dem Verzicht auf „aufgelöſte Sätze“: es wird nur das Gerippe des 
Syſtems geboten, ſtellenweiſe ſtichwortartig, ſtellenweiſe mit etwas 
ausführlicheren Bemerkungen; das Ganze immer noch mehr ent⸗ 
haltend, als was etwa ein „Diktierprofeſſor“ ſeinen Zuhörern als 
Heft mitgeben würde. Es wäre nun gewiß nicht zu wünſchen, daß 
die vom Verf. gewählte Methode die allgemein übliche Form der 
juriſtiſchen Lehrbücher und Grundriſſe würde. Denn damit würde die 
dogmatiſche Darſtellung aufhören, das Kunſtwerk zu ſein, das ſie 
neben dem geiſtigen Gehalte auch fein ſoll, und würde der Wir⸗ 
kungen entbehren, die von der Schönheit des Stiles, der Klarheit 
der Diktion und der Sicherheit der Beweisführung ausgehen. Daß 
aber neben den Darſtellungen, die dieſen Anforderungen entſprechen, 
auch Bücher von der Art des vorliegenden ihre Berechtigung haben, 
dürfte nicht zu beſtreiten ſein. Iſt es doch richtig, was Verf. ſeinem 
Buche nachrühmt, daß es zufolge ſeiner Eigenart den Leſer in be⸗ 
ſonders ſtarkem Maße zwingt, die einzelnen Abſchnitte nicht nur zu 
lernen, ſondern zu durchdenken; die Skizzenhaftigkeit des Buches 
nötigt den Studierenden zur angeſtrengten Mitarbeit, indem von ihm 
die Lücken ergänzt und die angedeuteten Probleme auf eine voll⸗ 
ſtändigere Formulierung gebracht werden müſſen — ähnlich, wie häu⸗ 
fig ſchon im Jugendalter Schülern aus pädagogiſchen Gründen Lehr⸗ 
mittel nicht im fertigen Yuftand, ſondern fo verabfolgt werden, daß 
ſie von ihnen erſt zuſammenzuſetzen ſind. Unter den wiſſenſchaftlichen 
Bearbeitern des bürgerlichen Rechts (wenn Verf. im Vorwort Ver⸗ 
wahrung dagegen einlegt, daß ſeine Skizze mit unwiſſenſchaftlichen 
Repetitionsbüchern auf eine Stufe geſtellt werde, ſo iſt dieſe Gefahr 
ſowohl durch ſeinen Namen wie durch den Inhalt des Buches aus⸗ 
geſchloſſen) hat einen ähnlichen Verſuch wie L. vor mehr als fünf⸗ 
undzwanzig Jahren Zitelmann mit feinem Grundriß des Alle 
gemeinen Teiles gemacht. Aber L.s Buch hat vor dem Zitel⸗ 
mannſchen nicht nur den Vorzug, daß es ſämtliche Teile des BGB. 
behandelt, ſondern es zeichnet ſich auch durch größere Anſchaulichkeit 
und konkretere Stoffgeſtaltung aus. Im ſyſtematiſchen Auſbau folgt 
Verf. der alten bewährten Einteilung. Bei den zahlloſen Gtreit- 
fragen, die das Buch berührt, wird L. ſelbſt allſeitige Zuſtimmung zu 
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den von ihm vertretenen Anſichten nicht erwarten und auch da, wo 
inhaltliche Übereinſtimmung beſteht, würde mancher vielleicht manchen 
Satz lieber anders formuliert ſehen. Aber auf Einzelheiten kann 
gegenüber einer ſich auf das ganze bürgerliche Recht erſtreckenden 
Darſtellung im Rahmen einer kurzen Anzeige nicht eingegangen wer⸗ 
den. Auch wer den Standpunkt des Verf. nicht überall zu teilen ver⸗ 
mag, wird, worauf es hier allein ankommt, dem Buche ſeinen päd⸗ 
agogiſchen und wiſſenſchaftlichen Wert nicht abſtreiten können. 
Prof. Dr. Titze, Berlin. 


Bürgerliches Geſetzbuch mit Nebengeſetzen. Syſtematiſche 
Summlung der privatrechtlichen Geſetzgebung des Deutſchen 
Reiches. Textausgabe mit Verweiſungen und Sachregiſter. 
Herausgegeben unter Mitwirkung von Dr. Fritz Cahn⸗ 
Garnier, Syndikus und Beigeordneter der Stadt Mann⸗ 
heim, von Dr. Heinrich Hoeniger, Prof. der Rechte in 
Freiburg i. Br. 3. Auflage. Mannheim 1927. Ver⸗ 
lag J Bensheimer. (Sammlung deutſcher Geſetze Bd. 124.) 
989 S. Preis geb. 15 .#. 

Wieder legt uns der Bensheimerſche Verlag eine ſeiner vor⸗ 
trefflichen Geſetzesſammlungen in neuer — dritter! — Auflage vor. 
Die Vorzüge dieſer Ausgaben ſind zu bekannt, auch ſchon in dieſer 
Zeitſchrift (3. B. JW. 1926, 2884) zu oft erörtert, um nochmals her⸗ 
vorgehoben werden zu müſſen. 

An der bewährten ſyſtematiſchen Anordnung „der das BGB. 
abändernden und ergänzenden Nebengeſetze“ iſt nichts geändert. Die 
Neuauflage hat die Sammlung lediglich auf den neueſten Stand der 
Geſetzgebung — der Stichtag liegt hier allerdings ſchon etwas zurück: 
10. März 1927 — gebracht. Obwohl die erſte Auflage erſt 1926 
erſchienen iſt, ſind die ſeit dieſer Zeit notwendig gewordenen Er⸗ 
gänzungen immerhin bis zu dieſem Stichtage doch ſo erheblich ge⸗ 
weſen, daß eine Umfangvermehrung von 934 auf 989 Seiten ein⸗ 
getreten iſt. Das ſtändige und leider ſcheinbar unaufhaltſame An⸗ 
ſchwellen des Rechtsſtoffes tritt einem eben immer wieder in jedem 
Hilfsmittel des juriſtiſchen Lebens entgegen. 

Es bleibt daher nur die erfreuliche Feſtſtellung zu treffen, daß 
die vorliegende Geſetzesſammlung, die dem Benutzer das ganze 
privatrechtliche Geſetzesmaterial des Deutſchen Reiches in einer ge⸗ 
ſchloſſenen Ausgabe darbietet, wieder in Neu auflage vorliegt. D. S. 


Kübler⸗Beutner: Die Auflöſung der Familiengüter in 
Preußen. Geſetze, Verordnungen und Ausführungsbe⸗ 
ſtimmungen mit ihren Begründungen nebſt den Entſchei⸗ 
dungen des Landesamts für Familiengüter unter Berück⸗ 
ſichtigung der Rechtſprechung ſonſtiger oberſter Reichs⸗ und 
Landesbehörden. Berlin 1927. Carl Heymanns Verlag. 


Das Werk iſt eine wertvolle Bereicherung des auf dem Gebiete 
der Auflöſungsgeſetzgebung nicht beſonders zahlreichen Schrifttums. 
Es entſpricht einem in der Praxis lange empfundenen Bedürfnis 
nach einer geordneten und erſchöpfenden Zuſammenſtellung der er⸗ 
gangenen Geſetze, Verordnungen und Ausführungsbeſtimmungen. Iſt 
es ſchon für die ſtändig in der Auflöſungsgeſetzgebung arbeitenden 
Auflöſungsbehörden oft nicht leicht, durch die zahlreichen ſtark ver⸗ 
zettelten Vorſchriften durchzufinden, ſo gilt dieſes in erhöhtem Maße 
von allen, welche nur gelegentlich genötigt ſind, ſich über einſchlägige 
Fragen der Auflöſungsgeſetzgebung zu unterrichten. Das in über⸗ 
ſichtlicher Weiſe einen vollſtändigen Abdruck aller in Betracht kom⸗ 
menden Geſetze, Verordnungen und Verfügungen nebſt den Begrün⸗ 
dungen enthaltende Buch erleichtert es jedem, in den ſchwierigen 
und vielſeitigen Stoff einzudringen. Beſonders wertvoll aber wird 
das Buch für den praktiſchen Gebrauch dadurch, daß die vermöge 
ihrer bindenden Kraft eine Ergänzung der Auflöſungsgeſetzgebung 
bildenden NE. des LAUF. FamGüt., abgeſehen von unweſentlichen 
Kürzungen, vollſtändig, und zwar nach Materien geordnet, mit ab⸗ 
gedruckt und dazu noch Rechtsgrundſätze, die das LA. in für den 
Einzelfall ergangenen Beſchlüſſen aufgeſtellt hat, ſowie einige wich⸗ 
tige Entſch. des StcßH., des RG., des NFH. und des KG. wieder⸗ 
gegeben ſind. Das Werk, das auf eine Erläuterung der einzelnen geſetzl. 
Beſtimmungen verzichtet, bietet dadurch das wertvollſte Material für 
die Auslegung des Geſetzes und erlangt infolgedeſſen eine mit dem 
Wert eines Komm. vergleichbare Bedeutung. Nicht unerwähnt ſoll 
bleiben, daß das Buch mit einem guten Sachverzeichnis verſehen iſt, 
das ſeinen Gebrauch weſentlich erleichtert. Wenn die Verf. am 
Schluſſe des Vorworts ſchreiben, daß es ihnen zur Befriedigung ge⸗ 
reichen würde, das Verſtändnis für die Auflöſungsgeſetzgebung in 
weitere Kreiſe zu tragen, ſo dürfte das Buch dem von den Heraus⸗ 
gebern ins Auge gefaßten Ziel voll und ganz entſprechen. Den Be⸗ 
hörden, Rechtsanwälten und auch gerade den von der Auflöſungs⸗ 
geſetzgebung betroffenen Perſonen kann daher die Anſchaffung des 
Werkes nur warm empfohlen werden. Zu begrüßen wäre es, wenn die 
nach dem Vorwort für ſpäter vorbehaltene zuſammenfaſſende wiſſen⸗ 


Schrifttum 


* 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


ſchaftliche Bearbeitung der Auflöſung, deren Grundlage das jetzt 
vorl. Werk bilden ſoll, in nicht zu ferner Zeit erſcheinen würde. 
OLGR. Remkes, Celle. 
Das Bürgerliche Geſetzbuch mit beſonderer Berückſich⸗ 
tigung der Rechtſprechung des Reichsgerichts erläutert 
von Dr. Buſch, Erler, Dr. Lobe, Michaelis, Ogg, Sayn, 
Schliewen und Seyffarth, Reichsgerichtsräten und Senats⸗ 
präſidenten am Reichsgericht. Sechſte neubearbeitete 
Auflage. I. Band: Allgemeiner Teil. Recht der Schuld⸗ 
verhältniſſe I. (allgemeiner Teil) bearbeitet von Dr. Buſch, 
Ogg, Sayn (allgemeiner Teil), Michaelis (Recht der 
Schuldverhältniſſe). Berlin 1928. Walter de Gruyter & Co. 
642 S. Preis Halbleder geb. 30 A. 

Der große Komm. unſeres wichtigſten Geſetzes, der maß⸗ 
gebende Komm. der Zivilpraxis, von dieſer ſchon ſeit langem ent⸗ 
behrt und ſehnlichſt erwartet, beginnt nunmehr wieder in neuer 
Auflage zu erſcheinen. 

Die vorige — fünfte — Auflage war 1923 erſchienen (vgl. 
die eingehende Würdigung: JW. 1923, 891). Ihr war in äußerer 
Ausſtattung, Papier, Druck und leider auch an manchen Stellen des 
Inhalts die traurige Zeit der Inflation anzumerken. 

Demgegenüber hebt ſich der vorliegende erſte Band der 
neuen — ſechſten! — Auflage ſchon rein äußerlich auf das vor⸗ 
teilhafteſte ab: Den ſchönen Halbleder⸗Einband — im Rot der 
Roben der Reichsrichter gehalten — nimmt man mit Freude zur 
Hand. Der ſaubere und zweckmäßige Druck auf gutem Papier 
erfreut das Auge und erleichtert die Benutzung. Soviel von der 
äußeren Ausſtattung: geſchmackvoll und gediegen! 

Nun das Wichtigſte: der Inhalt! Es war von vornherein zu 
erwarten, daß das enorme Anwachſen der Judikatur des NG. — 
ſowohl infolge der Vermehrung der Rechtsmaterien (Aufwertung!) 
als auch abgeſehen davon rein zahlenmäßig — ſich in dieſem 
Buch ſo auswirken werde, wie in unſerem geſamten Schrifttum, 
Zeitſchriften und Büchern, insbeſ. Komm. — zu einer ſtarken Um⸗ 
fangsvermehrung des Komm. führen mußte. Sonſt hatte das Werk 
ſeiner Aufgabe, der möglichſt vollſtändigen Berückſichtigung der 
Rſpr. des RG. nicht mehr genügt. Aber ſelbſt wenn man das 
dankenswerte Beſtreben der Herausgeber, die einzelnen Bände 
recht handlich zu geſtalten, in Rechnung ſtellt, iſt das Anwachſen 
dieſes führenden Werkes von drei auf fünf Bände ein neuer 
klaſſiſcher Beweis für das ſtändige, unaufhaltſame Anſchwellen 
des Rechtsſtoffes überhaupt und der enormen Zunahme der reichs⸗ 
gerichtlichen Rſpr. im beſonderen! 

Trotz der außerordentlichen Arbeit — faſt fünf Jahre umfang⸗ 
reicher und ſchwieriger Judikatur waren zu verarbeiten —, die 
zu leiſten war, hat das Herausgeberkollegium keine Vermehrung 
erfahren. Im Gegenteil, nach der fünften Auflage find aus⸗ 
geſchieden: NER. a. D. Dr. Ebbecke und Senpräſ. Dr. Mans⸗ 
feld, ſowie durch Tod die RER. a. D. Kiehl und Schaffeld. 
Neu hinzugetreten tft lediglich RR. Sayn. Das Herausgeber⸗ 
Kollegium hat ſich alfo gegenüber dem Stand bei der Bearbeitung 
der fünften Auflage um drei Köpfe vermindert. 

Um ſo bewundernswerter iſt die geleiſtete Arbeit. Wie das 
Vorwort ſagt und Stichproben bei den wichtigſten Geſetzesvor⸗ 
ſchriften beſtatigen — iſt der Erläuterungsſtoff nicht nur erheblich 
vermehrt, ſondern auch in zahlreichen Fällen — insbeſ, auf den 
Gebieten, die durch das Währungs⸗ und Aufwertungsrecht berührt 
ſind (man vergleiche nur z. B. die umfangreichen Erläuterungen 
zu 8242, die allein 22 engbedruckte Seiten umfaſſen) — weſent⸗ 
lich umgeſtaltet und ſachlich erweitert. 

über Einzelnes zu rechten und auf Fragen oder Antworten 
einzugehen, in denen man verſchiedener Anſicht ſein kann, liogt 
nicht im Sinne dieſer vorläufigen Beſprechung des erſten Bandes, 
die in erſter Linie dazu dienen mag, den Intereſſentenkreis zu 
orientieren. 

So darf zuſammenfaſſend mit Freuden feſtgeſtellt werden, daß 
vor allem der Praxis, aber nicht nur ihr allein, ſondern 
der ganzen Juriſtenwelt eines ihrer wertvollſten Hilfs⸗ 
mittel wiedergeſchenkt iſt. Der Komm., der früher wie kein anderer 
die Praxis der Gerichte beherrſcht hat, wird dies ſicherlich auch in 
feiner vorliegenden neuen — innerlich durchgearbeiteteren — Ger 
ſtalt tun. Man wünſcht ihn in die Hand jedes Richters und jedes 
Anwalts. 

Zu hoffen bleibt ſchließlich nur, daß die anderen Bände 
(II- V) auf gleicher Höhe wie ber erſte Band ſtehen und dieſem 
wirklich (wie der Verlag verſpricht) „in raſcher Folge“ 
nachfolgen werden. Eine gewiſſe Wahrſcheinlichkeit hierfür iſt dem 
Vorwort zu entnehmen, das als Schlußtermin für die Vearbeitung 
— ſcheinbar doch aller Bände — den 1. Juli 1927 angibt. 

Eine eingehendere Würdigung bleibe bis zum Vorliegen des 
vollſtändigen Werkes vorbehalten. D. S. 


* 
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Kleinere Aufſätze. 


Aufwertungsgeſetzgebung der Länder. 
Bayern. 
(Nachtrag zu JW. 1926, 2670) 


1. Bek. des Staatsminiſteriums des Innern v. 15. Nov. 1926 
über erſte Vollzugsvorſchriften zur 1. VO. über die Durchführung 
der Aufwertung der Sparkaſſenguthaben v. 30. Juni 1926, GVBl. 
1926, 528 (vgl. JW. 1926, 1779). Hervorzuheben iſt: Nr. 1: 
Der Goldmarkbetrag wird nach dem ſog. Wilhelmshavener Syſtem 
berechnet. Nr. 2: Wenn gem. § 2 VO. v. 30. Juni 1926 die Voraus⸗ 
ſetzungen für eine höhere Aufwertung als 12½ ) vorliegen, hat der 
Gewährträger der Sparkaſſe darüber einen öffentlich bekanntzumachen⸗ 
den Beſchluß zu faſſen, gegen den Inhaber von Sparkaſſenguthaben 
innerhalb 4 Wochen von der Veröffentlichung an die Entſch. der zu⸗ 
ſtändigen Regierung, Kammer des Innern, beantragen können. Auch 
wenn dieſe Vorausſetzungen fehlen, „muß beſtimmt erwartet werden“, 
daß der Aufwertungsſatz von 12½ in allen Fällen erhöht wird, „in 
denen das Aufwertungsvermögen dies irgendwie ermöglicht“. Nr. 3: 
Ausführungsbeſtimmungen zu 857 I 2 AufwG. (Guthabenüberwei⸗ 
ſung von einer Sparkaſſe auf eine andere). a) Berechnung des Erſtat⸗ 
tungsanſpruchs der Sparkaſſe. b) Den Sparkaſſen wird empfohlen, 
die günſtigere Berechnung nach 85712 AufwG. bedürftigeren Spar⸗ 
kaſſengläubigern freiwillig zu gewähren, wenn die Vorausſetzungen 
zwar nicht voll erfüllt ſind, aber nach der Sachlage beſondere Be⸗ 
dürftigkeitsgründe für die Vergünſtigung ſprechen (3. B. wenn Über⸗ 
weiſung unter Zwiſchenſchaltung einer anderen Stelle als der Spar⸗ 
kaſſe erfolgt iſt oder wenn Sparguthaben bei einer Sparkaſſe abge⸗ 
hoben und in gleichem Betrag in unmittttelbarem zeitlichen Zuſam⸗ 
menhang bei einer anderen Sparkaſſe angelegt wurden). Nr. 7: So⸗ 
weit möglich, ſollen Guthaben alter, kranker oder bedürftiger Gläu⸗ 
biger ganz oder in Teilbeträgen tunlichſt bald ohne Zwiſchenzinſen 
ausgezahlt werden. 

2. Bek. der Staatsminiſterien der Juſtiz, der Finanzen, für 
ſoziale Fürſorge und für Handel, Induſtrie und Gewerbe v. 16. Nov. 
1926 über die Aufwertung der Guthaben bei Fabrik⸗ und Werk⸗ 
ſparkaſſen ſowie der Anſprüche an Betriebspenſionskaſſen, GVBl. 
1926, 530 (VollzV O. zur RDurchfVO. v. 8. Jult 1926, RGBl. 
1926, T 403). 

RA. Dr. Waſſertrüdinger, Nürnberg. 


Nrlative Wirkung der Befugnis des ST Aufw. 
A. 


Entgegen der in der Rechtſprechung (KG.: JW. 1927, 1013 
= AufwRipr. 2, 246; OLG. Braunſchweig: JW. 1926, 2638 
= YufoRipr. 1, 572), Schrifttum (madler 77; Neukirch 141; 
Michaelis, Am. 6 zu § 77; Ricks: Mot®. 1926, 599) und 
Grundbuchpraxis (Groß⸗Berliner Richter⸗Beſchl. Nr. 73: JW. 1926, 
2666) bisher herrſchenden Rechtsanſchauung, daß die Rangbefugnis 
abſolute Wirkung habe, alſo auch vor den erſt nach dem Inkraft⸗ 
treten des AufwG. eingetragenen Rechten den Vorrang ſichere, hat das 
RE. v. 7. Juli 1927: JW. 1927, 2106 in Übereinſtimmung mit dem 
BayObLG.: ZW. 1927, 1021 Aufwgfſpr. 2, 161 dahin entſchieden, 
daß dem Rangvorbehalte Wirkung nur gegenüber den zur Zeit des 
Inkrafttretens des AufwG. eingetragenen und den nach deſſen 
Vorſchriften wieder einzutragenden Rechten zukommt. 

I. Es erhebt ſich nun die Frage: Wie wirkt ſich die RGEntſch. 
in der Praxis aus? 

1. Die Befugnis iſt kein dingliches Recht, keine Belaſtung des 
Grundſtücks. Für fie gilt daher nicht das Platzprinzipv des § 879 
BGB. Aus der Stellung der Befugnis im Grundbuch iſt der Rang 
der in Ausnutzung der Befugnis einzutragenden Hypothek nicht er⸗ 
ſichtlich. Diefer Rang ergibt ſich lediglich aus dem Inhalt der 
Befugnis. Für den Inhalt der Befugnis iſt $ 7 Aufro®. maßgebend. 
Sie wird als „Befugnis gem. 8 7 Aufiv®.“ eingetragen. $ 7 hat 
ſich durch die RchEnkſch. nicht geändert. Sie berichtigt nur die bis⸗ 
herige Auffaſſung des § 7 und damit des Inhalts der Befugnis. 
Eine Anderung der Eintragung der Befugniſſe macht die RGEntſch. 
daher nicht erforderlich. 

2. Die Bedeutung des RGBeſchl. tritt erſt in die Erſcheinung. 
wenn in Ausnutzung der Befugnis eine Hypothek oder Grund⸗ 
ſchuld eingetragen il oder wird. Nach der bisherigen Praxis iſt 
die Eintragung im Range vor den nach dem Inkrafttreten des 
Aufro®. eingetragenen Rechten erfolgt. Die Befugnishypothek hat 


dadurch einen zu günſtigen Rang erhalten. Dieſen Rang hat ſie 


4 


nicht auf Grund der Vorſchriften über den öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs ($ 892 BGB.) erworben, ſondern infolge einer 
rechtsirrtümlichen Auffaſſung des Grundbuchbeamten. Obwohl dieſe 
Auffaſſung der herrſchenden Rechtsanſchauung entſprach, ein Ver⸗ 
ſchulden des Grundbuchbeamten alſo nicht vorliegt, iſt die Ein⸗ 
tragung des falſchen Ranges doch unter Verletzung der geſetzlichen 
Vorſchrift des $ 7 AufwG. erfolgt. Es iſt daher von Amts wegen 
ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Grundbuchs gem. 8 54 
GBO. einzutragen. 

3. Wird die Befugnishypothek weiterbegeben, bevor ein Wider⸗ 
ſpruch eingetragen iſt, ſo erwirbt der neue Gläubiger den un⸗ 
richtig eingetragenen, ihm günſtigen Rang auf Grund der Vor⸗ 
ſchriften über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs. Das Grund⸗ 
buch wird daher hinſichtlich der falſchen Rangeintragung nach⸗ 
träglich richtig. Die Eintragung eines Widerſpruchs und die Be⸗ 
richtigung des Ranges wird unzuläſſig. Vei Briefhypotheken kann 
ſich dieſe Sanierung des eingetragenen falſchen Ranges außerhalb 
des Grundbuchs durch Abtretung vollziehen. Vor der Eintragung 
eines Widerſpruchs it daher ſtets der Brief einzufordern. 

Für die Grundbuchämter erſchöpft ſich hiernach die Bedeutung 
der RGeEntſch. abgeſehen von ihrer Beachtung bei künftigen Ein⸗ 
tragungen von Befugnishypotheken darin, daß bei den in falſchem 
Rang eingetragenen Befugnishypotheken von Amts wegen Wider⸗ 
ſprüche einzutragen ſind, und zwar bei Briefrechten erſt nach Vor⸗ 
legung des Briefes. Ohne eine allgemeine Anweiſung der Juſtiz⸗ 
verwaltungsbehörde werden die Grundbuchämter nicht verpflichtet 
ſein, Nachforſchungen darüber anzuſtellen, welche Befugnishypo⸗ 
theken ſie ohne ihr Verſchulden in falſchem Range eingetragen 
haben, zumal der Erlaß einer den RGBeſchl. entkräftenden Rechts⸗ 
verordnung der Reichsregierung nicht ausgeſchloſſen erſcheint. 

II. Die praktiſchen Auswirkungen der RGeEntſch. find überaus 
bedauerlich. Die Entſch. greift ſtörend ein in die mehrjährige be⸗ 
feſtigte Praxis der Grundbuchämter, belaſtet das Grundbuch mit 
weiteren Widerſprüchen, ſchafft neue relative Rangverhältniſſe, die 
die Unüberſichtlichkeit des Grundbuchs erhöhen, bringt den Gläu⸗ 
bigern der nach dem 15. Juli 1925 eingetragenen Hypotheken 
einen unverhofften Vorteil, den Gläubigern der Befugnishypotheken 
einen unerwarteten Nachteil, enttäuſcht die Eigentümer durch Ent⸗ 
wertung ihrer Befugniſſe und macht es von dem Zufall einer 
Weiterbegebung der Befugnishypothek vor Eintragung eines Wider⸗ 
ſpruchs abhängig, ob eine abermalige Rangverſchiebung eintritt. 

Die unerträgliche Folge der RGEntſch. iſt hiernach eine Er⸗ 
ſchütterung des Vertrauens in die Solidität des Grundbuchweſens, 
eines Vertrauens, das im Intereſſe des Grundkredits unerläß⸗ 
lich iſt. 

Der Streit über die Frage, ob die Befugnis auch gegenüber 
den nach dem Inkrafttreten des Aufwch. eingetragenen Rechten 
wirkſam iſt, hat ſeinen Grund in einer Lücke des Geſetzes. 
Dieſe praktiſch überaus wichtige Frage hätte im 87 ausdrücklich 
geregelt werden müſſen. Dadurch, daß das RG. dieſe Frage in 
einem der Grundbuchpraxis entgegengeſetzten Sinn entſchieden hat, 
ſind „unvorhergeſehene Härten“ entſtanden, zu deren Ver⸗ 
hütung die Reichsregierung gem. § 20 des Geſ. v. 9. Juli 1927 über 
die Verzinſung aufgewerteker Hypotheken mit Zuſtimmung des 
Reichsrats und eines Ausſchuſſes des RT. eine Rechtsverord⸗ 
nung, die die bisherige Grundbuchpraxis fanktioniert, erlaſſen 
kann. Der unverzügliche Erlaß einer ſolchen Rechtsverordnung er⸗ 
ſcheint mir im Intereſſe des Grundbuchweſens dringend erforderlich. 

AG R. Radloff, Schwerin i. M. 


B. 


Den vorſtehenden Ausführungen zu II muß widerſprochen 
werden. Der aus den Kreiſen der Grundbuchrichter gegen die 
Entſch. des RG. v. 7. Juli 1927 erhobenen Widerſpruch erſcheint 
mir ungerechtfertigt (vgl. auch meine Beſprechung: JW. 1927, 
2106). Stellt man ſich nicht auf den Standpunkt des RG., fo wäre 
es möglich, daß 

1. ein vermögensloſer Schuldner allen Vollſtreckungsverſuchen 
in das Grundſtück ſpottet, da er in der Lage iſt, durch Ausnutzung 
des Eigentümervorbehalts die Rechte neueingetragener Zwangs⸗ 
gläubiger noch nach erfolgter Eintragung der Zwangshypothen 
wirtſchaftlich zu vereiteln; 

2. ein Gläubiger, der dem Eigentümer nach dem Inkraft⸗ 
treten des AufwG. neuen Kredit gewährt, alſo dem Eigentümer 
das verſchafft hat, was ihm der Eigentümervorbehalt ſichern ſollte, 
durch einen „noch neueren“ Kreditgeber entrechtet wird. 
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Das RO. iſt dem entgegengetreten. Daraus entſtehende vor⸗ 
übergehende Schwierigkeiten müſſen überwunden werden, da der 
materielle Rechtsgedanke wichtiger iſt. 

Es ſei auch darauf hingewieſen, daß Quaſſowski, eine der⸗ 
jenigen Perſönlichkeiten, die maßgebend an der Vorbereitung des 
AufwöG. beteiligt waren, von Anfang an für die vom RG. ger 
billigte Auslegung unter Bezugnahme auf die Entſtehungsgeſchichte 
des Geſetzes gekämpft hat (vgl. Quaſſowski, 5. Aufl. 128). 
Es Kann ſonach wohl nicht die Rede davon fein, daß im Wege 
einer Notverordnung der vom NG. gebilligte Rechtszuſtand be⸗ 
ſeitigt werden ſoll. Inzwiſchen ſind ja auch bereits die Grund⸗ 
buchämter dem Beſchl. des RG. gefolgt, dieſe Praxis jetzt ein 
zweites Mal zu ändern, wäre geradezu unmöglich (vgl. auch Mügel: 
JW. 1927, 2484). 

NA. Dr. Hans Fritz Abraham, Berlin. 


Naugvorbehalt und Neueintragungen. 57 Abſ. 3 Aufn, 


Mit Gründen, die der Entſtehung des Aufm®. entnommen ſind, 
hat Harmening in JW. 1927, 2105 die dort abgedruckte RG⸗ 
Entſch. v. 7. Juli 1927 als nicht überzeugend nachgewieſen. Ihr Er⸗ 
gebnis geht dahin: 
Der Rangvorbehalt hat Wirkung nur gegenüber den beim 
Inkrafttreten des Aufwch. bereits eingetragenen und den nach 
deſſen Vorſchriften wieder einzutragenden Rechten, nicht auch 
gegenüber den erſt ſpäter eingetragenen, 
Wenigſtens inſoweit, als jene Entſch. ſich darauf ſtützt, die 
87 Abſ. 3 gegebene Auslegung entſpreche dem Zwecke des 
Tatſächlich und ausdrücklich beantwortet das Geſ. die Frage: 

ob der Rangvorbehalt auch der Neueintragung vorgehe oder um⸗ 

gekehrt !), 
oder richtig gefaßt: 

ob auch der Neueintragung gegenüber die Nangftelle aus 8 7 

Abſ. 1 vorbehalten bleibe, 
nicht. Man wird auch fragen dürfen: Mußte dieſe Frage und 
konnte fie überhaupt durch das AufwG. geregelt werden? Sit dieſe 
Regelung nicht vielmehr — wenigſtens ſoweit es ſich bei der Neu⸗ 
eintragung um einen Rechtserwerb durch Rechtsgeſchäft han⸗ 
delt — Sache der Vereinbarung, der Einigung der Beteiligten? Die 
Sache liegt doch wohl ſo: Der Eigentümer hat zwei Rangſtellen für 
Neueintragungen zu ſeiner Verfügung: einmal die ſog. nächſtoffene 
Stelle am Schluſſe aller zur Zeit eingetragenen Rechte, und dann die 
Rangſtelle (oder die mehreren Rangſtellen), die der 8 7 Abſ. 1 ihm 
offen hält. Ein Drittes gibt es nicht. Namentlich nicht die Möglich⸗ 
keit, die neue Hypothek eintragen zu laſſen an der nächſtoffenen 
Stelle, alſo hinter allen Zwiſchenpoſten, aber unter Verzicht auf den 
Rangvorbehalt 380 86 nur dieſes einen neu einzutragenden Rechts 
(KG.: JW. 1926, 2698). 

Man nehme folgenden Grundbuchſtand: 


Nr. 1: 20000 Papiermark = 5000 % des A., 
Nr. 2: 4000 Papiermark = 1000 46 des B., 
Nr. 3: 2000 Papiermark = 500 % des C. 


Hinter Nr. 1 hat der Eigentümer E. einen Rangvorbehalt von 
5000 Ab. Jetzt will er eine Hypothek aufnehmen von 3000 % für D. 
Findet er einen Geldgeber, der ſich mit der Rangſtelle hinter 11500 % 
(Nr. 1 -+ Rangvorbehalt + Nr. 2 und Nr. 3) begnügt, dann wird er 
die neue Hypothek eintragen laſſen mit dem Range der nächſtoffenen 
Stelle. Verlangt der Gläubiger aber den Rang innerhalb der durch 
5 7 Abſ. 1 vorbehaltenen Rangſtelle, alſo hinter 5000 und höchſtens 
7000 , dann wird der Eigentümer die neue Hypothek dort ein⸗ 
tragen laſſen, Gebrauch machend von feiner Befugnis aus 87 Abſ. 1. 
Dann wird das aber von den Beteiligten in dem Eintragungsantrage 
ausdrücklich gejagt. Solche Erklärungen find in der Grundbuchpraxis 
etwas Alltägliches. Haben ſich die Beteiligten aber auf die nächſt⸗ 
offene Stelle am Schluſſe geeinigt und beantragt deshalb der Eigen⸗ 
tümer die Neueintragung, ohne dabei zu ſagen, daß ſie auf Grund 
des § 7 innerhalb des Rangvorbehalts eingetragen werden ſolle, dann 
darf der Grundbuchrichter ſie gar nicht anders eintragen als an der 
nächſtoffenen Stelle. Sind Zweifel, welche Rangſtelle gemeint ſei, 
dann wird der Grundbuchrichter durch Zwiſchenverfügung das klar⸗ 
ſtellen laſſen. 
Zwar ſagt die Entſch. v. 7. Juli 1927: 
Hat der Eigentümer „nach dem Inkrafttreten des AufwG. 
Kredit aufgenommen, ſo kann nicht angenommen werden, daß ihm 
auch gegenüber einer für dieſen Kredit beſtellten Hypothek oder 
Grundſchuld eine Rangſtelle inſoweit vorbehalten bleiben ſolle, als 
er nicht auf die Befugnis zur Einräumung eines Vorranges (7) 
ausdrücklich verzichtet hat. Denn dieſe Annahme würde in aller 
Regel dem mutmaßlichen Willen der Beteiligten zuwiderlaufen“, 
Aber der Grundbuchrichter hat einzutragen nach dem, was die Be⸗ 


dem 
Geſ. 


1) So formuliert nicht ganz richtig die Überſchrift a. a. O. 
S. 2105 die Streitfrage. 
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teiligten in ihrem Antrage erklärt, nicht nach dem, was ſie — etwa 
davon abweichend — „mutmaßlich“ gewollt haben. Wann iſt ferner 
eine Hypothek oder Grundſchuld für einen Kredit beſtellt? Woran 
ſoll der Grundbuchrichter das — namentlich bei einer Grundſchuld 
— erkennen, daß ſie für einen Kredit beſtellt iſt? Und ſoll der Rang⸗ 
vorbehalt nur Kredit hypotheken gegenüber nicht wirken? Nach 
dem Fazit, welches die Entſch. an ihrem Schluſſe zieht, iſt fie auf 
Kredithypotheken nicht eingeſchränkt, ſondern verſagt dem Rang⸗ 
vorbehalte ſeine Wirkung gegenüber allen Neueintragungen, alſo 
ganz allgemein. Danach müßte alſo auch dann, wenn der Eigentümer 
den Anſpruch aus einem Vermächtniſſe, aus einer alten Warenkauf⸗ 
geldſchuld, aus Erbteilung durch Hypothek ſichert, oder wenn er für 
einen Dritten Bürgſchaft übernimmt und zur Sicherung des Gläu⸗ 
bigers wegen aller Anſprüche aus der Bürgſchaft Hypothek beſtellt, 
dieſen Rechten gegenüber der Vorbehalt der Rangſtelle nicht wirken, 
die das Geſ. dem Eigentümer zur Befriedigung ſeines Kreditbedürf⸗ 
niſſes (gedacht iſt anſcheinend in erſter Linie an die Inſtandſetzung 
der heruntergekommenen Gebäude und Ländereien) vorbehalten hat. 

Die Rechtsauffaſſung, die in den Entſch. des OLG. Braunſchweig 
v. 7. Aug. 1926 (Aufwanſpr. 1926, 571), des 1. Sen. des KG. v. 
27. Jan. 1927 (ebd. 1927, 247) und des OLG. Dresden v. 27. Mai 
1927 (ebd. 1927, 492) niedergelegt iſt, auch in dem Beſchl., der die 
RGeEntſch. v. 7. Juli 1927 veranlaßt hat, 


wonach der Rangvorbehalt auch gegenüber Neueintragungen wirke, 
läßt ſich mit Abſ. 3 des 8 7 ſehr wohl vereinbaren und ſchafft eine 
klare Grundbuch- und Rechtslage. Die entgegengeſetzte Rechtsanſicht 
macht das Grundbuch unklar und ſchafft eine im Gef. ſelbſt nirgends 
(auch nicht in 86 Abſ. 2 und 8 20) vorgeſehene ſog. „geſetzliche 
Rangänderung mit relativer Wirkung“, die — weil zu einer kreis⸗ 
förmigen Rangordnung führend — etwas juriſtiſch Unmögliches iſt (. 
dazu Reinhard, Einfluß der neuen Geſetzgebung auf die Zwangs⸗ 
verſteigerung uſw., 2. Aufl., S. 46f.; Weißler, JW. 1926, 135 
und Gruchot 69, 46 f.), oder etwas einer ſolchen Rangänderung mit 
relativer Wirkung Ahnliches mit ähnlichen Schwierigkeiten (vgl. auch 
KG.: SW 1926, 2698). Denn dadurch, daß der Rangvorbehalt dem 
neu eingetragenen Rechte gegenüber nicht wirken ſoll, wird der Eigen⸗ 
tümer nicht gehindert, den Rangvorbehalt auszunützen, die Rang⸗ 
ordnung geſtaltet ſich aber dann ſo: Das mit der Rangſtelle aus 
8 7 Abſ. 1 eingetragene Recht ginge den auf den Rangvorbehalt fol⸗ 
genden Aufwertungshypotheken vor. Dieſe gingen dem neu ein⸗ 
getragenen Rechte vor. Und dieſem gegenüber gälte das an der Rang⸗ 
ſtelle aus 8 7 Abf. 1 eingetragene Recht als wirkungslos, alſo, wenn 
man — nicht ganz zutreffend — ſo ſagen ſoll, die Neueintragung 
ginge dieſem Rangvorbehaltsrechte im Range vor. 

Wie iſt es aber ferner mit Rangvorbehalt und Zwangs- 
hypothek? Die Entſch. v. 7. Juli 1927 jagt: Da die Befugnis aus 
87 Abſ. 1 nicht pfändbar ſei, würde die Rechtsauffaſſung des KG., 
wonach die Befugnis aus §7 Abſ. 1 den Vorrang auch vor Neuein⸗ 
tragungen habe, dem Eigentümer die Möglichkeit eröffnen, das Grund⸗ 
ſtück zum Nachteile ſeiner Gläubiger mit einem ihnen auch im Falle 
der Eintragung einer Zwangshypothek vorgehenden Rechte zu be 
laſten. Dieſes Ergebnis befriedige das Rechtsgefühl nicht 
und müſſe als unannehmbar bezeichnet werden. Sollte ſich demgegen⸗ 
über nicht ſagen laſſen: Müſſen es ſich die an ber 2., 3. uſw. Rang⸗ 
ſtelle ſtehenden Aufwertungshypothekengläubiger gefallen laſſen, daß 
der Rangvorbehalt und die in die vorbehaltene Rangſtelle ein⸗ 
tretenden Rechte ihnen vorgehen, mit welchem beſſeren Rechte foll 
der Zwangsvollſtreckungsgläubiger, der gar kein dingliches Recht 
hat, ſondern erſt in das Grundbuch hinein will, verlangen dürfen, daß 
der Raugvorbehall hinter ihn trete oder ihm gegenüber nicht wirke 
und als nicht beſtehend gelte? Wenn das richtig iſt, wovon der Geſeß⸗ 
geber bei $ 7 ausgegangen fein ſoll, daß die 25 9 ige Aufwertung 
und die 25% ige Rangſtelle aus 8 7 etwa dem auf 500% geſunkenen 
Grundſtückswerte entſprechen, daß dadurch die Einſchiebung des Rang⸗ 
vorbehalts ſich rechtfertige, die nachfolgenden Aufwertungsgläubiger 
alſo nicht geſchädigt würden, dann würde auch der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsgläubiger, wenn er an den Schluß der Eintragungen und 
hinter den Rangvorbehalt kommt, gegen früher nicht ſchlechter ge⸗ 
ſtellt ſein. Hätte ihm gegenüber der Eigentümer nicht die Befugnis 
aus 87, dann hätte der Zwangsvollſtreckungsgläubiger durch das 
AufwG. einen Vorteil erlangt, den er ohne das Aufwöh. nicht gehabt 
hätte und den der Geſetzgeber kaum gewollt haben kann. 


Geh. IR. Brachvogel, Wilhelmshaven. 


Erhöhnngsantrag ans 8 15 des Aufwertungsergän⸗ 
zungsgeſetzes und Wiederrinſetzung in den vorigen 
Stand. 

Durch 816 AufwNov. wird die Frage aufgeworfen, ob die 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand auch demjenigen Gläubiger 
gewahrt werden kann, der nur die bis 1. Apr. 1926 laufende 
Antragsfriſt des § 12 AufwG. verſäumt hatte. Wie man fish aber 
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zu jener Frage ſtellen mag: keinesfalls kann die von Heilfron, 
Aufwertungspraxis 1927, 259, vertretene Meinung gebilligt wer⸗ 
den, die darauf hinausläuft, als ob jene Frage bei den i. J. 1921 
begründeten Forderungen gar nicht exiſtiere. Nach Heilfron ſoll 
der Gläubiger einer 1921 begründeten Forderung den Erhöhungs⸗ 
antrag aus § 15 der Novelle ſchlechthin auch dann bis 1. Okt. 
1927 ſtellen können, wenn die Friſt des 8 12 Aufiw®. verſäumt 
worden war. Damit würde bei den aus dem Jahre 1921 ſtammen⸗ 
den Forderungen eine prozeſſuale Beſſerſtellung gegenüber den aus 
anderen Jahren ſtammenden Forderungen geſchaffen werden, die 
ſicherlich dem Sinn des Geſetzes nicht entſpricht. Nach 8 15 Gab 8 
der Nov. kann der Erhöhungsantrag bis 1. Okt. 1927 geſtellt 
werden. Vorausſetzung iſt aber, daß der Gläubiger ſeinerzeit die 
Friſt des § 12 Aufw®. gewahrt hatte. Andernfalls iſt zunächſt 
zur Frage der Wiedereinſetzung Stellung zu nehmen. Nur im Falle 
eines vor dem 1. April 1926 geſchloſſenen außergerichtlichen Ver⸗ 
gleichs, der den Gläubiger von einem Antrag nach § 12 AufwG. 
abhalten mußte, wird die Frage der Wiedereinſetzung gegenſtands⸗ 
los (5 17 der Novelle). 
Land⸗ u. AmtsGGR. Dr. Bauer, Frankfurt a. M. 


Zu 8 16 der Novelle zum Aufwertungsgeſetz. 


In einigen Komm. zur AufwNov. iſt die Meinung aufgeſtellt, 
daß die von einem Vertreter verſchuldete Verabſäumung der Anmelde- 
friſt in Anſehung der Perſon des vertretenen Gläubigers als unver- 
ſchuldet gelten könne. Dies wird argumentum e contrario daraus 
entnommen, daß die Nov. in der bezüglichen Beſtimmung (§ 16) 
die Vorſchrift im $ 22 F GG., wonach die Verabſäumung einer Friſt, 
die in dem Verſchulden eines Vertreters ihren Grund hat, als eine 
unverſchuldete nicht angeſehen wird, nicht übernommen hat (ſ. Mü⸗ 
gel, 5. Aufl. zu 8 16). Dieſer Meinung kann nicht zugeſtimmt mer» 
den. Man wird davon ausgehen müſſen, daß die geſamten Vor⸗ 
ſchriften über das Verfahren im Aufiw®. von dem FGG. beherrſcht 
werden. Dies ergibt ſich aus $ 73 AufwG. Danach werden alle Friſt⸗ 
verſäumniſſe im Verfahren vor der Aufwertungsſtelle nach dem, 
FG. geregelt, fo daß es keinem Zweifel unterliegt, daß, falls etwa 
eine Beſchwerdefriſt im Aufwertungsverfahren verſäumt iſt, die 
Wiedereinſetzung nach 8 22 FGG. erfolgen kann, wobei das Ver⸗ 
ſchulden eines Vertreters nicht als unverſchuldet angeſehen wird. 
Man wird nun freilich ſagen können, daß die Vorſchrift im 8 16 
AufwNov. eine Sondervorſchrift enthalte, die nicht ohne weiteres 
den Beſtimmungen über das Verfahren bei der Aufwertungsſtelle 
unterliegt. Immerhin ſind die Gebiete dieſer Vorſchriften ſo weſens⸗ 
verwandt miteinander, daß es übsraus naheliegt, ſelbſt beim Fehlen 
einer gleichen Beſtimmung die Vorſchriften über das Verfahren auch 
hier in Anwendung zu bringen. Es wäre ein eigenartiges Ergebnis, 
wenn die Verſäumung einer Beſchwerdefriſt abweichend von der Ver⸗ 
ſäumnis der Anmeldefriſt beurteilt würde. Überdies würde das Fehlen 
der Beſtimmung über das Verſchulden des Vertreters noch keineswegs 
zu der Annahme zwingen, daß die Wiedereinſeßzung auch beim Ver⸗ 
ſchulden eines Vertreters zuläſſig wäre. Vielmehr muß aus allgemein⸗ 
rechtlichen Geſichtspunkten entnommen werden, wann Verſchuldens⸗ 
freiheit vorliegt. Auf faſt allen Rechtsgebieten gilt aber das Ver⸗ 
ſchulden des Vertreters als Verſchulden des Vertretenen. So im 
BGB. (8258) und in der ZPO. (8 232 Abſ. 2); vgl. auch $ 137 
FGG., eine Vorſchrift, die keineswegs nur eine Verfahrensvorſchrift 
iſt; vgl. ferner KG.: JW. 1925, 1128 6, wonach hinſichtlich des Ver⸗ 
fahrens vor den Einigungsämtern die Wiedereinſetzung unter den in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten beſtimmten Vorausſegungen für zu⸗ 
läſſig erklärt iſt. Wenn ſonach das Wiedereinſetzungsrecht auf faſt 
allen Rechtsgebieten von dem gleichen Gedanken beherrſcht wird, ſo 
wird man bei Anwendung der Vorſchrift des 8 16 AufwNov., die 
ſchließlich auch ein Verfahren betrifft, einen hiervon abweichenden 
Standpunkt nicht zulaſſen dürfen. Abgeſehen aber hiervon iſt bei 
der Beratung des Geſ. ausdrücklich darauf hingewieſen, daß die 
Vorſchriften i. S. des FGG. erfolgen, fo daß nicht abzuſehen iſt, 
weshalb die in dieſem Geſ. mit Bezug auf die Wiedereinſetzung ge⸗ 
gebenen Vorſchriſten nicht mindeſtens analog angewendet werden ſoll⸗ 
ten. Auch iſt bei der Beratung der Nov. keineswegs zum Ausdruck 
gekommen, daß man jene Vorſchrift im 8 22 FGG. abſichtlich nicht 
habe aufnehmen wollen; vielmehr handelte es ſich nur um Aufzählung 
einiger Beiſpiele, bei denen Verſchulden nicht anzunehmen ſei. Die 
Auffaſſung, daß das Verſchulden eines Vertreters nicht den Ver⸗ 
retenen zuzurechnen ſei, würde auch zu dem ſicherlich nicht gewollten 
Ergebnis führen, daß ſelbſt rechtskundige und gewerbliche Vertreter 
ſich wegen ſchuldhaft unterlaſſener Anmeldung ihrer Regreßpflicht 
entziehen könnten. Die Unbilligkeit eines ſolchen Ergebniſſes wird 
auch von Mügel a. a. O. nicht verkannt. 


RA. Tachau, Hamburg. 
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Zur Verzinſung aufgewerteter ZJypotheken und Grund⸗ 
ſchulden nach dem Gefeh vom 9. Juli 1927. 


Die Beſtimmungen des Art. I der Novelle zum AufwG. v. 9. Juli 
1927 ſind, wie aus der Begründung zu dem Entw. (Druckſ. Nr. 3117 
S. 4) ſowie aus den Verhandlungen des Rechtsausſchuſſes des RT. 
(Ber. d. 13. Ausſch. Druckſ. Nr. 3604 S. 36) hervorgeht, nur in⸗ 
ſoweit maßgebend, als 8 28 Abſ. 2 Aufiw®., der ſtets zur Auslegung 
heranzuziehen iſt, anwendbar geweſen wäre. Sie beziehen ſich dem⸗ 
nach z. B. nicht auf den Fall, daß die Hypothek zwar in der Rück⸗ 
wirkungszeit zurückgezahlt, aber noch im Grundbuch eingetragen 
war (vgl. Mügel, 5. Aufl., S. 826; Neukirch, Anm. 7, 2 zu 
828 AufwG.; Quaſſowski, 5. Aufl., S. 367; RG.: Aufw⸗ 
Repr. II, 569; KG.: Dot. 1927, 46). Der abweichenden Anſicht 
Schweitzers: DES}. 1927, 731 (ebenſo OLG. Breslau: Aufw⸗ 
Rſpr. II, 121) ſteht der klare Wortlaut des SI AuſwNov. wie des 
828 Abſ. 2 AufwG. entgegen (ebenſo Roß, AufwNov. S. 7). 

Daraus, daß die Verzinſung nach SL ohne Rüchkſicht darauf 
angeordnet iſt, ob und wann die Hypothek wieder eingetragen 
wird, zieht Abraham: JW. 1927, 1807 (ebenſo Graden witz: 
DSB. 1927, 918) den Schluß, daß die Novelle auch dann 
Anwendung findet, wenn die Wiedereintragung der aufgewerteten 
Hypothek nicht mehr möglich iſt, etwa deshalb, weil nach ihrer Löſchung 
das Grundſtück an einen gutgläubigen Erwerber veräußert wurde. 
Allein nach der wohl herrſchenden und m. E. zutreffenden Anſicht (vgl. 
BayObe G.: ZW. 1927, 1009; OLG. Karlsruhe: TNotV. 1927, 
100; Mügel S. 826; Cammerer: BayNotV. 1927, 313; 
Ricks: DNotV. 1927, 13; Lehmann⸗Boeſebeck S. 201; Roß: 
JurR. 1927, 27; Nadler S. 111; a. M. Schlegelberger⸗ 
Harmening S. 357; Quaſſowski S. 367; Schweitzer: 
DStg. 1927, 735) gilt in dieſem Fall nicht 8 28 Abf. 2 AufwG., 
ſondern 8 28 Abf. 1, begann alſo bereits nach dem Aufw. die Ver⸗ 
zinſung am 1. Jan. 1925, ſo daß die Novelle hier nicht eingreift 
(ebenſo Ber. S. 37). Die Einfügung des Wortes „ob“ in 8 1 Abſ. 1 
Satz 1 AufwRNov. dürfte darauf beruhen, daß eine Verzinſung gem. 
88 1—3 AufwNov. auch dann erfolgen ſoll, wenn die Hypothek zwar 
hatte wieder eingetragen werden können, der Eigentümer ſie aber 
vor Wiedereintragung zurückgezahlt hat (vgl. Schlegelberger⸗ 
Harmening S. 714). 

Wenn 8 1 Abſ. 1 Satz 2 die Vorſchriften des Art. I auch zu⸗ 
gunſten eines früheren Gläubigers Anwendung finden läßt, ſo gilt 
dies nur dann, wenn der frühere Gläubiger im Grundbuch gelöſcht 
wurde. Denn falls er noch eingetragen iſt, beginnt, auch wenn 
eine Abtretung nach 811155 BGB. erfolgt iſt, nach einer neuen 
KGEntſch. 2 U 3238/27 (zit. nach Holſtein: DStz. 1927, 935) die 
Verzinſung für den früheren Gläubiger bereits am 1. Jan. 1925 (vgl. 
auch Neukirch S. 339; Roß, AufwNov. S. 12). 

Soweit die 88 1—3 AufwNov. maßgebend find, beginnt die 
Verzinſung des Aufwertungsbetrages des dinglichen Rechts und 
der perſönlichen Forderung ſpäteſtens am 1. April 1926. Daß der 
Geſetzgeber bei der Hypothek von der Verzinſung des dinglichen Rechts 
ſpricht, iſt praktiſch, obwohl nach 8 1118 BGB. nicht die Hypothek 
als ſolche verzinſt wird, ſondern kraft der Hypothek das Grundſtück 
für die Zinſen der Forderung haftet. Die 88 1—3 gelten dann nicht, 
ſoweit bereits nach 828 Aufw®. der Aufwertungsbetrag von einem 
vor Inkrafttreten der Novelle liegenden Zeitpunkt ab zu verzinſen 
iſt (vgl. Quaſſowski S. 869). Dies iſt z. B. entgegen der Anſicht 
Kargers: DSF. 1927, 647 dann der Fall, wenn die AufwSt. die 
25% überſteigende Aufwertung der perſönlichen Forderung erſt nach 
dem 31. März 1926 feſtſetzte, die Eintragung des normalen Höchſt⸗ 
ſatzes der Hypothek aber bereits vor dem 1. April 1926 erfolgt war. 
Denn die rechtskräftige Feſtſtellung des höheren Aufwertungsbetrages 
hat rückwirkende Kraft; er iſt von dem gleichen Zeitpunkt an zu ver⸗ 
zinſen wie der normale Höchſtſatz der perſönlichen Forderung. Das⸗ 
ſelbe gilt mangels entgegenſtehender Beſtimmungen, wenn die Forde⸗ 
rung nach 8 15 AufwNov. auf über 100% des Goldmarkbetrages 
aufgewertet wird (vgl. Cammerer a. a. O. 325). 

Beginnt aber die Verzinſung nach der Novelle erſt am 1. April 
1926, jo können nach 8 1 Abſ. 2 trotzdem Zinſen, die für einen 
früheren Zeitraum gezahlt ſind, auch dann nicht zurückgefordert wer⸗ 
den, wenn die Leiſtung unter Vorbehalt bewirkt iſt. Schweitzer: 
Dt. 1927, 733 iſt der Anſicht, daß der Schuldner oder Eigentümer 
dann zur Rückforderung gezahlter Zinſen berechtigt ſei, wenn nicht 
ein einſeitiger Vorbehalt vorliege, ſondern das eventuelle Rüchforde⸗ 
rungsrecht vereinbart worden ſei. Dies iſt mit dem Sinn der ge⸗ 
nannten Vorſchrift nicht vereinbar. Der Geſetzgeber ging davon aus, 
daß die Zahlung der Zinſen für einen vor dem 1. April 1926 liegen⸗ 
den Zeitraum auf einer Anſtandspflicht beruht habe und daß daher 
keinesfalls eine Rückforderung zuläſſig ſein ſolle (vgl. Ber. S. 37; 
ebenſo Gemmels: DEtZ. 1927, 939). Iſt allerdings die Rück⸗ 
zahlung bereits erfolgt, jo behält es dabei fein Bewenden (vgl. 
Quaſſowski S. 869, Begründung S. 4 1 a. E.). Ebenſo bleiben 
vor Inkrafttreten der Novelle vereinbarte Verrechnungen der zurück⸗ 
zuzahlenden Zinſen auf ſpätere Zinsraten wirkſam (vgl. Mügel 
S. 828; Quaſſows ki S. 870; JW. 1927, 1801; Ber. d. 13. Ausſch. 
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S. 38). Dasſelbe gilt von einſeitigen Aufrechnungserklarungen des 
Schuldners oder Eigentümers nach 88 387, 271 Abſ. 2 BGB. gegen 
ſpäter fällig werdende Zinsraten, da ihr Rückforderungsanſpruch fällig 
war und ſie zur Zahlung der Gegenforderung berechtigt waren. Die 
einſeitige Aufrechnung ſeikens des Gläubigers iſt dagegen unwirkſam, 
da ſeine Forderung noch nicht fällig war (vgl. RGRKomm. Anm. 5 
zu 8387 BGB.), es ſei denn, daß aus den Umſtänden des Falles die 
Zuſtimmung des Schuldners oder Eigentümers angenommen werden 
kann. Dies führt zu dem eigenartigen, aber nach 8 1 Abſ. 2 AufwNov. 
nicht zu vermeidenden Ergebnis, daß der Gläubiger, der ſelbſt auf⸗ 
gerechnet hat, nunmehr die Unwirkſamkeit ſeiner Erklärung geltend 
machen und Zinszahlung verlangen kann, während er von der Rück⸗ 
zahlung der zuviel gezahlten Zinſen befreit iſt. 8 1 Abſ. 2 AufwNov. 
gilt ſelbſtverſtäͤndlich dann nicht, wenn die Aufwertungsverpflichtung 
überhaupt verneint wird. 


Soweit die nach 81 AufwNov. geſchuldeten Zinſen noch nicht 
bezahlt ſind, geſtattet 8 2 Abſ. 1 AufwNov. dem Schuldner und Eigen⸗ 
tümer, ſie je zur Hälfte an den beiden nächſten auf das Inkraft⸗ 
treten dieſes Gef. folgenden Zinsterminen mit den an dieſen Ter⸗ 
minen fälligen Zinſen zu zahlen. Dieſes Moratorium bezieht ſich nicht 
auf Zinſen, die bereits nach dem AufwG. für die Zeit ab 1. April 
1926 zu zahlen waren. Sind keine Zinſen mehr zu entrichten, weil 
die Hypothek inzwiſchen zurückgezahlt und gelöſcht worden iſt, ſo ſind 
ſinngemäß die feit 1. April 1926 noch rückftändigen Zinsbeträge an 
den Tagen zu zahlen, an denen ohne die Rückzahlung der Hypothek 
die beiden Zinsraten hatten gezahlt werden müſſen (vgl. Schlegel⸗ 
berger⸗Harmening S. 714). 

Die Außerkraftſetzung der Verfallklauſeln in 8 2 Abſ. 2 Aufw⸗ 
Nov. gilt nur für die nach 8 1 AufwNov. für die Zeit vom 1. April 
1926 bis 1. April 1927 geſchuldeten Zinſen, dagegen nicht für die 
Zinſen, die bereits nach dem AufwG. vom 1. April 1926 ab zu zahlen 
geweſen wären. Soweit danach Abf. 2 eingreift, kann der Gläubiger 
ſich auch dann nicht auf die Verfallklaufel berufen, wenn die Zinſen 
an den in 8 2 Abſ. 1 AufwNov. angeordneten Fälligkeitstagen nicht 
pünktlich gezahlt werden (vgl. Roth, AufwNov. S. 22; a. A. 
Gemmels a. a. O.). 


Wird an den Zinsterminen von dem Schuldner oder Eigentümer ein 
Betrag gezahlt, der nicht zur völligen Deckung der laufenden und rückſtän⸗ 
digen Zinſen ausreicht, jo iſt der Betrag gem. 8 366 BOB. zu verrechnen 
(a. A. Gemmels a. a. O.). Nach Quaſſowski S. 871 lebenſo 
Abraham a. a. O. S. 1807) erfolgt die Anrechnung zunächſt auf die 
rückſtändigen Zinſen, da ſie infolge des Ausſchluſſes der Verfallklauſel 
dem Gläubiger geringere Sicherheit gewährten. Die Verfallklauſel ſtellt 
aber keine Sicherung des Gläubigers i. S. von 8 366 BGB. dar, 
da ſie ihm für die Zinsforderung keinen beſonderen Schutz bietet, 
ſondern ihm nur geſtaktet, das ganze Kapital fällig zu machen (ebenſo 
Schweitzer a. a. O.). Es trifft erſt die vierte Alternative des 8 366 
zu, wonach zunächſt die Schuld getilgt wird, die dem Schuldner die 
läſtigere iſt. Dies iſt aber im Hinblick auf die Verfallklauſel die 
laufende Zinsverpflichtung. Auf ſie iſt demnach auch ohne eine Be⸗ 
ſtimmung des Schuldners der gezahlte Betrag zu verrechnen. 

Nach 8 3 AufwNov. gelten die Verzinſungsvorſchriften auch für 
Grundſchulden. Darunter ſind wohl auch die Grundſchulden zu ver⸗ 
ſtehen, die auf Antrag des Gläubigers gem. Art. II AufwNov. ein⸗ 
getragen werden. Da ſie ſtets erſt jetzt entſtehen, könnte man an⸗ 
nehmen, ihre Verzinſung beginne nach 88 3, 1 Abſ. 1 AufwNov. immer 
am 1. April 1926 und für rückſtändige Zinſen aus früherer Zeit 
hafte das Grundſtück nicht mehr. Allein die Umwandlung der 
Hypotheken in Grundſchulden wurde von dem Geſetzgeber ausſchließ⸗ 
lich aus dogmatiſchen Gründen angeordnet (vgl. Schlegelberger⸗ 
Harmening S. 716); ſie ſollte dem Grundſtückseigentümer keine 
Entlaſtung bringen. Die Grundſchuld tritt vielmehr ihm gegenüber 
völlig an die Stelle der Hypothek, ſo daß das Grundſtück auch jetzt 
für die Zinſen der Forderung haftet, für welche es kraft der Hypo⸗ 
thek gehaftet hat. 

Soweit der Aufwertungsbetrag der Grundſchuld gegenüber dem 
Aufwertungsbetrag der Hypothek erhöht oder eine Zufatzgrundſchuld 
gem. 8 6 Abſ. 1 Hiff. 3 eingetragen ift, beginnt nach § 6 Abſ. 3 Aufw⸗ 
Nov. die Verzinſung der Grundſchuld erſt mit dem 1. April 1927. 
Da das Geſetz hier nicht 8 2 AufwNov. für entſprechend anwendbar 
erklärt, find die von 86 Abſ. 3 betroffenen Zinſen auf einmal nach 
Eintragung der erhöhten Grundſchuld bzw. Zuſatzgrundſchuld zu 
zahlen; eine Zahlungsſäumnis inſoweit berechtigt zur Anwendung der 
Verfallklauſel. Trotz des unbefriedigenden Ergebniſſes würde eine 
andere Entſch. dem klaren Wortlaut des Gef. widerſprechen. Dieſe 
Härte iſt für den Eigentümer um fo größer, je ſpäter der Antrag 
auf Eintragung der erhöhten Grundſchuld oder Zuſatzgrundſchuld ge⸗ 
ſtellt wird. 

An die Umwandlung der Hypotheken in Grundſchulden ſchließt 
ſich die Frage an, ob der perſönliche Schuldner noch weiter für die 
bis zur Eintragung der Grundſchuld bereits fällig gewordenen Zinſen 
der Forderung haftet. Nach Art. II 88 4, 5, 6 Abſ. 4 AufwNov. er⸗ 
liſcht die perſönliche Forderung in Höhe des eingetragenen Aufwertungs⸗ 
betrages erſt mit der Eintragung der Grundſchuld. Daraus geht 


hervor, daß das Erlöſchen der Forderung nicht mit rückwirkender 
Kraft eintritt. Soweit demnach bereits Zinſen der Forderung bis 
zur Eintragung der Grundſchuld fällig geworden ſind, handelt es 
ſich um Anſprüche, die aus einer gültigen Forderung entſtanden find. 
Von dem ſpäteren Erlöſchen der Hauptforderung werden ſie nach 
Fälligkeit nicht berührt (vgl. RRKomm. Anm. 1 zu 8 246 BGB.). 
Die Ausnahmevorſchrift des § 224 BGB., wonach ſtets mit dem 
Hauptanſpruch der Zinsanſpruch verjährt, kann nicht ausdehnend aus⸗ 
gelegt werden. Der perſönliche Schuldner haftet daher nach Eintragung 
der Grundſchuld weiter für die bis dahin fällig gewordenen Zinſen. 

Die Einſchränkung der Wirkſamkeit von Vergleichen, die als 
minus die ſonſtiger Vereinbarungen umfaßt (vgl. Mügel ©. 968), 
ſowie von rechtskräftigen Entſch. in 817 AufwNov. gilt wie auch 
88 67, 68 AufwG. nur zugunſten des Gläubigers (vgl. Quaſ⸗ 
ſowski S. 899). So iſt z. B. der Gläubiger, der Zinſen einer ge⸗ 
löſchten und noch nicht wieder eingetragenen Hypothekenforderung für 
die Zeit vor dem 1. April 1926 erhalten hat, zu deren Rückzahlung 
nicht verpflichtet, auch wenn er bereits rechtskräftig dazu verurteilt iſt. 

RA. Dr. Heinz Salfeld, Frankfurt a. M. 


Zwiſchenzins bei Verfallklauſel. 


Nach § 25 AufmG. kann die Zahlung der Aufwertungs⸗ 
beträge erſt am 1. Jan. 1932 verlangt werden, und nach 8 28 iſt 
die Verzinſung zur Zeit 3% und erhöht ſich ab 1. Jan. 1928 
auf 50%. Da der gegenwärtige Zinsfuß am offenen Geldmarkt ein 
höherer iſt und der Gläubiger daher einen erheblichen Vorteil hat, 
wenn er das Aufbwertungskapital bereits vor dem 1. Jan. 1932 
zurückerhält, beſtimmt Art. 21 DurchfVO. v. 29. Nov. 1925, daß, 
wenn der Aufwertungsbetrag vor Eintritt der geſetzlichen oder ver⸗ 
traglichen Fälligkeit zurückgezahlt wird, der Schuldner berechtigt 
iſt, den ſog. Zwiſchenzins abzuziehen, der ſich unter Berück⸗ 
ſichtigung des Unterſchiedes zwiſchen den jeweils am offenen Geld⸗ 
markt herrſchenden Zinsfuß und dem geringen Zinsfuß des 
Aufn. nach einer amtlich aufgeſtellten Tabelle jeweils ergibt. 
Es war nun in Rſpr. und Schrifttum ſtreitig, ob der Zwiſchenzins 
auch abzuziehen iſt, wenn auf Grund einer ſog. Verfallklauſel, 
z. B. wegen nicht pünktlicher Zinszahlung, eine vorzeitige Fällig⸗ 
keit des Kapitels eintritt. Mügel, Aufwch. und die OLG. Dresden 
und Breslau verſagten in dieſem Falle den Abzug des Zwiſchen⸗ 
zinſes, weil nach ihrer Anſicht Art. 21 DurchfVoO. eine freiwillige 
Zahlung vor der vertraglichen oder geſetzlichen Fälligkeit voraus⸗ 
ſetzte und einen Anreiz zu einer ſolchen bieten ſoll, hier aber gerade 
vertragsmäßig die Fälligkeit vorzeitig infolge des Verhaltens des 
Schuldners eingetreten fei Das RG. hat ſich nun in einem Urt. 
v. 13. Juli 1927, V 116/27: JW. 1927, 2502 der gegenteiligen 
Anſicht angeſchloſſen und ausgeführt: 

„Allerdings handelt es ſich im vorliegenden Falle nicht um 
eine Zahlung vor Fälligkeit, ſondern gerade um die Zahlung auf 
Grund der ſchon vorzeitig eingetretenen Fälligkeit. Aber die Vor⸗ 
ſchrift des Art. 21 DurchfVoO. gilt auch dann, wenn auf Grund 
einer Verwirkungsklauſel das Kapital vor dem 1. Jan. 1932 fällig 
wird. Denn für die Berechnung des Barwertes ſoll nach der aus⸗ 
drücklichen Beſtimmung des Art. 21 Abſ. 1 Satz 2 DurchfVO. der 
1. Jan. 1932 als ‚frühefter Fälligkeitstag“ gelten. Die Vorſchrift 
beſagt, daß auch dann, wenn der vertragsmäßige Fälligkeitstag vor 
dem 1. Jan. 1932 liegt, die Zwiſchenzinſen ſo gerechnet werden 
ſollen, als wenn das Kapital am 1. Jan. 1932 fällig wäre. Dieſer 
Vorteil muß aber auch dem Schuldner, der infolge einer Verfall⸗ 
klauſel vor dem vertragsmäßig vereinbarten Fälligkeitstermin zu 
zahlen verpflichtet iſt, zugute kommen. $ 28 AufwG. ſetzt eine ger 
ringere Verzinſung feſt als der jetzt übliche Zinsfuß beträgt. Die 
nach 825 erſt am 1. Jan. 1932 fällige Aufwertungsforderung 
hat zur Zeit noch nicht den vollen Wert. Würde der Gläubiger bei 
Wirkſamwerden der Verfallklauſel ſchon jetzt den vollen Wert der 
Forderung erhalten, ſo würde er — zum Nachteil des Schuldners — 
einen höheren Betrag empfangen als der gegenwärtige Wert ſeiner 
Forderung beträgt. Auch dieſe Erwägung ſpricht für die Anwen⸗ 
dung des Art. 21 DurchfVO. auf den Fall einer vorzeitig auf 
Grund einer Verfallklauſel eintretenden Fälligkeit des Kapitals 
(vgl. auch Quaſſowski, 4. Aufl. S. 666; KG.: DNotV. 1926, 
442; Nadler a. a. O. S. 193; Neukirch S. 330 Anm. 5; Schlee 
gelberger⸗Harmening, 4. Aufl. S. 500; a. M. Mügel II, 
42; OLG. Dresden: AufwRſpr. 1926, 382).“ 

Die Auffaffung des RG. verdient aus wirtſchaftlichen Gründen 
Billigung. Gerade der Schuldner, der durch nicht pünktliche Zins⸗ 
zahlung die Verfallklauſel verwirkt hat, befindet ſich in der Regel 
in ſchlechten Vermögensverhältniſſen, und er würde einen doppelten 
Nachteil erleiden, wenn er nicht bloß zur ſofortigen Zahlung des 
Kapitals verpflichtet ware, ſondern ihm auch der Abzug des 
Zwiſchenzinſes verwehrt würde. Es würde damit eine Bereicherung 
des Gläubigers, deſſen Forderung im Hinblick auf die ſonſt bis 
zum 1. Jan. 1932 hinausgeſchobene Fälligkeit und den geringen 
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Zinsſatz einen weit unter ihrem Nennbetrag liegenden Verkaufswert 
gat, auf Koſten des wirtſchaftlich ſchwachen Schuldners, oder wenn 
es ſich um Hypotheken handelt und das Grundſtück über ſeinen 
Wert hinaus belaſtet iſt, zum Nachteil der nachfolgenden Gläu⸗ 
biger eintreten. Ebenſo wie beim Eintritt der Verfallklauſel wegen 
unpünktlicher Zinszahlung wird auch zu entſcheiden ſein, wenn nach 
den Vertragsbedingungen die Hypothek infolge Einleitung der 
Zwangsverſteigerung fällig wird. Für den Fall, daß eine Hypothek 
nicht ins geringſte Gebot kommt, alſo nicht beſtehen bleibt und da⸗ 
her, ſoweit der Verſteigerungserlös reicht, aus demſelben zu be⸗ 
friedigen iſt, ſchreibt bereits Art. 22 DurchfVO. den Abzug des 


Zwiſchenzinſes vor. 
OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 


Beſeitigung der infolge Aufwertungsverzichtes des Auf- 
wertungsgläubigers aus gelöſchten Altmarkhypothelen 
entſtandenen Eigentümergrundſchuld im Grundbuch. 


Nach Art. 7, 8 der erſten DurchfVO. v. 29. Nov. 1925 zum 
Aufwch. (RGBl. I 392) kann die Eintragung des Verzichtes auf 
das aufgewertete Recht auch dann erfolgen, wenn die gelöſchte 
Papiermarkhypothek mit ihrem in Goldmark ausgedrückten Auf⸗ 
wertungsbetrage noch nicht wiedereingetragen iſt; auch iſt zur Ein⸗ 
tragung des Verzichtes nicht der Nachweis erforderlich, daß das 
Recht aufgewertet oder überhaupt aufwertbar iſt. Der Verzicht iſt 
gem. Art. 12 der preuß. Aufw VO. v. 20. Nov. 1899 (JM Bl. 349 ff.) 
in Spalten 5 bis 7 eingetragen; er muß dem GBA. in der Form 
des 5 29 GBO. nachgewieſen werden. Dieſe der Erleichterung im 
Grundbuchverkehr dienende Vorſchrift bezieht ſich nach ihrem Wort⸗ 
laut aber nur auf den ſelteneren Fall des Verzichtes des Gläubigers 
auf die aufgewertete Hypothek (§ 1168 1 BGB); nicht wird der 
viel häufigere Fall mitumfaßt, daß der Gläubiger einer kraft 

ückwirkung oder Vorbehaltes aufwertbaren, gelöſchten Altmark⸗ 
hypothek vor Wiedereintragung befriedigt wird. Doch wird man 
nach Sinn und Zweck dieſer Rechtsbeſtimmung auch die Befriedigung 
des Aufwertungsgläubigers feinem Verzicht auf das aufgewertete 
Recht bei Anwendung dieſer Vorſchrift im Grundbuchverkehr gleich⸗ 
teilen Können. 

Aber mit der Eintragung des Gläubigerverzichtes auf die 
aufgewertete Hypothek iſt dieſes Recht noch keineswegs für das 
Grundbuch vollſtändig erledigt, was zuweilen von den Notaren und 
auch den GBel. überſehen worden iſt. Aus der Aufwertungs⸗ 
hypothek iſt eine Eigentümergrundſchuld infolge der Befriedigung 
oder des Verzichtes des Aufwertungsgläubigers gem. 88 116312, 
1168, 11771 BGB. entſtanden. Das Schickſal dieſer Eigentümer⸗ 
au hat im Art. 7 (8) der erſten DurchfVO. überhaupt 

eine Erwähnung gefunden. Offenbar hat der Geſetzgeber daran 
ebenſowenig gedacht, wie zeitweiſe die Grundbuchpraxis. Daher gilt 
die vom Art. 7 (8) beabfichtigte Erleichterung des Grundbuch⸗ 
verkehrs bez. des Verzichtes auf die Aufwertungshypothek leider 
nicht für die infolge des Verzichtes oder der Befriedigung des 
Gläubigers dem Eigentümer zugefallene Grundſchuld. Während zur 
Eintragung des Verzichtes auf das aufgewertet Recht kein Nach⸗ 
weis erforderlich war, daß das Recht aufgewertet iſt, war bislang 
bieſer Nachweis für die zu Eigentümergrundſchulden gewordenen 
Aufwertungsbeträge erforderlich. Eine Eigentümergrundſchuld kann 
aus einer gelöſchten Altmarkhypothek nur dann entſtanden ſein, 
wenn ſie rechtzeitig zur Aufwertung angemeldet und entweder Kraft 
Rückwirkung oder kraft Vorbehaltes aufwertungsfähig iſt. Liegen 
tefe Vorausſetzungen nicht vor, — z. B. die Hypothek ift zwar 
rechtzettig angemeldet, aber vor dem 14. Juni 1922 urückgezahlt 
und nach wochenlangen, mühevollen Ermittelungen il kein Vor⸗ 
behalt bei der Annahme der Leiſtung feſtzuſtellen —, ſo iſt über⸗ 
zaupt keine Aufwertungshypothek und daher auch keine Eigen⸗ 
kümergrundſchuld entſtanden und ein auf Eintragung einer Eigen⸗ 
imergrundſchuld gerichteter Antrag iſt abzuweiſen. Gleichgültig iſt 
lerbei, ob ein Verzicht des Gläubigers a das aufgewertete Recht 
zingetragen ift; denn hierzu iſt nach Art. 7 (8) der erſten Durchf VO. 
d Überhaupt nicht der Nachweis nötig, daß das Recht aufgewertet 
K. — Iſt aber dargetan, daß die Annahme der ae vor dem 
Stichtag unter Vorbehalt der Rechte oder innerhalb der Rüch⸗ 
birkungszeit geſchehen und die Aufwertungsanmeldung friſtgemäß 
erfolgt iſt, fo iſt die gelöſchte Altmarkhypothek wiederaufgelebt und 
guberhalb des Grundbuches endgültig als Aufwertungshypothel zur 
Entſtehung gelangt; zur Eintragung bedarf es nur des Berichti⸗ 
dungsantrages. Dieſe Rechtswirkung wird niemals lediglich durch 
eine vom Geſetz überhaupt nicht erwähnte Zurücknahme der Auf⸗ 
ertungsanmeldung beſeitigt, welche nur den Willen des Gläubigers 
a Ausdruck bringt, das Anmeldeverfahren nicht fortſetzen zu 
ollen. Es gibt keine Rechtsvorſchrift, die beſagt, daß nach Zurück⸗ 


ſabme der Aufwertungsanmeldung für den Eigentümer eine Grund⸗ 
ſchuld entſteht. Das endgültig wiederentſtandene Aufwertungsrecht 


Ein nur in den vom BGB. vorgeſehenen Rechtsvorgängen eine 
igentümergrundſchuld werden. Hervorzuheben ſind die beiden häu⸗ 
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figeren Fälle: der Eigentümer befriedigt den Gläubiger der ge⸗ 
löſchten, aber aufwertbaren Hypothek vor ihrer Wiedereintragung 
(1163 12, 1177 1 BGB.), ſodann die Eintragung des Ver⸗ 
5680 des Gläubigers auf dieſe aufgewertete Hypothek (8 1168 


Wollte alſo der Eigentümer bez. einer gelöſchten, aufwertbaren 
Hypothek ſein Grundbuch bereinigen, ſo war bislang außer friſt⸗ 
gemäßer Aufwertungsanmeldung erforderlich: 

1. Verzicht des Gläubigers auf das aufgewertete Recht in der 

Form des § 29 GD. und deſſen Eintragung, 

2. oder ſtatt deſſen der Nachweis der Befriedigung des Gläu⸗ 
bigers durch den Eigentümer oder ein Erlaßvertrag, immer 
in der Form des § 29 GBD,, 

3. Eintragung der aufgewerteten Eigentümergrundſchuld, 

4. deren Löſchung. 


Das Verfahren war überaus langwierig und bei der Über⸗ 
laſtung der GBA. auch als unnötig zeitraubend empfunden, daß 
eine Eintragung der Eigentümergrundſchuld zunächſt erfolgen mußte 
und im allernächſten Augenblick ihre Löſchung verfügt wurde. 
Nadler, 3. Aufl., S. 270, meint: „Einigen ſich die Parteien dar⸗ 
über, daß die Hypothek nicht wiedereingetragen werden ſoll, ſo 
läßt ſich die Hypothek nur in der Weiſe beſeitigen, daß der Gläu⸗ 
biger auf die Hypothek und der Eigentümer auf die ihm zugefallene 
Eigentümergrundſchuld verzichtet, und daß beide Verzichte im 
Grundbuch eingetragen werden.“ Dieſe überaus praktiſchen Ge⸗ 
danken ſind leider rechtlich nicht durchzuführen; denn es gibt keinen 
„Verzicht“ auf eine Eigentümergrundſchuld. Eine ſolche Eintragung 
iſt ihrem Inhalte nach unzuläſſig und gem. § 54 1 2 G80. von 
Amts wegen zu löſchen. Die Beſeitigung einer Eigentümergrund⸗ 
ſchuld kann nur durch Löſchung geſchehen. Ebenſo KG.: DRg. 1927, 
Spruchbeilage, Nr. 476. 

Die leider erſt am Ende der Aufwertungspraxis der GB. 
erlaſſene DurchfVO. v. 12. Sept. 1927 (RGBl. 1 299) beſtimmt im 
§ 2: „Gibt der Eigentümer eine aufgewertete Hypothek, die er 
infolge des Verzichtes des Gläubigers erworben hat ($ 1168 1 
BGB.) auf, fo iſt die Löſchung des Rechtes auch dann zuläſſig, 
wenn weder der Erwerb durch den Eigentümer noch der Yu 
wertungsbetrag eingetragen iſt. Zur Löſchung bedarf es nicht des 
Nachweiſes, daß das Recht aufwertbar iſt.“ — Die Vorſchrift bringt 
die erfreuliche Neuerung, daß das oben geſchilderte umſtändliche 
Prüfungsverfahren in dem Falle unterbleibt, wenn der Eigentümer 
die Grundſchuld löſchen laſſen will. Dann fällt der ſchon nach 
Art. 7 (8) der erſten DurchfVO. für die Eintragung des Gläubiger⸗ 
verzichtes nicht erforderliche Nachweis der Aufwertung auch bei der 
Beſeitigung der infolge dieſes Verzichtes entſtandenen Eigentümer⸗ 
grundſchuld fort. Beabſichtigt dagegen der Eigentümer die infolge 
des Aufwertungsverzichtes des Gläubigers ihm zugefallene Eigen⸗ 
tümergrundſchuld nicht löſchen zu laſſen, ſondern einzutragen und 
zu verwerten, ſo ſind die oben geſchilderten Vorausſetzungen für 
das Entſtehen der Eigentümergrundſchuld (rechtzeitige Anmeldung, 
Vorbehalts⸗ oder Rückwirkungsaufwertung der Hypothek, Gläubiger⸗ 
verzicht oder Befriedigung in der Form des $ 29 GBD.) auch in 
der Zukunft darzutun. 

Leider iſt nun $ 2 recht unglücklich formuliert. Es fällt 
zunächſt auf, daß nur der Fall des Gläubigerverzichtes erwähnt 
und der in der Praxis verhältnismäßig viel häufiger vorkommende 
Fall der Gläubigerbefriedigung weggelaſſen iſt. Da dasſelbe ſchon 
beim Wortlaut des Art. 7 der erſten DurchfVoO. geſchehen iſt, 
könnte man faſt auf eine Abſicht des Geſetzgebers, die Gläubiger» 
befriedigung und den Gläubigerverzicht nicht gleichmäßig behandeln 
zu wollen, ſchließen. Aber es liegt wohl nur ein wiederholtes Ver⸗ 
ſehen vor. § 2 kann nur dann der Grundbuchpraxis eine wirkliche 
Erleichterung bringen, wenn nicht nur die ſpärlichen Fälle des 
Gläubigerverzichtes, ſondern auch die zahlreichen Fälle dieſer Rechts⸗ 
vorſchrift unterworfen werden, in denen der Gläubiger einer Auf⸗ 
wertungshypothek vom Eigentümer durch Zahlung befriedigt wird. 
Aus dieſem Grunde iſt eine extenſive Interpretation des $ 2 auf 
dieſen durchaus gleichgelagerten Fall notwendig. 

Weitere Zweifel treten auf, ob § 2 nach dem Willen des 
Geſetzgebers nur auf diejenigen Fälle Anwendung finden ſoll, bei 
denen eine Altmarkhypothek noch eingetragen iſt, die noch nicht 
auf den Aufwertungsgoldmarkbetrag umgeſtellt worden iſt. Oder 
ſoll 8 2 auch dann Platz greifen, wenn gelöſchte, aber auf Grund 
des Aufiv®. wiederaufgelebte Rechte überhaupt noch nicht wieder⸗ 
eingetragen worden find? Der Wortlaut ſpricht dagegen. Im 8 2 
iſt das Wort „Löſchung“ zweimal erwähnt. Gelöſcht kann nur 
werden, was noch im Grundbuch eingetragen ſteht. Aber Ge⸗ 
löſchtes kann nicht gelöſcht werden. Hiernach könnte man zu der 
Anſicht kommen, daß § 2 nur dann gelten ſoll, wenn die Hypothek 
mit ihrem Papiermarkbetrage noch im Grundbuch eingetragen ſteht, 
und daß ſolchenfalls der 8 2 die Eintragung des Aufwertungs⸗ 
betrages und die Eintragung des Erwerbes der Hypothek als 
Eigentümergrundſchuld durch den Eigentümer entbehrlich macht. 
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Unterſtützt würde ſolche Anſicht noch dadurch, daß nirgends vom 
Geſetzgeber zum Ausdruck gebracht worden tif, daß bei einer ge⸗ 
löſchten, aber aufwertbaren Hypothek eine Wiedereintragung unter⸗ 
bleiben darf. Auch könnte man dieſe Anſicht auch damit be⸗ 
gründen, daß der Geſetzgeber eine in der bisherigen Grundbuch⸗ 
praxis niemals vorgekommene Eintragung, nämlich eine doppelte 
Löſchung desſelben Rechtes in der Form von zwei Löſchungs⸗ 
vermerken, bejtimmt und klar befohlen haben würde, wenn er 
gewollt hätte, daß eine gelöſchte, aufwertbare Hypothek vor ihrer 
Wiedereintragung nochmals gelöſcht werden darf. — Aber dennoch 
kann ſich der Grundbuchpraktiker nicht zu dem Leerlauf ent⸗ 
ſchließen, die gelöſchte Poſt mit ihrem Papiermarkbetrage einſchließ⸗ 
lich der oft ſehr ſchwierigen Rangeinordnung wiedereinzutragen und 
in der nächſten Minute wieder zu löſchen, wenn ſich aus den vor⸗ 
liegenden Bewilligungen eine Aufgabe der Hypothek durch den 
Gläubiger und der Eigentümergrundſchuld durch den Eigentümer 
und ſomit eine vollſtändige Erledigung des Rechtes für das Grund⸗ 
buch ergibt. Zu dieſer über den Wortlaut des 8 2 hinausgehenden 
Auslegung zwingt der Zweck der Vorſchrift, nämlich unnötige 
Eintragungen zu vermeiden, und vor allem die Erkenntnis, daß 
der § 2 nahezu bedeutungslos iſt, wenn er nur die Fälle ergreifen 
ſoll, bei denen der Papiermarkbetrag des aufwertbaren Rechts noch 
im Grundbuch eingetragen iſt. Iſt eine ſolche Hypothek infolge Be⸗ 
friebigung des Gläubigers in eine Eigentümergrundſchuld über⸗ 
gegangen und will der Eigentümer ſein Grundbuch bereinigen, 
ſo wählt er nicht das überflüſſige Verfahren der vorherigen Ein⸗ 
tragung des Aufwertungsbetrages und des Erwerbes der Eigen⸗ 
tümergrundſchuld, ſondern beantragt zutreffend ſofortige Löſchung. 

Wie ein Vermerk bei gelöſchten, aufwertbaren Rechten lauten 
ſoll, iſt vom Geſetzgeber nur für den Verzicht des Gläubigers auf 
das aufgewertete Recht im 8 7 der erſten DurchfVO., nicht aber 
für die Erledigung der Eigentümergrundſchuld angeordnet worden. 
Wie bereits erwähnt iſt, iſt eine Eintragung: „der Eigentümer hat 
auf die infolge Aufwertungsverzichtes entſtandene Eigentumer⸗ 
grundſchuld verzichtet“ rechtlich unzuläſſig. Geht man vom Wort⸗ 
laut des § 2 der DurchfVO. aus, jo kann vorgeſchlagen werden: 
„Der Eigentümer hat die infolge des Verzichtes (oder Befriedigung) 
des Glaͤubigers N. N. entſtandene Eigentümergrundſchuld auf⸗ 
gegeben.“ Der Name des Gläubigers muß jedenfalls dann an⸗ 
gegeben werden, wenn aus einer Hypothek zwei getrennte Auf⸗ 
wertungsrechte für den Zedenten (88 17, 21 Aufwch.) und für den 
Zeſſionar hervorgegangen ſind. Häufig wird es ſich jedoch nur um 
einen Aufwertungsgläubiger handeln. Dann iſt es am einſachſten, 
in Spalten 9 bis 11 zu vermerken: „Dieſe Poſt iſt vollſtändig 
erledigt.“ 

Es darf jedoch nicht überſehen werden, daß eine ſolche er⸗ 
ledigte Poſt, falls ſie innerhalb der Mündelſicherheitsgrenze liegt, 
immer noch einen Eigentümerrangvorbehalt gem. 8 7 Aufn®. vom 
16. Juli 1925 erhalten muß. Zu dieſer Prüfung geben weder 
Art. 7 der erſten DurchfVO. noch § 2 der Durchf O. v. 12. Sept. 
1927 irgendeine Erleichterung für die Grundbuchpraxis. Für die 
Feſtſtellung der Eigentümerrangbefugnis iſt nirgends der Nachweis 
für überflüſſig erklärt, daß das Recht aufgewertet iſt. Das durfte 
auch nicht geſchehen, da nach Sinn und Wortlaut des § 7 Aufio®. 
der Rangvorbehalt ſich nur an aufwertbare Rechte anſchließen 
kann. 
die im Grundbuch als erledigt bezeichnete Hypothek nach den Vor⸗ 
ſchriften der 88 14, 15 AufwG. über Vorbehalt und Rückwirkung 
aufwertbar war und rechtzeitig zur Aufwertung angemeldet worden 
iſt. Iſt das der Fall, ſo erhält ſie einen Eigentümerrangvorbehalt 
unter der weiteren Vorausſetzung, daß die Hypothek noch innerhalb 
der Mündelſicherheitsgrenze lag und ein weiteres Aufwertungs⸗ 


recht folgt. 
AGR. Dr. Merten, Kiel. 


Die Aufwertung der Eigentümergrundſchuld. 


Die Konſtitution der Eigentümergrundſchuld beruht bekanntlich 
auf denn Gedanken, daß der Eigentümer. einen Anſpruch darauf habe, 
ſich im Range der freigewordenen Hypothek, d. h. an kreditfähiger 
Stelle, einen Platz offenzuhalten. 

Erwägungen ähnlicher Art führten zu dem im 87 AufwG. vor⸗ 
geſehenen „Rangvorbehalt für den Eigentümer“, der aber ſeiner Natur 
nach etwas ganz anderes iſt als die Eigentümergrundſchuld und daher 
auch die Aufwertung der Eigentümergrundſchuld nicht erſetzen kann. 

Die Vorſchriften über die Aufwertung von Hypotheken finden 
nach 831 AufwG. auch auf Grundſchulden uneingeſchränkte An⸗ 
wendung, die im allgemeinen ohne Zwang möglich iſt. Die Anwendung 
dieſer Beſtimmungen auch auf Eigentümer grundſchulden wird ſo⸗ 
wohl in der Rſpr. als auch von den Kommentatoren des AufwG. bes 
jaht. Iſt die Eigentümergrundſchuld — wie es meijtens der Fall ſein 
wird — als ſolche im Grundbuche nicht zu erkennen, ſondern als 
Hypothek noch für den früheren Gläubiger eingetragen, ſo verhilft 
in der Regel § 21 Abſ. 1 Ziff. 2 i. Verb. m. 8 1155 BGB. dem Gläu⸗ 
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Nach wie vor iſt vom Grundbuchrichter feſtzuſtellen, ob 
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biger zu feinem Recht. Das Geſetz ſpricht zwar hier nur von einem 
Übergang der „Forderung“, wohl aber nur mit Rückſicht auf das 
in 81155 aufgeſtellte Prinzip. Nach der herrſchenden Anſicht iſt 
81155 auch dann anzuwenden, wenn die Hypothek ohne die Forde⸗ 
rung kraft Geſetzes übergegangen iſt. 

Unbefriedigend geſtaltet ſich jedoch die Rechtslage, wenn die 
Eigentümergrundſchuld wieder in eine Hypothel verwandelt worden 
iſt. Es ſind zwei verſchiedenartige Fälle dieſer Art denkbar. Erſtens: 
Der Eigentümer wandelt die Grundſchuld in eine Hypothek um zu⸗ 
gunſten eines Dritten. Zweitens: Der Eigentümer bleibt Gläubiger, 
die Umwandlung erfolgt anläßlich des Verkaufs des Grundſtücks zur 
Sicherung eines Reſtkaufgeldes. 


Was den erſten Fall anbetrifft, ſo iſt es einleuchtend, daß der 
Eigentümer, wenn die Umwandlung (= Abtretung) im Rückwirkungs⸗ 
zeitraum erfolgt ift, einen ſelbſtändigen auf 8 17 AufwG. baſierenden 
Aufwertungsanſpruch hat. Iſt aber die Umwandlung vor dem Rück⸗ 
wirkungszeitraum vor ſich gegangen und eine Aufwertung nur kraft 
Vorbehaltes der Rechte möglich, ſo fehlte es ſchon an einer Möglich⸗ 
keit, einen ſolchen Vorbehalt überhaupt anzubringen. In dieſem Falle 
müßte alſo theoretiſch der Eigentümer ſich ſelbſt gegenüber den Vor⸗ 
behalt gemacht haben, von dem das Geſetz die Aufwertung abhängig 
macht. Nach den allgemeinen Rechtsgrundſätzen iſt ein wirkſames 
Kontrahieren mit ſich ſelbſt aber nicht denkbar. In dieſem Falle 
werden bei der heutigen Rechtslage die Nachhypothekare die lachenden 
Dritten ſein. 

Im zweiten Fall, wenn nämlich die Eigentümergrundſchuld zur 
Sicherung eines Reſtkaufgeldes benutzt wurde und zu dieſem Zweck 
in eine Fremdhypothek verwandelt worden iſt, möchte ich, obgleich 
dieſe Unterſcheidung heute nur noch hiſtoriſchen Wert hat, einen Unter⸗ 
ſchied machen zwiſchen der Rechtslage vor und nach der AufwNov. 
v. 9. Juli 1927. 

Vor dieſer Novelle war die Situation für den Gläubiger einer 
ehemaligen Eigentümergrundſchuld ungünſtig und auch vom Stand⸗ 
punkt einer gerechten Aufwertung aus betrachtet durchaus un⸗ 
befriedigend. Das KG. ſtellt in feiner Entſch. v. 19. April 1926 den 
Grundſatz auf: 


„Wird eine Grundſchuld in eine Hypothek umgewandelt, 
fo iſt zwar für die Berechnung des Aufwertungsbetrages der 
Hypothek an ſich nach 8 3 Abſ. 2 Satz 1 Aufm®. nicht deren 
Erwerb, ſondern der der Grundſchuld maßgebend; wird aber 
die durch die Hypothek geſicherte Forderung (3. B. infolge 
Begründung in der Inflationszeit) 
gewertet, der den nach 88 3 Abi. 2, 4 AufwG. berechneten 
Aufwertungsbetrag der Hypothek nicht erreicht, ſo iſt dieſer 
gem. 8 4 Aufw. auf den niedrigeren Aufwertungsbetrag der 
Forderung herabzuſetzen.“ 


Angeſichts dieſer Entſch. konnten Grundſchulden, die in der 
Inflationszeit in Hypotheken umgewandelt worden waren, obgleich 
die Umwandlung anerkanntermaßen unter 8 3 Abf. 2 AufwG. fällt, 
niemals zur Aufwertung kommen, es ſei denn, daß zufällig der 
Hypothekengläubiger ein anderer iſt als der Grundſchuldgläubiger und 
dieſer als Zedent kraft eigenen Rechtes eine Aufwertung zu ſeinen 
Gunſten zu beanſpruchen hatte. War nun umgekehrt zugunſten des⸗ 
ſelben Gläubigers eine Hypothek in eine Grundſchuld verwandelt 
worden, ſo wurde ſowohl Hypothek als auch Grundſchuld wie ein 
einheitliches Recht aufgewertet. Die ſich hieraus ergebende Konſequenz⸗ 
daß der Eigentümer als Schuldner beſſer oder ſchlechter geſtellt iſt, 
je nachdem entweder einer oder mehrere Aufwertungsgläubiger aus? 
treten oder entweder die Umwandlung einer Grundſchuld in eine 
Hnpothek oder in umgekehrter Folge die Umwandlung einer Hypo“ 
thek in eine Grundſchuld vor ſich gegangen iſt, kann dem Willen 
des Geſetzgebers nicht entſprechen. Auch vermag ich nicht einzuſehen , 
warum der Schuldner beſſer geſtellt ſein ſollte, wenn der Voreigen“ 
tümer des Grundſtücks ſelbſt die Hypothek erworben hatte, wie wenn 
die Hypothek einem Dritten zuſtand, oder aus dem Umſtande, daß 
der Veräußerer die Eigentümergrundſchuld nicht als Grundſchuld ber 
hielt, ſondern in eine Hypothek verwandeln ließ, Vorteil haben ſollte. 
Dieſer Erfolg iſt aber durch die Entſch, des KG. v. 19. April 192 
und durch ſpätere Entſch. gleicher Art eingetreten. Dieſe Entſch. des 
KG. konnten auch unter der alten Rechtslage nicht befriedigen; denn 
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theken, die, ohne jemals gelöſcht zu ſein, zeitweiſe ihr Daſein ohne 
Forderung als Grundſchuld gefriſtet haben, iſt mindeſtens zweifelhaft. 
Nach 81192 BGB. finden auf die Grundſchuld die Vorſchriften über 
die Hypothek entſprechende Anwendung, „ſoweit ſich nicht daraus © 
anderes ergibt, daß die Grundſchuld eine Forderung nicht vora 
fett”. Dieſer Grundſatz muß naturgemäß auch für das Aufwertung” 
recht gelten. Er hat auch Beachtung gefunden, ſoweit es ſich ſchlecht, 
bin um Aufwertung von Grundſchulden handelte (vgl. Beſchl. 
RG. v. 25. Nov. 1926, Aw III 1262/26 [JW. 1927, 803 2). Er muß 
aber billigerweiſe auch gelten für die Aufwertung von Hypotheken, 
während ſie als Grundſchulden beſtanden und einer Entwertung @ 
geſetzt waren, wenn den Prinzipien des Aufm®. gedient fein fol. 


auf einen Betrag auf⸗ 


er. 
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Es iſt auffällig, daß der in der Rſpr. des RE. beibehaltene 
Grundſatz einer unbedingten Anwendung des 84 Aufiv®. ohne Kritik 
von der Praxis hingenommen worden iſt. Boeſebeck ſcheint in 
ſeiner Bemerkung zu einem Beſchl. des KG. v. 16. Dez. 1926, 
9 Aw 1010/26 (3%. 1927, 993 zu 2) die Entſch. des KG. v. 19. April 
1926 billigen zu wollen; auch Endemann (ZW. 1926, 2696 zu 1) 
äußert ſich hierzu in einer Bemerkung zu einem mit dieſer KGeEntſch. 
einer Auffaſſung nach nur ſcheinbar im Widerſpruch ſtehenden 
Beſchluß nicht. Das Ausbleiben einer Kritik iſt um ſo bemerkens⸗ 
werter, als auch Mügel die Vorſchrift des 84 Aufw. lediglich 
dahin auffaßt, daß ſie die Entſtehung einer Hypothek ohne Forde⸗ 
tung verhindern ſoll, jedoch in den Fällen nicht angewandt werden 
Rann, in denen eine Hypothek ohne Forderung ſchon beſtand (ebenſo 
Abra ham). 

Die AufwNov. v. 9. Juli 1927 wäre nun geeignet, dieſe Wunden 
zu heilen, wenn ihr Licht alle Winkel durchdrungen hätte. Das iſt 
nach meinen Erfahrungen aber bei weitem noch nicht der Fall. Viel⸗ 
lach wird die auf den erſten Blick richtig erſcheinende Auffaſſung ver⸗ 
treten, daß auch bei der heutigen Rechtslage die geringere Aufwertung 
der perſönlichen Forderung nach wie vor dann den Aufwertungs⸗ 
detrag der Grundſchuld beeinfluſſe, wenn die geringere Aufwertung 
der perſönlichen Forderung auf einem ſpäteren Erwerbe beruht. Ich 
ebe zu, daß die dürftige Begründung der Novelle für eine ſolche 

uffaſſung geradezu beſtechend wirken muß. Sich aber in der Aus⸗ 
legung eines Geſetzes allein auf die Begründung zu verlaſſen, iſt ein 
gewagtes Spiel. Mügel ſagt in ſeinem Komm., 5. Aufl. S. 421: 
Geht man davon aus, was Rechtens fein würde, wenn bereits bei 
Inkrafttreten des Geſetzes eine Grundſchuld an Stelle der Hypothek 
eingetragen geweſen wäre, ſo gewinnt man auch den Schlüſſel zur 
oͤſung der Frage, ob die Umwandlung in eine Grundſchuld beantragt 
werden kann, ...“ Wenn ſich der Richter zunächſt nur die Frage 
vorlegen wollte: Wie errechnete ſich der Goldmarkbetrag, wenn ſchon 
ſeinerzeit ſtatt der Hypothek eine Grundſchuld eingetragen worden 
wäre 7, fo brauchte er über Fragen der oben erwähnten Art ſich den 
Kopf nicht zu zerbrechen. Aber auch von der anderen Seite her iſt 
der Frage, ob bei der gegenwärtigen Rechtslage die Höhe der Auf⸗ 
wertung der perſönlichen Forderung eine auf Grund des Geſ. vom 
5. Juli 1927 einzutragende Grundſchuld irgendwie beeinfluſſen könne, 
beizukommen. Der Gläubiger muß feinen Antrag auf Umwandlung 
der Hypothek in eine Grundſchuld ſtellen „bei Eintragung“ der Aufe 
wertung des dinglichen Rechtes, für die keineswegs Vorausſetzung ift, 
daß der Aufwertungsbetrag der perſönlichen Forderung ſchon feſt⸗ 
ſeeht. Mit der Eintragung der Grundſchuld erliſcht die perſönliche 
Forderung. Die Höhe der Aufwertung der perſönlichen Forderung, 
Die, was die Eintragung der Grundſchuld anbelangt, als gar nicht 
eriſtierend behandelt wird, kann naturgemäß den Aufwertungsbetrag 
er Grundſchuld nicht beeinfluſſen. Der dahingehende Wille des Geſetz⸗ 
ders kommt auch zum Ausdruck darin, daß dem Gläubiger das 
echt gegeben iſt, die Ausſetzung eines etwaigen Verfahrens auf 
Herabsetzung der Aufwertung der perſönlichen Forderung zu be⸗ 
autragen. Hieraus zu ſchließen, daß die Abhängigkeit der Aufwertung 
des dinglichen Rechtes von der Höhe der Aufwertung der perſönlichen 
Forderung nur dann nicht mehr gegeben ſei, wenn die geringere Auf⸗ 
ertung der perſönlichen Forderung auf einer Herabſetzung ihres 
Normalen Aufwertungsbetrages auf Grund der 88 8 und 15 AufwG. 
veruhe, iſt weder mit dem Geſetz als Ganzes noch mit deſſen Be⸗ 
gründung zu vereinbaren. 
181, Auch unter dem Geſichtspunkte des Schußes des Eigentümers 
kite eine ſolche Auffaſſung gleichfalls keine Berechtigung. Zunächſt 
lebt in dieſer Hinſicht nach 8 7 des Gel. v. 9. Juli 1927 die Be⸗ 
ügnis des Eigentümers, ſich auf bie für ihn gegebenen Härte⸗ 
rſchriften zu berufen, unberührt. Sodann wird nach 8 8 des Gef. 
. 9. Juli 1927 der perſönliche Schuldner dem Eigentümer gegenüber 
nicht dadurch von einer Verpflichtung zur Beſeitigung der auf⸗ 
gewerteten Hypothek befreit, daß die Hypothek in eine Grundſchuld 
Mgewandelt wird. Der Eigentümer kann mithin auch bei der durch 
zas Gef. v. 9. Juli 1927 geſchaffenen Rechtslage immer nur inſoweit 
i Anſpruch genommen werden, als er die Hypothek oder Grund⸗ 
hu übernommen hat. Soweit aber der Eigentümer Schuldverpflich⸗ 
augen übernommen hat, foll er auch im ganzen Umfange in 
pruch genommen werden Können. 
fi Um die bisherigen Lücken des Aufiv®., die ſich in dieſer Hin⸗ 
05 in der bisherigen Praxis gezeigt haben, zu ſchließen, war das 
S v. 9. Juli 1927 notwendig, deſſen Tendenz ausſchließlich dem 
chutze ber Intereſſen des Gläubigers entſpricht. Nur unter richtiger 
ſalrdihung ſeiner Entſtehungsgeſchichte kann das Geſetz richtig ver⸗ 
en und nicht überſehen werden, daß die Umwandlung einer 
hpothet in eine Grundſchuld praktiſche Bedeutung für den Auf⸗ 
1 rtungsgläubiger auch noch in anderen als den in der Begründung 
5 cklich erwähnten Fällen hat. Dann werden auch die Wohle 
Wan ſich erweiſen, deren fich der Geſetzgeber vielleicht nicht bewußt 
unt. Jede allzu engherzige Auslegung würde die Vedeutung dieſer 
nöweifelhaften Verbeſſerungen unſeres Aufw G. ſtark herabmindern. 
Der Geſetzgeber hat bei dieſer Reform des AufwG. eine glück⸗ 
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liche Hand gehabt; es iſt nicht nur das Ziel erreicht, daß eine Un⸗ 
menge häßlicher Prozeſſe vermieden wird, ſondern auch unbewußt 
mancher Zopf, der ſich aus der Theorie juriſtiſcher Konſtruktionen 
ergab, abgeſchnitten worden. Darüber hinaus darf man vielleicht 
dieſe Entwicklung der Dinge als den Anſatz einer Vereinfachung 
unſeres Hypothekenrechtes begrüßen. 


Dir. R. Boeſe, Hannover. 


Die Rechtſpremung auf dem Gebiete der freien Auf- 
wertung — eine Gefahr für Recht und Wirtſchaft! 


Die Spruchpraxis des NG. und der ihm folgenden Inſtanz⸗ 
gerichte hat auf dem Gebiete der freien Aufwertung durch Über⸗ 
leigerung der Aufwertungsmaßſtäbe und durch den Mangel der 
Selbſtbeſchränkung in zeitlicher Beziehung (fog. Rückwirkung) zu 
ſchwerſter Gefährdung unſerer Privatrechts⸗ und Wirtſchaftsordnung 
geführt. Als grundlegenden Fehler der reichsgerichtlichen Recht⸗ 
ſprechung erachte ich, daß das RG. das AufwG. nicht als eine 
durch die Rechts⸗ und Wirtſchaftslage gebotene Ausgleichslöſung, 
als den Ausdruck der maßgebenden Rechtsüberzeugung geachtet, 
ſondern ſich auf dem Gebiete der freien Aufwer⸗ 
tung nahezu in allen Punkten in ſchroffen Gegen⸗ 
ſatz zum pofitiven AufwG. geſtellt hat. 

Völlige Unſicherheit herrſcht darüber, von welchem Zeitpunkt 
ab Rechtsverhältniſſe der Vergangenheit aufgerollt werden dürfen. 
Unangemeſſen hohe Aufwertungsmaßſtäbe werden für Vorkriegs⸗ 
forderungen zugebilligt. Die Rechtſprechung über die ſog. „Ver⸗ 
wirkung von Aufwertungsanſprüchen infolge Nichtgeltendmachung“ 
gibt den unteren Gerichten keine feſten Rechtsgrundſätze an die 
Hand. Hinzu kommt, daß das RG. auch auf dem Gebiete der 
freien Aufwertung Vergleiche und Vereinbarungen in weitem Um⸗ 
fange für unwirkſam erklärt. Schließlich tragen die neuerlichen 
Berſuche (Probſt) ), ſelbſt auf dem Gebiete der Hypotheken⸗ 
aufwertung die Bedeutung des Stichtages zu leugnen, zur Ver⸗ 
mehrung der Rechtsunſicherheit bei. 

Unerträglich iſt die Inquiſition, der ſich der Schuldner aus⸗ 
ſetzen muß, wenn er gegen einen zu hohen Aufwertungsſatz an⸗ 
Kämpft. Solange man an einem mäßigen Normalſatz feſthält, iſt 
der Schuldner in der Lage, dieſen zu bewilligen, ohne ſeinem 
Prozeßgegner gegenüber ſeine intimſten Vermögensverhältniſſe 
preiszugeben. Heute aber fordern die Gerichte, daß der Schuldner, 
wenn er eine mäßige Aufwertung begehrt, bis ins 1 ſeine 
Vermögensverhältniſſe enthüllt. Das nennt man uf wer⸗ 
tung unter Berückſichtigung aller gegenſeitigen 
Intereſſen, gleich als ob das Geſchäftsgeheimnis 
des Kaufmanns überhaupt kein ſchutzwürdiges 
Intereſſe mehr iſt. 

Unzureichend beachtet bleiben auch die allgemeinen wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe. Für die Aufwertung leben wir in der Zeit der 
Stabiliſierung. Gefahrenmomente, wie die jüngſte auf Grund des 
Dawesplanes hervorgerufene Kriſe, wie der Bericht des Reparations⸗ 
agenten, werden nicht berückſichtit. Der Markanſpruch des 
Gläubigers iſt durch die Aufwertung als bevor- 
zugte Vermögensanlage geheiligt. Eine objektive 
Rechtsfindung wird ſchließlich dadurch gefährdet, daß es in Deutſch⸗ 
land überhaupt kaum einen Menſchen gibt, der nicht ſelbſt per⸗ 
ſönlich in das Aufrdertungsproblem irgendwie verſtricht iſt. Dieſes 
Schickſal teilen die Richter mit der geſamten deutſchen Bevölkerung. 
Das erſchütternde Erlebnis der Inflation hat bei uns allen gefühls⸗ 
mäßig Wirkungen ausgelöſt, und ſo objektiv wir zu ſein glauben, 
fo wenig können wir uns vollkommen von den ſuggeſtiven Wir⸗ 
kungen der erlebten Kataſtrophe befreien. Niemals hat es in 
Deutſchland eine Zeit gegeben, wo die Richter ſo 
ſehr von den Konflikten mitbetroffen waren, die 
fie jetzt ſelbſt entſcheiden ſollen. Auch ſolche pſycho⸗ 
logiſchen Momente müſſen gewürdigt werden. Ganz gewiß kann 
auch dieſes Erlebnis den Willen des deutſchen Richters zur Un⸗ 
parteilichzeit in keiner Weiſe antaften; aber fein Gefühl wird doch 
in der weitaus großen Mehrzahl der Fälle dazu neigen, den 
Juflationsgeſchädigten zu helfen. Dem kaufmänniſchen Wirtſchafts⸗ 
leben ſteht dagegen der Richter, entſprechend der leider in Deutſch⸗ 
land vorhandenen beruflichen Trennung, viel ferner. Die Gedanken 
des Riſikos, des Feſthaltens am kaufmänniſchen Wort haben bei 
ihm nicht dieſelbe werbende Kraft wie das Mitempfinden mit dem 
ſchwer getroffenen Mittelftand.- 

Nach meiner Auffaſſung ift es geboten, 
5 20 Nr. 2 AufwNov. im Verordnungswege 


a) einen beſtimmten nahen Endtermin anzuſetzen, bis zu dem 
ſpäteſtens Aufwertungsanſprüche, auch auf dem Gebiete der freien 


gem. § 88 AufwG. und 


dagegen Aſch oben S. 2884. 


— Dit, 


1) JW. 1927, 2481 und 
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Kleinere Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Aufwertung, geltend zu machen bzw. anzumelden ſind. Nach Ab⸗ 
lauf dieſer Friſt ſind die Anſprüche in jedem Falle ausgeſchloſſen, 
unbeſchadet etwaiger früherer Verwirkung. 

b) Für die Aufwertung von Vorkriegsforderungen iſt eine 
Höchſtgrenze feſtzuſetzen, insbeſ. in den Fällen, wo der Mark⸗ 
anſpruch nicht mit einem beſtimmten Vermögensſubſtrat des 
Schuldners (Grundſtück, wirtſchaftlicher Unternehmung) verknüpft ift. 

c) Für die Rückwirkung, auch auf dem Gebiete der freien 
Aufwertung, ſind beſtimmte Grenzen feſtzuſetzen, ſei es nach Maß⸗ 
gabe eines Stichtages, ſei es nach Maßgabe des empfangenen in 
Goldmark umzurechnenden Prozentſatzes der urſprünglichen Forde⸗ 
rung, d. h. eine Aufwertung wäre in jedem Falle zu verneinen, 
wenn ein beſtimmter Prozentſatz in Goldmark erreicht iſt. 

d) Um unerträgliche Inquiſitionen des Schuldners zu ver⸗ 
meiden, iſt die Beweislaſt dahin zu regeln, daß bei Aufwertungen 
über einen beſtimmten Prozentſatz hinaus der Gläubiger die Be⸗ 
weislaſt dafür hat, daß dem Schuldner die Zahlung eines höheren 
Betrages zugemutet werden kann. 

Die vorſtehenden Gedankengänge ſind ein⸗ 
gehend in einem Aufſatz ausgeführt, der als Son⸗ 
derbeilage zu den Mitteilungen der Induſtrie- und 
Handelskammer zu Berlin vom 25. November 1927 
erſchienen iſt. 

RA. Dr. Hans Fritz Abraham, Berlin. 


Vermasaufwertung als Unterfall der Schadensaufwer⸗ 
tung und als Gegenſtand ſtillſchweigend nach Treu und 
Glauben vereinbarter Aufwertung). 


Angeſichts der Vorzüge für den Glaubiger, die die Verzugs⸗ 
aufwertung vor der Aufwertung aus § 242 BGB. hat (unter⸗ 
ſtrichen dadurch, daß der Gläubiger ſich die günſtigere Auf⸗ 
wertung ausſuchen kann, wenn im Einzelfall einmal die An⸗ 
wendung des § 242 BGB. günſtiger iſt [NG. v. 11. April 1927, 
IV 767/26 bei Mügel 5. Aufl. S. 155, it es häufig beſonders 
bedeutſam, ſich die beiden in der Überſchrift angedeuteten Geſichts⸗ 
punkte vor Augen zu halten. 

1. Die Verzugsaufwertung iſt nur ein Unterfall der Scha⸗ 
densaufwertung Überhaupt. Es kann daher auch, wenn es in irgend⸗ 
einer Hinſicht an den bekanntlich ſehr verklauſulierten Voraus⸗ 
ſetzungen des Verzuges fehlt, gleichwohl die günſtigere Schadens⸗ 
aufwertung geltend gemacht werden, wenn aus anderen Geſichts⸗ 
punkten heraus, insbeſ. aus dem Geſichtspunkt der poſitiven Ver⸗ 
tragsverletzung und des 8 276 BGB., eine Schadenserſatzpflicht 
ſich begründen läßt. Die Verzugsaufwertung iſt nur zuerſt in den 
Vordergrund getreten. Sie bedeutet aber nichts weiter, als daß 
Schadensrecht anwendbar wird, bei welchem insbeſ. die Belange 
des Schuldners als aufwertungsminderndes Moment ausſcheiden. 
Es iſt daher nur folgerichtig, daß dieſe Rechtsfolge auch dann 
eintritt, wenn aus anderem Grunde eine Schadenserſatzpflicht des 
Schuldners ſich begründen laßt, die mit dem Geldentwertungs⸗ 
ſchaden in urſächlichem Zuſammenhange ſteht. 

2. In vielen Fällen, wo gerade der Verzug ausgeſchloſſen 
iſt, wie beiſpielsweiſe bei Stundungen, wird es gleichwohl nach 
Lage der Dinge als ſtillſchweigend vereinbart oder doch als 
nach Treu und Glauben als vereinbart anzuſehen zu betrachten 
ſein, daß der Schuldner ſich auf die ihm günſtigere Aufwertung 
des § 242 BCB., insbeſ. darauf, daß ſein Werterhaltungs⸗ 
Koeffizient ungünſtiger iſt als der des Gläubigers (vgl. dabei über 
die materiellen Anforderungen und die Beweislaſt in dieſer Ber 
ziehung Kartothek $ 63 Karte 36) nicht berufen darf, weil das 
dem Sinn der Vereinbarung widerſprechen würde. Das wird ins⸗ 
bejondere bei Stundungen in der Inflationszeit häufig der Fall 
ſein können, die auf Bitten des Schuldners erfolgten. Hier wollte 
der Gläubiger dem Schuldner zwar zeitlich, aber nicht ſachlich ent⸗ 
gegenkommen. Er wollte warten, aber nichts verlieren, und 
es iſt mit Treu und Glauben unvereinbar, wenn der bereits im 
Verzug befindliche oder unmittelbar vor ihm ſtehend geweſene 
Schuldner nunmehr aus dem Entgegenkommen des Gläubigers 
Kapital zu ſchlagen ſucht, indem er einwendet, durch die Stundung 
ſei der Verzug verhindert oder beſeitigt, und der läubiger müſſe 
nun mit der ungünſtigeren Aufwertung aus 8 242 BGB. vorlieb 
nehmen und die Differenz gegen die ihm günſtigere Schadens⸗ 
aufwertung verlieren. 

In Wicklichkeit kommt alſo die Verzugsaufwertung nur als 
eine, auch ziffernmäßig dehnbare (§ 254 BGB.) Erhöhungsmöglich⸗ 
keit der Aufwertung aus 8 242 BB. in Betracht, derart, daß 
eine Erhöhung nach Maßgabe des Schadensrechts, alſo ohne be⸗ 
ſonderen Schuldnerverarmungsfaktor, immer ins Auge gefaßt wer⸗ 
den kann, wenn der Schuldner ſchuldhaft nicht rechkzeikig geleiſtet 
hat oder es ſonſt der Billigkeit und dem Sinn der Verein⸗ 


1) Die vorſtehend kurz fkiszierten Gedanken des Verf. werden 
in der nächſten Nummer der Lg. eingehender dargelegt. 


barungen entſpricht, daß er eher bzw. mehr als der Gläubiger unter 
der Verzögerung leidet. 
R. Dr. v. d. Trend, Berlin. 


Zum 8 3 der Deutſchen Gebührenordnung für Rechts- 
anwälte. 

Bei Ausführung von Aufträgen mehrerer Auftraggeber eines 
NA. durch dieſelbe Tätigkeit kommt in bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten und in Strafſachen 1) einerſeits die Geſamtvergütung des An⸗ 
walts, andererſeits der Betrag in Frage, für den der einzelne Auf 
traggeber haftet. In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, von denen im 
folgenden allein die Rede ſein ſoll, iſt für die Geſamt v ergütung 
§ 5 ZPO. zu beachten, nach dem mehrere in einer Klage geltend ge 
machte Anſprüche zuſammengerechnet werden. Weiter kann 851 RA⸗ 
GebO. über die Erhöhung der Prozeßgebühr bei nachträglichem 
Beitritte von Streitgenoſſen in Frage kommen, doch ſoll der Ein’ 
fachheit halber dieſer Fall hier ganz außer Betracht bleiben. Der 
Betrag, auf den der einzelne haftet, bemißt ſich nach 8 5 
NAGEHD. derart, daß jeder Auftraggeber dem RA. für denjenigen 
Betrag an Gebühren und Auslagen haftet, welcher bei abgeſonderter 
Ausführung ſeines Auftrags erwachſen ſein würde. 

Die Summe der Einzelhaftbeträge (S.) kann hinter der Ge⸗ 
Geſamtvergütung (G.) zurückbleiben, ihr gleichkommen oder ſie über⸗ 
treffen. Beiſpiele?) ſollen das blarſtellen. 


I. S. kleiner als G.: 


Gebühr Gebühr 

Streitgenoſſe A beteiligt mit 20 ZH 2 A. 
77 B a " 200 RM 10 RM 
12 N. 

Geſamtſtreitwert 200—300 AH 15 RA 
Streitgenoſſe A beteiligt mit 60 Au 4RM 
" B x „ 400 , 20 N. 
24 RM 

Geſamiſtreitwert 400 —500 AAN 25 AM 

II. S. gleich G.;: , 
Streitgenoſſe A beteiligt mit 20 AH 2 A. 
7 B hr „ 3000 % 105 RM 

107 AH 

Geſamtſtreitwert 3000 —3100 RA 107 K. 
Streitgenoſſe A beteiligt mit 60 AM 4 RM 
" Pr er ARZT ALTE 
45 AM 

Geſamtſtreitwert 900— 1000 AL 45 N 

III. S. größer als G.: 

Streitgenoſſe A beteiligt mit 20 / 2 RM 
7 B 70 „ 6000 , 165 AM 
167 EM 

Geſamtſtreitwert 6000 —6100 % 166 f 
Streitgenoſſe A beteiligt mit 60 AM 4 RM 
eee ee 
52 . 

Geſamtſtreitwert 1100—1200 2A 51 RA 


Die Fälle zu II bieten keine Schwierigkeit. In den Fällen zu 
III kann der RA. von jedem der Streitgenoſſen den Betrag, für den 
dieſer haftet, fordern, von beiden zuſammen aber nicht mehr 
den Belrag der Geſamtvergütung verlangen; ſobald er dieſen erhalten 
hat, iſt fein Anſpruch gegen alle Streitgenoſſen erloſchen. 

Die Fälle zu I find, ſoweit ich Pepe, bisher gar nicht erörterl, 
wenn überhaupt bemerkt worden. Dabei find fie keineswegs ein 
Eigentümlichkeit des jetzt geltenden Tarifs. Nimmt man den ur 
ſprünglichen Tarif der RUGED. zur Hand, fo ſtellen ſich die Ber 
ſpiele unter I, wie folgt, dar: 


Gebühr Gebühr 
Streitwert 20 % 2. 
— 200 .% 7.4 
9.% 

Geſamtſtreitwert 200—300 % 10.4 
Streitwert 60 .% 3.% 
1 4000 % 144 
17 

Geſamtſtreitwert 450 —650 % 19 .% 


Die Motive zu 8 3 RAGED. erörtern zunachſt den Fall, nu 
„die Geſamtvergütung des Amwpalts demjenigen Betrage gleich itt 


1) In Konkurs⸗ und Vergleichsſachen werden nach 8 62 a 
Gebo. die Gebühren für jeden Auftrag geſondert berechnet. b 

2) In allen Beiſpielen haben A. und B. voneinander un 
hängige Forderungen. 


56. Jahrg. 1927 Heft 50] 


welchen er von jedem einzelnen Auftraggeber zu beanſpruchen haben 
würde, wenn kein weiterer Auftraggeber vorhanden wäre“. Dann 
wird zu dem Falle übergegangen, „wenn der Betrag, welchen der 
Anwalt für die einzelne Ausführung von einem der Auftraggeber 
zu beanſpruchen haben würde, dem Betrage der Geſamtvergütung nicht 
gleichkommt“. Dies treffe zu, „wenn der Anwalt in einem Zivil⸗ 
prozeß mehrere Streitgenoſſen vertritt, von denen einige bei dem 
ganzen Streitgegenſtande, andere nur bei einem Teil desſelben inter⸗ 
eſſiert ſind, ſofern das geringere Intereſſe eine niedrigere Wert⸗ 
&lalfe als der ganze Streitgegenſtand bedingt. Unter dieſer Voraus⸗ 
ſetzung handelt es ſich nicht bloß darum, daß das Zuſammentreffen 
der mehreren Aufträge dem Anwalte nicht nachteilig werde, ſondern 
auch darum, daß kein Auftraggeber durch das Zuſammentreffen ge⸗ 
Dzbigt werde“. Es rechtfertige ſich danach die Veftimmung des § 3 
Batz 12 

Man ſieht, die Begründung vergleicht wohl die Geſamtver⸗ 
gütung mit den bei Einzelvertretung in Frage kommenden Ver⸗ 
(lungen, würdigt aber nur einen Teil der Fälle, die ſich bei folcher 
Vergleichung ergeben können. Aber die Hervorhebung, § 3 Satz 1 
tolle der Wahrung der Intereſſen des beauftragten Anwalts und ſei⸗ 
ner Auftraggeber dienen, zeigt, daß jene Beſtimmung nur ſo weit An⸗ 
wendung finden ſoll, als fie beiden Teilen gerecht werden kann. 
Das aber iſt hinſichtlich des Betrages nicht der Fall, mit dem die 


Rechtſprechung 
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Summe der Einzelhaftbeträge hinter der Geſamtvergütung zurück⸗ 
bleibt. Inſoweit muß die dem $ 3 zugrunde liegende ), für die Ge⸗ 
ſamtvergütung des Anwalts beſtehende Solidarhaft der mehreren 
Auftraggeber, die durch 8 3 Satz 1 RAGEHDO. modifiziert wird, wie⸗ 
der unbeſchränkt zur Geltung kommen. Für die zur Gruppe J oben 
gegebenen Beiſpiele ergibt ſich demgemäß folgendes: 


Es haften 
im Belfpiel 1 im Beiſplel 2 
A in Höhe von 2 ＋ 3 = 5 f. 41-1= 5 A 
B 10 ＋ 3 = 13 . 20 ＋ 1 = 21 A. 
Die dem RA. gegenüber 
A und B zuſtehende Ge⸗ 
ſamtvergütung beträgt 15 A. 25 RM 


Bezüglich der Erhöhung der Einzelhaftſummen iſt zu bemerken, 
daß derjenige der beiden Streitgenoſſen, der mehr als die Hälfte des 
Erhöhungsbetrages gezahlt hat, im Zweifel gem. $ 426 BGB. bez. 
des Überſchuſſes über dieſe Hälfte von dem anderen Streitgenoſſen 
Ausgleichung verlangen kann. 

LGR. Dr. Adolf Friedlaender, Limburg. 


3) Vgl. Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, RAchebd. 8 3 
Anm. 2. 


Rechtſprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 
ls Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — 7 Anmerkung.] 

Materielles Recht. 

1. Aufwertungsgeſetz. 

1. § 20 Ab ſ. 1 Aufw G.; Art. III 8 14, Art. II 
9817,14 Aufw Nov. v. 9. Juli 1927. Anwendung der 
opelle in der Reviſionsinſtanz auf vor ihrem 
Erlaß ergangene Berufungsurteile. Begriff 
des Erwerbers i. S. des 8 147 
„ Die Parteien ſtreiten über die Aufwertung einer Vor⸗ 
teiegsdarlehnshypothek der Bekl., die auf Grund deren Lö⸗ 
ſchungsbewilligung v. 26./27. Okt. 1922 im Grundbuch am 


Zu 1. Der Kampf, wie er in der vorliegenden Sache vor dem 
RGB geführt worden iſt, kann als ein Vorplänkelgefecht des 
großen Kampfes betrachtet werden, in welchem die Rſpr. die ihr 
dom Geſetzgeber in $ 14 AufwNov. v. 9. Juli 1927 geſtellte Auf⸗ 
zube zu löſen haben wird, was es bedeutet, daß eine Hypothek 
nom Erwerber eines Grundſtücks oder für feine Rechnung abaelöft 
worden iſt. 

„In der vorliegenden Entſch. hat das RG. zunächſt nur zu 
Prüfen gehabt, ob die Novelle überhaupt in der Reviſionsinſtanz 
8 Anwendung zu bringen iſt — eine Frage, deren Bejahung 
Be einem Zweifel unterliegen konnte — und ob der bloße Um⸗ 
band, daß zeitlich die Löſchungsbewilligung etwa einen Monat 
or dem Antrage auf Eintragung des Eigentumserwerbes ein⸗ 
Bing, auch vor dem Kaufabſchluſſe lag, die Anwendung des 814 
bet. Novelle ausſchloß. Auch dieſe Frage hat das RG. mit Recht 
norneint; nur bei einer Bejahung der Frage wäre für eine ge- 
dauere Würdigung des Tatbeſtandes durch das BG. kein Raum 
ehr übrig geblieben. N 
Die Frage, was es bedeutet, daß eine Hypothek vom Erwer⸗ 
oder für ſeine Rechnung abgelöſt worden iſt, wird der Rſpr. 
manche Schwierigkeiten verurſachen; bisher waltet über der 
ſo timmung der Novelle ein eigentümliches Dunkel. Klar iſt nur 
My viel, daß der bloße Umſtand, daß der Erwerber die Hypothek 
Naß. übernommen hat, nicht ausreicht, um die Beſtimmung der 

delle für nicht anwendbar zu erklären. Dies ergibt ſich klar aus 
Er. Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes. Nach dem ursprünglichen 
nlwurf ſollte die Beſtimmung, die als eine Kampfbeſtimmung 

gen die frühere kammergerichtliche Rſpr. gedacht war, nur auf 


ber 


28. Nov. 1922 gelöſcht worden war, bevor dort am 29. Nov. 
1922 der Antrag auf Umſchreibung des belaſteten Grundſtücks 
auf die Kl. als deſſen Käuferin einging. Entſprechend den An⸗ 
trägen der ſeit dem 2. Jan. 1923 als Eigentümerin eingetra⸗ 
genen Kl. haben die Vorinſtanzen übereinſtimmend der Hypo⸗ 
thek die Aufwertung verſagt. Der Rev. konnte Erfolg nicht 
verſagt werden. Soweit die Vorinſtanzen der Kl. nach der da⸗ 
maligen Rechtslage, gegenüber dem an ſich als begründet an⸗ 
geſehenen Aufwertungsbegehren der Bekl., die Berufung auf 
den öffentlichen Glauben des Grundbuchs gem. § 20 Abſ. 1 
AufwG. geſtattet haben, würden zwar gegen ihre mit der 
Rſpr. des RG. im Einklang ſtehende Entſcheidung im Ergeb⸗ 
niſſe Bedenken nicht zu erheben geweſen ſein. Die Rechtslage 
hat ſich aber inſofern geändert, als inzwiſchen Art. III 8 14 
der AufwNov. v. 9. Juli 1927 in Kraft getreten iſt, der die 
Aufwertbarkeit von Hypotheken erweitert. Daß dieſe Geſetzes⸗ 
beſtimmung noch in der Reviſionsinſtanz Beachtung erheiſcht, 
ergibt ſich ſchon aus Art. IV § 17 des Geſetzes, wonach ihrer 
Anwendung auf den Streitfall ſogar eine rechtskräftige Ent⸗ 
ſcheidung, die auf Grund des Aufiv®. erging, nicht entgegen⸗ 
ſtehen würde. Unter den Geſichtspunkten der neuen Beſtim⸗ 


den Fall beſchränkt werden, daß der Erwerber die Hypothek 
übernommen hatte; dieſe Beſchränkung hat der Ausſchuß ab⸗ 
gelehnt und dadurch klar zum Ausdruck gebracht, daß der Gel⸗ 
tungskreis der Vorſchrift ein erweiterter fein müſſe. Wie weit 
aber die Erweiterung zu gehen hat, wird ſchwere Kämpfe in der 
Rſpr. hervorrufen. 

Schlegelberger⸗Harmening begnügen ſich in der 
Anm. 2 zu 8 14 der Novelle mit der etwas knappen Bemerkung, 
es werde auch der Fall hierher gehören, daß der Erwerber des 
Grundſtücks das Recht nicht übernommen habe, ſondern im Kauf⸗ 
vertrage vereinbart ſei, daß der Veräußerer das Recht vor dem 
ubergange des Eigentums abzulöſen habe. 

Mügel umgrenzt den Kreis wenigſtens etwas näher; er will 
es im weſentlichen darauf abſtellen, ob wirtſchaftlich das gezahlte 
Kaufgeld oder Teile des Kaufgeldes zur Abſtoßung der Hypothek 
verwandt worden ſind. 

. Duajfomwski in der 5. Aufl. S. 894 ſpricht ſich dahin aus, 
daß der Fall des 8 14 auch dann vorliege, wenn im Nan 
vereinbart ſei, daß der Verkäufer die im Grundbuch noch ein- 
getragene Hypothek, die Erwerber zwar kennt, aber nicht über⸗ 
nehmen will, zur Löſchung zu bringen hat, ſofern das für 
die Erteilung der löſchungsfähigen Quittung er⸗ 
forderliche Ablöſungs kapital vom Erwerber 


ſtammt. 
it ähnlich dem Mügel⸗ 


Die Quaſſowskiſche Löſung 
ſchen Standpunkt. 

Sehr ausführlich behandelt iſt die grundlegende Frage von 
Roth in der Um- und Aufwertung S. 189 ff. und in feinem 


2902 


mung konnte der BR. den Sachverhalt noch nicht prüfen. Nach 
der von der Bekl. gegebenen tatſächlichen Darſtellung des Her⸗ 
ganges bei der Ablöſung ihrer Hypothek läßt ſich aber die 
Möglichkeit nicht ausſchließen, daß die geänderte Rechtslage 
zu einer abweichenden Entſcheidung führt. Auch darf den Par⸗ 
teien die Stellungnahme zu der Geſetzesänderung nicht ver⸗ 
ſchloſſen werden. Die Kl. glaubt allerdings ſchon jetzt die Un⸗ 
anwendbarkeit des genannten § 14 des Geſ. v. 9. Juli 4927 
damit begründen zu können, daß ſie als Erwerberin des 
Grundſtücks früheſtens ſeit Abſchluß des Kaufvertrages über 
das Grundſtück vom 7. Nov. 1922 in Betracht komme, wäh⸗ 
rend die Ablöſung der Hypothek ausweislich der Löſchungs⸗ 
bewilligung v. 26./27. Okt. 1922 ſchon früher erfolgt ſei. 
Eine ſo enge Auslegung des Wortes „Erwerber“ iſt aber ab⸗ 
zulehnen. Nach der dem Entwurfe beigegebenen Begründung 
ſollte die neue Beſtimmung die Aufwertung ermöglichen in 
den Fällen, wo der Erwerber ſelbſt durch die Ablöſung der 
Ohpothek den Rechtszuſtand herbeigeführt hatte, der die 
Grundlage für gutgläubigen Erwerb bilden ſollte. Von „Er⸗ 
werber“ wird daher im Zuſammenhange mit einer Tätigkeit 
geſprochen, die notwendigerweiſe vor dem für die Gutgläubig⸗ 
keit maßgebenden Zeitpunkte liegen muß. Es ergibt ſich daher, 
daß das Wort in dem ſtrengen Sinne, der einen Erwerber 
erſt von dem Zeitpunkte des Erwerbes, d. h. des Eigentums⸗ 
überganges, an kennen will, nicht gebraucht ſein kann. Dafür 
aber, daß wenigſtens der Zeitpunkt des Kaufabſchluſſes die 
Grenze bilden ſollte, läßt ſich der Begründung zugunſten 
der klägeriſchen Auffaſſung nichts entnehmen. Als Erwerber 
eines Grundſtückes i. S. des $ 14 wird man vielmehr den 
anzuſehen haben, von dem oder für deſſen Rechnung die Hypo⸗ 
thek im Zuſammenhange mit dem Grundſtückserwerb abgelöſt 
wird, gleichviel ob dies vor oder nach Abſchluß des ſchuld⸗ 
rechtlichen Grundgeſchäfts geſchieht. 

(U. v. 5. Okt. 1927; 187/27 V. — Kiel.) Sch.] 


* 2. 88 33 ff. AufwG. Zinſen von Induſtrie⸗ 
obligationen verlieren dieſen Charakter nicht 
dadurch, daß fie in ihrer Höhe in Beziehung zur 
Dividende des Unternehmens gebracht werden.] f) 

Die Bekl. gab im März 1922 für eine Anleihe von 
100 000 000 % Teilſchuldverſchreibungen aus, die auf den 
Namen der Deutſchen Bank oder deren Order ausgeſtellt 
waren. 8 2 der Anleihebedingungen lautete: Die Teilſchuld⸗ 
verſchreibungen find vom 1. April 1922 ab mit jährlich 5% 


0 f z. Geſ über die Verzinſung aufgewerteter Hypotheken 


Der Kern der Roth ſchen Ausführungen geht dahm, daß 
die wirtſchaftliche Seite nicht allein entſcheiden könne, ſondern 
daß eine Ablöſung durch den Erwerber oder füt Rechnung des 
Erwerbers jedenfalls nicht ſchon deshalb vorliegen könne, weil 
der Veräußerer zur Abloſung Mittel benütze, die ihm der Erwer⸗ 
ber in Geſtalt des Kaufgeldes zur Verfügung geſtellt habe. 

Ein kleiner Aufſatz von Referendar Radt in der Naum⸗ 
burger Kammerzeitung Jahrg. 1927, 129 verlangt zur Anwen⸗ 
dung des § 14 gegen Schlegelberger⸗Harmening und 
Quaſſowski, daß die Ablöſung nicht nur im Zuſammenhang 
mit den Kaufverhandlungen erfolgt ſein muß, ſondern daß für ſie 
auch ein Entgelt zwiſchen den Kaufparteien verrechnet ſein muß 

Im vorliegenden Falle hat wieder einmal der Geſetzgeber 
einen neuen mehr wirtſchaftlichen als rechtlichen Begriff der „Ab⸗ 
löſung“ geſchaffen und der Rſpr. die Aufgabe überlaſſen, zu ent⸗ 
ſcheiden, was er ſich dabei gedacht habe. 

Die Praxis wird entſprechend der Tendenz der Beſtimmung 
naturgemäß dazu neigen, die Entſch. mehr auf wirtſchaftliche als 
auf rechtliche Elemente abzuſtellen; keinesfalls aber wird 
zur Anwendung der Beſtimmung die bloße Erſchei⸗ 
nung genügen dürfen, daß zur Abſtoßung der 
Hypothek durch den Veräußerer dieſer Teile des 
Kaufgeldes verwandt hat; in dieſem Falle kann 
man wirklich nicht davon ſprechen, daß der Er⸗ 
werber abgelöſt hat. 

Vgl. auch die inzwiſchen in dieſem Sinne ergangene Entſch. 
des OLG. Karlsruhe v. 5. Okt. 1927 Rſpr. 1927, 727. 

SR. Dr. Lemberg, Breslau. 

Zu 2. Unfangs 1922 wurden erſtmals von der Osram⸗ Gmbh. 


Kommanditgeſ. Gewinnobligationen ausgegeben; im April 
1922 folgte die Intereſſengemeinſchaft Oſtwerke Akt G., 
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verzinslich. Die Zinſen find am 1. Okt. und 1. April jeden 
Jahres, zum erſten Male am 1. Okt. 1922, fällig. Die Zinſen 
erhöhen ſich für jedes angefangene Prozent, um das die jähr⸗ 
liche Durchſchnittsdividende der Stammaktien der Schultheiß⸗ 
Patzenhofer Brauerei⸗AktGG. (d. h. der Bekl.), der Oſtwerke 
AktG. und der C. A. F. Kahlbaum AktG. 4% überſteigt, um 
¼% jährlich, höchſtens jedoch um ſoviel, daß bie | inserhö⸗ 
hung 5% jährlich beträgt. Dieſe Zinserhöhung iſt ſpäteſtens 
einen Monat nach den Dividendenerklärungen der drei ge⸗ 
nannten Geſellſchaften zahlbar, und zwar zum erſten Male 
mit der Hälfte ihres Betrages nach den Dividendenerklärungen 
für das im Kalenderjahr 1922 ablaufende Geſchäfts jahr. 
Nach 8 5 der Bedingungen hört die Verzinſung mit dem Tage 
auf, an dem die Schuldverſchreibungen zu der (in 8 6 geord⸗ 
neten) Einlöſung fällig werden; nach 8 10 konnen die Schuld⸗ 
verſchreibungsgläubiger ihre Forderungen als fällig betrach⸗ 
ten, wenn die Bekl. mit der Jahlung fälliger Zinſen in Ver⸗ 
zug kommt. Die Zinsbogen enthielten neben den für die regel⸗ 
mäßigen Zinſen von 50% ausgegebenen Zinsſcheinen beſondere 
„Zinserhöhungsſcheine“. Mit den in 82 der Bedingungen 
genannten zwei weiteren Geſellſchaften iſt die Bekl. zu einer 
Intereſſengemeinſchaft (dem Spritkonzern) zuſammengeſchloſ⸗ 
ſen. Die Bekl. hatte zur Zeit der Ausgabe der Schuldver⸗ 
ſchreibungen ein Stammaktienkapital von 100000000 b. 
Dieſes Kapital wurde in der Gen V. v. 31. Marz 1925 im 
Verhältnis von 4:1 umgeſtellt. Schuldverſchreibungen mit 
ſolchen nach der Dividende bemeſſenen Zinszuſchlägen (ſog. 
Gewinnobligationen) wurden in der Inflationszeit auch ſonſt 
von deutſchen AktG. ausgegeben. Der Kl. behauptete, daß für 
die Geſchäftsjahre 1923/24 und 1924/25 die Vorausſetzungen 
vorlägen, unter denen die Inhaber der Schuldverſchreibungen 
der Bekl. die Zahlung eines Zuſchlages nach Maßgabe des 
8 2 der Anleihebedingungen zu beanſpruchen hätten und daß 
der Zuſchlag nach einer Dividende von 10% zu bemeſſen jet. 
Der Streit der Parteien hat ſich in der Hauptſache um die 
Frage der Anwendbarkeit des AufwG. v. 16. Juli 1925 und 
der DurchfVO. zu dieſem Gef. v. 29. Nov. 1925 bewegt. Das 
BG. läßt es unentſchieden, ob die hier in Rede ſtehenden ſog. 
Gewinnobligationen überhaupt zu den verzinslichen Schuld⸗ 
verſchreibungen i. S. der 88 33 ff. des Geſetzes gehören. Es 
iſt — indem es die von Breit im Zentralbl. f. Handelsrecht 
1926, 372 (und ebenſo von Reichardt, Die Aufwertung 
von Induſtrieobligationen und verwandten Schuldverſchrei⸗ 
bungen, S. 2, 52) vertretene abweichende Auffaſſung ablehnt 


Schultheiß⸗Patzenhofer⸗Kahlbaumz die Schuldverſchrei⸗ 
bungen der Schulkheiß⸗Patzenhofer Brauerei Aktch. bilden den 
Gegenſtand der vorl. Entſch. j 
Die rechtliche Natur der als Zinſen bezeichneten Erträgniſſe 
i. S. der Aufwertungsgeſetzgebung it ſehr umſtritten. Der 2. 38. 
des NE. hat ſich durchweg den Ausführungen Breits: Zentralbl. 
f. Handelsrecht 1926, 372 angeſchloſſen. Richtig iſt zweifellos, daß 
es ſich auch bei den erhöhten Zinſen um einen Papiermarkanſpru 
1. S. von § 1 Auf w. handelt; die Höhe des Anſpruchs war zwar 
der Geldentwertung in gewiſſem Grade angepaßt, aber, wie bie 
Entwicklung bewieſen hat, von Wertbeſtändigkeit weit entfernt. 
Bei der Entſch. der Frage, ob es ſich, ſoweit 5% über“ 
ſchritten werden, um Zinſen i. S. von Art. 38 Durchf. z. Auf. 
oder um ſelbſtändig aufwertbare Nebenleiftungen handelt, ſcheint 
mir die Entſch. allzuviel Gewicht auf den Wortlaut der Schuld” 
verſchreibungen zu legen, der wohl einen Anhalt für die Auslegung 
bietet, uber bei einer jo zweifelhaften Frage nicht unbedingt ent 
ſcheidend iſt; vgl. Mügel 5 S. 844. Der Sen. hatte ſich mit 
feiner eigenen Entſch. NG. 86, 399 = W. 1915, 698 auseinander“ 
zuſetzen. Dort war bei einem in dem Vertrage als Darlehen 
zeichneten Rechtsverhältnis außer 5% Zinſen als weiteres Entge 
ein Anteil am Reingewinn vereinbart. Der nach beſtimmten Grun 
ſätzen zu berechnende Nettogewinn follte zwiſchen den Parteien og 
Verhältnis des Kapitalkontos des Kl. zum „Darlehenskonto“ D 
Bekl. verteilt werden bergeftalt, daß der Kl. dem Bekl. vom Rein 
gewinn mindeſtens ſo viel belaſſen mußte, daß dieſer im gan, 
eine Verzinſung ſeines Kapitals von 10% erhielt; der Kl. ſoln 
im Innenverhältnis die Rechte eines Kommanditiſten haben. 24 
NG. lehnte die Anwendung des $ 247 BOB. (Vereinbarung eine 
höheren Zinsſatzes als 6%) ab und führte aus, unter Zu 
ſeien Vergütungen für Überlaffung des Kapitals zu verſtehen, = 
auf Bruchkeile des Kapitals bemeſſen im voraus dem Betrage Haß 
feſt beſtimmt ſeien. Gerade hierdurch unterſcheide ſich der get 
von der Dividende, dem nach dem Ergebnis der Geſchaftsfuhrueg 


56. Jahrg. 1927 Heft 50] 
— der Anſicht, daß jedenfalls der Anſpruch auf den Zins⸗ 
zuſchlag nicht unter das Geſetz falle. Im Anſchluß an den 
Komm. von Neukirch, Anm. 3 zu Art. 38 DurchfVO. 
und insbeſ. an Quaſſowski, 4. Aufl. S. 329 (S. 387 der 
inzwiſchen erſchienenen 5. Aufl.) führt es aus: Es komme 
darauf an, ob es ſich bei einem Zinszuſchlage, wie er hier 
dedungen ſei, um einen Anſpruch handle, der die Zahlung 
einer beſtimmten in Mark oder einer anderen nicht mehr gel⸗ 
tenden inländiſchen Währung ausgedrückten Geldſumme zum 
Gegenſtande habe, weil nur auf ſolche Anſprüche das AufwG. 
(nach § 1 daf.) Anwendung finde. Dieſe Vorausſetzung treffe 
auf ein Nebenrecht der fraglichen Art nicht zu, weil bei ihm 
nicht eine beſtimmte in Mark ausgedrückte Geldſumme zu 
zahlen ſei, vielmehr die Höhe der zu zahlenden Summe durch 
die Verwendung eines beſonderen Maßſtabes, nämlich die 
Höhe der Dividende der betreffenden oder einer befreundeten 
Geſellſchaft beſtimmt ſei. Würde ein ſolches Recht, das als 
Genußrecht bezeichnet werden könne, ſelbſtändig beſtehen, wäre 
die Unanwendbarkeit des AufwG. wohl nicht zweifelhaft. Das 
gleiche habe aber zu gelten, wenn dieſes Genußrecht als 
Nebenrecht beſtehe, denn die Vorſchrift des 81 biete keinen 
Anhalt für eine einſchränkende Auslegung dahin, daß ihre 
Vorausſetzungen nur den Hauptanſpruch zu treffen brauchen, 
Nebenanſprüche dagegen durch das Geſetz auch dann betroffen 
würden, wenn ſie jene Erforderniſſe nicht erfüllen; auch für 
den Nebenanſpruch komme vielmehr eine Aufwertung nur in 
Frage, wenn er die Zahlung einer beſtimmten Markſumme 
zum Gegenſtand habe. Wohne dem Rechte, wie hier, durch 
ſeine Anpaſſung an die Dividende eine gewiſſe Wertbeſtändig⸗ 
keit inne, fo ſei es feiner Natur nach einer Aufwertung nicht 
zugänglich, der Anwendbarkeit des AufwG. vielmehr entzogen 
und als Genußrecht für fortbeſtehend zu erachten. Weiter tritt 
das BG. mit Zuaſſowski a. a. O. dem Kl. auch darin bei, 
daß es ſich, was den Umfang dieſes fortdauernden Genuß⸗ 
rechts betrifft, rechtfertige, das Verhältnis zwiſchen dem 
Stammaktienkapital der Bekl. und dem Obligationskapital, 
wie es zur Zeit der Aufnahme der Anleihe war, als maß⸗ 
gebend anzuſehen und danach, nachdem die Bekl. ihr Stamm- 
aktienkapital im Verhältnis von 4:1 umgeſtellt hat, den 
beanſpruchten Zuſchlag unter Zugrundelegung des vierten 
Teiles des klägeriſchen Obligationsbeſitzes zu bemeſſen. Dieſe 
Beurteilung wird mit Recht von der Rev. angegriffen. Der 
Aufdruck auf der Vorderſeite der fraglichen Teilſchuldver⸗ 
ſchreibungen („5 %o ige und mit Zinserhöhung bis zu weiteren 
% ausgeſtattete Teilſchuldverſchreibungen ...“), ferner die 
geſamten Anleihebedingungen, wo durchweg von einer Er⸗ 
höhung der „Zinſen“ die Rede ift und in den 88 5 und 10 
ie die „Verzinſung“ und die Zahlung „fälliger Zinſen“ be⸗ 
treffenden Beſtimmungen unzweideutig auch Bezug haben auf 
den ſtreitigen Zuſchlag, laſſen klar erkennen, daß die Bell. 
den Zuſchlag als weitere Zinſen und nicht als ein Nebenrecht 
ſonſtiger Art zuſichern wollte. Wenn nun auch dieſer Umftand 
ur ſich allein nicht entſcheidend iſt, fo iſt er doch bei der Er⸗ 
mittlung der rechtlichen Natur des Zuſchlages deshalb von 
Bedeutung, weil der klar ausgedrückte Wille der Bekl. info- 
zange als maßgebend anzuſehen ift, als nicht beſondere Gründe 
zu einer anderen Auffaſſung nötigen. Solche Gründe liegen 
aber hier nicht vor. Das KG. beruft ſich im Laufe ſeiner 
Ausführungen auf das Urteil dieſes Sen. (RG. 86, 399), 


ſich beſtimmenden Gewinnanteil. Eine Vergütung, die von dem 
Geſchäftsergebnis abhängig ſei, ſei keine Verzinſung im juriſtiſchen 
Sinne des Begriffs, dabei komme es nicht auf die Bezeichnung 
R. ſondern auf die Sache. Mir ſcheint — wie dem KG. — die 
Rocdtslage im e Falle hiervon nicht verſchieden. Das 
AG. ſieht einen grundlegenden Unterſchied darin, daß bei den hier 
„Frage ſtehenden Schuldverſchreibungen der Gläubiger nicht un⸗ 
Gittelbaren Anteil am Gewinn habe, daß fein Anſpruch zu dieſem 
d winn vielmehr nur mittelbar dadurch in Beziehung gebracht ſei, 
en er ſich nach der als Maßſtab dienenden jeweiligen Dividende 
ichte. Dieſe Unterſcheidung erſcheint mir allzu ſcharfſinnig. Der 

rkehr hat die Obligationen richtig als Gewinnobligationen 
zdeichnet, weil ihr Erträgnis ſich nach dem Gewinn der Gefell- 
(Seiten richtet. Daß dabei als Maßſtab nicht der bilanzmäßige 
ingewinn, ſondern die Höhe der Dividende genommen wurde, 
R eine für die Berechnung wie für die Vermeidung von Streitig⸗ 
eiten zweckmäßige Maßnahme, die an dem innigen Zuſammen⸗ 


bang zwiſchen dem Ertrag der Schuldverſchreibungen und dem 
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dem zu entnehmen ſei, daß es ſich im gegenwärtigen Falle 
nicht um Zinſen, ſondern um einen Gewinnanteil (ein „Ge⸗ 
nußrecht“) handle. Damit iſt jenes Urt. mißverſtändlich ver⸗ 
wertet. Der Zuſchlag, der damals neben 5% Zinſen gezahlt 
werden ſollte und den das RG. nicht als Zinſen angeſehen 
hat, war in der Weiſe beſtimmt, daß der Schuldner aus dem 
Reingewinne feines Geſchäfts dem Gläubiger, der die Rechte 
eines Kommanditiſten haben ſollte, ſo viel zu überlaſſen hatte, 
daß das von dem Gläubiger hingegebene Kapital ſich mit 100 
verzinſte. Im gegenwärtigen Falle haben die Schuldver⸗ 
ſchreibungsgläubiger nicht teil an dem Gewinne der Bekl. 
Ihr Anſpruch iſt zu dieſem Gewinne nur mittelbar dadurch in 
Beziehung gebracht, daß er ſich richtet nach der als Maßſtab 
dienenden jeweiligen Dividende, die ihrerſeits zwar abhängt 
von dem erzielten Gewinn, aber durch ihn nicht ausſchließlich 
beſtimmt wird. Dazu kommt, daß nach den Anleihebedin⸗ 
gungen nicht einmal die Dividende der Bekl. allein, ſondern 
die Durchſchnittsdividende der Bekl. und zweier weiterer 
Geſellſchaften maßgebend iſt, daß alſo ein Geſchäftsergebnis 
entſcheidet, das gar nicht dasjenige der Bekl. zu ſein braucht. 
Auch iſt den Gläubigern in keiner Weiſe ein Recht zur Kon⸗ 
trollierung des Geſchäftsbetriebes der Bekl. eingeräumt. Nun 
findet ſich allerdings in dem erwähnten Urt. der Satz, daß 
unter Zinſen Vergütungen für Uberlaffung des Kapitals zu 
verſtehen ſeien, die auf Bruchteile dieſes Kapitals bemeſſen im 
voraus dem Betrage nach feſt beſtimmt ſeien. Hiermit ſollte 
aber nur klargeſtellt werden, daß ein Anteil am Reingewinn 
des Schuldners, wie er damals vorlag, nicht unter den 
Rechtsbegriff der Zinſen fällt. Zur Erörterung der Frage, 
in welcher Weiſe, wenn eine Vergütung als Zins gelten ſoll, 
die Höhe dieſer Vergütung im voraus ſeſt beſtimmt fein muß, 
bot jener Fall keinen Anlaß. Nun unterliegt es keinem Zwei⸗ 
fel, daß es dem Begriffe der Zinſen nicht widerſpricht, wenn 
ihre Höhe nicht unwandelbar ziffermäßig feſtſteht, ſondern 
ſich nach beſtimmten, möglicherweiſe zu einem wechſelnden 
Ergebniſſe führenden Umſtänden richtet. Es genügt, in dieſer 
Hinſicht auf die Feſtſetzung eines Zinsfußes zu verweiſen, der 
ſich dem jeweiligen Reichsbankdiskont anpaßt. Wie von ſon⸗ 
ſtigen Umſtänden kann die Geſtaltung des Zinsfußes auch ab⸗ 
hängig gemacht werden von irgendwelchen geſchäftlichen Ver⸗ 
hältniſſen des Schuldners oder eines Dritten und ſo auch 
von der Dividende, die eine Akt., ſei es die Schuldnerin oder 
eine andere, verteilt. Iſt aber hiernach davon auszugehen, daß 
der ſtreitige Zuſchlag Zins im Rechtsſinne iſt, ſo ſind nicht 
nur die von der Aufwertung von Induſtrieobligationen han⸗ 
delnden 83 33 ff. AufwG., ſondern auch Art. 38 DurchfVO. 
anwendbar, und zwar in der Weiſe, daß alle rückſtändigen 
Zinſen — die feſt zugeſagten 5% und der etwaige Zuſchlag — 
bis zum 1. Jan. 1925 als erlaſſen zu gelten haben und daß 
von da an eine Verzinſung des nach der Kapitalſchuld berech⸗ 
neten Aufwertungsbetrages eintritt, die ſich auf die in der 
VO. vorgeſehenen Sätze beſchränkt. Dem ſtehen die ſonſtigen 
von dem Kl. gegen die Anwendbarkeit des Aufm®. vorgebrach⸗ 
ten Bedenken nicht entgegen. Nach Maßgabe des Geſ. werden, 
wie § 1 anordnet, Anſprüche aufgewertet, die auf vor dem 
14. Febr. 1924 begründeten Rechtsverhältniſſen beruhen und 
die Zahlung einer beſtimmten in Mark oder einer anderen 
nicht mehr geltenden inländiſchen Währung ausgedrückten 
Geldſumme zum Gegenſtande haben, wenn ſie durch den 


Reingewinn nichts änderte. Es handelt ſich, ſoweit der feſte 
Mindeſtſatz von 5. b. H. überſchritten wird, nicht um einen An⸗ 
ſpruch, der eine beſtimmte in Mark ausgedrückte Geldſumme zum 
Gegenſtand hat, die Vorausſetzung des $ 1 AufwG. trifft daher 
nicht zu (uaſſowski 5 S. 387; vgl. auch Mügel 5 S. 844). 

Auch der Hinweis darauf ſcheink mir nicht zutreffend, daß 
nicht die Dividende der Bell. allein, ſondern die Durchſchnitts⸗ 
dividende der Bekl. und zweier weiterer Geſellſchaften maßgebend 
fei. Die Geſellſchaften hatten 1921 den bekannten Intereſſen⸗ 
gemeinſchaftsvertrag auf die Dauer von ſechzig Jahren abge⸗ 
ſchloſſen, auf Grund deſſen ihre Gewinne zuſammenzuwerfen und 
nach einem beſtimmten Schlüſſel zu verteilen waren. Damit hatte 
der Reingewinn der einzelnen Geſellſchaften auch für deren 
Aktionäre die ſelbſtändige wirtſchaftliche Bedeutung verloren, jede 
Beteiligung am Gewinne einer der Geſellſchaften konnte techniſch 
nur noch zu dem Durchſchnittsgewinn oder der Durchſchnitts⸗ 
dividende in Beziehung geſetzt werden. 

Die Entſch. wird auch wirtſchaftlich dem, was bei Ausgabe 
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Währungsverfall betroffen ſind. Daß dieſe Merkmale hier 
bei dem Kapitalanſpruch einſchließlich der feſt zugeſagten 
Zinſen gegeben ſind, liegt auf der Hand. Aber auch der 
ſtreitige weitere Anſpruch weiſt nichts auf, was eine Sonder⸗ 
behandlung rechtfertigen könnte. Er iſt nach den Darlehens⸗ 
bedingungen ein der Entwertung ausgeſetzter reiner Papier⸗ 
markanſpruch. Daran ändert nichts die Beziehung, in die 
er zu der Dividende der drei Geſellſchaften gebracht iſt. Die 
Einwirkung des Währungsverfalles wurde hierdurch nicht 
aufgehoben, ſondern es trat nur die Folge ein, daß die Weiter⸗ 
entwicklung der Geldverhältniſſe mittelbar, und auch das 
nur innerhalb der Höchſtgrenze des auf 5% beſchränkten Zu⸗ 
ſchlages, Einfluß auf den Anſpruch inſofern gewinnen konnte, 
als mit der fortſchreitenden Verſchlechterung der Mark eine 
Steigerung der aus Sachwerten und einem gleichbleibenden 
oder verhältnismäßig wenig erhöhten Aktienkapital erwirt⸗ 
ſchafteten Dividende verbunden war. Hierin mag man ein 
gewiſſes wertbeſtändiges Moment, das dem Anſpruche inne⸗ 
wohnt, erblicken. Allein es kann nicht anerkannt werden, daß 
i. S. des Geſetzes ein auf Zahlung einer beſtimmten Mark⸗ 
ſumme lautender, durch den Währungsverfall betroffener An⸗ 
ſpruch ſchon dann nicht mehr vorliegt, wenn die Entwicklung 
der Währung überhaupt in irgendeiner Weiſe Einfluß auf 
den an ſich nicht wertbeſtändigen Anſpruch erlangen konnte. 
Damit würde dem Geſ. ein Sinn beigelegt, der keinen Aus⸗ 
druck darin gefunden hat. Ebenſowenig iſt die Annahme ge⸗ 
rechtfertigt, daß es an der erforderlichen Beſtimmtheit der zu 
zahlenden Markſumme deshalb fehle, weil der — nach der 
Dividende zu berechnende — Zuſchlag nicht im voraus feſt⸗ 
ſtand, ſondern abhängig gemacht wurde von dem Eintritte 
gewiſſer Tatſachen. Ein Grund, warum die danach vorhan⸗ 
dene Beſtimmbarkeit des Anſpruchs, die ſonſt regelmäßig ge⸗ 
nügt, einen Anſpruch zu einem beſtimmten zu machen, hier 
nicht ausreichen folfte, iſt nicht zu erſehen, und zwar um ſo 
weniger, als Zinſenforderungen ſchon ihrer Natur nach nicht 
einen im voraus feſtſtehenden, ſondern erſt nach dem Zeit⸗ 
ablaufe zu berechnenden Betrag zum Gegenſtande haben. 
Schließlich kann der Reviſionsbeantwortung auch nicht bei⸗ 
getreten werden, wenn ſie meint, der ſtreitige Anſpruch falle, 
ſoweit er hier in Betracht komme und für die Zukunft Be⸗ 
deutung habe, nicht unter das Geſ., weil er inſoweit nach 
einer in Reichsmark berechneten Dividende zu bemeſſen ſei 
und darum auf Reichsmark und nicht auf Mark laute. Es 
kommt nicht darauf an, wie der Anſpruch ſich jetzt, nach Be⸗ 
endigung der Inflation und Einführung der neuen Währung, 
auswirken würde, ſondern entſcheidend iſt der Inhalt, mit 
dem er begründet wurde. Da der BR. hiernach zu Unrecht 
der Klage ftattgegeben hat, war das abweiſende Urt. des LG. 
wiederherzuſtellen. 

(U. v. 30. Sept. 1927; 40/27 II. — Berlin.) [Ka.] 


3. 849 A bſ. 1 AufwG.; Art. V 8 1 A bſ. 1 
Durchf VO. v. 28. Juli 1926. Zur Zeit der Geltung 
des Satzes Mark gleich Mark konnte auch eine 
Zahlung in Papiermark als Entgegennahme der 
Leiſtung angeſehen werden.] 

Der Kl. brachte am 2. Juli 1923 ihm gehörige Pfand⸗ 
briefe der beklagten Hypothekenbank v. 1. Jan. 1908 im Ge⸗ 
ſamtbetrage von 30000 /, die von der Schuldnerin gekün⸗ 
digt waren, zur Einlöſung und erhielt dafür entſprechend 
dem damaligen Kurſe 106 679,50 4. Mit der im Mai 1927 
erhobenen Klage beantragte er, die Bekl. zu verurteilen, an 
ihn an Stelle der eingelöſten Pfandbriefe 6 Liquidations⸗ 
pfandbriefe im Betrage von je 1000 % nebſt Zins⸗, Er⸗ 
neuerungs⸗, Anteil⸗ und Ratenſcheinen zu leiſten, hilfsweiſe 
feſtzuſtellen, daß die Bekl. verpflichtet ſei, die eingelöſten 
Pfandbriefe nach Maßgabe der 88 47f. AufwGG. an der 
Teilungsmaſſe teilnehmen zu laſſen. Er iſt in allen In⸗ 
ſtanzen abgewieſen worden. Gem. 549 Abſ. 1 Aufiv®. ſteht 


der Gewinnobligationen beabſichtigt war, nicht voll gerecht! Die 
Gläubiger der Teilſchuldverſchreibungen ſollten durch deren Ver⸗ 
bindung mit dem Gewinn der Geſellſchaften dauernd beſſer geſtellt 
werden als die Gläubiger gewöhnlicher Papiermarkſchuldverſchrer⸗ 
bungen. Gerade dieſes weſentlichen Vorteils werden ſie durch die 
Entſch. für verluſtig erklärt. 

RU. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 
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dem Pfandbriefgläubiger trotz Bewirkung der Leiſtung der 
geſetzlich näher geregelte Aufwertungsanſpruch zu, wenn jener 
ſich bei der Annahme der Leiſtung ſeine Rechte vorbehalten 
hat. Der Anſpruch iſt nach Art. V 8 1 der DurchfVO. v. 
28. Juni 1926 (RG Bl. I, 423) zur Vermeidung des Ver 
luſtes bis zum 30. Sept. 1926 bei der Hypothekenbank an⸗ 
zumelden und, falls dieſe ihn nicht anerkennt, bis zum 
31. Okt. 1926 gerichtlich geltend zu machen. Daß dieſe 
Friſten nicht gewahrt ſind, iſt unſtreitig. Der Kl. glaubt ſich 
an ſie nicht gebunden, weil es an der Annahme der Leiſtung 
fehle. Das LG. hat ausgeführt, es könne dem Kl. zugegeben 
werden, daß die Entgegennahme der von der Bekl. gezahlten 
106 679,50 46 keine Annahme als Erfüllung enthalte, da 
dieſer Betrag mit einem Werte von rund 3 Goldmark außer 
Verhältnis zu den hingegebenen Friedenspfandbriefen ſtehe. 
Es hat aber eine nachträgliche Annahme darin erblickt, 
daß der Kl. mit der Geltendmachung ſeiner Rechte bis zum 
20. März 1926 gewartet habe, obwohl der Aufwertungsge⸗ 
danke der Allgemeinheit und insbeſ. dem Kl. als Bankbeamten 
ſpäteſtens Ende 1923 oder Anfang 1924 zum Bewußtſein 
gekommen und es ihm als Beamten der Bekl. ein leichtes 
geweſen ſei, ohne Koſten, Mühe und Zeitaufwand jederzeit 
gegen die Leiſtung Einspruch zu erheben und zu erkennen 
zu geben, daß er ſie nicht als Erfüllung betrachte. Dem LG. 
iſt darin zuzuſtimmen, daß unter der Annahme der Leiſtung 
i. S. des § 49 Aufw . nicht die Entgegennahme des Geld⸗ 
betrages als ſolche, ſondern nur eine ſo geartete zu verſtehen 
iſt, daß aus ihr ſich der Wille des Annehmenden ergibt, 
die Leiſtung als Erfüllung gelten zu laſſen. Dieſe Auffaſſung 
iſt vom NG. wiederholt ausgeſprochen worden. In Abwei⸗ 
chung von den weiteren Darlegungen des LG.. iſt indes an 
zunehmen, daß eine Annahme als Erfüllung bereits darin 
lag, daß (wie unſtreitig) der Kl. die gekündigten Pfandbriefe 
der Bekl. zum Zwecke der Einlöſung übergab und den kurs⸗ 
mäßigen Papier markbetrag dafür in Empfang nahm. Aller⸗ 
dings ſtand deſſen Goldmarkwert außer jedem Verhältnis zu 
dem der Bekl. als Gegenwert der Pfandbriefe zugefloſſenen 
Kapital. Indes beſtand in der fraglichen Zeit noch vielfach 
die Meinung, daß der Grundſatz Mark gleich Mark für die 
Erfüllung von Schuldverbindlichkeiten maßgebend ſei und 
Papiere der fraglichen Art daher ihren Wert verloren hätten. 
Daß dies auch die Auffaſſung des Kl. war, wird in der 
Reviſionsbegründung anerkannt. Es heißt dort, der Kl. habe 
an den Papieren infolge ihrer Wertloſigkeit kein Intereſſe 
mehr gehabt und verſucht, zu retten, was noch zu retten 
war. Wenn unter dieſen Umſtänden der Kl. ſich freiwillig 
dazu entſchloß, die Papiere zur Einlöſung zu bringen unk 
ſie der Bekl. ſelbſt übergab, ſo kann das nach Treu und 
Glauben und bei Berückſichtigung der Verkehrsſitte nur dahin 
ausgelegt werden, daß er die ihm zufließende, dem Kurſe 
entſprechende Leiſtung als Erfüllung annehmen wollte. Eine 
andere Frage iſt es, ob im Hinblick auf die Geringfügigken 
des Dargebotenen von einem ſtillſchweigenden Vorbehalt ge⸗ 
ſprochen werden könnte. Ihr braucht aber hier nicht nach 
gegangen zu werden (vgl. RG. 113, 316), da der Kl. im 
bejahenden Falle gleichfalls ſeiner Rechte durch Nichtanmel' 
dung verluſtig gegangen ſein würde. 
(ü. v. 29. Sept. 1927; 432/27 IV. — München.) [Ku.] 


4. 863 AufwG. Aufwertung eines in Fami“ 
lienbeziehungen wurzelnden, im April 1921 zu” 
rückbezahlten Anjprudes.]t) 

Der Vater der Kl., Konrad M., hatte nach der Schen“ 
kungsurkunde v. 1. Juli 1897 ſeinen vier Kindern jet 
Ziegelei in Strehlen ſchenkungsweiſe überlaſſen. 1898 be 
kannten die Söhne Richard und Hugo M., der Kl. als Ab⸗ 
findung für ihren Viertelsanteil 25000 % zu verſchulden, 
Darauf ſind 1899 1000 % gezahlt worden. Im Jahre 1917 
hat Richard M. die Schuld für fich allein übernommen. Eine 

Zu 4. Das Urt. enthält einen weiteren Beitrag zum Problem 
der ruͤchwirkenden Aufwertung nach allgemeinen Vorſchriften. 

Bekanntlich herrſchte auf dieſem Gebiet zeitweilig eine Ver. 
wirrung, die es nahezu unmöglich machte, dem Rechtſuchenden ein 
auch nur halbwegs zuverläſſige Auskunft darüber zu erteilen, 


los ſei. Dieſe Verwirrung, die durch die widerſprechenden En 


! 


die Verfolgung eines Aufwertungsanſpruches lohnend oder aue 
| F 
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andere Ziegelei in Mockritz hatte Konrad M. ſeinen Söhnen 
Richard und Hugo übertragen. Nach dem Tode der Eltern 
ſchloſſen beide mit der Kl. einen Schuldvertrag v. 18. Juli 
1910, worin die Brüder bekannten, der Kl. infolge Nicht⸗ 
auszahlung ihres mütterlichen Erbteils 25 000 % ſchuldig 
geworden zu ſein. Auch dieſe Schuld hat Richard M. 1912 
als Alleinſchuldner übernommen. Er hat am 20. April 1921 
der Kl. 49000 % überweiſen laſſen, die ihm am 21. Mai 
1921 hierüber Quittung ausſtellte und darin bekannte, daß 
ſie ihr Guthaben von den Brüdern vollſtändig ausgezahlt er⸗ 
halten habe. Richard M. iſt im Dezember 1924 verſtorben 
und von der Bekl. allein beerbt worden. Kl. verlangt nunmehr 
Aufwertung des in Papiermark gezahlten Betrages von 
49000 %, die Richard M. in Verwahrung genommen und in 
ſeinem Geſchäft verwendet gehabt habe. Der BR. hat mit 
Recht angenommen, daß die Anſprüche der Kl. trotz der er⸗ 
folgten Stundung der Beträge nicht als Vermögensanlagen 
zu gelten haben, daß es ſich vielmehr bei dem Poſten von 
24000 % um einen Anſpruch aus einem gegenſeitigen Ver⸗ 
trag (§ 63 Abſ. 3 AufwG.) und bei dem Poſten von 25000 % 
um einen ſolchen aus einer Auseinanderſetzung zwiſchen 
Miterben (863 Abſ. 2 Nr. 2 daf.) handelt. Die Klageforde⸗ 
rung unterliegt alſo der freien Aufwertung. Dagegen kann 


berfchiedener 88. des RG. entſtanden war, ift erfreulicherweiſe im 
Laufes dieſes Jahres ln bis zu einem gewiſſen Grade ge⸗ 
klärt worden. Der 2. 86., der ſich in RG. 113, 136 JW. 1926, 
2362 für den 15. Aug. 1922 als generellen Rückwirkungsſtichtag 
ausgeſprochen und an dieſer Auffaſſung noch in dem Urt. v. 7. Dez. 
1926 (RG. 115, 198) feſtgehalten hatte, hat ſeine Auffaſſung in 
der berühmten Entſch. (RG. 115, 201 = JW. 1927, 1084) dahin 
eingeſchränkt, daß ſie nur für Geſchäfte des kaufmänniſchen Güter⸗ 
umſatzes und des täglichen Wirtſchaftslebens gelte (vgl. Abra⸗ 
ham: JW. 1927, 1084). Auf der anderen Seite hat ſich der 
1. 88., der im Gegenſatz zum 2. 88. die Annahme eines Stichtages 
derwarf und die zeitliche Begrenzung der rückwirkenden Auf⸗ 
wertung von den Umſtänden des einzelnen Falles abhängig machte 
(vgl. 1.36. RG. 112, 324 JW. 1926, 787; 1 210/25 bei Warn. 
1926 Nr. 64 = Geuff. Aufw. 80 Nr. 59; I 206/25 bei Warn. 1926 
Nr. 96; ähnlich Urt. des 3., 4. u. 5. 38.), auf eine interne 
Fühlungnahme hin bereit erklärt, ſich der Rſpr. des 2. 36., ſoweit 
es ſich um Geſchäfte des Güterumſatzes und des täglichen Wirt⸗ 
ſchaftslebens handle, anzuſchließen (vgl. Warneyer: Det. 1927, 
650 u. 1010). Nunmehr ſteht wenigſtens zweierlei feſt, negativ, 
daß die Wiederaufrollung von Geſchäften des kaufmänniſchen Güter⸗ 
umſatzes über den Sommer 1922 hinaus ausgeſchloſſen iſt, und 
Pofitiv, daß bei anderen Geſchäften ohne Bindung an einen be⸗ 
ſtimmten Stichtag weiter zurückgegangen werden kann. Sachlich 
hat dieſe Löſung inſofern eine Berechtigung, als die Geſchäfte des 
kaufmänniſchen Verkehrs auf der einen und Grundſtücks⸗ oder 
nliche Geſchäfte auf der anderen Seite (die Abgrenzung bereitet 
natürlich wiederum Schwierigkeiten) eine verſchiedene Beurteilung 
deanſpruchen (RG, 2.36. v. 18. Febr. 1927: JW. 1927, 974). 
Mag die Löſung etwas ſchematiſch erſcheinen fo dürfte es nach dem 
unerfreulichen Bilde, das die Rſpr. um die Jahreswende 1926/27 
dot, mehr darauf ankommen, daß überhaupt eine Löſung gefunden 
il, als daß dieſe Löſung dem Gerechtigkeitsideal möglichſt nahe⸗ 
ommt. 
Es bleibt nun die nach § 242 BGB. zu beur⸗ 
teilende Frage, wieweit bei der Aufwertung ab⸗ 
gewickelter Geſchäfte, die nicht zu den Geſchäften 
des Güterumſatzes gehören, zurückzugehen iſt. Hier⸗ 
dei ſtellt das NG. nicht ausſchließlich darauf ab, in welcher Periode 
der Geldentwertung die Papiermarkzahlung erfolgt iſt. Erheblich 
ſt 2 B. der Rechtsgrund, auf dem die Forderung beruht, „indem 
im Falle einer Erbauseinanderſetzung unter Geſchwiſtern eine andere 
Regelung am Platze erſcheint, als wenn es ſich um Geſchäfte des 
taglichen Wirtſchaftslebens handelt“ (RE., 5. 3. v. 20. Nov. 1926: 
JW. 1927, 660). Je mehr die Forderung patriarchaliſchen Charak⸗ 
ter hat oder gar mit ſittlichen Momenten durchſetzt iſt, um ſo mehr 
stheiſchen die Grundſätze von Treu und Glauben eine rückwirkende 
kufwertung. Damit ſteht es im Einklang, wenn die vorſtehende 
Entſch. hervorhebt, „daß es ſich um das Verhältnis zwiſchen Mit⸗ 
erben handle und daß der Schuldner das aus verwandtſchaftlichen 
Entgegenkommen ihm belaſſene Kapital jahrelang in ſeinem Ge⸗ 
ſchaft nutzen konnte“. Weſentlich iſt es ferner, ob das Rechts⸗ 
erhältnis, auf dem die Forderung beruht, für den Gläubiger von 
beſonderer lebenswichtiger Bedeutung war, da es in dieſem Falle 
pe Grundsätze von Treu und Glauben beſonders dringlich erfordern, 
aß der Gläubiger den ihm zuſtehenden Wert erhält (RG., 2. 38. 
b. 25. März 1927: JW. 1927, 1515). Erheblich iſt natürlich auch 
ie Frage, bis zu welchem Grade die Zahlung entwertet und 


dem weiteren Entſcheidungsgrund des BR., wonach eine Auf⸗ 
wertung deshalb nicht ſtattzufinden habe, weil die Forderung 
durch die Zahlung vom 20. April 1921 voll getilgt worden 
ſei, nicht beigetreten werden. Die Anſicht, daß eine vor 
Sommer 1922 erfolgte Zahlung grundſätzlich jede Aufwertung 
ausſchließe, ſteht mit der neueren Rſpr. des RG., auch der 
des II. Sen., nicht mehr in Einklang. Sie gilt wohl für Um⸗ 
ſatzgeſchäfte des Handels, nicht aber allgemein und nament⸗ 
lich nicht für Anſprüche nach 8 63 Abſ. 2 AufwG. Es ent⸗ 
ſcheiden vielmehr beim Nichtvorliegen eines kaufmänniſchen 
Umſatzgeſchäftes regelmäßig die Umſtände des Einzelfalles, 
inſofern zu fragen iſt, ob nach Treu und Glauben die be⸗ 
ſonderen Verhältniſſe und Intereſſen des Gläubigers die 
Nachzahlung erheiſchen oder die des Schuldners ihr ent⸗ 
gegenſtehen und ob ein unbilliges Mißverhältnis zwiſchen 
der urſprünglichen Leiſtung des Gläubigers und der ſpäteren 
Erfüllungsleiſtung des Schuldners beſteht, oder ob anderer⸗ 
ſeits die Beteiligten ſich etwa mit der durch die Geldentwer⸗ 
tung geſchaffenen Rechtslage abgefunden haben (RG. 114, 
3991); 115, 201°); WarnRſpr. 1927 Nr. 87 und die Ur⸗ 
teile des erk. Sen. v. 21. März 1927, IV 675/26, v. 5. Mai 
1927, IV 637/262), v. 25. Mai 1927, IV 601/26) und 
v. 9. Juli 1927, IV 105/27). Der BR. durfte alſo die Auf⸗ 


wie groß demnach das Mißverhältnis zwiſchen vereinbarter und 
geleiſteter Zahlung iſt; eine im Jahre 1921 oder 1920 in Papier⸗ 
mark zurückgezahlte Forderung wird man eher aufwerten, wenn 
die Forderung vor dem Kriege in vollwertiger Mark entſtanden, 
als wenn ſie nach Beginn der Inflation begründet iſt. Die größte 
Bedeutung indeſſen kommt der Frage zu, wann die Papiermark⸗ 
zahlung geleiſtet wurde. Es wird nämlich, „je weiter die Zahlung 
zurückliegt, um ſo mehr zu beachten ſein, daß die Aufwertung 
nicht nur unter Berückſichtigung der Intereſſen des Gläubigers 
zu erfolgen hat, ſondern daß auch die entgegenſtehenden Jutereſſen 
des Schuldners und die Sicherheit des Rechtsverkehrs nicht außer 
Betracht bleiben dürfen und daß dieſe bei längſt abgewickelten 
und als erledigt betrachteten Rechtsverhältniſſen, bei denen ſich die 
Beteiligten wirtſchaftlich auf die dadurch nach ihrer Auffaſſung ge⸗ 
ſchaffene Rechtslage eingerichtet haben, dergeſtalt überwiegen koͤn⸗ 
nen, daß eine Einſchränkung oder eine Ausſchließung eines nach⸗ 
träglichen Aufwertungsverlangens am Platze erſcheint“ (RG., 5. 86. 
v. 20. Nov. 1926: JW. 1927, 660). Inſofern gelangt man doch 
dazu, ſich allgemein mit der Frage zu befaſſen, bis zu welchem 
Zeitpunkt bei der rückwirkenden Aufwertung nach allgemeinen 
Grundſätzen im Regelfalle zurückgegangen werden kann. 

Die einſchlägige Rſpr. iſt von Heilfron in einer ſehr über⸗ 
ſichtlichen „Rückwirkungstabelle“ zuſammengeſtellt (DStg. 1927, 
1025 ff.). Bei Zahlungen i. J. 1922, auch in der erſten Hälfte 
des Jahres, wird die rückwirkende Aufwertung allgemein an⸗ 
erkannt. Aber auch bei Zahlungen i. J. 1921 überwiegen die 
die Aufwertungspflicht anerkennenden Urteile bei weitem (be⸗ 
jahend außer der vorſtehenden Entſch. OLG. Stettin; Ring J, 
241 Erbauseinanderſetzung; RG., 5. 3S. v. 30. März 1927: 
AufwͤKarth., RckwAufw. Nr. 1 Grundſtücksverkauf; RG., Erb⸗ 
teilung; RG., 2.86. v. 5. Juli 1927: AufwKarth., RckwAufw. 
Nr. 10 Gehaltsanſprüche; bedingt anerkennend R., 5. 388. 
v. 8. Mai 1926; Ring I, 426 Geſchäftskauf; ablehnend Os. 
Düſſeldorf; Ring I, 425 Forderung gegen Altienverpfändung). 
Demnach liegt es im Rahmen der . ee Rſpr., wenn das RO. 
in der obenſtehenden Entſch. bei einer Zahlung v. 20. April 1921 die 
rückwirkende Aufwertung grundſätzlich anerkennt. Bei Zahlungen i. J. 
1919 wird eine Anrechnung zum inneren Wert ſtatt zum Nennwert 
nur in ſeltenen Ausnahmefällen anerkannt werden können leinzige 
anerkennende Entſch. RG., 4. ZS. v. 17. Jan. 1927: ZW. 1927, 1470; 
AufwKarth. Pflichtteil, Karte Nr. 1). Die heute praktiſch 
noch beſtehende Unklarheit liegt demnach haupt- 
ſächlich bei den Zahlungen, die im Laufe des Jahres 
1920 geleiſtet wurden. Hier dürften ſich die Entſch. pro 
und contra zur Zeit noch ungefähr die Wage halten (vgl. die 
Zuſammenſtellung bei Heilfron a. a. O.). Hervorzuheben iſt das 
Urt. des 5. 38S. v. 18. Juni 1927 (JW. 1927, 2115 nebſt Anm. 
von Abraham), wonach eine im Januar 1920 empfangene Zah⸗ 
lung bei Erbteilungsanſprüchen dann als nicht vollwertig an⸗ 
zuſehen iſt, wenn der Wiederaufrollung des Rechtsverhältniſſes kein 
überwiegendes berechtigtes Intereſſe des Schuldners entgegenſteht. 
Es ſteht zu hoffen, daß auch die Behandlung der i. J. 1920 ge⸗ 
leiſteten Papiermarkzahlungen baldigſt einer weiteren Klärung ent⸗ 
gegengeführt wird. 

RA. Dr. Ernſt Boeſebeck, Frankfurt a. M. 


2) JW. 1927, 974. 
) JW. 1927, 1858. 
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wertung des bereits am 20. April 1921 gezahlten Betrages 
nicht grundſätzlich ablehnen, ohne in den bezeichneten Rich⸗ 
tungen nähere Feſtſtellungen zu treffen. Zu berückſichtigen iſt 
dabei insbeſ. auch, daß es ſich um das Verhältnis zwiſchen 
Miterben und Geſchwiſtern handelt und daß der Bekl. das 
aus verwandtſchaftlichem Entgegenkommen ihm belaſſene Ka⸗ 
pital jahrelang in ſeinem Geſchäft nutzen konnte. 

(U. v. 29. Sept. 1927; 114/27 IV. — Dresden.) (Ka. 


5. 863 Abſ. 2 Ziff. 1 Aufn. Die Auszah⸗ 
lung gekündigter nicht⸗aktienabhängiger Ge⸗ 
nußſcheine muß ohne Rückſicht auf die Ver⸗ 
mögenslage der AktG. erfolgen; ſchon erfolgte 
Auszahlungen unterliegen der Aufwertung als 
Anſprüche aus Beteiligung; hierbei iſt auf die 
Lage der AktG. Rückſicht zu nehmen.] 

Der Kl. verlangt Aufwertung des ihm aus der Kün⸗ 
digung der Bekl. erwachſenen ſtatutariſchen Kapitalabfindungs⸗ 
anſpruchs von je 500 % für den einzelnen Genußſchein. Im 
Gegenſatz zu dem LG. hat das BG. dieſen Anſpruch dem 
Grunde nach für gerechtſertigt erklärt. Es erwägt, daß der 
Kapitalabfindungsanſpruch ein Anſpruch aus einem „Beteili⸗ 
gungsverhältnis“ i. S. des 863 Abſ. 2 Ziff. 1 AufwG. ſei, 
daß ferner, weil dieſer Anſpruch von der ganz im Belieben 
der Bekl. ſtehenden Kündigung oder Ausloſung abhänge, 
88 33 ff. AufwG. nicht zur Anwendung gelangen könnten, 
vielmehr Aufwertung nach allgemeinen Grundſätzen (8 242 
BGB.) zu erfolgen habe. Das BG. führt weiter aus, der 
Einwand der Bekl., daß die Abfindungsſumme nach Satzung 
und Ausgabebedingungen nur aus dem Reingewinn oder an⸗ 
geſammelten Reſerven zu leiſten ſei, letztere nicht vorhanden 
ſeien, der zur Abſtoßung der gekündigten Genußſcheine ver⸗ 
wendete Papiermarkgewinn des Jahres 1923 aber aufgezehrt 
ſei, greife um deswillen nicht durch, weil es ſich inſoweit nur 
um rein innergeſellſchaftliche, lediglich für die Frage der Aus⸗ 
übung des Ablöſungsrechts erhebliche Beſtimmungen, nicht 
aber um eine Haſtungsbeſchränkung nach außen handle. Sei 
die Kündigung einmal erfolgt, dann habe der Genußſchein⸗ 
inhaber als Gläubiger eine ſich gegen die Geſellſchaft als ſolche 
und deren ganzes Vermögen richtende Forderung auf Zah⸗ 
lung der ſtatutariſchen Abfindungsſumme von 500 Jb. Der 
Kl. habe für 188 Genußſcheine anfangs Oktober 1923 von der 
Bekl. 5000,75 % fürs Stück, alſo nur einen ganz gering⸗ 
fügigen Bruchteil des in Vorkriegszeit feſtgeſetzten Abfindungs⸗ 
betrags von 500 % erhalten; er habe zwar dieſen Betrag 
widerſpruchslos entgegengenommen, darin ſei aber noch kein 
Verzicht auf Aufwertungsanſprüche zu finden; ebenſowenig 
ſei Raum für eine entſprechende Anwendung des 535 AufwG. 
Die ſonſtigen Einwendungen der Bekl. ſeien gegen die Höhe 
der Aufwertung gerichtet, worüber aber noch weitere Erörte⸗ 
rungen nötig ſeien; daß auch unter weitgehendſter Verück⸗ 
ſichtigung des Vorbringens der Bekl. ſich ein höherer Auf⸗ 
wertungsbetrag, als der Goldmarkwert der bezahlten Ab⸗ 
findung ergeben würde, ſei außer Zweiſel. Entſcheidungsreife 
beſtehe demnach wohl hinſichtlich des Grundes, nicht aber des 
Betrags der erhobenen Anſprüche. Die Reviſionsangriffe ſind 
nicht begründet. Die Genußſcheine der Bekl. waren, wie ſich 
aus der Orderklauſel ergibt, für den Verkehr und zum Um⸗ 
ſatz als Wertpapier beſtimmt. Dementſprechend ſind ſie auch 
nach Börſenkurs gehandelt worden. Für die Auslegung der 
Ausgabebedingungen ſpielen daher die Umſtände des Einzel⸗ 
falls keine Rolle. Der wahre Sinn der einzelnen Beſtim⸗ 
mungen iſt vielmehr aus den Genußſcheinurkunden ſelbſt zu 
ermitteln. Die Auslegung des BG. unterliegt deshalb der 
freien Nachprüfung. Seine Auffaſſung, daß mit der er⸗ 
folgten Kündigung der Genußſcheine deren Inhaber einen 
„unbedingten Anſpruch auf Zahlung“ der Ablöſungsſumme 
gegen die Bekl. erworben haben, für den ihnen deren ganzes 
Vermögen, wie für eine ſonſtige Geldforderung, hafte, iſt aber 
trotz der gegenteiligen Ausführungen der Rev. nicht nur mög⸗ 
lich, ſondern auch die allein zutreffende. Die Höhe der Ab⸗ 
findungsſumme iſt nach den Ausgabebedingungen ein für 
allemal auf 500 % feſtgelegt. Weder dem Vorſtand, noch dem 
Aufſichtsrat oder der Generalverſammlung der Bekl. iſt in⸗ 
ſoweit die Befugnis zu einer den Rechten der Genußſchein⸗ 
inhaber abträglichen, einſeitigen anderweiten Regelung vor⸗ 
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behalten. Ebenſowenig iſt hier, anders als bei der Regelung 
der Gewinn- oder Liquidationsverteilung, irgendeine Zu⸗ 
länglichkeitsklauſel gemacht. Inſoweit find die Ausgabe- 
bedingungen durchaus klar und eindeutig, wie denn auch die 
Klauſel über den Zeitpunkt der Zahlung als auszuzahlenden 
Betrag wiederum die Summe von 500 % nennt. Den Inter⸗ 
eſſen der Bekl. und ihrer Aktionäre iſt auch vollauf dadurch 
Rechnung getragen, daß die Ablöſung lediglich ein Recht der 
Bekl. iſt, von dem ſie Gebrauch machen konnte oder nicht, wäh⸗ 
rend die Genußſcheininhaber als ſolche auf deſſen Ausübung 
oder Nichtausübung irgendwelchen Einfluß nicht hatten. Wäre 
die Anſicht der Reb. zutreffend, daß die Haftung für die Ab⸗ 
findungsanſprüche auf den Reingewinnüberreſt oder etwaige 
Sonderreſerven beſchränkt ſei, ſo würde dies im Endergebnis 
nichts anderes bedeuten, als daß die Bekl. die Genußſchein⸗ 
inhaber mit einem beliebig geringeren Betrag und damit nach 
Gutdünken abfinden könnte. So unſichere Papiere würden 
aber börſenmäßig überhaupt nicht gehandelt und vollends nicht 
in Höhe von 320 bzw. 341 % bewertet worden fein, wie dies 
die Bekl. ſelbſt für die Jahre 1913 und 1914 behauptet. Die 
Worte des § Aa Abſ. 3 der Satzung, daß ſich die Bekl. das 
Recht vorbehalte, aus dem reſtlichen Reingewinn oder 
aus beſonderen Reſerven die Genußſcheine durch ein⸗ 
malige Kapitalabfindung in Höhe von 500% für das Stück 
abzuſtoßen, wollen demnach offenbar nur beſagen, daß die 
Bekl. den Genußſcheininhabern gegenüber — alſo im Außen⸗ 
verhältnis — in der Ausübung des Abfindungsrechts frei 
iſt, daß aber von den zuſtändigen Organen der Bekl. von die⸗ 
ſer Möglichkeit nur Gebrauch gemacht werden dürfe, wenn in⸗ 
ſoweit hierfür aus freiem Reingewinn oder ebenſolchen Re 
ſerven Mittel verfügbar ſeien. Mit Recht geht deshalb das 
BG. davon aus, daß den Genußſcheininhabern durch die un⸗ 
ſtreitig rechtsgültig erfolgte Kündigung ein feſter, unentzieh⸗ 
barer, inhaltlich und umfänglich nicht beſchränkter, ſchuld⸗ 
rechtlicher Anſpruch auf Zahlung einer beſtimmten Geld⸗ 
ſumme — nämlich die 500 % — erwachſen iſt. Dieſer An⸗ 
ſpruch hat auch eine andere Rechtsgrundlage, als das Anrecht 
im Liquidationsfall. Irgendwelche aktienrechtliche oder ſon⸗ 
ſtige geſetzliche Beſtimmungen ſtehen ihm nicht entgegen. Dem 
BG. iſt ferner darin beizupflichten, daß dieſer Anſpruch, von 
der Rückwirkungsfrage zunächſt abgeſehen, der Aufwertung 
unterliegt. Die Rechte der Genußſcheininhaber find, fo wie 
ſie im vorliegenden Fall nach den Ausgabebedingungen ge⸗ 
regelt find, nicht „aktienabhängig“ i. S. des 8 33 II. Durchf⸗ 
VD. z. Gold Bil VO. Dies gilt insbeſ. für den Abfindungs⸗ 
anſpruch. Ihre Umwertung hat deshalb nicht nach Um⸗ 
ſtellungs⸗, ſondern nach Aufwertungsgrundſätzen zu erfolgen 
(vgl. die Entſch. des erk. Sen. v. 16. Nov. 1926 [RG. 115, 
2271)] und v. 6. Mai 1927, Rep. II 508/26). Dem BG. iſt 
aber auch darin beizutreten, daß rechtsgrundſätzlich, wie 
gleichfalls ſchon in dem Urt. des erk. Sen. v. 16. Nov. 1926 
(RG. 115, 227) dargelegt iſt, die Aufwertung des Ab⸗ 
findungsanſpruchs nach $ 242 BGB. ſtattzufinden hat; ent 
gegen den Ausführungen der Rev. handelt es ſich hier allem 
dings um einen Anſpruch aus einem Beteiligungsverhältnis. 
Nach den ſtatutariſchen Vorſchriften ſoll der zur Ausſchüttung 
beſtimmte Reingewinn nicht allein den Aktionären zufallen, 
ſondern zum Teil unter beſtimmten Vorausſetzungen den 
Inhabern der Genußſcheine zugute kommen. Sie haben ſo teil 
an den Gewinnergebniſſen der Bekl. und dieſes ihr Recht — 
mochte es auch nicht „unbedingt“, ſondern durch die Erzielung 
eines Reingewinns in beſtimmter Höhe — nämlich eines 
Mehrgewinns — über Abſchreibungen, Zuweiſungen an 
Reſervefonds, Tantiemen, ſowie 6 0% Aktiendividende hinaus 
und die Entſchließung der Generalverſammlung der Bekl, 
daß der Reingewinn zu verteilen iſt — bedingt ſein, konnte 
durch Willkürmaßnahmen derſelben nicht beeinträchtigt wer⸗ 
den. Dieſes durch die Genußſcheine verbriefte, bedingte Gläu⸗ 
bigerrecht bedeutet ein wenn auch eigenartiges Beteiligungs⸗ 
verhältnis am Gewinn und fällt als ſolches unter den 8 6 
Abſ. 2 Ziff. 1 AufwGG. Aus dieſem Beteiligungsverhältnis 
heraus iſt der ſtatutariſche Kapitalabfindungsanſpruch er“ 
wachſen, der eben deſſen Ablöſung bezweckt. Auf den Grund, 
dem die Genußſcheine ihre Entſtehung verdanken, kommt es 


1) JW. 1927, 702. 
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dabei gar nicht an. Sie find tatfächlich geſchaffen und mit 
beſtimmten, im Statut feſtgelegten Rechten ausgeſtattet. Daß 
hiervon im beſonderen das Gewinnbeteiligungsrecht nicht 
gegenſtands⸗ und belanglos war, beweiſt am beſten die Tat⸗ 
ſache, daß die Abfindungsſumme trotz der unentgeltlichen Be⸗ 
gebung der Genußſcheine auf 500 % feſtgeſetzt wurde, ſowie 
daß die Genußſcheine in den Jahren 1913/14 bis zu 340 % 
das Stück börſenmäßig bewertet wurden. Daß die Genuß⸗ 
ſcheine ſchon nach einer Aktionärdividende von nur 6 % zum 
Zug gelangen, und zwar bis zum Betrag von 25 J, alſo 
7 % mehr als die Vordividende der 300% Stammaktien be⸗ 
trug, war ebenfalls nur geeignet, den wirtſchaftlichen Wert 
des Gewinnanteilsrechts zu erhöhen. Auf dieſes Recht wäre 
auch bei der Goldmarkumſtellung Rückſicht zu nehmen ge⸗ 
weſen. Die Genußſcheininhaber hätten ſich dagegen mit Er⸗ 
folg wehren können, daß ſie durch eine willkürliche, den wirk⸗ 
lichen Verhältniſſen nicht entſprechende Hochbezifferung der 
Nennbeträge der Aktien von der Teilnahme am Reingewinn 
tatſächlich ausgeſchaltet würden (ſ. a. RG. 115, 296 ff. 2)). 
Die papiermarkziffermäßige Begrenzung des Gewinnanteils⸗ 
rechts auf 25 % war allerdings im Jahre 1923 durch die 
Geldentwertung völlig bedeutungslos geworden; Gleiches gilt 
damit aber für das Gewinnanteilsrecht ſelbſt noch keineswegs; 
vielmehr handelt es ſich auch inſoweit zunächſt nur um eine 
Frage der Umwertung eben dieſes Rechts. Durchaus zu⸗ 
treffend hat weiter das BG. dargelegt, daß trotz der er⸗ 
folgten Papiermarkzahlung und der Rückgabe der Genußſcheine 
an die Bekl. der Kl. ſeiner Aufwertungsanſprüche nicht ver⸗ 
luſtig gegangen iſt. Im Jahre 1923 und vollends im Herbſt 
1923, als die Zahlung erfolgte, hatte die Papiermark ihren 
Charakter als Wertmeſſer längſt verloren. Bei einem Dollar⸗ 
ſtand von rund 160 Millionen PM. Ende September 1923 
bedeutete die von der Bekl. auf den einzelnen Genußſchein ge⸗ 
leiſtete Zahlung von rund 500 000 PM. ſo gut wie nichts. 
Für einen Verzicht des Kl. auf ſeine Auſwertungsanſprüche 
it lediglich nichts beigebracht. § 35 Auf. ſteht ihm nicht 
entgegen. Ebenſowenig bedurfte es zur Erhaltung der Auf⸗ 
n eines Vorbehalts. Bei der ungeklärten 

echtslage hinſichtlich der Aufwertungsmöglichkeit ſolcher An⸗ 
ſprüche kann die Bekl. auch daraus keinen Einwand herleiten, 
daß der Kl. erſt im Okt. 1925 zur gerichtlichen Geltend⸗ 
machung ſeiner Anſprüche geſchritten iſt. Im übrigen ſind 
inſoweit irgendwelche Reviſionsangriffe nicht erhoben. Wenn 
nach alledem das BG. den Klageanſpruch dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt hat, ſo iſt hierbei ein Rechtsirrtum 
nirgends erſichtlich. Anlangend die Bemeſſung der Auf⸗ 
wertung, ſo hat der erk. Sen. in ſeiner Entſch. v. 16. Nov. 
1926 (RG. 115, 227, die ſich allerdings auf Inhabergenuß⸗ 


e) JW. 1927, 1421. ) JW. 1927, 702. 


Zu 6. Nach 8 65 AufwG. ſind Anſprüche aus einem Konto⸗ 
korrent oder einer anderen laufenden Rechnung nicht aufzuwerten. 
Ein Kontokorrent i. S. des 8355 HGB. liegt vor, wenn drei 
Vorausſetzungen gegeben ſind: 

1. mindeſtens der eine Teil muß Kaufmann ſein, 

2. es müſſen beiderſeitige Forderungen in das Kontokorrent 

eingeſtellt werden, 

3. die ſelbſtändige Geltendmachung der beiderſeitigen For⸗ 

derungen muß ausgeſchloſſen ſein. 

Eine andere laufende Rechnung (uneigentliches Kontokorrent 
oder offene Rechnung) liegt dann vor, wenn die beiden erſten 

orausſetzungen oder eine von ihnen nicht gegeben find (vgl. 
Lehmann⸗Boeſebeck, Anm 2 zu 8 65). Danach liegt das 
charakteriſtiſche Merkmal der offenen Rechnung darin, daß die 
Geltendmachung der einzelnen Forderungen ausgeſchloſſen iſt und 
gur der Saldo in Anſpruch genommen werden kann. Ein Saldo 
ſetzt eine Mehrheit von Schuldpoſten voraus (RG. 95, 19); andern⸗ 
falls kann nicht von einer Abrechnung geſprochen werden, die 
825 Begriff der laufenden Rechnung gehört (RG. 115, 396 — 
W. 1927, 972), fie wird nicht etwa durch die bloße Zusendung 
eines Kontoauszuges gegeben (RG. a. a. O.). Im Gegenſatz zum 
eigentlichen Kontokorrent genügt es alſo zur Annahme einer offe⸗ 
n Rechnung, daß die eine Partei lediglich Gläubigerin, die an⸗ 
ere Partei lediglich Schuldnerin iſt. Von einer Saldierung kann 
„Der nicht mehr gesprochen werden, wenn während längerer Zeit 
lets nur ein und derſelbe Poſten in Vortrag gebracht wird. Dies 
gilt um ſo mehr, wenn nicht einmal die Zinſen auf dem Konto 
verbucht werden, ſondern zur Auszahlung kommen oder, wie im 
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ſcheine bezogen hat, dargelegt, daß mit Rückſicht auf den 
Charakter dieſer Papiere bzw. der in ihnen verbrieften Rechte 
die Aufwertung eine ſchematiſche ſein müſſe und deshalb die 
Verhältniſſe des jeweiligen Inhabers außer Betracht bleiben 
müßten. Dieſelben Erwägungen gelten auch für Orderpapiere, 
wie ſie hier in Frage ſtehen. Mit zu berückſichtigen, wenn 
auch nicht ausſchlaggebend, wird dagegen ſein der Goldmark⸗ 
wert zur Zeit der Ausgabe, Maß und Inhalt des Gewinn⸗ 
anteils, im beſonderen aber, gerade weil es ſich um einen 
Anſpruch aus einem Beteiligungsverhältnis handelt, die finan⸗ 
zielle Lage der Geſellſchaft ſelbſt und deren Lebensfähigkeit. 
War auch dem Verſuche der Bekl, ſich der Genußſcheine im 
Widerſpruch mit den Ausgabebedingungen ohne ernſt zu 
nehmende Gegenleiſtung zu entledigen, die rechtliche Anerken⸗ 
nung zu verſagen, ſo darf andererſeits die Aufwertung kraft 
Rückwirkung nicht dazu führen, daß ihr Fortbeſtand unmöglich 
oder weſentlich gefährdet würde. 

(U. v. 30. Juni 1927; 7/27 II. — Dresden.) [Ku.] 


6. 5 65 Aufw G.; 8355 HGB. Der Aufwer⸗ 
tungsausſchluß bei Kontokorrenten oder lau⸗ 
fenden Rechnungen gilt unabhängig von der 
Rechtsnatur der in die laufende Rechnung auf⸗ 
genommenen Poſten.] f) 

(U. v. 18. Mai 1927; 347/26 I. — Naumburg.) 

Abgedr. JW. 1927, 2111 u. 


7. 865 AufwG. Die Beſtimmungen des 
AufwG. über das Kontokorrentverhältnis gelten 
nur für Papiermarkforderungen.] 

Seit einer Reihe von Jahren hatte der Bekl. mit der 
Kl. in Geſchäftsverbindung geſtanden. Er bezog von ihr 
Waren, hauptſächlich Düngemittel und anderen landwirtſchaft⸗ 
lichen Bedarf, lieferte dagegen ſeinerſeits der Kl. Getreide und 
leiſtete auch Barzahlungen. Unter Bezugnahme auf mehrere 
Kontoauszüge verlangte die Kl. mit ihrer Klage Zahlung von 
6431,32 4. Der Bekl. wandte ein, daß ein Kontokorrent⸗ 
vertrag vorliege und danach die Kl. nichts mehr zu beanſpru⸗ 
chen habe. In der ſchriftlichen Reviſionsbegründung war 
gegen die Klagabweiſung zweierlei geltend gemacht worden. 
Es war ausgeführt worden, die Kaufpreisforderung für die 
Kalilieferung, auf welche die Klage zuletzt allein geſtützt wor⸗ 
den ſei, hatte vertragsgemäß auf wertbeſtändiger Grundlage 
bezahlt werden müſſen und habe daher in einem Papiermark⸗ 


[Ku.] 


vorliegenden Falle, einem anderen Konto gutgebracht werden, ſo 
daß in periodiſch überſandten Kontoauszügen Zinſen, die wiederum 
als verzinsliche Forderungen behandelt werden, nicht enthalten 
find (Staub, Anm. 1 Anh. zu 8357). Das Anerkenntnis des 
Kontoauszuges kann, da nur ein Schuldpoſten vorhanden iſt, die 
Schaffung eines neuen ſelbſtändigen Schuldgrundes neben den Ein⸗ 
zelforderungen nicht zur Folge haben. 

Demgemäß fehlt im vorliegenden Falle eine notwendige Vor⸗ 
ausſetzung für das Vorhandenſein einer offenen Rechnung, mithin 
it $ 65 AufwöG. nicht anwendbar. 

Was das RG. anführt, um die gegenteilige Entſch. zu begrün⸗ 
den, iſt m. E. nicht überzeugend. Daß die formelle Behandlung 
eines Abrechnungsverhältniſſes als laufende Rechnung nicht ges 
nügt, um eine laufende Rechnung i. S. des 865 herzuſtellen, ift 
herrſchende Anſicht (RG. 22, 151). Das materielle Rechtsverhalt⸗ 
nis muß dieſer Form entſprechen. Hierbei iſt nach herrſchender 
Meinung in erſter Linie der Wille der Parteien entſcheidend 
(Schlegelberger⸗Harmening Anm. 2 zu 8 65), d. h. es 
muß zum mindeſten der Wille feſtgeſtellt werden, daß die Parteien 
eine offene Rechnung herſtellen wollten. Das RG. führt in der 
obigen Entſch. hierüber aus, daß nichts dafür vorgebracht ſei, daß es 
dem Kl. nicht freigeſtanden habe, jederzeit wieder Ein⸗ und Aus⸗ 
zahlungen vorzunehmen, mit anderen Worten alſo eine Mehrheit 
von Schuldpoſten herzuſtellen. Hierauf kann es aber d. E. nicht 
mehr ankommen, wenn tatſächlich während mehrerer Jahre der 
Kontoſtand weder ab⸗ noch zunahm. Geht man in der Anwendung 
des § 65 jo weit wie das RG. jo beſteht die Gefahr, daß alle 
Anſprüche gegen Banken der Aufwertung entzogen werden; denn 
die Banken buchen alle Anſprüche gegen ſich in der Form der 
offenen Rechnung und ſchicken dem Gläubiger regelmäßig Konto⸗ 
auszüge. Eine völlige Befreiung der Banken von Aufwertungs⸗ 
anſprüchen war aber mit 865 Aufwcz. nicht beabſichtigt, wie der 
Wortlaut und die Begründung des Geſetzes ergeben. 

RA. Dr. W. Beutner, Berlin. 
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konto überhaupt keinen Platz gehabt. Außerdem handle es ſich 
hier gar nicht um Aufwertung, ſondern „um Begleichung 
einer auf wertbeſtändiger Grundlage begründeten Forderung 
nebſt Erſatz des Geldentwertungsſchadens“. Der zweite Ge⸗ 
ſichtspunkt leuchtet nicht ein. Denn wenn es ſich wirklich um 
eine zu Unrecht in das Papiermarkkonto eingeſtellte werk⸗ 
beſtändige Forderung handeln würde, ſo wäre nicht einzu⸗ 
ſehen, wie daneben noch ein Geldentwertungsſchaden möglich 
ſein ſollte. In der Verhandlung vor dem RevG. iſt man 
dann auch hierauf nicht zurückgekommen. Aber auch im erſten 
Punkte kann der Rev. nicht beigeſtimmt werden. Denn die 
Kalilieferung iſt vom 21. oder 22. Sept. 1923, während das 
Kaliſyndikat (immer dabei vorausgeſetzt, daß deſſen Bedin⸗ 
gungen auch für das Vertragsverhältnis der Streitteile Gel⸗ 
tung hatten) erſt am 24. Sept. 1923 ſeine Preiſe auf Gold⸗ 
mark geſtellt hat (Rundſchreiben des Kaliſyndikats v. 3. Okt. 
1923; zu 27). Für die früheren Lieferungen galten noch die 
Preiſe der damals ausgegebenen Rundſchreiben. Durch die 
ſpäteren Preisfeſtſetzungen konnten dieſe früher gemachten 
Lieferungen in keiner Weiſe berührt werden. Die gegenteilige 
Annahme des LG. — das OLG. iſt darauf nicht eingegangen 
läßt ſich mit rechtlichen Erwägungen aus 8 242 BGB nicht 
begründen. Gerade aus dem Rundſchreiben des Syndikats v. 
23. Aug. 1923 iſt ganz deutlich zu erſehen, daß man an feſte 
Preisſätze gedacht und geglaubt hat, bei verſpäteter Zahlung 
die fortſchreitende Geldentwertung durch einen „Zins⸗ und 
Entwertungszuſchlag“ von täglich 3% ausgleichen zu konnen. 
Die Rev. beruft ſich noch auf die Behauptung der Kl., es ſei 
Handelsgebrauch geweſen, daß „die am 10. Okt. 1923 neu feſt⸗ 
geſetzten Goldmarkpreiſe“ auch für frühere Abſchlüſſe von 
Kalilieferungen bei Nichteinhaltung der Zahlungsfriſten zu 
zahlen geweſen ſeien. Aber auch hiermit vermag ſie nicht 
durchzudringen. Denn es erſcheint als völlig ausgeſchloſſen, 
daß ſich damals, in den unruhigſten Zeiten der Geldentwer⸗ 
tung, ein ſolcher Handelsgebrauch hätte entwickeln können. 
Gerade die in kurzen Zeitabſtänden wiederholten Neufaſſungen 
der Syndikatsbedingungen zeigen, daß eine gleichmäßige 
Übung, wie ſie für das Entſtehen eines Handelsgebrauchs 
weſentlich iſt, nicht beſtanden hat. Beruhte aber hiernach der 
Kaufpreis für die Kalilieferung nicht auf wertbeſtändiger 
Grundlage, ſo entfallen damit die weiter von der Rev. daran 
geknüpften Folgerungen (8 65 Aufiv®.). Mit Recht hat da⸗ 
gegen die Rev. in der Verhandlung vor dem Reviſionsgericht 
ausgeführt, daß nach den Bedingungen des Stickſtoffſyndikats 
Salpeter nur zu wertbeſtändigen Preiſen geliefert wurde. Der 
Preis hierfür berechnete ſich, worauf ſchon der gerichtliche 
Sachverſtändige in ſeinem erſten Gutachten mit Recht hin⸗ 
gewieſen hatte, gemäß den Bedingungen des Stickſtoffſyndikats 
nach Roggenpreiſen. Das LG. hat näher dargelegt, daß dieſe 
Syndikatsbedingungen auch für das Verhältnis der Streitteile 
Geltung hatten. Das OLG. hat dazu keine Stellung genom⸗ 
men. Für die Rev. iſt daher zu unterſtellen, daß die Syndi⸗ 
katsbedingungen auch der Salpeterlieferung an den Bekl. zu⸗ 
grunde lagen. Dann aber gehörte die Kaufpreisforderung der 
Kl. nicht in das Papiermarkkontokorrent, und das hat wie⸗ 
derum zur Folge, daß § 65 AufwG. auf dieſe Forderung 
nicht anwendbar iſt (vgl. Zeiler, Aufw.⸗Fälle Nr. 347). 
Allerdings heißt es im Tatbeſtand des Bl., die Kl. habe er⸗ 
klärt, daß es ſich nur noch um Entrichtung des Kaufpreiſes 
für die Kalilieferung handle. Allein dieſe Bemerkung ſcheint 
irrtümlich gemacht zu ſein. In den Entſcheidungsgründen 
des BU. wird davon ausgegangen, den Gegenſtand der Klage 
bildeten die beiden Kaufpreisforderungen für Kali und Sal⸗ 
peter, und das entſpricht auch dem Akteninhalt im übrigen. 
Belanglos iſt es, daß die Kl. in ihren dem Bekl. erteilten 
Rechnungen und Kontoauszügen die Salpeterlieferung in 
Papiermark berechnet hat. Keineswegs läßt ſich daraus der 
Wille entnehmen, die Preisberechnung auf andere Grundlagen 
zu ſtellen und auf weitergehende Rechte zu verzichten. Selbſt 
wenn die fog. endgültige Rechnung vom 1. Okt. 1923 dem 
damals geltenden, Roggenpreis nicht entſprochen haben ſollte, 
ſo fehlte immer noch der ſchlüſſige Nachweis, daß die Kl. da⸗ 
mit auf einen ihr zuſtehenden höheren Preis verzichten wollte, 
wozu ſie ja nicht den mindeſten Anlaß gehabt hätte. Danach 
ſtellt ſich die Sachlage ſo dar, daß die Kl., wenngleich ſie ſich 
zunächſt lediglich auf ihr Saldoguthaben aus dem Konto⸗ 


korrent berief, ſpäter die Klage auf ihre Kaufpreisforderungen 
für die Kali- und die Salpeterlieferung geſtützt hat, mit der 
Begründung, daß dieſe beiden Forderungen nicht in das 
Kontokorrent gehörten. Wie vorher gezeigt wurde, trifft dies 
für die Kalilieferung nicht zu, während die Salpeterlieferung 
bei Zugrundelegung der Bedingungen des Stickſtoffſyndikats 
nicht in das Papiermark⸗Kontokorrent einzuſtellen war. In 
dieſem Falle vermag daher der Hinweis des OLG. auf 865 
AufwöG. die völlige Klagabweiſung nicht zu rechtfertigen. 
(u. v. 28. Sept. 1927; 64/27 I. — Roſtock.) [$a.] 


**8, 866 YufmG®. Der Fall, daß eine Bank 
beim Kauf eines mit einer Darlehnshypothek 
belaſteten Grundſtücks die perſönliche Schuld in 
Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen hat, 
fällt nicht unter die die Aufwertung ausſchlie⸗ 
ßende Beſtimmung des $ 66; dieſer betrifft viel⸗ 
mehr nur die Anſprüche, die aus der Herein⸗ 
nahme fremder Gelder für den Bankbetrieb 
gegen deſſen Inhaber entſtanden ſind.] 7) 


Die Kl. — im folgenden kurz Kreditbank genannt — 
iſt ein Unternehmen, deſſen Geſchäftsbetrieb der Anſchaffung 
und Darleihung von Geld dient. Sie erwarb i. J. 1921 von 
J. ein Grundſtück, auf dem zugunſten der Bekl. ſeit 1905 
eine Darlehnshypothek von 63000 / laſtete. Perſönlicher 
Schuldner war der Eigentümer J. Die Kl. übernahm die 
Hypothek in Anrechnung auf den Kaufpreis. In einem be⸗ 
ſonderen Abkommen der Streitparteien vom Okt. 1922 
ftimmte die Bekl. der Schuldübernahme durch die Kl. aus⸗ 
drücklich zu. Auf die Schuld iſt nichts zurückgezahlt. Die 
Kl. verlangt aber gleichwohl Löſchung der Hypothek, indem 
fie fi) auf 8 66 in Verbindung mit § 4 Aufw®. beruft. 
Sie ift in beiden Vorinſtanzen unterlegen. Auch ihre Rev. 
hatte keinen Erfolg. Wäre 866 Aufw®. anwendbar und 
auch nicht eine der dort vorgeſehenen Ausnahmen gegeben, 
ſo würde die Darlehnsforderung der Bekl. nicht aufzu⸗ 
werten ſein, alſo auch jetzt noch nur in Höhe von 63 000 Sb 
beſtehen, d. h. praktiſch erlofchen fein, jo daß dem Verlangen 
der Kl. nach Löſchung der Hypothek ſtattgegeben werden 
müßte. Die Kl. iſt dadurch, daß die Bekl. der zwiſchen ihr 
und J. vereinbarten Übernahme der Darlehnsſchuld des J. 
ausdrücklich zugeſtimmt hat, Darlehnsſchuldnerin der Bekl. 
geworden. Rein äußerlich iſt alſo der Tatbeſtand des 8 66 
AufwG. gegeben. Eine der dort beſtimmten Ausnahmen liegt 
nicht vor. In Frage könnte nur kommen, ob etwa die Kl., 
da die Übernahme der Darlehnsſchuld gegenüber der Bekl, 
wie dieſe bei der Genehmigung der Übernahme wußte, wirt⸗ 
ſchaftlich der Bezahlung des gekauften Grundſtücks diente, 
auf Grund des Abkommens vom Okt. 1922 „vereinbarungs⸗ 
gemäß das Geld in wertbeſtändigen Gegenſtänden (nämlich 
in dem gekauften Grundſtück) anzulegen hatte“. Doch das iſt 
nicht anzunehmen. Die Parteien waren beim Abſchluß jenes 
Abkommens wohl darüber einig, daß die Kl. die Darlehns⸗ 
ſchuld in Anrechnung auf den Kaufpreis und zu deſſen teil⸗ 
weiſer Tilgung übernommen hatte; aber daß die Kl. gegen⸗ 
über der Bekl. verpflichtet fein wollte und ſollte, die Dar⸗ 
lehnsvaluta dauernd — d. h. bis zur Rückzahlung des Dar⸗ 
lehns — in dem Grundſtück angelegt zu belaſſen, iſt weder 
behauptet, noch liegt irgendein Anhalt für eine ſolche An⸗ 
nahme vor. Es muß alſo davon ausgegangen werden, daß 
die Kl. durch das Abkommen mit der Bekl. nicht gehindert 
war, das Hausgrundſtück, wenn es ihr beliebte, wieder zu 
verkaufen und den Erlös in irgendeiner anderen ihr gut⸗ 
dünkenden Weiſe anzulegen. Würde es alſo zur Anwendbar⸗ 
keit des § 66 Aufiv®. genügen, daß eine Kreditbank einem 
anderen gegenüber eine unter den Rechtsbegriff des Dar⸗ 
lehns (8 607 BGB.) oder des ſogenannten uneigentlichen 
Verwahrensvertrags (8 700 BGB.) fallende Schuldverbind⸗ 
lichkeit eingegangen iſt, ſo müßte die Rev. Erfolg haben. 


Zu 8. Die Entſch. macht ſich in vorbildlicher Weiſe von 
dem namentlich bei dem Aufwch. nicht angebrachten Haften an 
dem Wortlaut des Geſetzes frei und verwirklicht den Rechtszuſtand 
wie er nach den Verhandlungen bei Erlaß des Geſetzes und de 
Novelle in der Abſicht der geſetzgebenden Faktoren lag, und wie 
er ſich bei einer Würdigung der inneren Grunde der geſetzlichen 
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Mit Recht haben aber die Vorinſtanzen angenommen, daß 
ein Fall wie der vorliegende, in dem eine Kreditbank dadurch 
Darlehnsſchuldnerin geworden iſt, daß ſie beim Kauf eines 
mit einer Darlehnshypothek belaſteten Grundſtücks die per⸗ 
ſönliche Schuld in Anrechnung auf den Kaufpreis über⸗ 
nommen hat, von jener Beſtimmung nicht getroffen wird. 
Die gegenteilige Meinung, die von der Rev. und auch mehr⸗ 
fach im Schrifttum vertreten wird, haftet in unzuläſſiger 
Weiſe am Wortlaut des Geſ. und berückſichtigt nicht den 
geſetzgeberiſchen Grund und Zweck der Vorſchrift des 8 66 
Aufw®., wie er ſich aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſ. 
ergibt und auch im Geſ. ſelbſt, wenn auch nicht völlig deut⸗ 
lich, ſo doch immerhin ausreichend erkennbar zum Ausdruck 
gekommen iſt. Da das AufwGG. wegen des drohenden Ab⸗ 
laufes der Geltung der III. Steuer NotVO. mit großer Eile 
fertiggeſtellt wurde, muß die Auslegung mehr als bei ande⸗ 
ten Geſ. bei ihm mit gewiſſen Unvollkommenheiten des 
Ausdrucks rechnen und darf, um ſeinem wahren Sinne 
gerecht zu werden, bei ihm eher als bei anderen Geſ. ſich 
von dem bloßen äußeren Wortlaut freimachen und die er⸗ 
kannte Abſicht des Geſetzgebers zur Geltung bringen, ſofern 
nur nicht der klare Wortlaut geradezu entgegenſteht. Daß 
entgegen dem Wortlaut des 8 66, der ſcheinbar allgemein 
die Aufwertung jeder gegen eine Kreditbank gerichteten Dar⸗ 
lehnsforderung verbietet, auch abgeſehen von den im Gel. 
ſelber geordneten Ausnahmen Darlehnsanſprüche gegen eine 
Kreditbank in einzelnen Fällen aufgewertet werden müſſen, 
ſcheint auch die Rev. zugeben zu wollen, wenn ſie ſagt, von 
der Anwendung des 8 66 könnten ſolche Darlehn ausge- 
nommen werden, die für Zwecke beſtimmt geweſen ſeien, die 
mit dem eigentlichen Bankbetrieb nichts zu tun hatten. Es 
iſt dabei anſcheinend an Fälle der Art gedacht, wie ſie im 
Schrifttum erörtert worden ſind, in denen z. B. ein Bankier 
Geld aufgenommen hat, um die Koſten eines Wohnhaus⸗ 
baues oder der Ausſteuer ſeiner Tochter zu decken. Solche 
Fälle werden in der Tat, wie nicht zweifelhaft ſein kann, 
von 8 66 nicht getroffen. Aber auch auf Fälle der Art, wie 
er gegenwärtig zur Entſch. ſteht, findet das Aufwertungs⸗ 
verbot des § 66 keine Anwendung. Kreditbanken, bei denen 
Geld als Ware angeſchafft und veräußert wird, ſind wegen 
dieſer beſonderen Eigenart ihres Geſchäftsbetriebes durch die 
Folgen der Geldentwertung in beſonders ſtarkem Maße be⸗ 
rührt worden. Sie waren von Berufs wegen Markſchuldner 
wie Markgläubiger und hätten an ſich von der Entwertung 
der deutſchen Mark ebenſowohl Vorteil wie Nachteil haben 
können. Tatſächlich aber waren ſie in weit überwiegendem 
Maße Opfer der Geldentwertung. Denn wenn ſie auch bei 
der Rückzahlung fremder Gelder, ebenſo wie ihre Kunden bei 
der Rückzahlung der dieſen eingeräumten Kredite, den Vor⸗ 
teil genoſſen, in gegenüber dem empfangenen Geld entwer⸗ 
teter Valuta zahlen zu können, ſo konnten ſie doch ihre eigenen 
Mittel der Entwertung nicht entziehen, da auch die für Vor⸗ 
kriegsverhältniſſe ungeheuerlichen Zinsſätze ſchließlich nicht 
entfernt ausreichten, um die zwiſchen Hingabe und Rück⸗ 
zahlung des Kredits eingetretene Geldentwertung auszu⸗ 
gleichen. So kam es, daß die Kreditbanken im Zeitpunkt 
der Befeſtigung der deutſchen Währung ihr Eigenkapital 
zum großen Teil eingebüßt hatten. Schienen ſie ſchon des⸗ 
halb bei der Regelung der Aufwertung unter dem Geſichts⸗ 
punkt des 8 242 BGB. in beſonderem Maße ſchutzbedürftig, 
zumal, wenn man ihnen, wie es dann geſchah, durch das Ver⸗ 
bot der Aufwertung von Kontokorrentforderungen die Bil⸗ 
dung einer Teilungsmaſſe unmöglich machte, ſo kam noch 
hinzu, daß allgemein⸗volkswirtſchaftliche Gründe ihre Rettung 
und Stärkung als der Träger der Geldwirtſchaft gerade in 
der mit der Zeit der Währungsbefeſtigung zuſammenfallenden 
ee —— 
Vorſchrift als eine dem Zweck des Geſetzes entſprechende Regelung 
ergibt. Nach der Entſch. des RG. iſt $ 66 dahin aufzufaſſen, daß 
eine Kreditbank zur Aufwertung nicht verpflichtet iſt, wenn ſie zu 
Owecken ihres Geldverkehrs von fremder Seite Geld hereinnimmt, 
mag es ſich um einen Bankkunden im gewöhnlichen Sinne handeln 
oder nicht und mögen die Bedingungen über die Kündbarkeit uſw. 
auch im Einzelfalle ſtark von den für gewöhnliche Depoſitengelder 
lichen abweichen, daß aber eine Aufwertung regelmäßig ſtatt⸗ 
zufinden hat, wenn eine Kreditbank Darlehnsſchuldnerin wird aus 
Geſchäften, die ſie nicht zu dem Zweck eingegangen iſt, um den 
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und ihr folgenden Zeit größter Kreditnot notwendig er⸗ 
ſcheinen ließen. Ihnen etwa dadurch zu helfen, daß man 
ihnen in beſonderem Maße Aufwertungsanſprüche gegen ihre 
Markſchuldner gab, war nicht möglich. Hilfe konnte ihnen 
nur zuteil werden, indem man ſie tunlichſt von Aufwertungs⸗ 
pflichten gegenüber ihren Markgläubigern verſchonte. 8 12 
Abſ. 3 der III. Steuer NotVO., der die Aufwertung von 
Saldoforderungen aus laufenden Rechnungen oder Konto⸗ 
korrenten ausſchloß, brachte den Kreditbanken nur inſoweit 
Erleichterung, als ſie Kontokorrentſchuldner waren, verſagte 
ihnen aber auf der anderen Seite die Aufwertung ihrer 
Kontokorrentforderungen. Der Entw. des AufwG. wieder⸗ 
holte erſtlich das Verbot der Aufwertung von Kontokorrent⸗ 
forderungen in erweiterter Form und verbot ferner ſchlecht⸗ 
hin die Aufwertung aller Anſprüche gegen Kreditbanken aus 
Darlehn oder uneigentlichem Verwahrungsvertrag (§ 700 
BGB.) mit alleiniger Ausnahme von Anſprüchen aus Be⸗ 
teiligungsverhältniſſen und von Fällen, in denen die Bank 
vereinbarungsgemäß das Geld in wertbeſtändigen oder auf⸗ 
gewerteten Gegenſtänden anzulegen hatte. Er ſchloß alſo 
nicht etwa alle Aufwertungsanſprüche gegen Kreditbanken 
überhaupt aus, ſondern nur gewiſſe Aufwertungsanſprüche. 
Im Auge hatte er dabei die von den Banken außerhalb des 
Kontokorrentverkehrs hereingenommenen fremden Gelder, die 
ſogenannten Depoſitengelder. Ein allgemeines Aufwertungs⸗ 
verbot zugunſten der Kreditbanken wäre nicht zu rechtfertigen 
geweſen. Wohl aber ließ es ſich begründen, dieſe Banken für 
den bei Erfüllung ihrer volkswirtſchaftlichen Aufgabe er⸗ 
littenen Verluſt an Eigenkapital zu entſchädigen durch Er⸗ 
leichterung der Laſt, die ihnen aus der in Erfüllung eben 
dieſer Aufgabe betätigten Hereinnahme fremder Gelder ob⸗ 
lag. Ein Aufwertungsſtock oder eine Teilungsmaſſe, aus der 
ſie die Anſprüche ihrer Geldgeber befriedigen konnten, war 
nicht vorhanden. Die Aufwertungslaſt aber dem Eigenkapital 
der Banken aufzuerlegen, ſchien weder billig noch allgemein 
möglich noch auch volkswirtſchaftlich rätlich, da man mit dem 
Zuſammenbruch zahlreicher Kreditbanken rechnen zu müſſen 
glaubte, falls man ihnen eine auch nur geringe Aufwertung 
ihrer Verpflichtungen aus der Aufnahme fremder Gelder an⸗ 
ſinnen würde. Wenn die amtliche Begründung zu § 12 Abf. 4 
des Entw. — jetzt 866 des Gef. — ſagt: „Anſprüche auf 
Aufwertung von Bankguthaben ſollen ferner auch dann aus⸗ 
geſchloſſen werden, wenn es ſich nicht um eine laufende Rech⸗ 
nung handelt,“ ſo kann das nicht wohl anders verſtanden 
werden, als daß Kreditbanken auch ſolche fremden Gelder 
nicht ſollten aufwerten müſſen, die nicht über Kontokorrent 
gelaufen ſind. Dieſer Teil der fremden Gelder einer Kredit⸗ 
bank wird üblicherweiſe als Depoſitengelder bezeichnet. Und 
ſo ſagt denn auch der Bericht über die Beratung des Reichs⸗ 
tagsausſchuſſes über den Entw. (erſte Leſung), daß ſich zu 
§ 12 Abſ. 4 eine äußerſt lebhafte Debatte über die Frage 
der Aufwertung der „Bankguthaben (Depoſitengelder)“ ent- 
wickelt habe. Depoſitengelder, die neben den Kontokorrent⸗ 
guthaben den weſentlichſten Teil der fremden Gelder der 
Kreditbanken ausmachen, erſcheinen, juriſtiſch betrachtet, ent⸗ 
weder als Darlehn nach 8 607 oder als Anſprüche aus ſog. 
uneigentlichem Verwahrungsvertrag i. S. des 8 700 BGB. 
Der Geſetzgeber hat erſichtlich, da der Begriff „Depoſiten⸗ 
gelder“ nicht der Rechtssprache angehört, ſondern der Sprache 
des Bankverkehrs, übrigens auch dort kein feſter iſt, zur 
Bezeichnung des von ihm Gemeinten ſich neben dem Aus⸗ 
druck „Bankguthaben“ der Formeln bedient, mit denen das 
BGB. die rechtliche Natur der in Frage ſtehenden Anſprüche 
bezeichnet. Bei Berückſichtigung des inneren Rechtfertigungs⸗ 
grundes dieſer Vorſchrift kann aber nicht wohl ein Zweifel 
ſein, daß nicht die juriſtiſche Struktur der Anſprüche, ſondern 


Beſtand ihrer dem Ausleihgeſchäft dienenden Gelder zu vermehren. 
Als Aufwertungsfälle werden insbef. bezeichnet 

1. Fälle, wo die Aufnahme von Geld mit dem Handels⸗ 
gewerbe der Bank überhaupt nichts zu tun hat; 

2. Darlehn, in das eine Kaufpreisſchuld für ein von der 
Bank erworbenes Grundſtück umgewandelt iſt; 

3. Übernahme einer auf einem von der Bank erworbenen 
Grundſtücke beſtehenden Darlehnshypothek als Selbſtſchuldnerin. 

Dieſe drei Fälle ſtimmen im weſentlichen überein mit den von 
mir in Anm. 3 zu 5 66 S. 948 als Ausnahme von der Regel 
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ihre wirtſchaftliche Beziehung zu dem Bankbetrieb und jeiner 
beſonderen Eigenart ausſchlaggebend ſein ſoll. Bei den Be⸗ 
ratungen im Ausſchuß und in der Vollverſammlung des 
RT. wurden mehrfache Verſuche gemacht, beſtimmte Arten 
von fremden Geldern von dem Aufwertungsverbot auszu⸗ 
nehmen, ſo Einlagen, die von der Bank nachweisbar werk⸗ 
beſtändig angelegt worden waren oder doch wertbeſtändig 
hätten angelegt werden können (Antrag Beſt) oder Einlagen, 
die nach den Grundſätzen des reinen Sparkaſſenverkehrs zu 
beurteilen ſeien (Antrag der Kompromißparteien) oder endlich 
Darlehn, die von der Bank im eigenen Intereſſe nachgeſucht 
waren (Antrag Dr. Schetter). Die Anträge wurden ab⸗ 
gelehnt. Ein anderer Antrag führte zu einer Verbeſſerung 
der Aufwertungsmöglichkeit für Anſprüche, die aus Beteili⸗ 
gungsverhältniſſen herrühren. Aber auch alle dieſe Anträge 
ergeben, daß man bei der dann als § 66 Geſ. gewordenen 
Beſtimmung an keine anderen Verpflichtungen der Kredit⸗ 
banken dachte, als an die aus der Hereinnahme fremder 
Gelder für den Bankbetrieb oder, um mit den Worten des 
HGB. zu ſprechen, aus der Anſchaffung der Ware „Geld“ 
entſtandenen. Daraus folgt, daß eine Kreditbank zwar zur 
Aufwertung nicht verpflichtet iſt, wenn ſie zu Zwecken ihres 
Geldumſatzes von fremder Seite Geldbeträge hereinnimmt, 
mag es ſich um einen Bankkunden im gewöhnlichen Sinne 
handeln oder nicht und mögen die Bedingungen über die 
Kündbarkeit uſw. auch im Einzelfalle ſtark von den für ge⸗ 
wöhnliche Depoſiten üblichen abweichen (wie im Falle RG. 
114, 354, wo das Kapital von einer Stadtgemeinde auf 
10 Jahre unkündbar gegeben war). Zufolge ausdrücklicher 
Beſtimmung des Geſ. ſoll auch die im allgemeinen nicht üb⸗ 
liche hypothekariſche Sicherſtellung einer ſolchen Einlage ſie 
von dem Aufwertungsverbot nicht ausnehmen. Aufwertung 
hat aber regelmäßig ſtattzufinden, wenn eine Kreditbank 
Darlehnsſchuldnerin wird aus Geſchäften, die ſie nicht zu 
dem Zwecke eingegangen iſt, um den Beſtand ihrer dem 
Ausleihgeſchäft dienenden fremden Gelder zu vermehren. Von 
8 66 AufwG. werden alſo nicht betroffen nicht nur Fälle 
der ſchon erwähnten Art, wo die Aufnahme von Geld mit 
dem Handelsgewerbe der Bank überhaupt nichts zu tun hat, 
ſondern auch Fälle, in denen die Geldaufnahme an ſich zum 
Betriebe des Handelsgewerbes der Bank i. S. der 88 343, 
344 HG. gehörte, aber nicht dem Geldumſatzverkehr der 
Bank als dem eigentlichen Daſeinszweck der Kreditbank zu 
dienen beſtimmt war. Dazu gehört regelmäßig der Fall, 
daß eine Kreditbank ein Grundſtück, ſei es auch zu geſchäft⸗ 
lichen Zwecken, erwirbt, aber den Kaufpreis ſich ganz oder 
teilweiſe ſtunden läßt und die Kaufpreisſchuld in eine Dar⸗ 
lehnsſchuld mit oder ohne hypothekariſche Sicherſtellung um⸗ 
wandelt. Dazu gehören regelmäßig auch Fälle der Art, wie 
er gegenwärtig zur Entſch. ſteht, daß die Bank beim Ankauf 
eines Grundſtücks in Anrechnung auf den Kaufpreis eine 
auf dem Grundſtück bereits laſtende Darlehnshypothek als 
Selbſtſchuldnerin übernimmt. Denn auch hier dient die Über⸗ 
nahme wirtſchaftlich der Bezahlung des Grundſtücks in der⸗ 
ſelben Weiſe wie die Beſtellung einer Kaufgeldhypothek, 
nicht aber dient ſie der Vermehrung der für das Ausleih⸗ 
geſchäft beſtimmten fremden Gelder. Ob die Kaufpreisſchuld 
gerade in ein Darlehn umgewandelt wird und ob die über⸗ 
nommene Hypothek gerade für ein Darlehn oder für eine 
Forderung irgendwelcher anderen Art beſtellt war, ſpielt 
offenbar nicht die geringſte Rolle. Es iſt auch ohne Bedeu⸗ 
tung, daß durch die Stundung des Kaufpreiſes oder die 
Übernahme einer auf dem gekauften Grundſtück bereits laſten⸗ 
den Hypothek irgendwelcher Art in Anrechnung auf den 
Kaufpreis der Bank eine Ausgabe, d. h. eine Schwächung 
ihrer Betriebsmittel, erſpart wird. Nur Verpflichtungen aus 
der wirklichen Hereinnahme fremder Gelder zu Ausleihe⸗ 
zwecken können berechtigten Anſpruch auf Freiheit von der 
Aufwertung erheben. Bei dieſer einſchränkenden Auslegung 


des § 66 unter 1—3 bezeichneten Fällen. Nicht erwähnt find 
die von mir unter Nr. 4 aufgeführten Fälle der Heraushebung aus 
dem Bankbetrieb durch die Eigenart des Darlehnsgeſchäfts, insbeſ. 
Darlehn, die von einer Grundkreditanſtalt als Unterlagen für von ihr 
auszugebende Pfandbriefe gegeben ſind. Ich nehme an, daß auch 
dieſe Ausnahme i. S. der reichsgerichtlichen Entſch. liegt. 
Staatsſekr. a. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin. 
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des § 66 AufwG. findet ſich der Sen. im Ergebnis im Ein 
klang mit allen bisher bekannt gewordenen Entſch. von 
Obergerichten zu der ſtreitigen Frage und mit der Anſicht 
der weitaus meiſten und jedenfalls der zur Zeit führenden 
Stimmen im Schrifttum, aber auch mit der Auffaſſung, die 
gelegentlich der Beratung der Nov. z. AufwG. (Geſ. v. 
9. Juli 1927) ſowohl von ſeiten des Reichswirtſchaftsminiſters 
als auch aus der Mitte des RT. zum Ausdruck gebracht 
worden iſt. 


(u. v. 17. Okt. 1927; 539/26 V. — Königsberg.) (Sch. 


2. Aufwertung außerhalb des Aufwertungsgeſetzes. 


9. 8242 BGB. Ob ein am 1. April 1921 zu⸗ 
rückgezahltes kaufmänniſches Gefälligkeitsdar⸗ 
lehn aufzuwerten ſei, richtet ſich nach der Lage 
des Einzelfalles.) 

Der Kl. hat im Winter 1915/16 dem ihm damals nahe 
ſtehenden Bekl. ein Darlehn von 25 000 % gewährt, das am 
1. April 1921 zurückgezahlt worden iſt. Er verlangt mit der 
Klage nachträgliche Aufwertung, zuletzt in Höhe von 5750 %. 
Die Klage iſt abgewieſen worden. Darüber, ob es ſich bei der 
Hingabe eines Darlehns um eine Vermögensanlage handelt 
(8 63 Aufm®.), entſcheiden in erſter Linie die Umſtände des 
Einzelfalles. Dieſe ſind von dem BR. dahin gewürdigt wor⸗ 
den, daß ein bloßes Gefälligkeitsdarlehn vorliege und nicht 
eine hauptſächlich im Intereſſe des Kl. erfolgte Kapitalsanlage. 
Er verwertet das nahe Verhältnis, in dem die Parteien da⸗ 
mals zueinander ſtanden, die Kapitalbedürftigkeit des Bekl. 
und vor allem den Umſtand, daß der Kl. ſich ſelbſt von ſeiner 
Bank einen Teilbetrag von 10000 % darlehnsweiſe zu dem 
gleichen Zinsfuß verſchaffen und auch die weiteren 15000 „6 
erſt flüſſig machen mußte. Die Verzinſung habe das übliche 
Maß nicht überſchritten und auch die ſicherungshalber erfolgte 
Entgegennahme der Lebensverſicherungspolice des Bekl. durch 
den Kl. habe an dem Grundcharakter des Geſchäfts als eines 
wirklichen Gefälligkeitsdarlehns nichts geändert. Einen Rechts⸗ 
irrtum läßt dieſe Beurteilung des Rechtsverhältniſſes nicht 
erkennen, ſelbſt wenn, wie Bekl. behauptet, das Darlehn 
5 Jahre unkündbar geweſen ſein ſollte. Der BR. verſagt aber 
die Aufwertung, weil es ſich um ein Geſchaͤft handle, das mit 
der den Abmachungen entſprechenden Rückzahlung der Dar⸗ 
lehnsſumme am 1. April 1921 völlig abgewickelt geweſen 
und von den Parteien als völlig erledigt angeſehen worden 
ſei. Etwas Unbilliges wurde dem Kl. nicht zugemutet, wenn 
er unter den obwaltenden Umſtänden die Schuld als end⸗ 
gültig getilgt betrachten müſſe. Die Rev. macht demgegenüber 
unter Hinweis auf die neuere Rſpr. des RG. geltend, daß 
nachträgliche Aufwertung trotz einer vor Mitte 1922 erfolgten 
Zahlung noch verlangt werden könne und daß beſonders das 
zwiſchen der urſprünglichen Leiſtung des Kl. und der ſpäteren 
Erfüllungsleiſtung des Bekl. beſtehende Mißverhältnis die 
Aufwertung rechtfertige. Das iſt an ſich richtig. Es ent⸗ 
ſcheiden aber auch hier regelmäßig die Umſtände des Einzel⸗ 
falles. Dieſe können dazu führen, daß der Glaubiger, der 
nach Abwicklung des Geſchäfts jahrelang geſchwiegen und bei 
dem Schuldner den Glauben erweckt hat, daß er (der Gläu⸗ 
biger) das Geſchäft als völlig erledigt anſehe, gegen Treu 
und Glauben verſtößt, wenn er plötzlich mit dem Aufwer⸗ 
tungsverlangen hervortritt. So liegt die Sache nach der 
rechtsirrtumsfreien Annahme des BR. hier. Das Darlehn 
wurde unter Kaufleuten zu geſchäftlichen Zwecken gegeben 
und auf Grund der getroffenen Abmachungen bereits am 
1. April 1921 zurückgezahlt. Erſt im März 1926 hat Kl. 
die Aufwertungsklage erhoben; daß er in der Zwiſchenzeit 
außer etwa kurz vor Klageerhebung die Aufwertung bean⸗ 
ſprucht habe, hat er nicht behauptet. Man wird in dieſem 
Verhalten allerdings einen ſtillſchweigenden Verzicht des“ 


Zu 9. Die Entſch. ſteht im Einklang mit meinen Ausführungen 
zu dem Urt. v. 23. Sept. 1927, VII 198/27 (f. unten S. 2914). Sie 
lehnt die Annahme eines Verzichts ab, weil das Veſtehen eines Auf⸗ 
wertungsanſpruchs nicht zweifelsfrei war, nimmt aber an, daß unter 
Würdigung aller Umſtände des Falles (insbeſ. auch der Tatſache, daß 
das Darlehn unter Kaufleuten zu geſchäftlichen Zwecken gegeben 
wurde) Treu und Glauben dein Verlangen einer Aufwertung 
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halb nicht finden können, weil die Verpflichtung, die in der 
Inflationszeit getilgte Forderung noch nachträglich aufzu⸗ 
werten, zur Zeit der Klageerhebung auch für Fälle der vor⸗ 
liegenden Art von der Rſpr. keineswegs allgemein anerkannt 
worden war. Wohl aber verbieten es im Streitfalle die 
Grundſätze von Treu und Glauben, dem Bekl., der ſich wirt⸗ 
ſchaftlich auf die durch die Abwicklung des Geſchäfts ge⸗ 
ſchaffene Rechtslage eingerichtet hat, die Aufwertungspflicht 
aufzuerlegen, um ſo mehr, als beide Parteien in geordneten 
Verhältniſſen leben. Das zwiſchen der Erfüllungsleiſtung und 
der vollwertigen Schuldverpflichtung beſtehende Mißverhältnis 
(etwa 1 zu 13) iſt nicht ſo groß, daß es gegenüber dieſer 
Erwägung den Ausſchlag zu geben hätte. Gem. § 242 BGB. 
iſt unter dieſen Umſtänden der Aufwertungsanſpruch nicht 
gerechtfertigt (vgl. RG. 114, 404; JW. 1927, 1848 N. 26 
a. E.). Die Rev. war hiernach zurückzuweiſen. 
(U. v. 24. Okt. 1924; 233/27 IV. — Hamburg.) [Ka.] 

10. § 242 BG B. Unzuläſſigkeit der Aufwer⸗ 
tung, wenn eine den vereinbarten Preiſen ent⸗ 
ſprechende Gegenleiſtung ſofort gemacht wor⸗ 
den iſt.] 

Die Kl. hat durch die Bekl. in den Jahren 1922 und 
1923 einen Fabrikneubau in Eiſenbeton ausführen laſſen. 
Zu den Betonarbeiten hatte die Kl. vereinbarungsgemäß 
einen Teil der Materialien geliefert; ſie hatte auch Frachten 
verauslagt. Mit der Behauptung, hieraus ſtehe ihr noch 
eine Forderung von 344,02 % zu, hat ſie auf Bezahlung 
dieſes Betrages Klage erhoben. Die Bekl. erhob Widerklage, 
indem ſie Aufwertung der ihr von der Kl. für die gelieferten 
Bauarbeiten gezahlten Beträge verlangt. Der BR. hat den 
Aufwertungsanſpruch der Bekl., um den es ſich gegenwärtig 
allein handelt, zurückgewieſen auf Grund folgender Erwä⸗ 
gungen: Die Bauverträge zeigten das Beſtreben der beiden 
geſchäftskundigen Parteien, die Verträge, ſoweit es bei den 
damaligen Währungsverhältniſſen möglich, ſo zu geſtalten, 
daß Währungsverluſte vermieden würden. Das ſei auch er⸗ 
reicht worden. (Wird näher ausgeführt.) Hiernach ſei 
feſtzuſtellen, daß die in Frage kommenden Ver⸗ 
einbarungen der Bekl. eine angemeſſene Gegen- 
leiſtung für ihre Bauarbeiten nach den dama⸗ 
ligen Wertmaßſtäben gewährt haben, und daß 
Leiſtung und Gegenleiftung ſich in damals gleich- 
wertigem Maße ausgeglichen haben, ſo daß eine 
Schädigung der Bekl. nicht eingetreten ſei, da⸗ 
ber auch ein Aufwertungsanſpruch der Bekl. 
nicht beſtehe. Insbeſ. könne die Bekl. nicht etwa Bezah⸗ 
lung des heutigen Wertes des Baues beanſpruchen. In der 
Inflationszeit habe man erheblich billiger bauen können als 
heute. Aus dem Umſtand, daß die Errichtung des Baues 
heute erheblich mehr koſten würde als ſie damals, in Gold⸗ 
mark umgerechnet, gekoſtet, ergebe ſich nicht, daß die Bekl. 
ieſen heutigen Goldwert aus ihrem Vermögen geleiſtet 
abe. Denn ſie habe ihre Arbeiter und Lieferanten damals 
mit der weit kaufkräftigeren Papiermark bezahlt und daher 
keineswegs ſelbſt Aufwendungen gemacht, die mit dem heu⸗ 
„gen Herſtellungswerte des Werkes verglichen werden könnte. 
Das ſpreche gegen den Aufwertungsanſpruch der Bekl., aber 
—— 


Fünf Jahre nach Rückzahlung des Darlehns entgegenſtehen. Ob 
freilich der tatſächlichen Würdigung des Falles zuzuſtimmen iſt, 
kiſcheint mir zweifelhaft. Für den Ausſchluß der Nachforderung 
spricht es, daß es ſich um ein Darlehnsgeſchäft unter Kaufleuten 
handelt. Dem ſteht aber entgegen, daß es ſich um eine erwieſene 
zefälligkeit handelte und das Mißverhältnis zwiſchen der Er⸗ 
ullungsleiſtung und der vollwertigen Schuldverpflichtung (1 zu 13) 
mag bei Geſchäften des gewöhnlichen Handelsverkehrs nicht aus⸗ 
zeſchen, um eine Nachforderung nach langer Zeit zu rechtfertigen, 
fällt aber doch ins Gewicht, wenn es ſich um ein Gefälligkeits⸗ 
darlehn handelt. 

Gegen die Annahme, daß ein Gefälligkeitsdarlehn vorgelegen 
habe, ſind keine Bedenken zu erheben, wenn man — wie dies 
8. E. geboten iſt (. Anm. 1 zu § 63 in der 5. Aufl. meines 
für es „Das geſamte Aufwertungsrecht“) — davon ausgeht, daß 
955 die Frage 15 Vermögensanlage der ſubjektive Standpunkt des 

läubigers entſcheidend iſt. Ä 
Staatsſekr. a. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin. 
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auch gegen die Annahme, daß die Kl. auf Koſten der Bekl. 
bereichert ſei. Ebenſo verfehlt ſei die Berechnung der Bekl., 
wonach ihr die Kl. den Betrag ſchulde, den die vereinbarten 
Zahlungen am Tage der Vereinbarungen, die Papiermark 
über den Dollar in Goldmark umgerechnet, gehabt hätten. 
Denn die Bekl. habe ihre Leiſtungen nicht am Tage der Ver⸗ 
einbarungen bewirkt, ſondern erheblich ſpäter, als die Papier⸗ 
mark ſchon weiter entwertet war. Demgegenüber wird von 
der Rev. geltend gemacht: Die Bekl. habe ihren Anſpruch 
auf vier Gründe geſtützt: 1. Darauf, daß die Rechnungen 
immer eine gewiſſe Zeit verſpätet gezahlt worden ſeien und 
daß in der Zeit zwiſchen Ausſtellung und Bezahlung der 
Rechnungen eine Geldentwertung eingetreten ſei; 2. darauf, 
daß ſchon in der Zeit zwiſchen der Ausführung der Arbeiten 
und der Ausſtellung der Rechnungen eine Geldentwertung 
eingetreten ſei; 3. daß die Berechnung der Preiſe nach den 
Beſtimmungen des Vertrags wider Erwarten nicht zu einer 
angemeſſenen Vergütung geführt habe; 4. auf Verzug. Die 
Angriffe können der Rev. nicht zum Siege verhelfen. Was 
die Rev. geltend macht, läuft im weſentlichen darauf hinaus, 
daß alle in der Inflationszeit auf fortlaufend erfüllte Lie⸗ 
ferungs⸗ und Werkverträge fortlaufend bewirkte Zahlungen 
hinterher auf ihren Goldmarkwert umzurechnen ſeien und 
der Gläubiger die Differenz zwiſchen der vereinbarten Zah⸗ 
lung, umgerechnet auf den Goldmarkwert am Tage der Ver⸗ 
einbarung oder der Lieferung, und der erhaltenen Zahlung, 
umgerechnet auf den Goldmarkwert am Tage der Zahlung, 
verlangen könne. Ein ſolcher Grundſatz iſt niemals, weder in 
der Rſpr. noch im Schrifttum, aufgeſtellt worden. Es wäre 
mit der Rechtsſicherheit nicht verträglich, wenn in dieſer 
Weiſe die auf Arbeiten und Lieferungen von längerer Dauer 
fortlaufend geleiſteten Zahlungen hinterher umgerechnet und 
die Differenzen nachgefordert werden könnten. Eine Auf⸗ 
wertung in dieſer Art und von ſolchem Ausmaße, die eine 
Aufrollung aller in der Inflationszeit fortlaufend aus⸗ 
geführter und fortlaufend bezahlter Lieferungs⸗ und Werk⸗ 
verträge zur Folge haben würde, entſpricht nicht dem, was 
gem. 3 242 BGB. nach Treu und Glauben verlangt werden 
kann. Eine derartig weitgehende rückwirkende Aufwertung 
kann um ſo weniger dann gebilligt werden, wenn, wie hier, 
die Parteien bereits bei Abſchluß und bei Abwicklung der 
Verträge nach Kräften bemüht geweſen ſind, die Verträge 
und ihre Erfüllung ſo zu geſtalten, daß Währungsverluſte 
möglichſt vermieden würden. Der erk. Sen. hat wiederholt 
(fo im Urt. v. 2. März 1926, VI 519/25: Warngſpr. 1926 
Nr. 63 und im Urt. v. 18. Febr. 1927, VI 387/26: Aufw⸗ 
Kart. 1927 Heft 11, Karte „Vorbehaltliche Annahme; Werk⸗ 
lohn“ Nr. 1b) ausgeſprochen, wenn die Parteien gleitende 
Löhne vereinbart hätten, ſo ſei für eine Aufwertung kein 
Raum, weil die Parteien bereits durch dieſe Vereinbarung 
der fortſchreitenden Geldentwertung Rechnung getragen hätte. 
Hieran iſt im vorliegenden Falle um ſo mehr feſtzuhalten, 
als die Parteien auch durch andere Vereinbarungen (Be⸗ 
ſchafſung der Materialien durch die Kl., Vereinbarung be⸗ 
trächtlicher Vorauszahlungen und wöchentliche Überweiſung 
der Lohnbeträge, Zahlung eines Poſtens in holländiſchen 
Gulden) beſtrebt geweſen ſind, der erwarteten weiteren Geld⸗ 
entwertung zu begegnen und einen billigen Ausgleich zu 
ſchaffen. Iſt aber danach für eine Aufwertung gem. 8 242 

GB. kein Raum, jo kann auch die Anwendung dieſer Ge⸗ 
ſetzesvorſchrift nicht aus dem Geſichtspunkt der mangelnden 
Aquivalenz in Frage kommen. Wollte man den § 242 BGB. 
überall da für anwendbar erklären, wo die Preisverein⸗ 
barungen nicht zu einer dem Werte der Arbeiten entſprechen⸗ 
den Vergütung geführt haben, ſo käme das einer Abände⸗ 
rung geſchloſſener Verträge in allen den Fällen gleich, wo 
ſich die eine oder andere Partei bei der Preisbemeſſung ver⸗ 
kalkuliert hat. Das iſt nicht der Sinn und Zweck jener Vor⸗ 
ſchrift. Dazu kommt hier, daß, wie der BR. ausdrücklich 
feſtſtellt, die Bekl. eine angemeſſene Gegenleiſtung erhalten 
und keine Schädigung erfahren hat. Was die Vorauszahlung 
der zwei Millionen anlangt, auf die ſich eine beſondere Rüge 
der Rev. bezieht, fo hat der BR. zutreffend dargelegt, daß 
dieſer Betrag, der nach ſeiner Feſtſtellung vor Ausführung 
der Arbeiten gezahlt worden iſt, der Bekl. zu dem vor Beginn 
der Arbeiten maßgebenden Goldmarkwert zugute gekommen 
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ift. Wenn der BR. jagt, die Leiftungen ſeien mit den Gegen⸗ 
leiſtungen nach den damaligen Wertmaßſtäben „unverzüg⸗ 
lich“ ausgeglichen worden, ſo handelt es ſich nicht, wie die 
Rev. anzunehmen ſcheint, um den geſetzlichen Begriff der 
Unverzüglichkeit, wie er z. B. in § 377 HGB. vorkommt; 
der BR. will vielmehr nur ſagen, die Gegenleiſtungen ſeien 
den Leiſtungen jo ſchnell nachgefolgt, daß ein ausgleichbedürf⸗ 
tiges Mißverhältnis nicht entſtanden ſei. Das iſt eine tat⸗ 
ſächliche Feſtſtellung, die einen Rechtsirrtum nicht erkennen 
läßt. Ob die wöchentliche Zahlung der Löhne im einzelnen 
Falle nicht einen vollen Erſatz des wahren Wertes der ver⸗ 
auslagten Löhne gebracht hat, kann dahingeſtellt bleiben, 
weil, wie ſchon dargelegt, die Vereinbarung gleitender Löhne 
die Aufwertung ausſchließt und nach den Feſtſtellungen des 
BR. ein ausgleichbedürftiges Mißverhältnis überhaußt nicht 
entſtanden iſt. Dasſelbe gilt von der Frage, ob die Verein⸗ 
barungen über die wöchentliche Auszahlung der Löhne und 
über die Barvorſchüſſe eingehalten worden ſind. Da eine 
Aufwertung nicht in Betracht kommt, kommt auch nichts auf 
den gegenwärtigen Wert des Baues an. Denn eine Berück⸗ 
ſichtigung des gegenwärtigen Wertes kann höchſtens in Be⸗ 
tracht kommen, wenn es ſich um die Höhe der Auſwertung 
handelt, nicht auch, wenn in Frage ſteht, ob überhaupt auf⸗ 
zuwerten iſt. Übrigens wird der gegenwärtige Wert bei der 
Abmeſſung der Höhe der Aufwertung auch nur dann mit⸗ 
zuberückſichtigen ſein, wenn die Gegenleiſtung noch ausſteht 
(vgl. Urt. des 6. 8 S. v. 14. Jan. 1927, VI 480/26; v. 
14. Juni 1927, VI 53/271): Warnfipr. 1927 Nr. 23 und 
Nr. 133; Urt. des 2. 3. v. 1. April 1927, II 257/262); 
Planck, Komm. z. BGB., 4. Aufl., 2. Bd. 2. Hälfte, 
S. 1490). Die Verneinung eines Auſwertungsanſpruchs er⸗ 
übrigt auch ein Eingehen darauf, ob vom Tage der Verein⸗ 
barung als Stichtag für die Bemeſſung der Aufwertung aus⸗ 
zugehen ſei. 
(u. v. 7. Okt. 1927; 202/27 VII/ VI. — Tae ' 
u. 


11. 8242 BG B. Wenn der Darlehnsgeber 
1922 ein Darlehn gegeben und es ſich trotz Kennt⸗ 
nis der Geldentwertung einige Monate ſpäter 
widerſpruchslos hat zurückzahlen laſſen, ſo kann 
er nicht mehr Aufwertung verlangen.] 

Kl. hat nach der von ihr ſelbſt aufgeſtellten Berechnung 
etwa ein halbes Jahr nach Hingabe des Darlehns mehr als 
½ des hingegebenen Goldwertes zurückerhalten. Kl., eine 


1) Siehe unten S. 2912 Nr. 12. 2) JW. 1927, 1851. 


Zu 12. A. Bauunternehmer, die während der Inflationszeit 
Werklieferungsverträge mit der Vereinbarung gleitender Preiſe für 
Löhne, Materialien uſw. abgeſchloſſen haben, verſuchen jetzt öfters, 
den bei ſolchen Geſchäften erlittenen Verluſt durch Geltendmachung 
von Auf Anſprüchen auszugleichen. Die vorl. Entſch. bringt hierzu 
einen intereſſanten Beitrag. 

Da die Aufwertung zur Ausgleichung der Verluſte durch die 
Papiermarkentwertung beſtimmt iſt, ergibt ſich, daß eine Aufwertung 
nicht in Frage kommen kann, foweit ein Unternehmer ſich durch 
die Vereinbarung gleitender Preiſe etwa verkalkuliert hat. Mit an⸗ 
deren Worten: Der Unternehmer kann heute nicht behaupten, die glei⸗ 
tenden Preiſe ſeien dem Weſen der Geldentwertung nicht gerecht ge⸗ 
worden, er habe beiſpielsweiſe durch die Berechnung eines Zuſchlags 
zu ihnen weniger erhalten, als ſeine tatſächlichen Generalunkoſten 
betragen hätten; er habe keinen angemeſſenen Gewinn erzielt oder 
Verluſt erlitten. 

Wohl aber kann der Unternehmer geltend machen, daß er trotz 
der Vereinbarung gleitender Preiſe durch die Geldentwertung weniger 
erhalten habe, als dem beiderſeitigen Parteiwillen entſprach. 

Es iſt dabei folgendes zu berückjichtigen: Die Parteien gingen, 
bei derartigen Vereinbarungen davon aus, daß der Bauunternehmer 
gegen die Geldentwertung geſchützt ſein ſolle. Dieſe Annahme wäre 
zutreffend geweſen, wenn der Bauunternehmer ſtets ſofort bei Aus⸗ 
zahlung der Löhne an ſeine Arbeiter am gleichen Tage die bezahlten 
Beträge von dem Bauherrn wieder erhalten hätte. Tatſächlich war dies 
nicht der Fall. Das Weſen eines Baues bringt es mit ſich, daß 
die Abrechnung regelmäßig erſt einige Zeit nach der Auszahlung 
der Löhne erteilt und daß die Zahlung ſeitens des Bauherrn durch 
die Prüfung und Anerkennung der Rechnungen weiter verzögert wird. 
Bis die Auszahlung des Rechnungsbetrages erfolgte, war die Zah⸗ 
lung kein Äquivalent mehr für die verauslagten Beträge, wenn in 
der Zwiſchenzeit eine erhebliche Entwertung der Mark eingetreten 
war. Der 6. ZS. hat ähnliche Fälle bereits früher entſchieden. Ich 
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Auslandsgeſchäfte betreibende Maſchinenfabrik, war ſich, wie 
das BG. hervorhebt, völlig darüber klar, daß ſie durch die 
Zahlungen der Bekl. den Goldwert des geliehenen Geldes 
nicht ganz, ſondern nur zu einem Bruchteil zurückerlangte. 
Gleichwohl hat ſie dieſe widerſpruchslos als Tilgung hin⸗ 
genommen und iſt erſt nach etwa drei Jahren mit ihrer Nach⸗ 
forderung hervorgetreten. Nicht nur die Bekl. hat ihre Schuld 
als längſt erloſchen betrachtet. Auch die Kl. hatte ſich mit 
der Erledigung des Darlehnsgeſchäfts, ſo wie es ſich vollzogen 
hat, abgefunden. Dem BG. iſt deswegen darin beizutreten, 
daß das Wiederaufrollen dieſes nach der Auffaſſung beider 
Parteien erledigten Vertragsverhältniſſes nicht der Billigkeit 
entſpricht. 
(U. v. 6. Okt. 1927; 171/27 IV. — Dresden.) [Ka.] 

12. 8 242 BG B. Sind in einem Bauvertrage 
gleitende Preiſe vorgeſehen, fo iſt der Aufwer⸗ 
tung der am Schluß des Baues von den Parteien 
feſtgeſetzte Betrag der Geſamtvergütung, nicht 
der Betrag des Koſtenanſchlages und nicht der 
Tag des Vertragsſchluſſes zugrunde zu legen. 
Keine Berückſichtigung des Wertes des Hauſes 
für die Aufwertung der dem Bauunternehmer 
zuſtehenden Beträge.] ) 

Die Parteien ſtreiten darüber, ob bei der Aufwertung 
der im Koſtenanſchlage vom Jahre 1921 errechnete Preis 
und der Tag des Vertragsſchluſſes vom Juni 1921 zugrunde 
zu legen iſt, oder die nach Fertigſtellung des Baues im 
Juni 1922 von beiden Teilen als Geſamtvergütung be⸗ 
zeichnete Summe. Das BG. hält den letztgenannten Betrag 
für maßgebend, weil ſich die Parteien auf ihn als den da⸗ 
maligen Wert der klägeriſchen Leiſtung geeinigt hätten. Die 
Rev. iſt dagegen der Anſicht, daß die Aufwertung vom Tage 
des Vertragsſchluſſes ab erfolgen müffe. Dieſer Anſicht konnte 
nicht beigetreten werden. Bei der Abrechnung im Juni 1922 
haben die Parteien die als Marklohn urſprünglich verein⸗ 
barte Summe weſentlich erhöht, weil im Vertrage ausbe⸗ 
dungen war, daß ſich der Übernahmepreis entſprechend er— 
höhen ſollte, wenn während der Bauzeit Preisſteigerungen 
an Materialien, Löhnen uſw. einträten. Durch dieſe Klauſel, 
die eine Erhöhung der Preiſe für alle Leiſtungen des Kl 
vorſah, iſt das Riſiko der Geldentwertung, ſoweit ſie Lei⸗ 
ſtungen des Kl. betraf, in vollem Umfange auf die Ge⸗ 
meinde abgewälzt worden: Der Kl. durfte wegen jeder Preis⸗ 
ſteigerung eine entſprechende Erhöhung der im Koſtenanſchlag 


verweiſe auf die Entſch. v. 14. Mai 1926, VI 106/26: 23.1926, 
1002. Der Sen. hat den AufwAnſpruch — entgegen den Vorinſtanzen 
— für begründet erklärt und ausgeführt: L 
„Die Unbilligkeit, die darin liegt, daß der Bekl. weniger 
als die Hälfte des Wertes der ihm nach dem Vertrag obliegenden 
Zahlungen zu entrichten hätte, wird nicht dadurch beſeitigt, da 
die Parteien durch Vereinbarung von Teuerungszuſchlägen einen 
Teil der durch die Geldentwertung entſtehenden Nachteile dem 
Bekl. aufgebürdet haben, fie wird auch nicht dadurch aufgehoben, 
daß der Kl. vorbehaltlos die Zahlungen in Empfang genommen hat. 
Dieſe Rſpr. des 6. Sen. kann heute als ftändige bezeichnet werden. 

Vorausſetzung iſt, daß ſich zwiſchen den Zahlungen ſeitens des 
Unternehmers und den Zahlungen des Beſtellers der Kurs der Mark 
derart geändert hat, daß ein unbilliges Mißverhältnis vorliegt. Es 
iſt in in dieſem Zuſammenhang weiter die Frage von Bedeutung, © 
dabei auf das Verhältnis der beiderſeits gezahlten Geſamtſummk 
zu ſehen iſt, oder vb bei den einzelnen Zahlungen das Mißver⸗ 
hältnis zu prüfen iſt derart, daß alle diejenigen Poſten ausſcheiden, 
bez. deren ein Mißverhältnis nicht vorgelegen hat. Die Frage 1 
ſehr zweifelhaft; ich nehme an, daß es auf den Geſamtbetrag an 
kommt, weil bei Bauten der Vorſchußzahlung nur eine vorläufige 
Bedeutung zukommt und die endgültige Abrechnung für das Rechts 
verhältnis unter den Parteien ausſchlaggebend tit. 

Als Maßſtab für die Aufwertung können weder der 
heutige Wert des Hauſes, noch die jetzigen Löhne oder Material“ 
preiſe zugrunde gelegt werden; dies würde dem Inhalt des Vertrag 
widersprechen, durch welchen die Parteien feſtgelegt haben, in welcher 
Weiſe die Geldentwertung zu berückſichtigen iſt. Der Berechnung it 
regelmäßig der Lebenshaltungsindex zugrunde zu legen. Auch die An 
wendung der Zeiler ſchen Umrechnungszahlen kann angebracht ſein. 

RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 


B. I. Die Frage der Aufwertung von Werklöhnen findet ſich 
in ſteigendem Maße in der Rſpr. des NG. behandelt, weniger ber 
Fall, daß das Werk noch ausſteht und daher Werklieferung nut 
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feſtgeſetzten Vergütungen fordern. Durch die Einigung vom 
Juni 1922 hat er anerkannt, daß der damals feſtgeſetzte Preis 
den Vertragsbeſtimmungen entſpreche, alſo die vorgeſehenen 
Preiserhöhungen enthalte. Mit Recht hat daher das BG. 
dem Kl. die Befugnis verſagt, auf die urſprüngliche Ver⸗ 
einbarung zurückzugreifen und Aufwertung vom Zeitpunkt 
des Vertrages zu verlangen. Das Urt. des RG. v. 14. Mai 
1926 — VI 107/26 — (23. 1926, Sp. 1002), auf das ſich 
die Rev. berufen hat, bietet ihr keine Stütze. In dem dort 


gegen Aufwertung des Papiermarkpreiſes zugeſtanden wird, als viel⸗ 
mehr der Fall, daß der Unternehmer erfüllt hat und nachträglich eine 
aufwertende Nachzahlung verlangt. Dabei liegt dieſer Fall oft fo, 
daß die Parteien während des Markverfalls „friedlich“ abgerechnet, 
oder einen Streit durch Vergleich erledigt haben. Der Umſtand, daß 
beim Verkauf von Grundſtücken während des Markverfalls die nach⸗ 
trägliche Aufwertung unter Berückſichtigung des gegenwärtigen Wer⸗ 
tes des Grundſtückes zugeſtanden iſt, hat anſcheinend auch Bauunter⸗ 
nehmer veranlaßt, die Frage aufzuwerfen, ob nicht der, auf Gold um⸗ 
gerechnet, niedrige Werklohn, den ſie erhalten haben, in ein gewiſſes 
Gleichgewichtsverhältnis zum gegenwärtigen Werte des Grundſtücks 
gebracht werden könne. 

II. Die wichtigſten Urt. des RG. in dieſer Frage find folgende: 

A. Das Werk ſteht noch aus. 

14. Jan. 1926, VI 480/26: Warn. 1927, 23; Zeiler 459. 

Übernahme des Umbaues einer Orgel 1919, Anzahlung, Ar⸗ 
beiten an der Orgel 1922—1923. Unternehmer beanſprucht gegen 
Werklieferung Preis unter Berückſichtigung des heutigen Wertes 
der Arbeiten, und zwar ſowohl der ſchon geleiſteten, als auch der noch 
zu leiſtenden Aufwertung in gewiſſem Maße zugebilligt. Maßgebend 
trotz RG. 110, 371 JW. 1925, 1266 nicht ſchlechthin der Tages⸗ 
preis der Arbeiten und Aufwendungen, auch maßgebend, daß dieſe 
zum Teil während des Markverfalls mit beſonders geringen Koſten 
geleiſtet ſind. 

B. Das Werk iſt geleiſtet. 

1. 26. Febr. 1926, VI 443/25: Warn. 1926 Nr. 177; 
Zeiler 235. 

1919 bis 1923 Bauleitung gegen 8% der Bauſumme, Teil⸗ 
zahlungen bis 13. März 1923, Nachzahlung Jan. 1924. Die Klage 
auf Aufwertung unter Umwertung der erhaltenen Teilzahlungen nach 
den Reichsrichtzahlen für die Lebenshaltung iſt entgegen dem LG. 
vom OLG. und RG. abgewieſen. 

RG. billigt BU, wonach eine Aufwertung an ſich ſtatthaft, 
aber nach der Sachlage anzunehmen ſei, die Parteien hätten durch ihr 
hegenſeitiges Verhalten zu erkennen gegeben, daß für die Zeit bis 
18. März 1923 Leiſtung und Gegenleiſtung als ſich die Wage hal⸗ 
lend angeſehen werden ſollten, was auch Treu und Glaube ent⸗ 
brochen habe. „Daß die Beurteilung eines Rechts⸗ 
derhältniſſes im Rahmen des 8 242 in einzelnen 
Jällen ſogar dahin führen kann, das Vorhandenſein 
eines Aufwertungsanſpruches zu verneinen, iſt 
rechtlich durchaus möglich.“ 

2. 2. März 1926, VI 519 5: DR. 1926, 441; Zur. 1926, 
1902; 28. 1926, 631; Warn. 1926, 63; Zeiler 48. 
Übernahme von Bauarbeiten am 17. Juli 1922 mit Recht, bei 
Lohnerhöhungen Mehrlohn zu beanſpruchen, Teilrechnungen, zuletzt 
11. Dez 1922, Teilzahlungen, Reſtzahlung 4. April 1923. Aufw⸗ 
Klage Dez. 1924. Klage in allen Rechtszügen abgewieſen, weil, wenn 
auch grundſätzlich nach RG. 109, 111 (JW. 1925, 30) u. 346; 110, 
182 aufwertende Nachzahlung zuläſſig, hier doch nicht zuzubilligen, 
weil Lohnerhöhungen zugeſtanden, trotz fortſchreitender Markentwer⸗ 
ung zwiſchen Abrechnung und Zahlung Vertrag ohne Vorbehalt fort⸗ 
gelegt, Schlußabrechnung für richtig befunden, um Überweiſung des 
weihen bende gebeten und nach letzter Zahlung 13/, Jahr 

wiegen. 

i ez 1926, VI 10%: JurR. 1926, 1335; Lg. 1926, 

4002; Zeiler 235 a. 
x Übernahme eines Hausbaues Sept. 1921 zu 180000 % zuzüglich 
300 frungszuſchlägen für Löhne und Bauſtoffe, Zahlungen von 
0000 % nach und nach, zuletzt 15. Juli und 21. Nov. 1922, Gene 
galquittung von dieſem Tage, Aufſichberuhenlaſſen der Sache bis 
Bet. 1924. Entgegen LG. und OLG. vom RG. Aufwertung zuge 
igt. Mit 8 242 unvereinbare Unbilligkeit, daß weniger als die 
Hälfte des Wertes der nach dem Vertrage zu leiſtenden Zahlungen 
antrichtet. Unbilligkeit iſt auch nicht beſeitigt, weder durch Teuerungs⸗ 
Feſchläge, noch durch vorbehaltloſe Annahme der Zahlungen, noch durch 
5 teilung der Quittung, noch durch Zuwarten bis Nov. 1924. Anders 
ür, wenn AufwAnſpruch und früheres Verhalten des Kl. fo in Wider⸗ 
bruch ſtänden, daß exceptio doli generalis begründet wäre, etwa 
enn Gläubiger geraume Zeit tro; Überzeugung von Aufwertungs⸗ 
ohne rechtfertigenden Grund keine Aufwertung verlangt hätte. 

4. 18. Febr. 1927, VI 387/26: Zeiler 586. 

Entgegen OLG. nach RO. keine Aufwertung der Vertrags⸗ 
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entſchiedenen Falle war nur ein Teil der Geldentwertung 
durch Vereinbarung von Preiszuſchlägen übernommen wor⸗ 
den, während im vorliegenden Falle das geſamte Riſiko der 
Geldentwertung auf die Bekl. abgewälzt iſt. Nach der Be⸗ 
hauptung des Kl. beträgt der gegenwärtige Wert des vom 
Kl. errichteten Hauſes etwa 30 000 /. Die Rev. findet eine 
nach $ 242 BGB. zu berückſichtigende Unbilligkeit in dem 
Umſtande, daß der Kl. nach dem BU. dafür nur 4555,35 46 
erhalten ſoll. Sie überſieht indeſſen, daß es nicht ausſchlag⸗ 


preiſe für Bauſtoffe bei Mitte Nov. 1922 übernommenem Innen⸗ 
ausbau einer Wohnung, bei Vereinbarung feſter Preiſe für die 
Bauſtoffe, gleitender Löhne und bei Zahlungen v. 30. Nov., 13. Dez. 
1922 und reſtlich 24. Febr. 1923, weil Markentwertungsgefahr wenig⸗ 
ſtens bis zu einem gewiſſen Grade übernommen. 

5. 26. April 1927, VI 565/26: Zur. 1927, 1508; L8. 1927, 
1116; Zeiler 651. 

1922 geleiſtete Zimmerarbeiten, wie vereinbart, unter Berück⸗ 
ſichtigung der teurer gewordenen Löhne und Bauſtoffe erhöhte Zah⸗ 
lungen, zuletzt Mai 1922. Aufwertung vom RG. zugeſtanden. 

6. 26. April 1927, VI 2/27: DAB. 1927, 452; JW. 1927, 
1848; Zeiler 726. 

Bau von Wohnhäuſern 1922, Teilzahlungen auf vereinbarten 
Preis, über Reſtpreis Rechtsſtreit, 8. Mai 1923 Vergleich, wonach 
noch ein Papiermarkbetrag bezahlt werden ſollte, dieſer alsbald be- 
zahlt. Dez. 1925 geltend gemachter AufwAnſpruch vom RG. abge⸗ 
wieſen. Es liegt zwar kein Verzicht auf Aufwertung, aber Verwirkung 
nach Treu und Glaube vor, weil AufwAnſpruch erſt Dez. 1925 gel⸗ 
tend gemacht. Über das Verhältnis von Vergleich und AufwAnſpruch 
ſagt das Urteil: 

Fraglich konnte nur ſein, ob etwa der Vergleich v. 8. Mai 
1923 der Nachforderung entgegenſteht. Dies würde zu verneinen 
geweſen fein, wenn dieſer nur über den Papiermarkanſpruch ge⸗ 
ſchloſſen iſt. Denn ſolchenfalls hätte ſich die Gläubigerin nur, 
ſoweit ihr Papiermarkanſpruch in Frage kam, mit der Reſtzah⸗ 
lung von 525000 PM. zufrieden gegeben, was ihrem Aufw⸗ 
Anſpruch nicht präjudiziert haben würde. Aber es bedarf nicht der 
Entſch. über die Frage, wie der Vergleich auszulegen iſt. 

7. 3. Mai 1927, VI 59126: DRZ. 1927, 622; JurR. 1927, 
1185; Zeiler 650. 

Bau einer Straße für einen Straßenbauzweckverband 1914 und 
folgende Jahre, in Schuldurkunde v. 18. Febr. 1919 bekennt Ver⸗ 
band 75000 % verzinslich ab 1. Okt. 1918 zu ſchulden und zahlt Be⸗ 
trag Okt. 1922. Nach RG. iſt Aufwertung an ſich begründet, aber 
zu prüfen, ob nicht i. S. ſtillſchweigenden Verzichts oder Verwirkung 
verſpätet, weil erſt Dez. 1925 geltend gemacht. 

8. 20. Sept. 1927: VI 208/27: DRZ. 1927, 880; Ring 1927, 
363. 

1916 Anfertigung von Koſtenanſchlägen und Entwürfen. Aug. 
1919 überſendung der Rechnung, April 1920 Klage auf Papiermark⸗ 
betrag, Jan. 1923 außergerichtlicher Vergleich, April 1926 Aufw⸗ 
Klage. Das die Aufwertung abweiſende BU. aufgehoben. Vergleich 
kein Hindernis der Aufwertung, weil man nach den bis zum Abſchluß 
des Vergleiches geltenden Anſchauungen des Verkehrs und nach dem 
damaligen Stande der Rſpr. an dem Grundſatze Mark — Mark noch 
feſtgehalten, Parteien alſo damals mit einem AufwAnſpruch nicht 
gerechnet haben und rechnen konnten. 5 

Der erk. Sen. ſchließt ſich der Auffaſſung des 5. ZS. in 
RG. 116, 143 JW. 1927, 1149 und in JW. 1927, 211212 an, 
daß vor dem bekannten Urt. v. 28. Nov. 1923 (RG. 107, 78 — 
JW. 1924, 38) die Aufwertung nicht nur faſt ausnahmslos in der 
Rechtslehre, ſondern auch in der Rſpr. abgelehnt wurde, daß auch 
die Reichsregierung noch darüber hinaus zunächſt der Auffaſſung 
war, daß eine Aufwertung unmöglich ſei. Das gilt jedenfalls für 
Jan. 1923. Es liegt daher, wenn nicht aus beſonderen Umſtänden 
ein anderes ſich ergibt, fern, daß die Parteien einen möglichen 
AufwAnſpruch in ihren Vergleich einbeziehen wollten. Mangels 
ſolcher Umſtände iſt anzunehmen, daß ſie ſich nur über die Papier⸗ 
markforderung haben vergleichen wollen und verglichen haben. 

9. 30. Sept. 1927, VI 2427: DR. 1927, 882. 

18. April 1923 Übertragung von Dacharbeiten zu 85 000 000 % 
gegen ſofortige Zahlung von 90%, Mai 1923 Zahlung von 
75000 000 , die ſofort nach dem 18. April 1923 zu zahlen waren. 
Zunächſt Widerſpruch gegen Anrechnung dieſer Zahlung zum Nenn⸗ 
werte; dann aber in Rechnung v. 19. Sept. 1923 Abzug dieſes Be⸗ 
trages zum Nennwerte, auch in Schreiben v. 19. Aug. 1925, womit 
Rechnung, die die Zahlung zum Nennwerte berückſichtigt, überſandt, 
noch keine Aufwertung verlangt. AufwAnſpruch iſt wegen ſtill⸗ 
ſchweigenden Verzichts abgewieſen worden. 

10. 7. Okt. 1927, VI 202/27: Ring 1927, 393. a 

Werklohnforderungen für 1922 und 1923 erfolgten Fabrikzneu⸗ 
bau. AufwAnſpruch zurückgewieſen, weil die Parteien gleitende Löhne 
vereinbart, auch durch andere Vereinbarungen (Beſchaffung des Ma⸗ 
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gebend auf den gegenwärtigen Wert des Hauſes aukommt, 
ſondern auf den Wert der Leiſtungen des Kl. zur Leiſtungs⸗ 
zeit. Das BG. hebt hervor, daß während der Bauzeit die 
Sachleiſtungen im Verhältnis zum Papiermarkwert ganz 
un verhältnismäßig niedrig bewertet wurden, und daß daher 
ſehr billig gebaut werden konnte. In der Tat ſind die Preis⸗ 
erhöhungen auf dem Baumarkt nur allmählig der Geldent⸗ 
wertung gefolgt. Aus dem jetzigen Werte des Hauſes laſſen 
ſich alſo ſichere Schlüſſe auf den Wert der einzelnen Leiſtung 
des Kl. während der Bauzeit nicht ziehen. 

(U. v. 14. Juni 1927; 53/27 VI. — Dresden.) [Sch.] 


13. 8242 BG B. Aufwertung einer Vergleichs⸗ 
ſumme, wenn der Vergleich in der Inflations⸗ 
zeit unter Vergütung auf die urſprüngliche 
Mehrforderung abgeſchloſſen iſt.] 

Der Kl. erhob im Auguſt 1919 gegen den Bekl. An⸗ 
ſprüche im Betrage von 13980 . Der daran entſtehende 
Rechtsſtreit wurde im Jahre 1923 durch einen außergericht⸗ 
lichen Vergleich des Inhalts beendet: „Der Bekl. zahlt an den 
Kl. zum Ausgleich der Klageforderung den Betrag von 7000 4. 
Der Kl. verzichtet auf Mehrforderung.“ Jetzt verlangt der 
Kl. Aufwertung ſeiner Werklohnforderung, und zwar in erſter 
Inſtanz 3000 % und nach Abweiſung der Klage durch das 
LG. mit der Berufung 4100 /. Das RG. hat das die Ab⸗ 
weiſung beſtätigende Urteil aufgehoben. Das BG. führt zur 
Begründung der Abweiſung des Aufwertungsanſpruchs des 
Kl. aus: Der Kl. habe mit der Klage im Vorprozeß ſubjektiv 
ſeine geſamte Forderung geltend machen wollen und die Par⸗ 
teien hätten bei Abſchluß des Vergleichs ſubjektiv ihre ge⸗ 
ſamten Rechtsbeziehungen einer Regelung nach Maßgabe des 
Vergleichs unterziehen wollen und unterzogen. Wenn daher 
der Bekl. im Vergleichswege 7000 % zu zahlen zugeſagt, der 
Kl. dieſen Betrag hingenommen und auf Mehrforderung 


terials durch Beſteller, beträchtliche Vorauszahlungen und wöchentliche 
Überwetſung der Lohnbeträge, Zahlung eines Poſtens in holländiſchen 
Gulden) beſtrebt geweſen ſeien, der erwarteten weiteren Markent⸗ 
wertung zu begegnen und einen billigen Ausgleich zu ſchaffen. Weiter 
heißt es in dieſem Urteile wie folgt: 

Es kann auch die Anwendung dieſer Geſetzesvorſchrift (8 242 
BGB.) nicht aus dem Geſichtspunkte der mangelnden Aquivalenz in 
Frage kommen 

Wollte man den $ 242 BGB. überall da für anwendbar er⸗ 

klären, wo die Preisvereinbarungen nicht zu einer dem Werte der 
Arbeiten entſprechenden Vergütung geführt haben, ſo käme das 
einer Abänderung geſchloſſener Verträge in allen den Fällen gleich, 
wo ſich die eine oder andere Partei bei der Preisbemeſſung ver⸗ 
kalkuliert hat... 

Was die Reviſion geltend macht, läuft im weſentlichen dar⸗ 
auf hinaus, daß alle in der Inflationszeit auf fortlaufend er⸗ 
füllte Lieferungs⸗ und Werkverträge fortlaufend bewirkte Zah⸗ 
lungen hinterher auf ihren Goldmarkwert umzurechnen ſeien und 
der Gläubiger die Differenz zwiſchen der vereinbarten Zahlung, 
umgerechnet auf den Goldmarkwert am Tage der Vereinbarung 
oder der Lieferung und der erhaltenen Zahlung verlangen könne. 
Ein ſolcher Grundſatz iſt niemals, weder in der Rſpr. noch im 
Schrifttum aufgeſtellt worden. Es wäre mit der Rechtsſicherheit 
nicht verträglich, wenn in dieſer Weiſe die auf Arbeiten und Lief⸗ 
ferungen von längerer Dauer fortlaufend geleiſteten Zahlungen 
hinterher umgerechnet und die Differenzen nachgefordert werden 
Könnten, Eine Aufwertung in dieſer Art und von ſolchem Aus⸗ 
maße, die eine Aufrollung aller in der Junflationszeit fortlaufend 
ausgeführter und fortlaufend bezahlter Lieferungs⸗ und Werk⸗ 
verträge zur Folge haben würde, entſpricht nicht dem, was 
gem. § 242 BGB. nach Treu und Glauben verlangt werden kann. 

11. 14. Okt. 1927, VI 224/27: RGBriefe. 

An VI 229/26, 2. Nov. 1926, wird feſtgehalten. Wegfall der 
Aufwertung bei gleitenden Löhnen nur, wenn rechtzeitig gezahlt 
wurde. 

IM. 1. Faßt man zunächſt die Gefichtzpunkte ins Auge, die im 
beſonderen für die Aufwertung eines Bauunternehmerwerklohnes in 
Betracht kommen, ſo verdient hervorgehoben zu werden, daß nach 
dem vorſtehenden neuen Urteile „es nicht ausſchlaggebend auf den 
gegenwärtigen Wert des Hauſes ankommt, weil aus dem jetzigen Wert 
des Hauſes ſich ſichere Schlüſſe auf den Wert der einzelnen Leiſtung 
des (Kl.) Bauunternehmers während der Bauzeit nicht ziehen laſſen“, 

Noch klarer hat ſich über die Bedeutung des gegenwärtigen 
Wertes des Baues für die Höhe des Werklohnes das erwähnte Urt. 
v. 7. Okt. 1927 ausgeſprochen. Hier heißt es: 

Eine Berückſichtigung des gegenwärtigen Wertes kann höch⸗ 
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verzichtet hätte, ſo ſei die Willensrichtung der Parteien dahin 
gegangen, ihre Anſprüche ausſchließlich fo, wie geſchehen, feſt⸗ 
zulegen. Eine Würdigung der Rechtsbeziehungen der Par⸗ 
teien unter dem Geſichtspunkte der nachträglich gewonnenen 
Erkenntnis vom Weſen der Inflation ſei danach nicht an⸗ 
gängig. Der Vergleich ſei ein Vertrag und es komme daher 
dei der Prüfung ſeines Inhaltes allein auf die ſubjektive Ein⸗ 
ſtellung und Willensrichtung der Parteien an. Die objektive 
Wertung ſeiner Folgen nach dem heute bekannten Weſen der 
Inflation habe auszuſcheiden. Es ſei deshalb nicht angängig 
zu ſagen, daß bei objektiver Betrachtung nach der heute ge⸗ 
wonnenen geläuterten Erkenntnis nur ein Teilanſpruch im 
Goldwerte zur Zeit der Klagerhebung im Vorprozeſſe geltend 
gemacht worden ſei und nur auf dieſen Teilanſpruch der Ver⸗ 
gleich ſich bezogen habe. Vielmehr ſei durch den Vergleich und 
den in ihm ausgeſprochenen Verzicht des Kl. auf Mehrforde⸗ 
rung der die 7000 % überſteigende Anſpruch vernichtet wor⸗ 
den, ſo daß heute eine Grundlage für eine Aufwertung nicht 
mehr gegeben ſei. Dieſe Ausführungen ſind nicht frei von 
Rechtsirrtum und ſtehen im Widerſpruch mit der ſtändigen 
Rſpr. des RG. auf dem Gebiete der freien Aufwertung. Wollte 
man ihnen folgen, ſo würde eine Aufwertung in allen Fällen 
ausgeſchloſſen ſein, in denen ſich Gläubiger und Schuldner 
während der Inflationszeit auf einen Teil der Forderung 
verglichen haben. Denn in der vergleichsweiſen Einigung auf 
einen Teil der Forderung liegt, ohne daß es beſonders aus⸗ 
geſprochen zu werden braucht, der Verzicht des Gläubigers 
auf die Mehrforderung. Es iſt auch ſelbſtverſtändlich, daß die 
Parteien in einem vorbehaltloſen Vergleiche ihre Rechtsbezie⸗ 
hungen endgültig regeln wollten und daß ſie ſubjektiv der 
Meinung waren, ſie endgültig geregelt zu haben. Aus dieſer 
ſubjektiven Einſtellung der Parteien bei Vergleichsabſchluß 
und aus dem Verzicht des Kl. auf Mehrforderung kann aber 
keineswegs unter allen Umſtänden ein Verzicht auf den Auf⸗ 


ſtens in Betracht kommen, wenn es ſich um die Höhe der Auf 
wertung handelt, nicht auch, wenn in Frage ſteht, ob überhaupt auf⸗ 
zuwerten iſt. übrigens wird der gegenwärtige Wert bei der Ab⸗ 
meſſung der Höhe der Aufwertung auch nur dann mit zu berück⸗ 
ſichtigen ſein, wenn die Gegenleiſtung noch ausſteht. 

2. Bemerkenswert iſt weiter die Auffaſſung des RG. über die 
Bedeutung eines während des Markverfalls ge⸗ 
ſchloſſenen Vergleichs über den Werklohn (Nr. 6 u. 8). 
Das RG. ſtellt hier ab auf eine Auslegung der Vergleiche. Nr. 6, ob 


der Vergleich v. 8. Mai 1923 nur über den Papiermarkanſpruch ge 


ſchloſſen morden it... Solchenfalls hätte ji bie Gläubigerin nur 
ſoweit ihr Papiermarkanſpruch in Frage kam, mit der Reſtzahlung 
von ... PM. zufrieden gegeben, was ihrem Aufwertungsanſpruch 
nicht präjudiziert haben würde. Nr. 8 (Vergleich aus Jan. 1923 
meint das NG., daß die Parteien allgemein bis zum 28. Nov. 1925 
in einen Vergleich den Aufwertungsanſpruch nicht einbezogen hätten, 
wenn nicht aus beſonderen Umſtänden ein anderes ſich ergäbe. Da: 
mit wäre praktiſch in den Vergleich „außerhalb“ eine noch ſtärkere 
Breſche geſchlagen, als 8 67 Auf wh. fie in den Vergleich im Be⸗ 
reiche des AufwG. geſchlagen hat. Hier find doch noch gewiſſe, 5 
umgrenzte Ausnahmefälle zugelaſſen. Übrigens it auch früher 3. B. 
JW. 1926, 9751 und Jur. 1927 Nr. 54 Ring 1926, 760 Hin“ 
ſichtlich des Vergleiches außerhalb durchaus anders entſchieden. 

3. Stark bleibt auch die Unſicherheit, ob der AufwAnſpruch 
nicht verſpätet geltend gemacht iſt. Siehe z. B. Nr. 2 Dez, 1924 zu 
ſpät, Nr. 6 Dez. 1925 zu ſpät, Nr. 7, ob Dez. 1925 zu ſpät, noch zu 
prüfen, Nr. 8 April 1926 anſcheinend rechtzeitig. Siehe auch 20. Sept. 
1927, VI 1557: Ring 1927, 378. „Nach alledem kann, wenn bie 
Kl. im Okt. 1925 den Bell. gemahnt und Ende Dez. 1925 die 
Klage erhoben hat, von einer Zögerung, die den Schluß auf einen 
Verzichtswillen der Kl. zuließe, nicht die Rede ſein. Ein Zeitraum vol 
wenigen Monaten muß ihr zur Prüfung und Überlegung belaſſen un 
der Grundſatz, daß Verzichte niemals zu vermuten ſind, darf nich 
ganz beiſeite geſchoben werden. 

Wie die Daten der Urteile des RG. ergeben, hat die Frage der 
Aufwertung gerade gezahlter Werklöhne erſt 1926 und 1927, vol 
allem in der zweiten Hälfte 1927 durch das NÖ. eine gewiſſe, aber 
im einzelnen wohl auch jetzt noch nicht abgeſchloſſene Klärung ge 
funden. Der Verſpätungseinwand dürfte daher billigerweiſe nich 
zu leicht als begründet angeſehen werden. 

IV. Wird man die oben zu Nr. 10 wörtlich angeführten Sab. 
vielleicht auch als einen allgemeinen Hinweis auzujehen haben, deh 
Aufwertungsgedanken in den richtigen Grenzen zu halten und mi 
zu überſpannen? 

RA. Dr. Plum, Köln. 
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wertungsanſpruch hergeleitet werden, auf den letzten Endes 
die Ausführungen des Vorderrichters hinzielen. Es bedurfte 
ſchon ganz beſonderer Umſtände, aus denen ein ſolcher Ver⸗ 
zichtswille des Kl. zu folgern wäre. Solche Umſtände hat 
das BG. nicht feſtgeſtellt. Vor allem aber könnte von einem 
Verzicht auf den Aufwertungsanſpruch nur dann die Rede 
ſein, wenn der Kläger ſich zur Zeit des Vergleichsabſchluſſes 
mindeſtens der Möglichkeit eines Aufwertungsanſpruches be⸗ 
wußt geweſen wäre. Auf Anſprüche, die man nicht kennt, 
deren Möglichkeit man ſich nicht einmal vorſtellt, kann man 
nicht verzichten. Nun ſtellt aber das BG. ſelbſt feſt, und 
inſoweit befindet es ſich in Übereinſtimmung mit der reichs⸗ 
gerichtlichen Rſpr., daß man nach den bis zum Abſchluß des 
Vergleichs geltenden Anſchauungen des Verkehrs und nach 
dem damaligen Stande der Rſpr. an dem Grundſatze Mark 
gleich Mark noch feſtgehalten hat, daß alſo damals die Par⸗ 
teien mit einem Aufwertungsanſpruch gar nicht gerechnet 
haben und nicht rechnen konnten. Der erk. Sen. ſchließt 
ſich aber auch der Auffaſſung des 5. 3S. in RG. 116, 
1431) und in JW. 1927, 211212 an, daß vor dem be⸗ 
kannten Urt. v. 28. Nov. 1923 (RG. 107, 782)) die Auf⸗ 
wertung nicht nur faſt ausnahmslos in der Rechtslehre, ſon⸗ 
dern auch in der Rſpr. abgelehnt wurde, und daß auch die 
Reichsregierung auch noch darüber hinaus zunächſt den Stand⸗ 
punkt vertreten hat, daß eine Aufwertung unmöglich ſei. Das 
gilt jedenfalls für Januar 1923. Es liegt daher, wenn nicht 
aus beſonderen Umſtänden ein anderes ſich ergibt, ganz fern, 
daß die Parteien auch einen möglichen Aufwertungsanſpruch 
in ihren Vergleich haben einbeziehen wollen. Mangels ſolcher 
Umſtände iſt vielmehr anzunehmen, daß ſie ſich nur über die 
Papiermarkforderung vergleichen wollten und verglichen 
haben, wobei der Kl. des Glaubens war, daß mit der Zah— 
lung der 7000 % feine Forderung vollſtändig ausgeglichen 
wäre. In Wirklichkeit war aber die Zahlung von 7000 % 
im damaligen Goldwerte von etwa 1,30 % eine unvoll⸗ 
ſtändige Erfüllung im Rahmen des Vergleichs. Der Kl. hat 
dann alſo Anſpruch auf Nachforderung gem. § 363 BGB. 
(vgl. RG. 109, 113°); 110, 132°); 114, 4035); Urt. v. 
26. April 1927 VI. 2/19276). Auch die weiteren Erwä⸗ 
gungen des Vorderrichters, daß eine Aufwertung nicht in 
Frage kommen könnte, weil ſich heute gar nicht mehr die Be⸗ 
weggründe ermeſſen ließen, die den Kl. zum Abſchluß des 
Vergleichs und zum Verzicht auf ſeine Mehrforderung be⸗ 
ſtimmt hätten, ſind nicht ſtichhaltig. Mag auch die Forde⸗ 
rung des Kl. nicht nur der Höhe, ſondern auch dem Grunde 
nach beſtritten geweſen ſein, ſo bleibt doch die Tatſache be⸗ 
ſtehen, daß die Parteien ſich ſchließlich auf die Hälfte der 
Papiermarkforderung verglichen, der Bekl. alſo die Hälfte 
der Forderung in ihrem damaligen Werte vergleichsweiſe 
anerkannt hat. Aus welchen Beweggründen die Parteien den 
Vergleich geſchloſſen haben, kommt ſo lange für die Auf⸗ 
wertungsfrage nicht in Betracht, als ſich aus ihnen nicht er⸗ 
gibt, daß mit Zahlung der 7000 % auch der Aufwertungs⸗ 
anſpruch des Kl. abgegolten fein ſollte. Von einem ſolchen 
Beweggrunde des Vergleichs kann aber nicht die Rede ſein, 
wenn die Parteien ſich damals noch nicht bewußt waren, 
daß der Kl. einen Aufwertungsanſpruch geltend machen 
könne. Nicht zu billigen iſt es ſchließlich, wenn der BR. 
meint, die rechtsähnliche Anwendung der Lehre über die 
Wirkung der Rechtskraft der Papiermarkurteile ſei auf Ver⸗ 
gleiche nicht angängig, weil das Urteil über das ziffernmäßig 
Geforderte nicht hinausgehen könne, die Parteien aber bei 
einem Vergleiche im Zeitpunkt ſeines Abſchluſſes den An⸗ 
ſpruch nach ihrer bekundeten Willensrichtung feſtlegten. Die 
Rſpr. über die Papiermarkurteile beruht auf dem Gedanken, 
daß bei fortgeſchrittener Geldentwertung in der Zeit zwiſchen 
Klagerhebung und Urteil die Urteilsſumme, wenn ſie auch 
dem Nennbetrage nach gleich der Klageforderung iſt, dem 
Werte nach doch nur einen Teil der letzteren darſtellt und 
daß mit dem Zuſpruch des Nennbetrages nur über einen Teil 
der urſprünglichen Klageforderung ihrem Goldwerte nach er⸗ 
annt worden iſt. Wie aber der Richter zu einer Zeit, als 
noch allgemein der Grundſatz Mark gleich Mark galt, der 
2) JW. 1925, 30. 


) JW. 1927, 1149. 
% JW. 1927, 1848. 


) JW. 1925, 948. 


2) JW. 1924, 38. 
5) JW. 1927, 660. 
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Meinung und des Willens war, über den ganzen Klage⸗ 
anſpruch zu urteilen, in Wirklichkeit aber nur über einen 
Teil erkannt hat, ſo war es auch bei den Vergleichen aus 
jener Zeit, mit denen ein Prozeß beendet wurde. Die Par⸗ 
teien wollten ſich zwar über die ganze Klageforderung ver⸗ 
gleichen, in Wirklichkeit bildete aber nur der Nennbetrag der 
Forderung in dem Werte, den er zur Zeit des Vergleichs⸗ 
abſchluſſes hatte, den Vergleichsgegenſtand. Im Streitfalle 
haben offenſichtlich, das nimmt auch das BG. an, die Par⸗ 
teien ſich auf die Hälfte der Klageforderung vergleichen 
wollen, in Wirklichkeit haben ſie ſich aber nur über den 
Nennbetrag der Klageforderung nach ſeinem Werte im Ja⸗ 
nuar 1923 auf die Hälfte verglichen, ohne ſich deſſen da⸗ 
mals bewußt zu ſein; denn die Hälfte der Klageforderung 
hatte in Wirklichkeit einen Wert von 497 %, während die 
von dem Bekl. zugeſagten 7000 % nur einen Wert von 
1,30 % hatten. In der Tat iſt alſo Gegenſtand des Ver⸗ 
gleichs der Parteien nur ein Teil der Klageforderung ge⸗ 
weſen, wenn auch die Parteien unter dem Einfluß des Satzes 
Mark gleich Mark des Willens und der Meinung waren, 
ſich über die geſamte Klageforderung zu vergleichen. Und 
wenn fie ſich über die geſamte Klageforderung verglichen 
hätten, ſo doch noch nicht über die geſamte Forderung; denn 
auch die Klageforderung war nur ein Teil der urſprüng⸗ 
lichen Forderung mit Rückſicht auf ihren Goldwert, mag 
auch der Kl. gewollt und gemeint haben, ſeine ganze For⸗ 
derung einzuklagen. Nach alledem ſchließt die ſubjektive Wil⸗ 
lensrichtung der Parteien, ihre Rechtsbeziehungen durch den 
Vergleich vom 4. Jan. 1923 endgültig zu erledigen, den 
Aufwertungsanſpruch des Kl. nicht grundſätzlich aus. 


(U. v. 20. Sept. 1927; 208/27 VI. — Berlin.) [Ru] 

14. 5 242 BGB. Ver luſt des Aufwertungs⸗ 
begehrens infolge Zeitablaufs.] 7) 

Der Kl. hat dem Bekl. am 16. Aug. 1921 120000 % 
geliehen, ihm am 15. Okt. 1921 13 Kolben für 91000 6 
und im Juni 1922 Stacheldraht für 23 360 % verkauft. Die 
Kaufpreiſe wurden geſtundet. Zur Tilgung der Geſamtſchuld 
hat der Bekl. im Okt. 1922 im Einverſtändnis mit dem Kl. 
für deſſen Rechnung an die Deutſche landwirtſchaftliche Ge⸗ 
ſellſchaft 234360 6 bezahlt. Durch ein Schreiben ſeines 
Rechtsanwalts v. 31. Dez. 1925 verlangte der Kl. nachträg⸗ 
liche Aufwertung und erhob im April 1926 Klage. Sie iſt 
in allen Inſtanzen abgewieſen worden. Rechtlich nicht zu 
beanſtanden iſt die Erwägung des BGG, daß der Kl. nach 
Treu und Glauben nicht mehr in der Lage iſt, ſeinen etwaigen 
Aufwertungsanſpruch geltend zu machen, ihn alſo verwirkt 
hat. Niemand darf mit der Verfolgung ſeiner Rechte ſo lange 
zuwarten, daß darin ein Verſtoß gegen Treu und Glauben, 
alſo ein illoyales Verhalten zu erblicken iſt. Dieſer Grund⸗ 
ſatz iſt ſchon immer in der Rſpr. des RG. anerkannt worden 


Zu 14. A, Ein außerordentlich wichtiges Urteil, 
das für die umſtrittene Frage der Verwirkung 
grundſätzliche Bedeutung erlangen kann. D. S. 


B. Nach der ſtändigen Rſpr. des RG. wird durch die vor⸗ 
behaltloſe Annahme des Nennbetrags einer Schuld in Papiermark 
der Anſpruch auf Aufwertung nicht ausgeſchloſſen. Hieraus ergibt 
ſich aber nicht, daß ſtets in ſolchen Fällen ein Anſpruch auf Auf⸗ 
wertung beſteht, und jedes Rechtsverhältnis, auch wenn es ſchon vor 
langer Zeit infolge geleiſteter Zahlung als erledigt betrachtet wurde, 
wieder aufgerollt werden kann. Die Frage, wann eine Nachforderung 
des Aufwertungsbetrages zuläſſig iſt, kann im Anſchluß an den von 
der Rückwirkung handelnden § 15 AufwGG. als das Problent der 
rückwirkenden Aufwertung im weiteren Sinne bezeichnet werden. 
Soweit es ſich um die im 2. und 3. Abſchn. des Aufw g. behandelten 
Rechte (Hypotheken und andere dingliche Rechte, durch Hypothek ge 
ſicherte perſönliche Forderung) handelt, wird das Problem durch poſt⸗ 
tive Vorſchriften gelöſt. Falls nicht bei Annahme der Leiſtung ein 
Vorbehalt gemacht iſt (8 14), iſt die Aufwertung ausgeſchloſſen, wenn 
die Zahlungsannahme vor dem 15. Juni 1922 liegt; ſoweit eine 
rückwirkende Aufwertung zuläſſig iſt, iſt ſie auflöſend bedingt durch 
Anmeldung bis 1. Jan. 1926 (§ 16). Das Geſetz fest alſo eine doppelte 
Schranke: 1. Stichtag des 15. Juni 1922 oder Vorbehalt, 2. Geltend⸗ 
machung des Anſpruchs bis 1. Jan. 1926. Für Anſprüche, die unter 
die Abſchn. 1—9 fallen, beſtehen ebenfalls Vorſchriften, die für eine 
Einſchränkung der rückwirkenden Aufwertung ſorgen. Für Ver⸗ 
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(vgl. RG. 60, 348; 88, 262; 91, 347; Warn. 1920 Nr. 192), 
beſonders betont wurde er aber dann, wenn außergewöhnliche 
Verhältniſſe einem der Beteiligten einen außergewöhnlichen 
Rechtsbehelf gewährten. Für ſeine Pflicht wurde es in ſolchen 
Fällen erachtet, den Gegner alsbald von dem beabſichtigten 
Gebrauch des Rechtsbehelfs zu verſtändigen, damit die er 
Gegner ſich nicht auf den Nichtgebrauch des Rechtsbehelfs 
einrichte und nicht hinterher in ſeinen geſchäftlichen Berech⸗ 
nungen und Maßnahmen empfindlich geſtört werde (vgl. RG. 
88, 146; 107, 108; Warn. 1919 Nr. 22). Ein ſolcher außer⸗ 
ordentlicher Rechtsbehelf iſt auch die Aufwertung. Deshalb 
hat RG. 110, 133 darauf hingewieſen, daß ein Gläubiger, 
der ſich nach erlangter ſicherer Kenntnis von ſeinem Auf⸗ 
wertungsanſpruch längere Zeit ſchweigend und untätig ver⸗ 
hält, ſeinen Anſpruch gem. § 242 BGB. verwirken kann. 
Der 5. 3. vertritt dieſelbe Meinung, wenn er (RG. 114, 
404) und vom 18. Juni 1927, V 22/27 — teilweiſe ab⸗ 
gedruckt JW. 1927, 2115, vgl. auch die Anm. daſ. unter 
Nr. VI —) ausführt, daß es bei längſt abgewickelten und 
als erledigt betrachteten Rechtsverhältniſſen, bei denen ſich 
die Beteiligten auf die nach ihrer Auffaſſung geſchaffene 
Rechtslage eingerichtet haben, den auch zu berückſichtigenden 
Intereſſen des Schuldners und der Sicherheit des Rechts⸗ 
verkehrs entſpricht, ein nachträgliches Aufwertungsverlangen 
einzuſchränken oder auch ganz auszuſchließen. In demſelben 
Sinne betont der 1. 3S. in feinem Urt. v. 6. April 1927 
(Warn. 1927 Nr. 110), daß das plötzliche Neuerſtehen der 


mögensanlagen, die nicht unter die Abſchn. 2—9 fallen, iſt im 
863 Abf. 1 die erſte der beiden erwähnten Schranken (Stichtag des 
15. Juni 1922 oder Vorbehalt), nicht aber die zweite (Anmeldungs⸗ 
pflicht) übernommen, jo daß für die Geltendmachung von Anſprüchen, 
die durch die erſte Schranke nicht ausgeſchloſſen werden, eine zeit⸗ 
liche Grenze nicht geſetzt iſt. Abgeſehen von der Vorſchrift des $ 63 
Abſ. 1 fehlt es für Anſprüche, die der Aufwertung nach allgemeinen 
Vorſchriften unterliegen, an jeder geſetzlichen Beſtimmung für die 
Vorausſetzungen der rückwirkenden Aufwertung, ſo daß die Löſung 
des Problems der Rſpr. überlaſſen geblieben iſt. Auch hier wird 
das Problem vielfach in zwei Teile zerlegt, Stichtag für die Zu⸗ 
laſſung der Aufwertung und zeitliche Grenze für die Geltendmachung 
der Aufwertung. In bezug auf die erſte Frage beſtand bis Anfang 
dieſes Jahres Meinungsverſchiedenheit unter den verſchiedenen Senaten 
des RG., indem zum Teil bei allen Zahlungen vor Mitte Aug. 1922 
grundsätzlich jede Aufwertung ausgeſchloſſen wurde, weil bis dahin 
die Papiermark noch Wertmeſſer geweſen ſei, während von anderen 
Senaten jeder feſte Stichtag abgelehnt wurde. Durch die Rſpr. des 
Jahres 1927 iſt dieſe Meinungsverſchiedenheit im weſentlichen aus⸗ 
geglichen worden, indem zwiſchen Geſchäften des kaufmänniſchen Um⸗ 
ſatzes oder des täglichen Wirtſchaftslebens und anderen Geſchäften 
unterſchieden wird. Bei Geſchäften der letzteren Art wird ein feſter 
Stichtag verworfen, und in weitem Umfange ein ue ee auf 
durch Zahlung anſcheinend getilgte Forderungen zugelaſſen, wobei auch 
Zahlungen, die ſchon i. J. 1920 geleiſtet ſind, als eine Aufwertung 
nicht hindernd angeſehen worden find (vgl. zu Vorſtehendem die 
nähere Darſtellung in der 5. Aufl. meines Buches „Das geſamte Auf⸗ 
wertungsrecht“ S. 165—176, 225228). 

Auch ſoweit ein feſter Stichtag nicht angenommen wird, beſteht 
Einverſtändnis darüber, daß eine Nachforderung trotz Zahlung des 
Nennbetrages nicht ſchrankenlos zugelaſſen werden kann. Dagegen iſt 
volle Klarheit darüber, auf welchem Wege dies zu erreichen iſt, nicht 
vorhanden. Zum Teil wird die Schranke darin geſucht, daß bei 
längerem Zögern mit der Geltendmachung der Aufwertung ein ſtill⸗ 
ſchweigender Verzicht auf die Aufwertung oder eine Verwirkung des 
Aufwertungsanſpruchs angenommen wird; auf dem Boden dieſer An⸗ 
ſchauung ſteht das vorliegende Urteil. Eine andere Auffaſſung geht 
davon aus, daß in jedem Falle geprüft werden müſſe, ob nach Treu 
und Glauben die rückwirkende Aufwertung als der Billigkeit ent⸗ 
ſprechend anzuſehen iſt, wobei alle Umftände des Falles und unter 
dieſen auch die Tatſache, daß die Zahlung weit zurückliegt und erſt 
nach längerer Zeit Aufwertung verlangt worden iſt, zu berückfichtigen 
ſind. In dem letzteren Sinne hatte ich mich bereits in der 1. Aufl. 
meines Buches Teil I 8 16 ausgeſprochen. In Übereinſtimmung hier⸗ 
mit hat der 5. ZS. des RG. in dem Urt. v. 20. Nov. 1926 (RG. 114, 
399 = JW. 1927, 660) ausgeführt, daß, je weiter die Zahlung zurück⸗ 
liege, um ſo mehr zu beachten ſei, daß die Aufwertung nicht nur 
unter Berückſichtigung der Intereſſen des Gläubigers zu erfolgen 
habe, ſondern daß auch die entgegenſtehenden Intereſſen des Schuld⸗ 
ners und der Sicherheit des Rechtsverkehrs nicht außer Betracht 
bleiben dürfen und daß dieſe bei längſt abgewickelten und als erledigt 
betrachteten Rechtsverhältniſſen, bei denen ſich die Beteiligten wirt⸗ 
ſchaftlich auf die dadurch nach ihrer Auffaſſung geſchaffene Rechtslage 
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— aufzuwertenden — Schuld zu unbilligen Härten für den 
Schuldner führen kann, und in ſeinem Urt. v. 7. Mai 1927 
(RG. 116, 317) billigt er ausdrücklich die vom 5. ©. 
aufgeſtellten Leitſätze, hebt allerdings hervor, daß auch die 
Intereſſen des Gläubigers zu beachten ſind, und gelangt 
fo zu dem Ergebnis, daß die Entſch. immer von den Um⸗ 
ſtänden des Einzelfalles abhängen wird. Dem iſt ſicherlich 
beizuſtimmen und es iſt anzuerkennen, daß die Sachlage bei 
einer Erbauseinanderſetzung unter Geſchwiſtern (RG. 114, 
404) oder bei einem noch vor Eintritt der Inflation abge⸗ 
ſchloſſenen Verkauf eines Handelsgeſchäfts (vgl. das zum Ab⸗ 
druck beſtimmte Urt. des 2. 3 S. v. 3. Juni 1927, II 460/26) 
anders zu würdigen iſt, als bei den Geſchäften des kauf⸗ 
männiſchen Verkehrs oder des ſonſtigen täglichen Wirtſchafts⸗ 
lebens. Entſprechend dieſen Grundſätzen hat der erk. Sen. 
in feinem Urt. v. 26. April 1927 (JW. 1927, 1848) der Aus⸗ 
führung des BG. zugeſtimmt, daß der Kl. bei einer längſt 
bezahlten Werklohnforderung den Aufwertungsanſpruch ver⸗ 
wirkt habe, weil er ſich trotz der ihm nicht unbekannt ge⸗ 
bliebenen Anerkennung des Aufwertungsgedankens durch die 
Rſpr. während der ganzen Zeit v. 15. Mai 1923 bis zum 
16. Dez. 1925 untätig verhalten und damit zu erkennen ge⸗ 
geben habe, daß er mit weiteren Anſprüchen nicht mehr her⸗ 
vortreten wolle. Dieſelben Erwägungen haben in dem Urt. 
des erk. Sen. v. 3. Mai 1927 (Warn. 1927 Nr. 107), in 
welchem es ſich um eine im Okt. 1922 bezahlte Werklohn⸗ 
forderung handelte, zur Aufhebung der Berufungsentſch. ge⸗ 


eingerichtet haben, dergeſtalt überwiegen können, daß eine Einſchränkung 
oder der Ausſchluß eines nachträglichen Aufwertungsverlangens am 
Platze erſcheint. Mit den Grundſätzen des Urt. v. 20. Nov. 1926 ſtimmt 
das Urt. des 1. 3 S. v. 7. Mai 1927 (RG. 116, 313 — IM. 1927, 
1849 durchaus überein. In dieſem Urt. wird betont, daß für den 
Fall eines nachträglichen Aufwertungsverlangens nach angenommener 
Zahlung die Beurteilung der Sachlage nach Maßgabe des 8 242 
BGB. insbeſ. darauf zu erſtrecken ſei, ob nicht berechtigte Belange 
des Schuldners einer Durchführung des Aufwertungsanſpruchs ente 
gegenſtehen, daß aber ein allgemeiner Rechtsſatz des Inhalts, daß die 
Rückſicht auf die Verkehrsſicherheit die Wiederaufrollung von den 
Parteien für erledigt gehaltener Vertragsbeziehungen ein für allemal 
ausſchließe, ſich nicht aufſtellen laſſe. 

Die beiden Auffaſſungen unterſcheiden ſich dadurch, daß die 
erſtere ebenſo wie das Aufiv®. die Vorausſetzungen für das Entſtehen 
des Aufwertungsanſpruchs und für das Erlöſchen dieſes Rechts wegen 
Zeitablaufs in Gegenſatz zueinander bringt, während die zweite un⸗ 
entſchieden läßt, ob ein Anſpruch früher beſtanden hat, und nur prüft, 
ob nach der Geſamtheit aller Umſtände ein ſolcher jetzt beſteht. Im 
Ergebniſſe werden beide Auffaſſungen vielfach übereinſtimmen. Dem⸗ 
gemäß iſt auch das vorl. Urt. des RG. der Meinung, daß ſeine Auf⸗ 
faſſung, wonach ein Gläubiger, der nach erlangter ſicherer Kenntnis 
von ſeinem Aufwertungsanſpruch ſich längere Zeit hindurch ſchweigend 
und untätig verhalten habe, ſeinen Anſpruch verwirkt habe, mit den 
Auffaſſungen des 5. und 1. 3 S. übereinſtimme. Es erſcheint indeſſen 
geboten, die den beiden Auffaſſungen zugrunde liegenden Geſichts⸗ 
punkte, die verſchiedenen Gedankenkreiſen angehören, ſcharf aus⸗ 
einanderzuhalten, nicht nur wegen der Reinheit der Begriffe, ſondern 
auch deshalb, weil es von praktiſcher Bedeutung fein kann, ob die 
eine oder die andere Auffaſſung zugrunde gelegt wird. Dies zeigt 
ſich gerade im vorl. Falle, in dem, um dies vorwegzunehmen, m. E 
die getroffene Entſch. vom Standpunkt der zweiten Auffaſſung aus 
als zutreffend erſcheint, dagegen durch den Geſichtspunkt des Ver⸗ 
zichts oder der Verwirkung nicht getragen wird. 4 

Die dem Urt. des RG. zugrunde liegende erſte Auffaſſung halte 
ich nicht für zutreffend. Eine Verwirkung eines Anſpruchs wegen 
Zeitablaufs iſt im bürgerlichen Recht im allgemeinen unbekannt; An⸗ 
ſprüche, die entſtanden ſind, können geltend gemacht werden, bis ſie 
verjährt find. Hierauf haben Sontag: AufwPrax. 2, 44; Hoche: 
DR. 1927, 298 hingewieſen, und auch das obenerwähnte Urt. vom 
7. Mai 1927 ſpricht ſich dagegen aus, daß der Aufwertungsanſpruch 
des Kl. ſchon allein mit Rückſicht auf das dreijährige Schweigen als 
verwirkt anzuſehen ſei, weil durch Nichtgebrauch Rechte nur nach Abe 
lauf der Verjährungszeit erlöſchen. Aus dem Inſtitut der Verjährung 
kann ferner geſchloſſen werden, daß ein ſtillſchweigender Verzicht in 
der bloßen Unterlaſſung der Geltendmachung nicht gefunden werden 
kann. Etwas anders liegt die Sache im Handelsrecht, weil nach 
8346 HGB. unter Kaufleuten in Anſehung der Bedeutung und Wir 
kung von Handlungen und Unterlaſſungen auf die im Handelsverkehr 
geltenden Gewohnheiten und Gebräuche Rückſicht zu nehmen iſt. Die 
Vorſchrift des 8 346 liegt auch den in dem Urt. des RG. angezogenen 
früheren Entſch. über die Verwirkung von Anſprüchen durch Zögern 
mit der Geltendmachung zugrunde. Nur unter beſonderen Umſtänden 
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führt, weil nicht geprüft war, ob nicht die Geltendmachung 
des Aufwertungsanſpruchs als gegen Treu und Glauben ver⸗ 
ſtoßend anzuſehen ſei. Für beachtlich iſt dabei erklärt worden 
ſowohl die Tatſache, daß der Kl. zwiſchen der Zahlung im 
Okt. 1922 und der Klage im Dez. 1925 mehr als 3 Jahre 
hatte verſtreichen laſſen, als auch die Behauptung des Bekl., 
da der Kl. zwar ſchon im Febr. 1925 mit einem Auf⸗ 
wertungsverlangen hervorgetreten ſei, dann aber mit der 
Erhebung der Klage noch bis zum Dez. 1925 gewartet habe. 
Die Rev. will ſich dieſen Entſch. gegenüber auf das Urt. des 
3. ZS. v. 25. Febr. 1927 (III 157/26) berufen. Dort wird 
aber nur ausgeſprochen, daß zum Ablehnen eines Aufwer⸗ 
tungsverlangens in der Regel die Erwägung nicht genüge, 
das Rechtsverhältnis ſei längſt abgewickelt, auf die als Er⸗ 
füllung geleiſtete und vorbehaltlos angenommene Zahlung 
könne nicht mehr zurückgegriffen werden. Mit dieſen — gewiß 
richtigen — Ausführungen iſt keineswegs geſagt, daß in der 
langen und gegen Treu und Glauben verſtoßenden Un⸗ 
lätigkeit eines ſeinen Aufwertungsanſpruch kennenden Gläu⸗ 
bigers kein „Verwirken“ gefunden werden dürfe. Im Rahmen 
der hiernach für maßgebend zu erachtenden Grundſätze hat 
ſich der BR. bei der angefochtenen Entſch. gehalten. Sie be⸗ 
handelt, ſoweit ſie für die Reviſionsinſtanz in Betracht 
kommt, nur Kaufgeſchäfte des regelmäßigen Wirtſchaftsver⸗ 
kehrs. Dazu hat das OL. erwogen, daß die Apr. des RG. 
bereits i. J. 1924 die Aufwertung trotz vorbehaltloſer An⸗ 
nahme zugelaſſen hat, wenn die Leiſtung zu der erhaltenen 


wird auch nach bürgerlichem Rechte ein Verzicht wegen Verzögerung 
der Anſpruchserhebung angenommen werden können (ſo auch das 
erwähnte Urt. v. 7. Mai 1927). Auch in Fällen, in denen Handelsrecht 
anzuwenden iſt, kann die Tatſache allein, daß einige Zeit hindurch mit 
der Geltendmachung des Aufwertungsanſpruchs gezögert iſt, nicht ge⸗ 
nügen, um Verzicht oder Verwirkung anzunehmen. Hiervon geht auch 
das vorl. Urt. aus, indem es auf das Urt. v. 27. Jan. 1925 (RG. 110, 
133 JW. 1925, 948) verweiſt, wonach die längere Untätigkeit des 
Gläubigers nur dann zu einer Verwirkung ſeines Anſpruchs führen kann, 
wenn ſie „nach erlangter ſicherer Kenntnis von ſeinem Aufwertungs⸗ 
anspruch“ ſtattgefunden hat. Das Urt. nimmt an, daß dieſe Voraus⸗ 
letzung gegeben geweſen ſei, weil der Kl. bereits i. J. 1924 ſichere 
Kenntnis von ſeinem Anſpruch erhalten, aber erſt am 31. Dez. 1925 
dieſen Anſpruch durch Schreiben ſeines RA. erhoben und im April 
1926 durch Klage verfolgt habe. Die Annahme, daß er ſchon i. J. 1924 
ſichere Kenntnis von feinem Anſpruch gehabt habe, wird damit be⸗ 
gründet, daß die Rſpr. des RG. bereits i. J. 1924 die Aufwertung 
trotz vorbehaltloſer Annahme zugelaſſen habe, und daß dieſer Rechts⸗ 
kandpunkt durch die Tagespreſſe bald allgemein bekanntgeworden ſei. 
Die Richtigkeit dieſer Annahme begegnet aber erheblichen Bedenken. 
Sie ſteht auch nicht im Einklang mit anderen reichsgerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidungen. In dem Urt. des RG. v. 11. Juli 1927, VI 14/7 
Zeiler, Aufwertungsfälle, Nr. 707) wird dargelegt, daß erſt aus 
dem Urt. des NG. v. 3. Dez. 1924 (RG. 109, 111 — JW. 1925, 30) 
zu erſehen geweſen ſei, daß auch bei vorbehaltloſer Annahme noch 
Aufwertung verlangt werden könne, daß, bis dies allgemein bekannt 
wurde, einige Zeit vergangen ſei, und dem Gläubiger auch eine 
überlegungsfriſt zugebilligt werden müſſe; dieſes Urt. hält deshalb 
ein am 19. Sept. 1925 geſtelltes Aufwertungsverlangen nicht für 
zerſpätet. Aber auch durch das Urt. v. 3. Dez. 1924 war noch in 
“einer Weiſe klargeſtellt, welche Vorausſetzungen im einzelnen Falle 
eine rückwirkende Aufwertung begründeten. Darauf, daß bis ins Jahr 
a 25 hinein keine Klarheit beſtanden hat, wird in den Urt. v. 21. März, 
BE Juni: JW. 1927, 2114 u. 18. Juni 1927: JW. 1927, 2115 
Zeiler Nr. 710, 720 u. 615) hingewieſen; demgemäß wird in den 
Urt. v. 7. Mai, 3. Juni u. 11. Juli 1927 (Zeiler Nr. 619, 720 
u. 707) eine Verwirkung abgelehnt, obwohl das Aufwertungsverlangen 
erſt im September oder Oktober 1925 geſtellt iſt, und in dem Urt. 
5. 7. Juli 1927 (Zeiler Nr. 733) die rückwirkende Aufwertung zu⸗ 
gelaſſen, obwohl Klage erſt im März 1926 erhoben iſt. Bon Sontag 
1 Hoche in den oben angeführten Aufſätzen und von Zeiler zu 
; "651 iſt indeſſen mit Recht darauf hingewieſen worden, daß auch 
5 J. 1925 noch keine Klarheit erzielt worden ift. Erſt im Laufe des 
Jahres 1927 hat ſich eine einigermaßen feſte Praxis darüber ge⸗ 
Uildet, bis zu welchem Zeitpunkt bei der rückwirkenden Aufwertung 
zurückgegriffen werden kann. Allerdings iſt im vorl. Falle, worauf 
zus Urt. hinweiſt, die Zahlung im Okt. 1922 erfolgt, „in einem 
yeltpunkt alſo, für den auch die ſtrengere, den 15. Aug. 1922 als 
Stichtag behandelnde Auffaſſung des R., eine nachträgliche Auf⸗ 
wertung ſtets zugelaſſen hat“. Es beſtehen aber Bedenken, auf dieſen 
Aümſtand entſcheidendes Gewicht zu legen, da kaum anzunehmen iſt, 
fi die Einzelheiten der Rſpr. des RG. allgemein bekannt geweſen 
d. Auch würde man, wenn hierauf Gewicht gelegt wird, zu dem 
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Gegenleiſtung in auffälligem Mißverhältnis geſtanden hatte, 
daß dieſer Rechtsſtandpunkt durch die Tagespreſſe bald all⸗ 
gemein bekannt geworden iſt und daß daher bis zum Beweiſe 
des Gegenteils anzunehmen ſei, auch der Kl. habe bereits 
i. J. 1924 von derartigen, dem Gläubiger zuſtehenden, Auf⸗ 
wertungsanſprüchen ſichere Kenntnis erlangt. Die Rev. wen⸗ 
det dagegen nur ein, daß hier wohl eine Vermutung aus⸗ 
geſprochen, aber keine tatſächliche Feſtſtellung getroffen fei. 
Eine ſolche liegt indeſſen vor. Das OLG. hat auf Grund 
allgemeiner Betrachtungen die volle Überzeugung von der 
Kenntnis des Kl. erlangt, hat ihm die Möglichkeit des Gegen⸗ 
beweiſes offen gehalten und iſt, da dieſer nicht angetreten 
wurde, bei ſeiner Überzeugung verblieben. Einen Verſtoß 
gegen § 242 BGB. konnte der BR. in dem langen Schweigen 
des Kl. finden, da der Bekl. danach die ganze Angelegenheit 
für beglichen und erledigt halten und nicht nach ſo geraumer 
Zeit mit einem Aufwertungsverlangen überraſcht werden 
durfte, das ſeine wirtſchaftlichen Maßnahmen durchkreuzte. 
In Betracht kommt endlich auch, daß die Forderung, deren 
Aufwertung der Kl. fordert, erſt im Okt. 1922 bezahlt wor⸗ 
den iſt, in einem Zeitpunkte alſo, für den auch die ſtrengere, 
den 15. Aug. 1922 als Stichtag behandelnde, Auffaſſung 
des RG. eine nachträgliche Aufwertung ſtets zugelaſſen hat. 


(u. v. 23. Sept. 1927; 198/27 (VI)) VI. — 1 
Ku.) 
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verwirkt ſei, dagegen bei einer Zahlung im Juli 1922 oder noch 
früher, noch erhoben werden könne. Gerade der Umſtand, daß die 
Theorie, wonach Aufwertungsanſprüche wegen Untätigkeit nach ſicherer 
Kenntnis von ihrem Beſtehen verwirkt werden, zu derartigen Folge⸗ 
rungen führt, ſcheint mir dafür zu ſprechen, daß ſie auf einer un⸗ 
richtigen Grundlage beruht. Je länger der Zeitraum iſt, der zwiſchen 
Zahlung und Nachforderung liegt, um ſo eher wird die nachträgliche 
Geltendmachung als unzuläffig zu erachten fein. Dies geſchieht, wenn 
man die Tatſache des Zögerns mit der Nachforderung nur als einen 
der Umſtände betrachtet, die bei der Entſch., ob nach Treu und Glauben 
die Nachforderung zuläſſig iſt, zu beachten ſind. Dann kommt es 
nicht entſcheidend darauf an, wann der Gläubiger „ſichere Kenntnis“ 
von ſeinem Anſpruch erlangt hat. Auch dann, wenn er nur mit der 
Möglichkeit des Beſtehens eines Anſpruchs rechnete, kann die Nach⸗ 
forderung als unzuläſſig angeſehen werden; ja ſelbſt dann, wenn er 
ſich dieſer Möglichkeit nicht bewußt war, kann das Verſtreichen 
längerer Zeit zwiſchen Zahlung und Anſpruchserhebung dahin führen, 
daß die Nachforderung im Gegenſatz zu den billigerweiſe zu berück⸗ 
ſichtigenden Intereſſen des Schuldners und den Anforderungen der 
Rechtsſicherheit ſteht. Es kommt eben immer auf die Geſamtheit aller 
Umſtände an. Hierbei ſpielt auch die Eigenart des Rechtsverhältniſſes 
eine Rolle. Wie ſie für die Frage erheblich iſt, bis zu welchem Zeit⸗ 
punkt eine Rückwirkung zuzulaſſen iſt, iſt ſie es auch für die Frage, 
wie lange die Nachforderung in der Schwebe bleiben darf. Für die 
erſtere Frage iſt die Rſpr. des RG. jetzt einhellig darin, daß ein 
Unterſchied zwiſchen Geſchäften des Handelsverkehrs und anderen Ge⸗ 
ſchäften zu machen iſt. Der gleiche Unterſchied wird bez. der zweiten 
Frage zu machen ſein. In den Geſchäften des Handelsverkehrs, der 
nach der Natur des Betriebs eine raſche Erledigung erheiſcht, wird 
man dem Gläubiger eher als in anderen Fällen zumuten können, 
auf eine Klarſtellung der Rechtslage zu dringen, auch wenn der Er⸗ 
folg einer etwaigen Klage ein unſicherer iſt. Aus dieſem Grunde trage 
ich kein Bedenken, der Entſch. des RG. im Ergebnis zuzuſtimmen. 
Bei ihrer Würdigung iſt nicht zu überſehen, daß es ſich eben um 
Handelsrecht handelte. Ein allgemeiner Grundſatz, daß Anſprüche auf 
rückwirkende Aufwertung verwirkt ſeien, wenn ſie nicht vor Ende 
1925 geltend gemacht ſeien, kann aus ihr nicht hergeleitet werden. 
Behält man dies im Auge, ſo wird man den gegenwärtigen Stand 
der Rſpr. des RG. dahin beſtimmen können: 

1. Handelt es ſich um Geſchäfte des kaufmänniſchen 
Umſatzes oder des täglichen Wirtſchaftslebens, ſo iſt 
eine Nachforderung in der Regel unzuläſſig, wenn Zahlung vor Mitte 
Aug. 1922 vorbehaltlos angenommen iſt; iſt die Zahlung ſpäter an⸗ 
genommen, jo kommt es darauf an, wann das Aufwertungsverlangen 
geltend gemacht iſt; mißt man dem vorl. Urt. grundſätzliche Be⸗ 
deutung bei, ſo iſt der Anſpruch verwirkt, wenn er erſt Ende 1925 
oder ſpäter geltend gemacht iſt. 

2. Bei anderen Geſchäften beſteht weder ein Stichtag für 
den Zeitpunkt der Zahlung noch eine feſte Grenze für die Geltend⸗ 
machung des Anſpruchs, vielmehr iſt nach der Geſamtheit aller Um⸗ 
ſtände zu beurteilen, ob der erhobene Anſpruch nach den Grundſätzen 
der Billigkeit als zuläſſig zu erachten iſt. 

Staatsſekr. a. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin. 


2918 


15. 88 242, 285 BGB. Bei Häufung von Ver⸗ 
zugs⸗ und Aufwertungsanſpruch hat die Er⸗ 
örterung des Verzugsanſpruches vorauszu⸗ 
gehen; bis 1925 ift kein Verzicht auf Verzugs⸗ 
ſchaden anzunehmen.] 

Der Bekl. iſt durch rechtskräftige Urteile v. 30. Mai 1921 
und v. 13. Juni 1922 zur Zahlung von 4139 und 22 989 % 
verurteilt worden. Er hat die Beträge am 30. Sept. 1921 und 
21. Juli 1922 bezahlt. Ein vom Kl. zum Zweck der Zwangs⸗ 
vollſtreckung am 21. Juli 1922 hinterlegter Betrag iſt ihm 
erſt am 17. Nov. 1922 entwertet zurückgezahlt worden. Am 
31. Dez. 1925 hat er Klage auf Zahlung von 10 000 5b er⸗ 
hoben. Die Vorinſtanzen haben abgewieſen Das RG. hat 
aufgehoben. Der Kl. gründet ſeine Anſprüche auf die 
Schadenserſatzpflicht der Bekl. wegen Leiſtungsverzugs und 
auf die allgemeine Aufwertung nach 8 242 BGB. Nach ſtän⸗ 
diger Rſpr. des NG. kann die letztere Klagebegründung nur 
dann in Betracht kommen, wenn der erſtere Geſichtspunkt die 
Klage nicht zum Ziele führt. Entſprechend hatte auch der Kl. 
in ſeinem Replikſchriftſatz v. 19. Febr. 1926 hervorgehoben, 
daß er ſeine Anſprüche in erſter Linie auf den Verzug der Be⸗ 
klagten gründe und erſt in zweiter Linie die reine Aufwertung 
verlange; daß er ſpäter dieſen Standpunkt gewechſelt hätte, er⸗ 
geben die Akten nicht. Das BG. erwähnt zunächſt auch den 
reichsgerichtlichen Grundſatz, geht dann aber bei der Erörte⸗ 
rung der Klageforderungen doch den umgekehrten Weg. Bei 
der Nachprüfung iſt indes auf den hauptſächlichen Klagegrund 
des Verzugs zuerſt einzugehen. Das BG. lehnt dieſen ab, 
weil das Verhalten des Kl., der die Bekl. erſt im Oktober 1925 
gemahnt habe, als ein Verzicht auf den Erſatz von Verzugs⸗ 
ſchaden, wenn auch nicht auf die allgemeine Aufwertung aus⸗ 
zulegen ſei. Seine Ausführungen liegen zwar großenteils auf 
tatſächlichem Gebiete, jedoch ſind ſie derart mit rechtlichen Er⸗ 
wägungen durchſetzt, daß eine Nachprüfung im ganzen zuläſſig 
und geboten iſt. Hier muß zunächſt die Annahme Bedenken er⸗ 
wecken, der Kl habe zwar auf den Schadenserſatzanſpruch 
wegen Verzuges, nicht aber auf den Aufwertungsanſpruch aus 
8 242 BGB. verzichtet. Dieſe beiden Rechtsbehelfe find in der 
Rſpr. zahlreicher Gerichte lange Zeit hindurch nicht ausein⸗ 
andergehalten worden, und erſt allmählich wurde durch die 
reichsgerichtliche Rſpr. eine Klarſtellung der Verſchiedenheit 
der beiden Anſpruchsbegründungen und ihres Verhältniſſes 
zueinander erzielt. Eine Kenntnis der in Frage kommenden 
rechtlichen Verſchiedenheiten iſt aber in die Kreiſe der rechk⸗ 
ſuchenden Laien nicht gedrungen; ſie werden darüber regel⸗ 
mäßig erſt durch den Rechtsanwalt belehrt, den ſie wegen der 
Verfolgung ihrer Anſprüche etwa zu Rate ziehen. Bis zu 
einer ſolchen beſonderen Belehrung ſieht erfahrungsgemäß der 
Laie den „Aufwertungsanſpruch“ als einen einheitlichen 
Gegenſtand an, und demzufolge kann ſich deſſen etwaiger Ver⸗ 
zichtswille nur auf den Anſpruch im ganzen erſtrecken. Hier 
die Willensrichtung teilen zu wollen, widerſtreitet der Lebens⸗ 
erfahrung durchaus. Noch mehr als für die Jetztzeit muß die 
Erwägung für die Jahre 1922 bis 1925 gelten, um die es 
ſich bei der Beurteilung des Verhaltens des Kl. handelt. Die 
Überzeugung, daß ihm wegen der Geldentwertung ein Scha⸗ 
denserſatzanſpruch wegen Verzuges zuſtehe, konnte er ſicherlich 
nicht eher erlangen, als über das Beſtehen eines — aus 
8 242 BGB. hergeleiteten — Aufwertungsanſpruchs Klarheit 
geſchaffen war, mithin nicht früher, als die oberſtrichterliche 
Rſpr. den Satz „Mark gleich Mark“ in gewiſſem Umfange 
aufgegeben hatte. Schon die verſchiedene Betrachtungsweiſe 
des BG. hinſichtlich des Verzichts auf den Schadenserſatz⸗ 
anſpruch und auf den reinen Aufwertungsanſpruch, in der 
ſonach ein Verſtoß gegen einen allgemeinen Erfahrungsſatz zu 
ſehen iſt, macht die Aufrechterhaltung des angefochtenen Ur⸗ 
teils unmöglich. Aber auch abgeſehen hiervon iſt die An⸗ 
nahme eines Verzichts des Kl. auf den Erſatzanſpruch wegen 
Verzugsſchadens nicht zu billigen. Der Fall bietet inſofern 
eine Beſonderheit, als über die urſprünglichen Forderungen 
des Kl. rechtskräftige Entſcheidungen in Vorprozeſſen ergangen 
und auf Grund der Verurteilungen Zahlungsleiſtungen er⸗ 
folgt waren. Über die Ausſichten ſeiner etwaigen Aufwer⸗ 
tungsanſprüche konnte ſomit der Kl. erſt dann Klarheit ge⸗ 
winnen, wenn feſtſtand, daß den Entſcheidungen in den Vor⸗ 
prozeſſen keine Rechtskraft erzeugende Wirkung für den „Auf⸗ 
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wertungsprozeß“ beizumeſſen ſei. Die in dieſer Richtung vom 
RG. gefällten Urteile find im September 1924 und in den 
folgenden Monaten ergangen (vgl. RGB.: W. 1926, 151 
und die dort mitgeteilten Entſcheidungen; RG. : Warngiſpr. 
18 (1926), 180 Nr. 128). Erwägt man, daß von der Be 
feſtigung dieſer Rſpr. an noch ein gewiſſer Zeitraum erforder⸗ 
lich war, um die Kenntnis von der Stellungnahme des NÖ- 
allgemein in den Kreiſen der Rechtſuchenden zu verbreiten, 
ſo wird man nicht annehmen können, daß vor dem Früh⸗ 
jahr 1925 eine Klarheit über die Ausſichten einer derartigen 
Rechtsverfolgung, wie ſie für den Kl. in Betracht kam, be⸗ 
ſtanden habe. Soweit in dieſer Hinſicht das BG. eine ab⸗ 
weichende zeitliche Berechnung anſtellt, iſt mithin ſeine Er⸗ 
örterung von Rechtsirrtum beeinflußt. Im gegebenen Falle 
kommt noch ein weiterer Umſtand hinzu, der geeignet war, 
die Ungewißheit für den Kl. zu ſteigern. Die für ſeine Nach⸗ 
forderung hauptſächlich ins Gewicht fallende Zahlung der 
Bekl. war am 21. Juli 1922 geleiſtet worden, und es war im 
hohem Grade fraglich, ob bei der etwaigen Annahme eines 
Stichtages für die Zulaſſung des Aufwertungsanſpruchs jener 
Tag noch in die Zeit fallen würde, für welche die Aufgabe des 
Satzes „Mark gleich Mark“ als gerechtfertigt angeſehen würde. 
Eine Klärung der oberſtrichterlichen Rſpr. bezüglich der 
etwaigen Feſtſetzung eines ſolchen Stichtages war aber im 
Jahre 1925 noch nicht eingetreten. Nach alledem kann, wenn 
der Kl. im Oktober 1925 die Bekl. gemahnt und Ende De 
zember 1925 die Klage erhoben hat, von einer Zögerung, die 
den Schluß auf einen Verzichtswillen des Kl. zuließe, nicht 
die Rede ſein. Ein Zeitraum von einigen Monaten muß ihm 
zur Prüfung und Überlegung belaſſen, und der Grundſatz, daß 
Verzichte niemals zu vermuten ſind, darf nicht ganz beiſeite 
geſchoben werden (vgl. R.: LZ. 1926, 1330; JW. 1927, 
184927 [— RG. 116, 3131), 211444, 2115 16). Irgendwelche 
beſondere Umſtände, die etwa auf einen Verzichtswillen 
des Kl. hindeuteten, hat das BG. nicht anzuführen vermocht, 
Iſt hiernach die Annahme, auf den Erſatzanſpruch wegen Ver⸗ 
zugsſchadens ſei verzichtet worden, unhaltbar, jo iſt die Aus 
hebung des angefochtenen Urteils und die Zurückverweiſung 
der Sache an das BG. geboten. Die Aufhebung hat ſich auch 
auf die Entſcheidung über den Nebenanſpruch des Kl. aus der 
Hinterlegung von 25000 PM. zu erſtrecken, denn der auf 
die in RG. 110, 4012) erſichtlichen Erwägungen geſtützte 


zweite Abweiſungsgrund des BG. kann als ſtichhaltig nicht 


anerkannt werden. Das BG. wird das tatſächliche Vor 
bringen der Parteien zu dieſem Punkte näher zu erörtern 
haben, namentlich die Frage, ob etwa die Bekl. ihre Ein! 
willigung in die Rückzahlung der Sicherheit an den Kl. 
schuldhaft verzögert hat. Bei dieſem Ergebnis bedarf es keines 
Eingehens auf diejenigen Ausführungen des Vorderrichters / 
mit denen er den fubfidiären Klagegrund der Aufwertung nach 
8 242 BGB. abgelehnt hat. Sollte es auf dieſen überhaupt 
noch ankommen, ſo bleibt es dem Kl. freigeſtellt, feine dazu 
in der Reviſionsinſtanz gegebenen Darlegungen vor dem Tat. 
richter zu wiederholen. 
(u. v. 20. Sept. 1927; 155/27 VI. — Dresden.) (ku. 


16. Art. 3 VO. v. 29. Mai 1926 über die auf 
wertung von Verſicherungsanſprüchen; 8 
Aufw G. Die Rechtsgültigkeit der VO. wird be 
jaht. Sie iſt nur anwendbar, wenn zwiſchen den 
30. Tag ſeit der Schadensanzeige und dem Tag 
der Zahlung Geldentwertung ſtattgefunden ha 
Die Verſicherungsſumme bei der Verſicherung 
gegen Feuerſchaden bleibt als Höchſtbetrag vo 
der Geldentwertung unberührt.) 


(n. v. 22. Febr. 1927; 405/26 VI. — ee 
Ku. 
Abgedr. JW. 1927, 147915. 


) JW. 1927, 1849. 2) JW. 1925, 1624. 
Zu 16. A. Anm. von Geh. IR. Dr. Otto Hagen, ebend 


il 
B. Auch ich kann der Entſch. nicht beiftinmen. Hagen, wei 
mit Recht darauf hin, daß durch eine Rſpr., die der Anſicht 15 
RG. folgen würde, die Frage der Aufwertung von Verſichern ua 
anſprüchen tro der VO. v. 22. Mai 1926 von neuem aufgel® 
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17. 88 454, 433 BGB. Zur Erfüllung des 
Kaufvertrages durch den Verkäufer gehört nicht 
die Eintragung des Käufers in das Grundbuch. 
Wohl aber iſt der Verkäufer verpflichtet, alle 
Hinderniſſe zu beſeitigen, die der Eintragung 
des Käufers in das Grundbuch entgegenftehen.] 

Das BG. hält die Vorſchrift des $ 454 BGB. nicht für 
anwendbar, weil der Kl. als Verkäufer den Vertrag noch nicht 
erfüllt habe. Denn zur Erfüllung des Kaufvertrages über 
ein Grundſtück gehöre außer der Übergabe und der Auflaſſung 
die Eintragung des Käufers im Grundbuche, ohne die ſich die 
dem Verkäufer obliegende Verſchaffung des Eigentums nicht 
vollende. Wollte man in einem ſolchen Falle dem Verkäufer 
das Rücktrittsrecht verſagen, ſo wäre die Durchführung ſeiner 
Anſprüche faſt unmöglich. Denn die Einleitung der Zwangs⸗ 
verſteigerung des Grundſtücks zur Beitreibung des Kauf⸗ 
preiſes ſetze voraus, daß der Schuldner als Eigentümer ein⸗ 
getragen ſei ($ 17 ZwVG.), während die nach $ 147 ZwVG. 
zwar zuläſſige Zwangsverwaltung mangels ausreichender Über⸗ 
ſchüſſe in der Regel nicht zur Befriedigung des Verkäufers 
führen werde. Das praktiſche Bedürfnis nötige deshalb auch 
zur Gewährung des Rücktrittsrechts. Die Rev. meint dem⸗ 
gegenüber, daß die Vorausſetzungen des 8 454 BGB. gegeben 
ſeien und deshalb der Kl. das Rücktrittsrecht nicht geltend 
machen könne. Schon durch die Auflaſſung habe der Kl. ſeine 
Verpflichtungen aus dem Kaufvertrage voll erfüllt. Die aus 
§ 433 BGB. zu entnehmende Pflicht zur Eigentumsverſchaf⸗ 
fung bedeute, daß der Verkäufer alles tun müſſe, was ihm zur 
Eigentumsverſchaffung obliege. Dazu gehöre die Bezahlung 
der Wertzuwachsſteuer nicht. Die Erwägung, daß der Kl. die 
Zwangsverſteigerung nicht betreiben könne, greife nicht durch; 
auch genüge die Zwangsverwaltung. Der Kl. könne ſich nicht 
darauf berufen, daß die Käuferin noch nicht eingetragen ſei, 
da er ſelbſt dieſe Eintragung verhindern wolle. Die zweite 
Vorausſetzung des § 454 BGB., die Stundung des Kauf⸗ 
preiſes, liege gleichfalls vor. Der Rev. iſt ſtattgegeben. Die 
wörtliche Auslegung des $ 433 BGB., wonach der Verkäufer 
verpflichtet iſt, dem Käufer das Eigentum an der Sache zu 
verſchaffen, ſcheint zwar die Auffaſſung des BG. zu recht⸗ 
fertigen, daß der Verkäufer eines Grundſtücks dieſer Ver⸗ 
pflichtung erſt dann genügt hat, wenn die Eintragung des 
Käufers als Eigentümer im Grundbuche erfolgt iſt. Zur 
Übereignung eines Grundſtücks iſt außer der in der Form der 
Auflaſſung zu vollziehenden dinglichen Einigung die Um⸗ 
ſchreibung des Eigentums im Grundbuche erforderlich (88 873, 
925 BGB.). Entſcheidend kommt jedoch in Betracht, daß nach 
§ 1 G80. die Grundbücher von den Grundbuchämtern geführt 
werden, und daß die nach den beſtehenden Vorſchriften zu⸗ 


würde. Der entſcheidende Geſichtspunkt, weshalb das Urt. abwegig ift, 
liegt m. A. n. aber wo anders, nämlich darin, daß der Ver⸗ 
ſicherungsfall in eine Zeit fiel, in dem der Verſicherungs⸗ 
vertrag zwiſchen den Parteien nicht mehr beſtanden hat. Wenn die 

ekl. dieſen Einwand nicht gemacht hat, ſo war es freilich für das 
Gericht nicht ohne weiteres möglich, darauf einzugehen. Die VO. 
b. 22. Mai 1926 hat ſolche Fälle nicht geregelt. 

Der Verſicherungsfall iſt am 28. Okt. 1923 eingetreten. Seit der 
ſtarken Entwertung der Mark um die Jahreswende 1922/3, die 
fig) dann ſeit Ende Mai 1923 kataſtrophal entwickelte, konnte keine 
tede mehr davon fein, daß Prämien, die in Papiermark bezahlt 
wurden, eine Erfüllung des Verſicherungsvertrages darſtellten oder 
daß der Verſicherer ſie als Erfüllung angenommen hat. Man nimmt 
daher jetzt auch überwiegend an, daß Verſicherungs verträge, 
Ste bis zur Stabiliſierung der Mark nicht auf wertbeſtändiger 

rundlage umgeſtellt worden ſind, wozu es aber einer, 
wenn auch ſtillſchweigenden, Einigung beider Teile bedurfte, ihre 
Wirkſamkeit verloren haben und deshalb von ſelbſt 
hinfällig geworden ſind. Der Tatbeſtand des Urteils, ſoweit 
er abgedruckt iſt, ſagt von einer Umſtellung auf Feſtmark oder 
eine andere Währung nichts. Ich gehe daher davon aus, daß die ur⸗ 
Prünglichen Papiermarkſummen zwar mehrfach erhöht worden, aber 
doch Papiermarkſummen geblieben ſind. Dann war aber der Kl. z. Z. 
des Brandes überhaupt nicht gedeckt. Umgekehrt geht die Praxis 
dahin, Anſprüche der Verſicherer aus allen Papiermarkverträgen, alſo 
- auf nachträgliche Zahlung von Prämien in aufgewertetem Be⸗ 
mage oder auf Rechnungslegung (bei laufenden Transport- und bei 
Kreditverſicherungen) abzulehnen, weil die Verträge nicht mehr be⸗ 
Neben. In der Verneinung eines Verſicherungsſchutzes des Kl. liegt 
im vorliegenden Falle auch keine Unbilligkeit. Denn ſeine Leistungen 


_ 
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ſtändigen Beamten namentlich die Eintragungen im Grund⸗ 
buche vorzunehmen haben. Der Verkäufer iſt rechtlich außer⸗ 
ſtande, dieſe behördliche Tätigkeit zu beſorgen, und dieſe kann 
daher begrifflich nicht unmittelbarer Gegenſtand einer rechts⸗ 
geſchäftlichen Verpflichtung des Verkäufers ſein. Die Ver⸗ 
pflichtung des Verkäufers erſchöpft ſich vielmehr darin, daß er 
alles zu tun hat, was ihm nach dem Geſetze oder dem Ver⸗ 
trage im einzelnen Falle obliegt, um die vom Grundbuchamt 
zu bewirkende Umſchreibung des Eigentums herbeizuführen. 
Daß der Käufer verpflichtet iſt, die nach ſachenrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften zur Übertragung oder Rechtsverſchaffung erforder⸗ 
lichen Erklärungen und Handlungen vorzunehmen, iſt ſchon 
in den Motiven (Bd. II S. 317) zu dem mit $ 433 BGB. 
dem Sinne nach übereinſtimmenden § 459 des 1. Entwurfs 
zum BGB. ausgeſprochen. Unter normalen Umſtänden wird 
die Mitwirkung des Verkäufers bei der formgerechten Er⸗ 
klärung der Auflaſſung und die Bewilligung der Eintragung 
des Käufers im Grundbuche ausreichen, um dem Käufer das 
Eigentum zu verſchaffen. Iſt der Käufer im Beſitze des 
Grundſtücks und imſtande, durch Einreichung der Auflaſſung 
beim Grundbuchamte ſeine Eintragung als Eigentünter mit 
Erfolg zu beantragen, ſo iſt er inſoweit befriedigt und hat 
keinen weiteren Anſpruch auf Erfüllung des Kaufvertrages 
gegen den Verkäufer. Zu den Pflichten des Verkäufers gehört 
es aber andererſeits, Hinderniſſe zu beſeitigen, welche der Um⸗ 
ſchreibung im Grundbuche entgegenſtehen oder nachträglich ent- 
ſtehen, falls die Vertragſchließenden nichts anderes vereinbart 
haben. So hat das RG. ausgeſprochen, daß der Verkäufer, 
wenn er das Eigentum noch nicht erlangt hatte oder nicht mehr 
Eigentümer war, abgeſehen von dem Ausnahmefalle des 8 41 
GBO. zunächſt ſeine eigene Eintragung oder doch die erforder⸗ 
liche Zuſtimmung des Eigentümers zur Umſchreibung herbei- 
zuführen hat (RG.: JurR. 1926 Nr. 2015; RG.: JW. 1927, 
977 10; RG. 113, 405) 1). Iſt die Eintragung des Erwerbers 
von der Entrichtung oder Sicherſtellung beſtimmter an den 
Eigentumsübergang geknüpfter Steuern abhängig (vgl. z. B. 
8 24 GrErwStG.), jo hat der Verkäufer entgegen der Mei⸗ 
nung der Rev. das Erforderliche zu veranlaſſen, falls ihm die 
Steuer zur Laſt fällt. Ob die Eröffnung des Konkurs⸗ 
verfahrens über das Vermögen des Verkäufers nach der Auf- 
laſſung die Eintragung des Erwerbs hindert und die volle 
Erfüllung i. S. des § 17 KO. alsdann nicht vorliegt (RG. 
85, 403), bedarf hier keiner Erörterung. In der angeführten 
Entſcheidung iſt die Frage, ob der Verkäufer nach § 433 
BGB. auch dafür einzuſtehen habe, daß die ordnungsmäßige 
Auflaſſung auch zur Eintragung des Erwerbers im Grund⸗ 
buche führe, ausdrücklich offen gelaſſen. Auch i. S. des § 454 
BGB. kann zur Erfüllung des Vertrages nicht mehr ver⸗ 
langt werden, als was der Käufer nach § 433 BGB. zu leiſten 


für die zur Zeit des Brandes laufende Verſicherungsperiode ent⸗ 
ſprachen ebenfalls nicht mehr der urſprünglichen Vereinbarung, ſelbſt 
wenn man unterſtellt, daß noch bis in das Jahr 1923 hinein 
Erhöhungen der Prämien und der Verſicherungsſummen er⸗ 
folgt ſein ſollten, was die abgedruckten Gründe nicht erkennen 
laſſen. Einer Mahnung und Kündigung gem. 8 39 VVG. bedurfte es 
deshalb m. A. n. nicht, abgeſehen davon, daß eine Mahnung, wenn 
der Nominalbetrag der Prämie in Papiermark gezahlt war, gar nicht 
möglich war. Kein Verſicherungsnehmer, der Ende 1923 einen 
Schaden erlitt, konnte damit rechnen, durch einen auf Papiermark 
lautenden Verſicherungsvertrag gedeckt zu ſein. 

Waren aber derartige Verſicherungsverträge ohne weiteres hin⸗ 
fällig, ſo entfällt damit eine Prüfung der Frage, ob die Verſicherungs⸗ 
ſumme ihrem vollen Goldwerte nach beſtehen geblieben iſt, und es 
bedarf keiner Berufung auf das viel erörterte Urteil des RG. v. 
8. Dez. 1925. Wohin die gegenteilige Anſicht führt, zeigt das auf⸗ 
gehobene Urteil des OLG. Marienwerder, das zu einer Zahlung 
von 105 RM verurteilt hat und von dem Verſicherten wie ein Hohn 
empfunden ſein muß. Ebenſo unbefriedigend muten aber die Gründe 
des RG. an. Welche Folgen dieſe Rſpr. für die Anwendung der VO. 
v. 22. Mai 1926 hat, iſt ſchon von Hagen a. a. O. erörtert. Da 
fie von wirkſamen Verträgen ausgeht, jo konnte fie derartige Fälle 
wie den vorl. nicht in den Kreis ihrer Regelung einbeziehen. Nötigen⸗ 
falls bedarf es einer Ergänzung dieſer VO. dahin, daß Verſiche⸗ 
rungsverträge in Papiermark ſeit der Zeit der kataſtrophalen Mark⸗ 
entwertung hinfällig geworden find (ogl. im einzelnen meine Aus⸗ 
führungen in „Vers. u. Geldwirtſchaft“ 1927, 401 ff., 412 f.). 

LGDir. Kerſting, Berlin⸗Dahlem. 


1) JW. 1926, 2621. 
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ſchuldig iſt (RENRKomm. Bem. 1 zu § 454). Die Anſicht des 
BG., daß zur vollen Erfüllung des Kaufvertrages ſchlechthin 
die Eintragung des Käufers erfordert werden müjje, kann 
nicht für zutreffend erachtet werden (RG. im Recht 1907 
Nr. 3785; vgl. Planck 4. Aufl. Bem. 2 a; Staudinger 
9. Aufl. Bem. 4a zu 8454 BGB.). Auch die weiteren Gründe 
des BG. über das praktiſche Bedürfnis des Verkäufers ver⸗ 
mögen ſeine Anſicht nicht zu ſtützen. Der von der II. Kom⸗ 
miſſion aufgeſtellte jetzige 8 454 BGB. iſt in den Protokollen 
namentlich mit folgenden Erwägungen begründet: „Der Käu⸗ 
fer erwerbe die Sache, um ſie zu ſeinen Zwecken zu verwenden. 
Die Verwendung beſtehe häufig in Verbrauch oder Weiter⸗ 
veräußerung, häufig in einer Umgeftaltung. in den meiſten 
Fällen bringe ſie eine Wertminderung mit ſich. In ſolchen 
Fällen den Käufer zu verpflichten, ſeine tatſächlichen oder 
rechtlichen Verfügungen rückgängig zu machen oder Schadens⸗ 
erſatz wegen derſelben zu leiſten, wäre eine unbillige Be⸗ 
laſtung des Käufers.“ Und an anderer Stelle: „Das Rück⸗ 
trittsrecht beruhe auf dem Gedanken, daß bei gegenſeitigen 
Verträgen in der Regel Zug um Zug erfüllt werde oden 
jedenfalls die Leiſtung in der Erwartung der Gegenleiſtung 
erfolge. Mit der Stundung des Kaufpreiſes werde aber der 
innere Zuſammenhang zwiſchen der Lieferung der Ware und 
der Zahlung des Kaufpreiſes gelöſt. Es liege deswegen nahe, 
in der Stundung des Kaufpreiſes einen Verzicht auf das 
Rücktrittsrecht zu erblicken“ (Prot. S. 1739 ff., in den Mate⸗ 
rialien bei Mugdan Bd. 2 S. 775 ff.). Hiernach bezweckt 
die Beſeitigung des Rücktrittsrechts weſentlich den Schutz des 
Käufers, dem die Verfügung über die Sache unter Stundung 
des Kaufpreiſes eingeräumt iſt. Das Intereſſe des Verkäufers 
an der Aufrechterhaltung in beſonderen Fällen kann deshalb 
nicht, wie das BG. will, zur Auslegung des § 454 BGB. 
herangezogen werden. Außerdem iſt die Darlegung des BG., 
daß der Kl. bei Ausſchluß des Rücktrittsrechts ſeine Befrie⸗ 
digung durch Zwangsvollſtreckung nicht erreichen könne, nicht 
ſchlüſſig. Zwar ift weder die Zwangsverſteigerung noch die 
Zwangsverwaltung des Grundſtücks wegen der Reſtkaufgeld⸗ 
forderung zuläſſig, ſolange die Bekl. nicht als Eigentümerin 
und die Hypotheken für den geſtundeten Kaufpreis eingetragen 
ſind. Allein das BG. überſieht, daß der Kl., wenn ihm das 
geltend gemachte Rücktrittsrecht abgeſprochen wird, gehalten 
iſt, den Vertrag zu erfüllen, und daß dann durch die vertrags⸗ 
mäßigen Eintragungen im Grundbuche die Zwangsvoll⸗ 
ftredung in das Grundſtück in vollem Umfange ermöglicht 
wird. Sollten aber die Eintragungen im Grundbuche daran 
ſcheitern, daß die Bekl. die von ihr zu leiſtenden Beträge an 
Gerichtskoſten und Grunderwerbsſteuer nicht aufbringt, ſo 
würde in Frage kommen, ob nicht die endgültige Abnahme des 
Grundſtücks durch Bewirkung der Eintragung der Bekl. im 
Grundbuche und die Beſtellung der Hypotheken für das Reſt⸗ 
kaufgeld — nicht geſtundete — Hauptleiſtungen der Bekl. dar⸗ 
ſtellen, wegen deren Nichterfüllung dem Kl. die Rechte aus 
8 326 BGB. zuſtehen würden. Nach alledem würde die Auf⸗ 
laſſung als Erfüllung des Kaufvertrages gelten können, wenn 
nicht vom Kl. zu beſeitigende Hinderniſſe der Eintragung der 
Käuferin im Grundbuche entgegenſtehen. Der Kl. hat in die⸗ 
ſer Richtung ſelbſt vorgetragen, daß das Grundbuchamt die 
Umſchreibung auch von der Sicherſtellung der Wertzuwachs⸗ 
ſteuer abhängig gemacht habe, deren Entrichtung der Kl. ver⸗ 
tragsmäßig übernommen hat. Iſt die Verfügung des Grund⸗ 
buchamts inſoweit zu Recht ergangen, ſo daß ihre Aufhebung 
im Beſchwerdeverfahren nicht erreicht werden könnte, worüber 
das BG. ſich bisher nicht ausgeſprochen hat, jo würde der 
Kl., ſolange er dem Verlangen des Grundbuchamts nicht ge⸗ 
nügt hat, den Vertrag i. S. des 8 454 BGB. noch nicht voll 
erfüllt haben. Unhaltbar iſt die in der mündlichen Verhand⸗ 
lung vertretene Meinung der Rev., dem Kl. ſtehe die Einrede 
der Argliſt entgegen, wenn er ſelbſt die volle Erfüllung ver⸗ 
weigere und dadurch die Anwendung des § 454 BGB. ver⸗ 
hindere. Das Geſetz knüpft den Ausſchluß des Rücktrittsrechts 
lediglich an die Tatſache der Erfüllung durch den Verkäufer. 
Die Nichterfüllung, mag ſie auch auf Verſchulden des Ver⸗ 
käufers beruhen, kann unter dem Geſichtspunkte von Treu und 
Glauben niemals der Erfüllung i. S. des 8 454 BGB. gleich⸗ 


geſtellt werden. 
(U. v. 26. Sept. 1927; 19/27 VI. — Dresden.) [Sch.] 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


18. $ 313 BG B.; 88 8 Abſ. 2 Satz 2, 16 PrGr⸗ 
Verk. v. 20. Juli 1925. Die Verſäumung der 
für den Beſcheid in der Beſchwerdeinſtanz be⸗ 
ſtimmten Friſt von 3 Wochen hat nicht die Folge, 
daß die Genehmigung als erteilt gilt. Alle vor 
dem 4. Aug. 1925 abgeſchloſſenen Grundſtücks⸗ 
verkäufe bedürfen der Genehmigung, auch wenn 
1 erſt nach dem 4. Aug. 1925 erfolgt 
iſt. 

(U. v. 22. Juli 1927; 142/27 II. — Naumburg.) (Ku.] 


Abgedr. JW. 1927, 251216. 


Zu 18. Die Entſch. iſt von weittragender Bedeu⸗ 
tung. Bisher war die herrſchende Meinung, daß eine Auflaſſung, 
die nach dem Außerkrafttreten des Geſ. v. 10. Febr. 1923 erfolgt 
ift, einer Genehmigung nicht bedarf (vgl. KG.: JW. 1925, 2617 
und 1926, 26423). Hieran hat die Praxis ſich gehalten. Die obige 
Entſch. ſtellt nun feſt, daß mindeſtens ſolche Auflaſſungen, welche 
zur Erfüllung eines vor dem 4. Aug. 1925 abgeſchloſſenen Kauſal⸗ 
geſchäfts vorgenommen werden, der Genehmigungspflicht unter⸗ 
liegen und daß derartige Auflaſſungen endgültig unwirkſam werden, 
wenn die Genehmigung des Kauſalgeſchäfts rechtskräftig verſagt 
wird. Wird dagegen der Kaufvertrag nach dem 4. Aug. 1925 
wiederholt und die Auflaſſung im Anſchluß daran erteilt, ſo be⸗ 
darf es einer Genehmigung nicht. Dahingeſtellt bleibt, ob eine Auf 
laſſung, die unabhängig von dem vorausgehenden Kaufvertrag 
na 1125 Außerkrafttreten des GrVerk®. erfolgt, genehmigungs⸗ 
frei iſt. 

Dieſe Rechtsgrundſätze ſind geeignet, eine neue, ſehr bedauer⸗ 
liche Unſicherheit in den Grundſtücksverkehr zu bringen. Wird dem 
Grundbuchrichter eine Auflaſſung überreicht, die nach dem 4. Aug. 
1925 vorgenommen iſt, ſo muß er hiernach prüfen, ob dieſe Auf⸗ 
laſſung zur Erfüllung eines älteren Kauſalgeſchäfts oder ob ſie un⸗ 
abhängig von dem vorausgegangenen Kauſalgeſchäft vorgenommen 
iſt. Bisher war es ein anerkannter Rechtsgrundſaß, daß die Gültig⸗ 
keit der Auflaſſung von dem Kauſalgeſchaft unabhängig iſt. Nach 
obiger Entſch. ſoll das Gegenteil für alle Auflaſſungen gelten, denen 
ein vor dem 4. Aug. 1925 abgeſchloſſenes Verpflichtungsgeſchäft 
zugrunde liegt. Wie nun allerdings praktiſch die Unabhängigkeit 
der Auflaſſung von dem Kauſalgeſchaft — noch dazu in den Formen 
des Grundbuchverkehrs — bewieſen werden ſoll, iſt ſchwer zu 
ſagen. Eine weitere Schwierigkeit ergibt ſich hinſichtlich der vielfach 
auf Grund von Vergleichen im Schwarzkaufſtreit erklärten Ber 
ſtatigungen der früheren Auflaſſung oder der Wiederholung dieſer 
Auflaſſung. Hier entſteht die Frage, ob die auf Grund eines Ver⸗ 
gleichs vorgenommene erneute Auflaſſung zur Erfüllung des alten, 
ſtreitig gewordenen Kaufvertrages vorgenommen worden iſt oder 
nur zur Erfüllung des Vergleichs. In zahlreichen Vergleichen wird 
der alte Kaufvertrag lediglich beftäfigt, eine Zuzahlung vereinbart 
und ſodann die Auflaſſung wiederholt. In dieſen Fällen iſt die Auf⸗ 
laſſung mindeſtens auch zur Erfüllung des alten Kaufvertrages 
erfolgt. Ob in dem Vergleich eine Wiederholung des Kauf 
vertrages, wie fie in obiger Entfch. verlangt wird, zu erblicken iſt 
oder nur ſeine Beſtätigung, kann nicht immer mit Sicherheit 
geſagt werden. Aufrechterhalten und beſtätigt war der Kaufvertrag 
auch in dem oben entſchiedenen Fall; denn er war in der Auf 
laſſungsverhandlung ausdrücklich erwähnt. In der Erfüllung eines 
Kaufvertrages liegt aber der ſtärkſte Ausdruck für ſeine Ber 
ſtätigung und Aufrechterhaltung. Dieſe genügte aber dem RG. nicht; 
vielmehr wurde eine Wiederholung des Kaufvertrages verlangt. Der 
rechtliche Unterſchied zwiſchen einer Aufrechterhaltung und einer 
Wiederholung des Vertrages ift aber ein außerordentlich fließender. 
Das RG. verlangt Vorliegen der Wiederholungsabſicht. 
Hiernach genügt es offenbar, daß die Parteien lediglich die Er⸗ 
Klärung abgeben, daß ſie den Kaufabſchluß wiederholen und die 
Auflaſſung erklären. So verſtanden bildet aber die Wiederholung 
nur eine Formalität, deren Vorliegen oftmals nur ſchwer feſtgeſtellt 
werden kann. Iſt nämlich auf Grund der Auflafjung die Eintragung 
im Grundbuche erfolgt, fo iſt gem. $ 313 Satz 2 BOB. eine form 
loſe Wiederholung des Kaufvertrages rechtsgültig geworden. Es 
kommt alſo darauf an, ob die Erklärungen, die die Parteien auch 
nur mündlich bei Gelegenheit der Auflaſſung abgegeben haben, 
eine Wiederholung oder nur eine Beſtätigung des alten Kauf⸗ 
vertrages enthalten. Den Wiederholungswillen will RG. in der 
obigen Entſch. verneinen, weil die Parteien bei der Auflaſſung an 
der Wirkſamkeit des Grundgeſchäfts nicht gezweifelt haben. Haben 
die Parteien aber von dem Genehmigungserfordernis bez. den 
Grundgeſchäfts Kenntnis gehabt, was auf Grund der Velehrung 
durch den Notar wohl regelmäßig der Fall geweſen iſt, ſo war 
ihnen auch die ſchwebende Unwirkſamkeit des Kaufvertrages ber 
kannt. Haben die Parteien trotzdem die Auflaſſung vorgenommen, 


hierbei auf den Kaufvertrag Bezug genommen und einen Antrag 
auf behördliche Genehmigung unterlaſſen, ſo dürfte mindeſtens in 


t 56. Jahrg. 1927 Heft 50] 


** 19. 88 53, 52, 49, 48 Diſz G. v. 21. Juli 1852. 

1. Nicht nur im Falle der Freiſprechung, ſon⸗ 
dern in allen Fällen, in denen das Diſziplinar⸗ 
verfahren zu Ende geht, ohne daß es zu einer 

erurteilung des Beamten kommt, muß dem 
Beamten der ihm infolge der Suspenſion ein⸗ 
gehaltene Teil feines Dienſteinkommens nach⸗ 
gezahlt werden. 

2. Die Suspenſionsverfügung bedarf zwar 
zu ihrer Wirkſamkeit nicht der Zuſtellung an den 
Beamten; es genügt aber auch nicht bloßes Aften- 
kundigmachen; die Suspenſion muß vielmehr 
durch ihre Vollziehung kundgetan werden. 

3. Berechnung des Zeitpunktes des Wirk⸗ 
ſamwerdens und der Dauer der Suspenfion.]}) 
(U. v. 20. Sept. 1927; 19/27 III. — Hamm.) [ch.] 

Abgedr. IW. 1927, 2849 10. 


der Regel anzunehmen ſein, daß die Parteien die Abſicht gehabt 
haben, auf Grund der ſeit dem 4. Aug. 1925 geltenden Ge⸗ 
nehmigungsfreiheit das Geſchäft zur Durchführung zu bringen. Bei 
einer ſolchen Sachlage iſt es ſchwer, ein Unterſcheidungsmerkmal 
dafür zu finden, ob die Parteien den Kaufvertrag mündlich oder 
ſtillſchweigend wiederholt oder nur anerkannt und be 
ſtätigt haben. 

Es fragt ſich, ob dieſe Rechtsunſicherheit nach dem Wortlaut 
und Inhalt des Geſ. v. 20. Juli 1925 unvermeidlich war. Nach 
dieſem Gef. iſt das GrBerkG. mit Wirkung für die Rechtsgeſchäfte 
($ 1), welche nach dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes neu abge⸗ 
ſchloſſen werden, außer Kraft getreten. In § 1 des Geſ. v. 
10. Febr. 1923 ſind aber nicht nur die Verpflichtungsgeſchäfte, 
ſondern in Satz 3 ausdrücklich auch die Auflaſſungen als ge⸗ 
nehmigungspflichtige Rechtsgeſchäfte erwähnt. Allerdings iſt die Auf⸗ 
laſſung nur dann genehmigungspflichtig, wenn das zugrunde 
liegende Verpflichtungsgeſchäft nicht genehmigt iſt. Da dieſe Vor⸗ 
ausſetzung aber im obigen Fall vorlag, ſo gehörte die Auflaſſung 
unzweifelhaft zu denjenigen Rechtsgeſchäften, die in Art. I des 
Gef. v. 20. Juli 1925 erwähnt find. Das RG. verbindet nun aber 
ohne jede Begründung die zur Erfüllung eines Grundgeſchäfts 
vorgenommenen Rechtshandlungen mit dem Grundgeſchäft zu einer 
Einheit und unterwirft beide gemeinſam dem Genehmigungs⸗ 
zwange. Dieſe Verſchweißung von Grundgeſchäft und Erfüllungs⸗ 
geſchaft entſpricht weder dem Grundbuchrecht, noch dem Geſ. v. 
10. Febr. 1923, das in § 1 Abſ. 1 Satz 3 die ſelbſtändige 
Genehmigung der Auflaſſung ausdrücklich zuläßt. Es iſt daher 
nicht abzuſehen, weshalb der Begriff des „Rechtsgeſchäfts“ i. S. 
bes Gef. v. 20. Juli 1925 ein anderer fein ſollte als i. S. des 
§ 1 Geſ. v. 10. Febr. 1923, obgleich erſteres Geſetz ausdrücklich 
auf dieſen § 1 verweiſt. Da die Wiederholung des Kaufvertrages 
nach dem 4. Aug. 1925 auch durch formloſe und ſtillſchweigende 
Erklärung erfolgen kann, beſteht auch kein erkennbares Intereſſe 
des Geſetzgebers daran, eine Auflaſſung, die nach dem Außerkraft⸗ 
treten des Geſ. v. 10. Febr. 1923 erfolgte, noch einer Ge⸗ 
nehmigungspflicht zu unterwerfen, von der die Parteien ſich will⸗ 
ürlich befreien können. Ein ſolcher Formalismus kann dem Geſetz 
nur dann unterſtellt werden, denn der Wortlaut des Geſetzes un⸗ 
abweislich dazu zwingt, den Verkehr in praktiſch völlig unwirkſame 
lormaliſtiſche Feſſeln zu ſchlagen. Da dies nach dem Gef. v. 20. Juli 
925 jedoch keineswegs geboten iſt, kann der obigen Entſch. nicht 
zugeſtimmt werden. RA. Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin. 


Zu 19. Die Suspenſion iſt ein rechtsvernichtender Verwaltungs⸗ 
akt mit doppelter Wirkung. Ju erſter Linie wird dem Beamten 
das Recht auf Ausübung des ihm durch den Hoheitsakt der An⸗ 
ſtellung übertragenen Amtsrechts entzogen, ferner wird fein Ge⸗ 
haltsanſpruch geſchmälert. Daß beides nur auf Zeit und bedingt 
Helchieht, ändert nichts an dem allgemeinen Grundſatze, daß zur 

echtswirkſamkeit ſolcher Verfügungen ihre Kundbarmachung 
als conditio juris, d. i. rechtsnotwendig, gehört. Inſofern darf man 
in Umkehrung eines bekannten Rechtsſprichwortes jagen: „Quod non 
86 in mundo, non est in actis.“ Mißverſtändlich erſcheint darum 
bie Bemerkung des ob. Urt., die Suspenſion bedürfe zu ihrer 
Wirkſamkeit nicht der Zuſtellung an den Beamten. Das mögliche 
ißverſtändnis wird aber dadurch beſeitigt, daß als genügende 
Kundbarmachung die Vollziehung des Suspenſionsbeſchluſſes 
zu gelten hat. Dem iſt beizutreten. 

Aus der Natur der Suspenſion als rechtsvernichtenden Ver⸗ 
waltungsakts folgt im Gebiet des preuß. Rechts weiter, daß auch 
der bereits entſtandene Gehaltsanſpruch im Augenblick der Zu⸗ 
lellung des Suspenſionsbeſchluſſes entſprechend verkürzt wird. 
Diefe Folge iſt ſogar bez. des ſchon vereinnahmten Gehalts zu 
stehen. RA. Dr. Görres, Berlin. 


— 
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Beſchwerdeentſcheidungen gegen 
die Entſcheidungen der Aufwertungsſtellen. 


1. Preußen. 


Berichtet von den Mitgliedern des Aufwertungsſenates 
des Kammergerichts. 


1. 8 3 Abſ. 1 Ziff. 8 AufwG. Die Übernahme nur des 
Geſchäftsvermögens eines Einzelkaufmanns iſt nicht eine 
„Übernahme eines Vermögens als Ganzen“ i. S. § 3 Abſ. 1 
Ziff. 8 Aufw G. +) 


Das LG. hat zutreffend bei der Berechnung des Goldmark⸗ 
betrages der Hypotheken die Anwendung des 83 Abſ. 1 Ziff. 8 
Aufw®. verneint. Der Sen. hat allerdings in ſtändiger Rſpr. 
entſchieden, daß ein Erwerb durch Übernahme eines Vermögens 
als Ganzen nicht nur dann vorliegt, wenn jemand das geſamte 
Vermögen einer anderen natürlichen oder juriſtiſchen Perſon über⸗ 
nimmt, ſondern auch dann, wenn nur eine relativ verſelbſtändigte 
Vermögensmaſſe übertragen wird. So hat der Sen. eine Ver⸗ 
mögensübernahme als Ganzen i. S. des § 3 Abſ. 1 Ziff. 8 Aufn. 
angenommen in dem Falle, daß bei Auflöſung einer Sparkaffe, 
die keine eigene Rechtsperſönlichkeit beſitzt, zugunſten einer an⸗ 
deren die Spareinlagen und Hypotheken reſtlos der anderen Spar⸗ 
kaſſe zugeführt werden (KG. v. 23. Juli 1926 in 9 Aw III 448/26 
JW. 1926, 2368 2), bei übernahme des geſamten Vermögens 
einer offenen Handelsgeſellſchaft (vgl. KG. v. 21. Aug. 1926 in 
9 Aw III 616/26 = JW. 1926, 29261) und bei Übernahme des 
in Deutſch⸗Oberſchleſien verbliebenen Sondervermögens einer im 
polniſch gewordenen Oberſchleſien domizilierenden AktG. (vgl. KG. 
v. 28. Juli 1927 in 9 Aw III 374/27, zum Abdruck beſtimmt). Der 
hier zu entſcheidende Fall liegt aber weſentlich anders. 

Nach § 17 HGB. iſt die Firma eines Einzelkaufmanns der 
Name, unter dem er im Handel ſeine Geſchäfte betreibt und die 
Unterſchrift abgibt. Sie ſchafft alſo kein beſonderes Rechtsſubjekt, 
neben und außer dem Kaufmann, und andererſeits wird auch — 
im Gegenſatze zu den Handelsgeſellſchaften — beim Einzelkauf⸗ 
mann zwiſchen ſeinem Privat⸗ und feinem Geſchäftsvermogen in 
keiner Weiſe unterſchieden (vgl. Staub, Anm. 2 zu § 17 HGB.). 
Das Geſchäftsvermögen des Einzelkaufmanns kann deshalb nicht 
als ein irgendwie verſelbſtändigtes Sondervermögen desſelben an⸗ 
geſehen werden, und eine Veräußerung des Geſchäftsvermögens 
eines Einzelmaufmanns kann daher nicht als übertragung eines 
Vermögens als Ganzen i. S. des § 3 Abſ. 1 Ziff. 8 Aufw®. gel⸗ 
ten (ebenſo Neukirch, Anm. 9 zu § 3 S. 73; Quaſſowski, 
5. Aufl. S. 74; Schlegelberger⸗-Harmening, 5. Aufl. 
Anm. 10 zu 53 S. 183). Der abweichenden Anſicht von Leh⸗ 
mann⸗Boeſebeck (Anm. 15 zu $3 S. 81/82) kann nicht bei⸗ 
etreten werden. Der Umſtand allein, daß ein Einzelkaufmann 
N Geſchäft mit der Firma übertragen kann und daß im Falle 
einer ſolchen Übertragung nach $ 25 HGB. der Geſchäftsübernehmer 
auch für die Schulden des Geſchäfts haftet, kann zur Rechtferti⸗ 
gung ſeiner Anſicht nicht herangezogen werden. Es iſt dies eine 
Sondervorſchrift des Handelsgeſetzbuchs; trotz derſelben iſt aber 
beim Einzelkaufmann ein rechtlicher Unterſchied zwiſchen Ge⸗ 
ſchäfts⸗ und Privatvermögen nicht vorhanden. 

(KG., 9. 8S., Beſchl. v. 8. Sept. 1927, 9 Aw III 1025/27.) 
[KG R. Goedel.] 


* 

2. 8 3 Abſ. 2 S. 2 AufwG. Erliſcht die Hypothek 
durch den Zuſchlag, vereinbaren aber der Gläubiger und 
der Erſteher die Eintragung einer höheren Hypothek, weil 
ein Zuſatzdarlehen gegeben wird, ſo liegt § 3 Abſ. 2 S. 2 


Zu 1. Meiner Anſicht nach bedürfen die vom KG. aus⸗ 
geſprochenen Grundſätze einer Einſchränkung. Dieſelben ſcheinen mir 
nämlich nur für den gewöhnlichen Fall zuzutreffen, daß der Ein⸗ 
zelkaufmann neben ſeinem Handelsgeſchäft noch anderes Ver⸗ 
mögen beſitzt. Liegt aber ausnahmsweiſe dieſer Fall nicht vor, 
macht vielmehr das Handelsgeſchäft das ganze Vermögen eines 
Einzelkaufmanns aus, dann müßten meiner Meinung nach für die 
Beantwortung der Frage, ob Übernahme eines Vermögens im 
ganzen i. S. des 83 Abſ. 1 Ziff. 8 AufwG. vorliegt, ähnliche 
Geſichtspunkte berückſichtigt werden, wie bei Prüfung der Frage, 
ob für die Form des Veräußerungsvertrages §311 BGB. Platz 
greift. Ich verweiſe hierzu auf Staub, HGB. § 22 Anm. 20 
und $25 Anm. 24. Beſitzt tatſächlich der Einzelkaufmann außer 
ſeinem Handelsgeſchäft kein weiteres Vermögen (geringwertige 
Kleidungsſtücke und dergl. können hierbei natürlich nicht als Ver⸗ 
mögen in Betracht kommen), ſo hat er doch, wenn er ſein Han⸗ 
delsgeſchäft veräußert, in Wahrheit ſein ganzes Vermögen ver⸗ 
äußert. In dieſem Falle ſehe ich keinen Grund ein, die Be⸗ 
ſtimmung in § 3 Albſ. 1 Ziff. 8 AufwG. nicht anzuwenden. 

Geh. Zujtizrat Dr. Felix Bondi, Dresden. 
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Aufw G. hinſichtlich des alten Darlehns auch dann vor, 
wenn eine Vereinbarung nach $ 91 Abſ. 2 Zw G. nicht ge⸗ 
troffen worden iſt. f) 


Betrachtet man lediglich die grundbuchlichen Vorgänge, ſo kann 
allerdings kein Zweifel ſein, daß die Hypothek der Antragsgegnerin 
durch den Zuſchlag nach 8 91 Abſ. 1 ZwV. erloſchen iſt und daß 
eine neue Hypothek eingetragen worden iſt, deren dinglicher Schuld⸗ 
ner nicht der alte dingliche Schuldner, ſondern die Erſteher wurden. 
Nach 83 Abſ. 2 Satz 2 AufwG. bleibt es aber für die Berechnung 
des Goldmarkbetrages außer Betracht, wenn im Falle der Gewäh⸗ 
rung eines Zuſatzdarlehens oder aus anderen Gründen unter Auf⸗ 
hebung des bisherigen Rechts zugunſten desſelben Berechtigten ein 
neues einheitliches Recht begründet wird; ein ſolcher Fall liegt hier 
vor, wenn man die Vorgänge wirtſchaftlich betrachtet, wie dies bei 
der Aufwertung erforderlich iſt. Der 8 3 Abſ. 2 Say 2 Aufw. 
will, wie aus den Worten „oder aus anderen Gründen“ hervorgeht, 
in allen Fällen, wo alte Hypotheken in neue aufgehen, ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, unter welchen bürgerlich-rechtlichen Formen die Ande⸗ 
rung vorgeht, die Rechte der alten Hypothekengläubiger wahren, wenn 
nur kein Wechſel in der Perſon des Gläubigers eintritt (KG. 
Aw 1027/26; BayObL®.: JW. 1926, 1835; AufwRſpr. 1926 
Sonderh. I, 8). Der 83 Abſ. 2 Satz 2 AufwG. findet daher nicht 
nur Anwendung, wenn der Gläubiger und der Erſteher gem. 8 91 
Abſ. 2 Zw G. das Fortbeſtehen der alten durch den Zuſchlag er⸗ 
loſchenen Hypothek vereinbaren (vgl. RG. Aw 506/26: JW. 1926, 
2089 1 und 1 X 494/26: Aufwꝗſpr. I, 592), ſondern auch dann, 
wenn ftatt der formellen Vereinbarung gem. § 91 Abſ. 2 Zwo. 
die Löſchung der alten und die Eintragung einer neuen Hypothek 
für die alte Forderung vereinbart worden iſt. Auch die Neubegrün⸗ 
dung eines erloſchenen Rechtes fallt unter 8 3 Abſ. 1 Satz 2 Aufwch. 
(vgl. Nadler, 3. Aufl. S. 24; Neukirch, Bem. 14 zu 8 3 S. 76; 
Quaſſows ki, 5. Aufl. S. 78; KG. Aw III 725/26: JW. 1926, 
26337; OLG. Karlsruhe: AufwRſpr. 1926, 646). 

Die Parteien haben hier vereinbart, daß die alte Forderung 
nicht bezahlt, ſondern von dem Erſteher übernommen werden ſollte, 
und daß den Erſtehern außerdem ein die alte Forderung der Gläu⸗ 
bigerin überſteigender Betrag als Zuſatzdarlehen gegeben werden 
ſollte. Die ganze Schuldſumme ſollte dann unter Löſchung der 
alten Hypothek als neue einheitliche Hypothek eingetragen werden, 
und ſo iſt es auch geſchehen. Würde es ſich nur um die Übernahme 


Zu 2. Der Entfeh. ift im Ergebnis, im weſentlichen auch in der 
Begründung, beizutreten. 

Wird eine Vereinbarung nach 8 91 Abf. 2 getroffen, fo gilt 
das Recht nicht als durch den Zuſchlag erloſchen, es bleibt beſtehen. 
Das ſagt die Vorſchrift ausdrücklich. Für die Anwendung des $ 3 
Abſ. 2 Aufiv®. iſt daher kein Raum vorhanden; es wird weder der 
Inhalt des Rechts geändert, wie Neukirch, Anm. 144, annimmt 
(wenigſtens nicht durch die Vereinbarung als ſolche), noch wird an 
die Stelle des bisherigen Rechts ein neues Recht geſetzt, wie die 
Textentſch. meint. Es iſt ſonach die alte durch den Zuſchlag nicht er⸗ 
loſchene Hypothek, die aufgewertet wird; der Goldmarkbetrag be⸗ 
rechnet ſich nach 8 3 Abſ. 1 Nr. 1, ohne daß man genötigt 
und regelmäßig berechtigt wäre, den Abſ. 2 heran⸗ 
zuziehen, um zu dem gleichen Ergebnis zu gelangen. Nur wenn 
durch hinzukommende Abreden zugleich mit der Vereinbarung der 
Inhalt des Rechts geändert wird (etwa durch Prolongationen, Ande⸗ 
rungen des Zinsſatzes), kann Abſ. 2 Satz 1 herangezogen werden. — 
Das Geſagte wird übrigens auch für den Fall gelten müſſen, wenn 
das von der Vereinbarung betroffene Recht aus dem Verſteige⸗ 
rungserlöſe nicht zur Hebung gelangen, ſondern ausfallen würde, 
wenn nur das Beſtehenbleiben der Abſicht der Beteiligten entſpricht 
(Jäckel⸗Güthe, 8 91 Anm. 9 Abſ. 3). — 

Vorliegend iſt aber die Hypothek mangels einer dem 8 91 
Abſ. 2 ZwVG. entſprechenden Vereinbarung in der Tat durch den 
Zuſchlag nach 8 91 Abſ. 1 erloſchen. Es iſt unter Erweiterung um 
das Zuſatzdarlehn eine neue einheitliche Hypothek eingetragen. Von 
einer Anderung des Inhalts der alten Hypothek i. S. des 8 3 
Abſ. 1 Satz 1 Aufm®. kann man daher bei wörtlicher Auslegung 
ebenſowenig ſprechen, wie von einer Aufhebung des bisherigen 
Rechts i. S. des Satzes 2. „Aufhebung“ beruht auf einer Verfügung 
des Berechtigten; hier iſt aber das Recht kraft Geſetzes er⸗ 
loſchen. Bei formaler Auslegung des Geſetzes würde es ſich alſo, 
auch in Höhe der früheren Forderung, um eine neu begründete Hypo⸗ 
thek handeln und demgemäß der Goldmarhbetrag feſtzuſetzen fein. 
Die Textentſch. hat dieſe Folgerung aber mit Recht verworfen. Für 
das, was der Geſetzgeber wollte, war es ohne jede Bedeutung, ob die 
Hypothek aufgehoben wurde oder erloſchen war. Eniſcheidend iſt allein 
die wirtſchaftliche Identität des Rechts, und dieſe beſteht 
in beiden Fällen in gleicher Weiſe. Es iſt ſo anzuſehen, als ob 
ſtatt der Worte „unter Aufhebung“ der Ausdruck „unter Fortfall 
des bisherigen Rechts“ gebraucht worden wäre. Das KG. hat daher 
den 8 3 Abſ. 2 Satz 2 AufwG. mit Recht angewendet. 

IR. Stillſchweig, Berlin. 
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der alten Hypothel gehandelt haben, fo hätten die Gläubigerin und 
die Erſteher wohl eine Vereinbarung gem. § 91 Abſ. 2 ZwVG. ge 
troffen, und es würde ſich dann der Goldmarkbetrag der alten Hypo⸗ 
thek nach dem Erwerbstage der Gläubigerin bemeſſen. Dadurch, daß 
die Beteiligten, weil die Erſteher zugleich noch ein weiteres Darlehn 
aufnehmen wollten, das mit der alten Hypothek als einheitliches 
Recht eingetragen werden ſollte, ſtatt der Vereinbarung gem. 8 
Abſ. 2 Zw G. die Löſchung der alten Hypothek und deren Erſatz 
durch eine neue Hypothek über einen höheren Betrag vereinbarten, 
nahmen ſie ein Rechtsgeſchäft vor, wie es im § 3 Abf. 2 Satz 2 
Auf. vorgeſehen iſt. Auch hier iſt die alte Hypothek in der neuen 
Hypothek aufgegangen; es handelt ſich, da die an ſich durch Bar⸗ 
zahlung aus dem Verſteigerungserlös zu tilgende Forderung nicht be⸗ 
zahlt iſt, in Wahrheit um eine Prolongation der alten Schuld, ver⸗ 
bunden mit einem Zuſatzdarlehn und einem Wechſel des Schuldners. 

Die Hypothek iſt daher, ſoweit fie ſich mit dem alten Hypo⸗ 
thekenkapital deckt, nach 83 Abſ. 2 Satz 2 Aufm®. nach dem 
urſprünglichen Erwerbe der Antragsgegnerin, alſo zum Nennbetrage 
aufzuwerten. Die Anſicht der Antragsgegnerin, daß auch die Hypo⸗ 
thek in Höhe des Zinsauſpruches von 12 164,10 % und in Höhe des 
Auſpruchs auf Erſtattung von 1565,30 % Koſten und Auslagen, die 
in dem Zwangsverſteigerungsverfahren neben dem Kapital zur Hebung 
gelangen ſollten, nach dem Nennbetrage aufzuwerten ſei, iſt irrig. 
Der 83 Abſ. 2 Satz 2 Aufwch. gilt nur für den Golbmarkbetrag 
der Hypothek, nicht auch der Nebenleiſtungen. 

(Kch., 9. 38., Beſchl. v. 8. Sept. 1927, 9 Aw III 334/27.) 
[KGR. Goedel.] 


* 


3 88 AufmG.; 8 265 ZPO. Veräußert ein Einen“ 
tümer nach dem Inkrafttreten des Aufmw. das belaſtete 
Grundſtück, fo bleiben für die Abwertungsfrage die Ver⸗ 
hältniſſe deſſen maßgebend, der z. 8. des Inkrafttretens 
des AufwG. Eigentümer war. Auf ein z. 8. der Ber“ 
äußerung ſchwebendes Abwertungsverfahren iſt die Ver 
äußerung ohne Einfluß. 

Hier hat ein Eigentümer nach Stellung eines Herabſetzungs⸗ 
antrages infolge Veräußerung des Grundſtücks aufgehört, ding⸗ 
licher Schuldner zu ſein, bevor über ſeinen Herabſetzungsantrag ent⸗ 
ſchieden worden iſt. Das Aufw®. enthält keine Beſtimmungen bare 
über, wie in ſolchem Falle zu verfahren iſt, und auch die nach 873 
AufwG. vorgeſchriebene ſinngemäße Anwendung der Vorſchriften 
des Rach. kann die Frage nicht entſcheiden, da das RF. für 
dieſen Fall keine Beſtimmungen enthält. Die Entfch. der Frage iſt 
daher aus der ZPO. zu entnehmen, deren Vorſchriften ſinngemäß 
anzuwenden ſind, ſoweit ſie auf das Aufwertungsverfahren paſſen. 
Hier kommt $ 265 ZPO. in Frage, deſſen ſinngemäße Anwendung 
der Gen. bereits für den Fall, daß der Gläubiger während des 
Aufwertungsverfahrens abgetreten hat, angenommen hat (vgl. Be⸗ 
ſchluß v. 10. März 1927, 9 Aw III 1385/26). Wendet man den 
8 265 IPOD. ſinngemäß an, fo ergibt ſich, daß der Eigentümer, der 
ein Herabſetzungsverfahren anhängig gemacht hat, nicht gehindert 
iſt, die im Streit befangene Sache, alſo das belaſtete Grundſtück, zu 
veräußern. Die Veräußerung hat auf das Herabſetzungsverfahren 
keinen Einfluß; der Erwerber des Grundſtücks iſt nicht berechtigt, 
ohne Zuſtimmung des Gläubigers das Verfahren als Hauptpartel 
an Stelle des Veräußerers zu übernehmen. Er kann nur als 
Nebenintervenient des bisherigen Eigentümers auftreten (ogl. über 
die Zuläſſigkeit der Nebenintervention im Aufwertungsverfahren 
K. v. 2. Dez. 1926, 9 Aw III 956/26: in JW. 1927, 8035), iſt 
aber dann nicht ſtreitgenöſſiſcher Nebenintervenient i. S. des 9 
ZERO. Dem bisherigen Eigentümer kann, da der Beſchl, nach 8 325 
30. gegen feinen Rechtsnachfolger wirkſam ſein würde, nicht der 
Einwand entgegengeſetzt werden, daß er zur Geltendmachung des 
Herabſetzungsanſpruchs nicht mehr befugt ſei. Er kann alſo das 
Herabſetzungsverfahren weiter betreiben, doch berührt der Erfolg 
oder Nichterfolg in dieſem Verfahren zunächſt und im Regelfalle 
nur die Rechtsſtellung des neuen dinglichen Schuldners, da er jelbfi 
nicht mehr Eigentümer und dinglicher Schuldner ift. Er handelt alſo 
materiell für den Erwerber, und zwar aus deſſen Recht. (Ebenſo 
bis auf die Möglichkeit des Eintritts des Erwerbers als Neben? 
intervenienten, Neukirch, Anm. 9 zu § 8 S. 173/74.) 

Eine weitere Frage iſt, ob in ſolchem Falle bei der Entſch⸗ 
über den Herabſetzungsantrag die perſönlichen und wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe des Veräußerers oder des Erwerbers maßgebend ſind. 
Levis (S. 24), Nadler (Grundbuch⸗ und Aufwertungsfragen, 
3. Aufl. S. 179/80) und Roth (JurR. 1925, 915) halten die 
Verhältniſſe deſſen für maßgebend, der zur Zeit des Inkrafk⸗ 
tretens des Aufw®. Eigentümer war. Lehmann⸗Boeſebeck 
(Anm. 7 zu 8 8); Mügel (Aufwch., Anm. 3 zu 88 6.28) 
Quaſſowski (Anm. III zu § 8 S. 140) und Schlegelberger⸗ 
Harmening (Anm. 5 zu 88 S. 150) dagegen meinen, daß die 
wirtſchaftliche Lage deſſen entſcheidend iſt, der zur Zeit der Br 
ſchlußfaſſung Eigentümer ift, daß aber etwaigen Verſuchen des bis- 
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herigen Eigentümers, zwecks Benachteiligung des Gläubigers einen 
zahlungsſchwachen Eigentümer vorzuſchieben, entgegenzutreten iſt. 
Der Sen. hat ſich der erſteren Anſicht aus folgenden Grün⸗ 
den angeſchloſſen. Durch das Inkrafttreten des AufwG. iſt die auf⸗ 
zuwertende Hypothek ohne weiteres auf 25% ihres Goldmark⸗ 
betrages aufgewertet worden, unbeſchadet der für den Eigen⸗ 
kümer beſtehenden Möglichkeit, in beſtimmten Fällen eine Herab⸗ 
letzung zu beantragen. Wer nach dieſem Zeitpunkte ein mit 
einer Hypothek belaſtetes Grundſtück erwirbt, übernimmt die 
Hypothek ſo, wie ſie durch das Aufwch. aufgewertet iſt, alſo 
auch mit der — vorhandenen oder nicht vorhandenen — Herab- 
ſetzungsmöglichkeit, die für den damaligen Eigentümer beſteht. Es 
entſpricht der Billigkeit, daß dieſe Höhe der Aufwertung der Hypo⸗ 
thek durch eine ſpätere Veräußerung weder zum Vorteil noch zum 
Nachteil des Gläubigers verändert werden darf. Maßgebend müſſen 
alſo für die Abwertungsfrage die Verhältniſſe deſſen bleiben, der 
un Zeitpunkte des Inkrafttretens des Aufwcß. Eigentümer des 
delaſteten Grundſtücks war, und zwar, wie ſtets im Aufwertungs⸗ 
verfahren, ſeine Verhältniſſe im Augenblicke der Entſcheidung. Die 
lufwertungsſtelle muß bei ihrer Entſcheidung daher auch berück— 
ſichtigen, wie fie ſich durch die Veräußerung des Grundſtücks ge⸗ 
ſtaltet haben. 
(K., 9. 3S., Beſchl. v. 12. Mai 1927, 9 Aw III 1666/26.) 
[KGR. Goedel.] 
* 


4. 888,9,10, 15 AufwG®.; 8 242 BGB. Die Prüfung 
ber Frage, in welcher Höhe eine Forderung der im $ 10 
ufwch bezeichneten Art nach Maßgabe der allgemeinen 
Billigteitsgrundſätze des 8 242 BGB. aufgewertet ift, er» 
ledigt zugleich die etwa in Betracht kommende Anwen- 
dung der Härtevorſchriften der 88 8, 9, 15 Aufm®.t) 


Der Antragſteller verlangt vom Antragsgegner die erhöhte 
Aufwertung einer i. J. 1920 begründeten, in der Rückwirkungs⸗ 
zeit ausgezahlten Kaufgeldforderung. Der Antragsgegner, welcher 
das Grundſtück nach Löſchung der für die Forderung beſtehenden 
hypothek veräußert hat, lehnt mit Rückſicht auf die Höhe des er⸗ 
zielten Erlöſes und unter Berufung auf ſeine wirtſchaftliche Lage 
jede Aufwertung ab. Aufwertungsſtelle und LG. haben auf etwa 
0% des maßgebenden Goldmarkbetrages aufgewertet. Die ſofortige 
weitere Beſchwerde des Schuldners iſt zurückgewieſen. 
Während die Aufwertungsſtelle den Streit der Parteien über 
die Höhe des Aufwertungsbetrages der Forderung ausdrücklich aus 
9 10 Abſ. 1 Ziff. 5 AufioG. rechtlich würdigt, enthält der Beſchl. 
des LG. keine Angabe des angewendeten Geſetzes. Seinen Aus- 
ührungen iſt aber zu entnehmen, daß es dieſelbe Beſtinmung an⸗ 


— 


Zu 4 u. 5. Die beiden Beſchl. des 9. ZS. des KG. v. 31. März 
und 4. Aug. 1927 befaſſen ſich mit der Auslegung der Härtellauſel 
des 9 15 AufwGh., insbeſ. deren Verhältnis zur Abweichung vom nor⸗ 
malen Höchſtſaz gem. 8 10 AuſwG. 

Die Entſch. v. 4. Aug. 1927 führt aus, daß es bei der An⸗ 
wendung des § 15 Aufwch. nicht ausſchließlich auf die dort 
ervorgehobenen beſonderen Härtefälle ankomme, ſondern daß da⸗ 
neben auch die ſonſtigen Umſtände des einzelnen Falles zu berück⸗ 
lichtigen ſeien. Dieſer Auffaſſung, die auch der herrſchenden Lehre 
entſpricht, iſt unbedenklich beizupflichten. Wenn nämlich das Gef. in 

15 Ziff. 1-3 Aufwch. auf einzelne Geſtaltungen hinweiſt, die für 
as Vorliegen einer unbilligen Härte ſprechen, ſo wird der Richter 
adurch nicht der Prüfung enthoben, ob denn nun nach den beſon⸗ 
eren Umſtänden tatſächlich die Auferlegung der normalen Auſwer⸗ 
zungsſchuld unangemeſſen iſt. Die gegenteilige Auffaſſung wird, ſoweit 
ich ſehe, nur von Abraham 139, 163 (unter a) und hinſichtlich der 
Öl. 2 von Neukirch, Anm. 6 zu 8 15 AufwG. vertreten. 

0 Zweifelhafter iſt die in beiden Entich. behandelte Frage, wie ſich 
ſic Härteklauſel des 8 15 zu der Aufwertung hypothekariſch ge 
licherter Forderungen gem. § 10 Auf. nach allgemeinen Vor⸗ 
Hriften verhält. Hier bemerkt die Entſch. v. 4. Aug. 1927, der 
915 Saz 2 fei „an ſich“ auch anzuwenden, wenn die Forderung 
gem. 8 10 Aufm®. abweichend vom normalen Höchſtſatz aufzuwerten 
5 Die gegenteilige Auffaſſung des LG. wird ausdrücklich als rechts⸗ 
ſertümlich bezeichnet. Farbloſer aber offenbar in dem gleichen Sinne 
Deicht ſich die Entſch. v. 31. März 1927 aus (ähnlich auch Mügel, 

Aufl., Anm. 8 zu 8 15). 

8 „ Gegen dieſe Auffaſſung ſcheint mir zunächſt der Wortlaut des 
80 15 Satz 2 zu ſprechen. Dort heißt es, „die Aufwertung“ finde nicht 
175 t. „inſoweit“ gewiſſe Härtegründe vorliegen. Demnach muß zu⸗ 
ſtricſt eine gewiſſe („die“) Aufwertung feſtſtehen, die „inſoweit“ ge⸗ 
zrichen wird, als dies im Hinblick auf gewiſſe Geſtaltungen erforder⸗ 

iſt. Bei der freien Aufwertung hingegen gibt es keinen beſtimmten 
zufwertungsſaß, der aus Billigkeitsgründen reduziert wird, ſondern 
870 Billigkeitsgründe ſind bei der zu ermittelnden Aufwertung mit⸗ 
bie uckſichtigt. Inſofern weiſt alſo der Wortlaut des 8 15 Sat 2 auf 
de begrenzte und nicht auf die freie Aufwertung hin. Hinzu kommt 

gendes: Wollte man den 8 15 Saß 2 auch auf frei aufwertbare 
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wenden wollte wie die Aufwertungsſtelle. Daß es dabei das Geſetz 
verletzt hätte, iſt nicht erſichtlich (wird näher ausgeführt). Sind 
aber die vorgebrachten Gründe für eine geringere Aufwertung im 
Rahmen der allgemeinen Billigkeitserwägungen erſchöpfend ge⸗ 
würdigt, ſo iſt der Antragsgegner nicht dadurch beſchwert, daß das 
LG. den Sachverhalt nicht auch aus den ihren allgemeinen Voraus⸗ 
ſetzungen nach für eine Anwendung hier in Frage kommenden 
Härtevorſchriften der 88 8, 9, 15 Satz 2 AufwG. geprüft hat; denn 
dieſe ſtellen ſich nur als beſondere Anwendungsfälle der für die 
Aufwertung nach $ 10 AufivG. maßgebenden Billigkeitsgrundſätze 
dar. Die Anwendung der Härtevorſchriften ſcheidet alſo ohne wei⸗ 
teres aus, wenn nach den Umſtänden des Falles ſogar ein über 
25% hinausgehender Aufwertungsbetrag für billig und angemeſſen 
zu erachten iſt. 
(KG., 9. ZS., Beſchl. v. 31. März 1927, 9 Aw III 1479/26.) 
[LG R. Backs.] 
* 


5. 89 10, 15 S. 2 AufwG.; 8 242 BGB. Die im 8 15 
S. 2 AufwG. hervorgehobenen Tatumſtände, welche im 
Falle der Rückwirkung die Annahme einer die Aufwer— 
tung ganz oder teilweiſe ausſchließenden unbilligen Härte 
begründen können, find bei der Prüfung die ſer Frage 
nicht ausſchließlich, aber neben anderen Tatſachen in erſter 
Linie zu berückſichtigen. Die gleiche erhöhte Bedeutung 
haben die bezeichneten Umſtände, wenn die rlckwirkende 
Aufwertung einer perſönlichen Forderung gemäß $ 10 
AufwG. in Abweichung von dem Normalſatz ſtattfindet, 
auch nach den hierfür maßgebenden allgemeinen Vorſchrif⸗ 
ten. Deren richtige Anwendung erübrigt daher eine wei⸗ 
tere beſondere Prüfung aus $ 15 S. 2 Aufw. f) 


Die Aufwertungsſtelle hat eine Kaufgeldforderung aus dem 
Jahre 1913, welche während der Rückwirkungszeit ausgezahlt iſt, 
nach Anmeldung des Gläubigers und Einſpruch des Schuldners in 
Anwendung der allgemeinen Vorſchriften ohne Heranziehung des 
8 15 Satz 2 AufwG. auf etwa 45% des Goldmarkbetrages aufgewer⸗ 
tet. Die ſofortige Beſchwerde des Antragsgegners iſt vom LG. zur 
rückgewieſen. Es billigt im weſentlichen die Gründe der Aufwertungs⸗ 
ſtelle und erklärt gegenüber einem Beſchwerdeangriffe des Antrags⸗ 
gegners, daß die Härtevorſchriften des 8 15 Satz 2 AufwG. über⸗ 
haupt keine Anwendung finden könnten, weil die Aufwertung eines 
Reſtkaufgeldes gem. 8 10 Aufm®. nach den aus 8 242 BGB. her⸗ 
geleiteten Beſtimmungen des bürgerlichen Rechtes und nicht nach 
den Vorſchriften des AufwG. erfolge. Mit der gegen dieſen Beſchl. 
eingelegten ſofortigen weiteren Beſchwerde rügt der Antragsgegner 
gegenüber dem letzteren Entſcheidungsgrunde, daß das LG. zu Un⸗ 


Forderungen anwenden, ſo könnte dies nur geſchehen, wenn die 
Zahlung im Rückwirkungszeitraum angenommen iſt, ohne daß der 
Gläubiger einen Vorbehalt gemacht hat. Man würde ſomit, wenigſtens 
formal, dazu kommen, frei aufwertbare Forderungen nach verſchie⸗ 
denen Grundſätzen aufzuwerten, je nachdem der Gläubiger einen Vor⸗ 
behalt gemacht hat oder nicht. Dieſer Unterſchied dürfte indeſſen 
den Grundſätzen der rückwirkenden Aufwertung nach allgemeinen 
Vorſchriften widerſprechen, wo es für die Höhe der Aufwertung 
grundſätzlich ohne Bedeutung iſt, ob der Gläubiger einen Vorbehalt 
gemacht hat oder nicht. Die Härteklauſel des § 15 Aufm®. bildet 
offenbar das Gegenſtück zu der Härteklauſel des $ 8, die bei Hypo⸗ 
theken und hypothekariſch geſicherten Forderungen zur Anwendung 
kommt, wenn überhaupt nicht oder unter Vorbehalt des Gläubigers 
gezahlt iſt. Der 88 kann aber auf frei aufwertbare Forderungen 
nicht anwendbar ſein, was allein ſchon daraus hervorgeht, daß die 
Aufwertung nach dieſer Beſtimmung nicht weniger als 150% betragen 
kann, während die Aufwertung nach allgemeinen Vorſchriften nach 
unten unbegrenzt iſt. Demnach iſt es unrichtig, wenn in der Entſch. 
v. 31. März 1927 bei einer frei aufwertbaren Forderung auch auf 
88 AufwG. als in Frage kommende Härtevorſchrift verwieſen wird. 
Trifft es aber zu, daß $ 8 bei der Aufwertung abweichend vom nor⸗ 
malen Höchſtſatz nicht anzuwenden iſt, ſo beſteht m. E. auch für das 
Gegenſtück, nämlich die Härteklauſel des § 15, bei der Aufwertung 
abweichend vom normalen Höchſtſatz keine Verwendung. 

Auf der anderen Seite iſt dem KG. zuzugeben, daß § 15 Ziff. 1 
bis 3 eine Reihe von Geſichtspunkten hervorhebt, die auch nach den 
allgemeinen Vorſchriften von Treu und Glauben zu berückſichtigen 
find. Daraus folgert das KG., daß es bei richtiger Anwendung der 
allgemeinen Vorſchriften von Treu und Glauben einer beſonderen 
Entſch. über die Härtevorſchrift des 8 15 nicht mehr bedarf und daß 
nicht einmal der $ 15 als anzuwendendes Geſ. angegeben zu werden 
braucht, wenn nur zu erkennen iſt, daß die dort hervorgehobenen Ge⸗ 
ſichtspunkte bei der Anwendung der allgemeinen Vorſchriften von 
Treu und Glauben nicht verkannt ſind. Wenn man dies anerkennt, 
fo iſt die Frage, ob die Härtevorſchriften des 8 15 Ziff. 1—3 Aufw®. 
auch bei der Aufwertung abweichend vom normalen Höchſtſaz anzu⸗ 
wenden find, im weſentlichen von theoretiſcher Bedeutung. 

Ru. Dr. Ernſt Boejebeck, Frankfurt a. M. 
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recht die Anwendung des 8 15 Aufw®. grundſätzlich abgelehnt habe. 
Hierzu führt das KG. folgendes aus: 

Die Annahme des LG., daß bei der Aufwertung von Forde⸗ 
rungen der im § 10 Abſ. 1 Aufm®. bezeichneten Art, weil fie nach 
den allgemeinen Vorſchriften zu erfolgen habe, die ſonſtigen Be⸗ 
ſtimmungen des AufwG. ohne weiteres ausgeſchaltet ſeien, iſt nicht 
richtig. Auch ſoweit der 8 10 Aufm®. für die perſönliche Forderung 
eine Abweichung von dem normalen Höchſtſatz zuläßt, gelten die 
88 14 ff. des Gef. über die Vorausſetzungen einer Aufwertung zu⸗ 
gunſten desjenigen Gläubigers, welcher auf ſeine Forderung eine 
Leiſtung angenommen hat. Dazu gehören an ſich auch die Beſtim⸗ 
mungen des 8 15 Satz 2 AufwG., durch welche die Aufwertung Kraft 
Rückwirkung in beſonderen Fällen ganz oder teilweiſe ausgeſchloſſen 
wird. Der in der gegenteiligen Anſicht des LG. enthaltene Rechts⸗ 
irrtum betrifft nicht nur die richtige Anwendung der Vorſchriften des 
815 Satz 2 Aufw®. auf den einzelnen Fall (8 74 Abſ. 1 Satz 4 
Nufw®.), ſondern iſt grundſätzlicher Art und deshalb vom Gericht 
der Rechtsbeſchwerde zu berückſichtigen. 

Eine andere Frage iſt es, ob die den allgemeinen Vorſchriften 
entſprechende Anwendung des billigen Ermeſſens bei der Feſtſetzung 
der Höhe einer frei aufwertbaren Forderung die weitere Prüfung 
aus § 15 Satz 2 AufwG. erübrigt, weil fie dieſelbe bereits mit um⸗ 
faßt. Das iſt, wie der Sen. ſchon im Beſchl. v. 31. März 1927 
(Aw III 1479/26) angenommen hat, bei richtiger Auffaſſung der für 
die freie Aufwertung maßgebenden Billigkeitsgrundſätze zu bejahen. 

815 Satz 2 AufmG. beſtimmt, daß eine Aufwertung Kraft 
Rückwirkung nicht ſtattfindet, ſoweit ſie für den Eigentümer oder den 
perſönlichen Schuldner mit Rückſicht auf gewiſſe Umſtände (ungün⸗ 
ſtige Wirtſchaftslage im allgemeinen, Währungsverluſte, Verdran⸗ 
gungs⸗ und Liquidationsſchäden, Veräußerung des Grundſtückes 
gegen geringen Erlös oder bei weſentlicher Erſchwerung des Regreß⸗ 
anſpruchs gegen den Eigentümer des nicht mehr im Inlande liegen⸗ 
den Grundſtücks, Veräußerung von Gegenſtänden weit unter dem 
wirklichen Werte zwecks Auszahlung der vom Gläubiger gekündigten 
Hypothek) eine unbilfige Härte darſtellen würde. Das bedeutet nicht, 
wie Neukirch, AufwG. zu § 15 Anm. 6, für den beſonderen Fall 
der Ziff. 2 annimmt, daß das Vorliegen einer unbilligen Härte aus⸗ 
ſchließlich im Hinblick auf die im Geſ. hier beſonders hervorgeho⸗ 
benen Vorausſetzungen geprüft werden ſoll. Vielmehr ſind daneben 
— zumal in den Fällen der Ziff. 1 — auch die ſonſtigen Umſtände 
des Falles, alſo außer der wirtſchaftlichen Lage des Schuldners 
z. B. die Tragbarkeit der Belaſtung für das Grundſtück und die 
wirtſchaftliche Lage des Gläubigers, zu berückſichtigen. Immerhin 
iſt nicht zu verkennen, daß nach der Abſicht des Gef. die Tatſachen, 
welche für den Fall der rückwirkenden Aufwertung ausdrücklich für 
geeignet erklärt ſind, die Aufwertung im einzelnen Falle ganz oder 
teilweiſe als unbillige Härte erſcheinen laſſen, bei der Prüfung dieſer 
Frage eine erhöhte Bedeutung gegenüber anderen Tatſachen haben 
ſollen derart, daß die Letzteren erſt in zweiter Linie in Betracht 
kommen (ähnlich Quaſſowski, Aufiv®. zu 8 15 Anm. II Ziff. 1 
und 2; Schlegelberger, Aufw®. zu 8 15 Anm. 5 a, b und ch. 
Das gilt aber im Rahmen der für die freie Aufwertung maßgeben⸗ 
den allgemeinen Billigkeitsgrundſätze ebenfalls. Denn der Umſtand, 
daß der Eigentümer oder der perſönliche Schuldner infolge einer vom 
Gläubiger vorbehaltlos angenommenen Leiſtung ſeine Schuld als 
erledigt anſehen durfte, iſt auch hier geeignet, den im $ 15 Satz 2 
AuſwG. hervorgehobenen einzelnen Momenten beſonderes Gewicht 
zugunſten des Aufwertungsverpflichteten zu verleihen. Das iſt der⸗ 
ſelde Gedanke, wie er den Geſetzgeber zur Schaffung der erweiterten 
Härteklauſel des 8 15 Satz 2 Aufw®, für die Fälle der Rückwirkung 
veranlaßt hat (Schlegelberger, AufwGG. zu § 15 Anm. 5). 
Hier wie dort ſind es alſo die gleichen Billigkeitserwägungen, welche 
zur beſonderen Berückſichtigung der fraglichen Umſtände, im erſteren 
Falle kraft ausdrücklicher Beſtimmung des Geſ. und im zweiten 
Falle nach den allgemeinen Vorſchriften führen. Daraus ergibt ſich 
ein Doppeltes: Die Frage, ob eine Aufwertung über ein beſtimmtes 
Maß hinaus für den Eigentümer oder den perſönlichen Schuldner 
eine unbillige Härte bedeutet, iſt keine grundſätzlich andere als die⸗ 
jenige, welcher Aufwertungsbetrag unter Berückſichtigung aller Um⸗ 
ſtände des Falles nach allgemeinen Billigkeitsregeln angemeſſen iſt. 
Im Rahmen der letzteren iſt aber den zugunſten des Schuldners 
ſprechenden Umſtänden, wie ſie im 8 15 Satz 2 Aufiv®. bezeichnet 
ſind, in den Fällen der Rückwirkung eine größere Bedeutung bei⸗ 
zumeſſen als in denjenigen Fällen, in denen die Aufwertung nicht 
Rraft Rückwirkung ſtattfindet (ebenfo Mügel, Aufwertungsrecht zu 
5 15 Anm. 3). 

Hiernach iſt im vorliegenden Falle die Ablehnung der Anwen⸗ 
dung des § 15 Satz 2 AufioG. als ſolche trotz der vom LG. dafür 
gegebenen irrigen Begründung nicht zu beanstanden. Der angefoch⸗ 
tene Beſchl. gibt aber zu Zweifeln darüber Anlaß, ob das LG. die 
wirtſchaftliche Lage des Antragsgegners, insbeſ. ſeine Währungsver⸗ 
luſte im Hinblick darauf, daß es ſich hier um rückwirkende Aufwer⸗ 
tung handelt, bei der Bemeſſung des Aufwertungsbetrages innerhalb 
der Grenzen des § 10 Aufiv®. ausreichend berückſichtigt hat (wird 
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näher ausgeführt). Aus dieſem Grunde iſt der angefochtene Bel. 
aufgehoben und die Sache an das LG. zurückverwieſen. 
(Kb, 9. 3 SS., Beſchl. v. 4. Ang. 1927, 9 Aw III 2412/27.) 
LG R. Backs. 
* 


6. 58 12, 16 Aufm®. Durch bie bloße Anmeldung 
gemäß s 16 Aufw G. wird den Erforderniſſen des 8 12 Au ſwG. 
nicht genügt, wohl aber dann, wenn ſich der Antragſteller 
in der Anmeldung einen höheren Aufwertungsanſpruch 
für die perſönliche Forderung ausdrücklich vorbehält. 

Am 1. Dez. 1925 meldete die Antragſtellerin die Hypothek und 
die ihr zugrunde liegende Forderung „zur Aufwertung auf 250% des 
Goldmarkbetrages nach Maßgabe der Vorſchriften des AufwG.“ an. 
Sie errechnete die Höhe des Aufwertungsbetrages unter Berückſich⸗ 
tigung der Rückzahlungen auf 14 980,36 GM. Im Anſchluß hieran 
heißt es ſodann in der Anmeldeſchrift: „Hierbei wird eine höhere 
e für die perſönliche Forderung ausdrücklich vor⸗ 

ehalten.“ 

Der als dinglicher und perſönlicher Schuldner bezeichnete An⸗ 
tragsgegner hat Einſpruch nicht eingelegt. Die Hypotheken der An⸗ 
tragſtellerin ſind in Höhe des geſetzlichen Aufwertungsbetrages wieder 
eingetragen worden. 

Die Antragſtellerin hat ſodann mit Schriftſatz v. 24. Mai 1927 
unter Hinweis auf ihre Anmeldeſchrift um Fortſetzung des Verfahrens 
wegen der höheren Aufwertung der perſönlichen Forderung gebeten, 
Sie hat zur Begründung ihres Anſpruches dargelegt, daß die ge 
ſicherte Forderung auf einem Beteiligungsverhältnis beruhe und gem. 
810 Abf. I Ziff. 1 Aufm®. eine Aufwertung der Forderung auf 700 
des Goldmarkbetrages beantragt. 

AufwStelle und LG. haben den Antrag auf höhere Aufwertung 
der perſönlichen Forderung zurückgewieſen. Die ſoſortige Beſchwerde 
hatte Erfolg. 

LG. und AufwStelfe gehen zutreffend davon aus, daß die bloße 
Anmeldung gem. § 16 Aufiw&. den Erforderniſſen des $ 12 AufwG. 
nicht genügt. Sie haben daher mit Recht geprüft, ob die Antrag” 
ſtellerin in der Anmeldeſchrift ihren Willen, mehr als den geſetzlichen 
Höchſtbetrag zu verlangen, erkennbar gemacht hat. Die Vorinſtanzen 
ſind zur Verneinung der Frage gelangt, weil die Antragſtellerin, wie 
ihr Vorbehalt ergebe, zur Zeit der Anmeldung noch nicht den feſten 
Willen gehabt habe, eine höhere Aufwertung zu beanſpruchen. . 

Dieſe Auslegung haftet zu ſehr am buchſtäblichen Sinn des 
Ausdrucks und verletzt dadurch die Vorſchrift des 8 133 BGB. Der 
Sen. iſt daher in der Lage, die Anmeldeſchrift ſelbſt zu würdigen. 
Er iſt der Anſicht, daß die Erklärung der Antragſtellerin, ſie be⸗ 
halte ſich eine höhere Aufwertung für die perſönliche Forderung aus“ 
drücklich vor, nur den Sinn gehabt haben kann, ſie wolle ſich für 
den Fall der geſetzlichen Zuläſſigkeit einer höheren Aufwertung dieſe 
Rechte in vollem Umfange wahren. Die Antragſtellerin hatte alſo 
nicht nur zur Zeit der Anmeldung den feſten Willen, die geſetzlich 
höchſt zuläſſige Aufwertung zu verlangen, ſondern ſie hat dieſem 
Willen auch durch ihre Erklärung dem Antragsgegner gegenüber et“ 
kennbar Ausdruck verliehen. Die Annahme der AufmStelle, die An⸗ 
tragſtellerin habe ſich durch ihre Erklärung nur im Hinblick auf 
eine Geſetzesänderung Rechte wahren wollen, entbehrt nach Lage des 
Falles jeder Wahrſcheinlichkeit. Die von der Antragſtellerin gewählte 
Ausdrucksform erklärt ſich vielmehr zwanglos damit, daß der Begriff 
des Beteiligungsverhältniſſes in der Rſpr. nicht geklärt war. 

Hiernach iſt in der Anmeldung zugleich ein rechtzeitig geſtellter 
Antrag aus 5 12 AufwG. zu erblicken (vgl. auch Nadler, 3. Aufl. 
S. 37 und KG. Aw 1743/26). 


(RS, 9. 38, Beſchl. v. 10. Nov. 1927, Aw III 3872.) 
Mitgeteilt von Syndikus Dr. Zergiebel, Dortmund. 
1 * 

7. In dem Antrag aus $ 12 AufwG. braucht der per” 
ſönliche Schuldner nicht bezeichnet zu werden, die Angabe 
eines unrichtigen Schuldners iſt unſchädlich. }) b 

Wie bei der Anmeldung aus 8 16 AufwG., fo find auch die 
Anforderungen, welche an den Inhalt des Antrages aus 8 12 a. a. O, 
geſtellt werden müſſen, nur geringe. Nach dem Wortlaute des 
812 Satz 1 AufwG. muß in dem Antrage unzweideutig zum Aus? 
druck gebracht werden, daß die Forderung nicht auf den Normalſaß , 


Zu 7. Man wird wohl auch in ſpäterer Zeit der Rſpr. des 
KG. zum Aufw®. mit hoher Anerkennung gedenken, weil ſie es ver⸗ 
ſtanden hat, eine ſpröde Materie und ein nicht allzu glücklich gefaßte? 
Geſetz fo zu handhaben, daß Härten ſoweit nur irgend möglich ves 
mieden blieben. Ju dieſer allgemeinen Richtung des KG. liegt auc) 
die vorl. Entſch. Sie mag aus dem Wortlaut des Geſetzes nicht ohn, 
weiteres zu begründen ſein, ihr Ergebnis entſpricht jedoch dem Rechts⸗ 
gefühl und der Billigkeit (vgl. auch OLG. Hamburg: Aufwgtſpr. 1921 
4.6.9. S. 18). 
RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 
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ſondern unter Abweichung von ihm — alſo höher oder geringer — 
aufgewertet werden ſoll. Danach iſt notwendiges Erfordernis des An⸗ 
trages die genaue Bezeichnung der Forderung. Daß daneben zur 
Wahrung der Friſt auch die Angabe des perſönlichen Schuldners not⸗ 
wendig wäre, entſpricht weder dem Wortlaute noch dem Sinne der 
Vorſchrift. Hätte der Geſetzgeber die Angabe des Schuldners, und 
zwar des richtigen Schuldners, zur Vorausſetzung des rechtzeitigen 
Antrages machen wollen, ſo hätte er dies mit klaren Worten zum 
Ausdruck bringen müſſen. Die Frage, wer der perſönliche Schuldner 
iſt, unterliegt oft erheblichen Zweifeln und kann vielfach erſt im 
Prozeßwege geklärt werden. Es darf deshalb angenommen werden, 
daß der Geſetzgeber in voller Würdigung der für die Löſung dieſer 
Rechtsfrage ſich ergebenden Schwierigkeiten davon abgeſehen hat, auch 
die Bezeichnung des perſönlichen Schuldners in dem Autrage aus 
$12 AufwG®. für notwendig zu erklären. Es wäre auch ein unberech⸗ 
tigter Formalismus, wollte man in Fällen, wo bis zum 1. April 1926 
der Gläubiger zwar den aufzuwertenden Anſpruch, nicht aber den 
perſönlichen Schuldner richtig angegeben hat, die rechtzeitig nach⸗ 
geſuchte Aufwertung nach allgemeinen Vorſchriften nicht zulaſſen, ob⸗ 
gleich nach dem Inhalte des Antrages für die AufmStelle kein Zweifel 
beſtehen konnte, wegen welcher Forderung der Gläubiger eine den 
Normalſatz überſteigende Aufwertung verlangte. 

Daß für die Rechtswirkſamkeit der Anmeldung aus 816 
Arfıv®. die Bezeichnung des perſönlichen Schuldners nicht erforderlich 
und die Benennung eines unrichtigen Schuldners unſchädlich iſt, iſt 
im Schrifttum allgemein anerkannt (vgl. Gutachten des 9. 35. des 
KG. [JM Bl. 1925, 435]; Nadler, 3. Aufl., S. 94; Gribel 
S. 106; Neukirch S. 259; Abraham, Aufiv®. S. 170). Das 
gleiche muß aber auch für den Antrag aus § 12 AufwG. gelten (vgl. 
Nadler, 3. Aufl., S. 38; Neukirch, 88 Anm. 5; OLG. Ham⸗ 
burg: AufwRſpr. 1927 4. S.⸗H. S. 18). 

(KG., 9. ZS., Beſchl. v. 12. Mai 1927, AW III 521/27.) 
[KGR. Greßler.] 
* 


8. 512 Aufw®. 

1. Die Ehefrau bedarf zur Stellung des Antrags aus 
§ 12 AufwG. der Zuſtimmung des Mannes, die auch noch 
nach Ablauf der Friſt erteilt werden kann. 

2. Der Antrag aus 8 12 kann auch mündlich bei der 
AufwStelle geftellt werden. }) 

(KG., 9. ZS., Beſchl. v. 23. Juni 1927, Aw III 725/27.) 


Abgedr. JW. 1927, 25772. 
* 

9. Einfluß des Inkrafttretens des 815 AufwRov. auf 
anhängige Beſchwerden nach $ 10 Abſ. 1 Ziff. 5 Auf w. f) 

Das LG. ſtellt ohne Rechtsirrtum feſt, daß das Grundſtück ſchon 
i. J. 1921 verkauft worden iſt. Es billigt daher dem Gläubiger der 
Kaufgeldforderung nur 100 v. H. des Goldmarkbetrages zu. Der 
Gläubiger verlangt mit der ſofortigen weiteren Beſchwerde wiederum 
die Aufwertung über 400 (600) v. H. des Goldmarkibetrages, da der 
Kauf erſt 1922 erfolgt ſei. Nach Inkrafttreten der AufwNov. ſtellt 


Zu 8. A. Anm. von Emmerich ebd. 


B. Der Entſch. iſt nicht beizutreten. Die Anmeldung der Frauen⸗ 
hypothek liegt als Verwaltungshandlung dem Manne ob ($ 1363) 
und der Gerichtsſchreiber belehrte die Frau dahin, daß es einer Mit⸗ 
wirkung des Mannes bedürfe. Nun kann die Anmeldung als erfolgt 
auch gelten, wenn die Aufnahme des Protokolls (8 11 FGG.) unter⸗ 
bleibt. Hält man demgemäß hier eine Anmeldung als erfolgt, ſo lag 
die Anmeldung eines Nichtberechtigten vor; auf den Antra 
eines Nichtberechtigten kann aber das Gericht der FG. (8 73 Auf.) 
Reine fachliche Entich. treffen. Erſt die vom Gerichtsſchreiber verlangte 
Verterfchrifl (oder Mit unterſchrift) des Mannes ermöglichte dem Ge⸗ 
richt, die Anmeldung als erfolgt anzuſehen. Folglich mußte die 
Erklärung des Mannes noch vor dem 1. April 1926 
bei Gericht eingehen. Der Annahme des KG.: es genüge, daß 
im Zeitpunkt der Entſch. die Aufwertungsſtelle feſtſtellt, daß die Zu⸗ 
ſtimmung erteilt iſt, erſcheint nicht begründet. Der § 184 B86 B., wo⸗ 
nach die nachträgliche Zuſtimmung auf den Zeitpunkt der Vornahme 
des Rechtsgeſchäfts zurückwirkt, iſt hier nicht anwendbar; denn es 
lag hier nicht ein „Rechtsgeſchäft“ der Frau (alſo keine Willens⸗ 
erklärung, deren Erfolg mit der Erklärung eintritt, weil er gewollt 
iſt; Mot. 1, 126) vor, ſondern eine Verfahrenshandlung, weil ihr 
Erfolg nur durch eine Tätigkeit der Behörde eintritt. Selbſt bei der 
Genehmigung von Rechtsgeſchäften kann die Rückwirkung nicht die 
Tatſache beſeitigen, daß zur Zeit der Genehmigung die Vertragsfriſt 
bereits abgelauſen war (Rſpr. bei Nußbaum: JW. 1920, 1042). 
Bei Ablauf der Friſt lag alſo nur die Anmeldung eines Nichtberech⸗ 
tigten, danach ein nil actum vor. Der Mann hatte vielleicht wegen 
einer Beziehungen zum Eigentümer ein Intereſſe am Unterbleiben 

er Aufwertung, und wenn der Eigentümer nach dem Friſtablauf um 


. 4 15 den Antrag aus 8 15 dieſes Gef. bei der Aufwertungs⸗ 
telle. 


Das KG. weiſt ſeine ſofortige weitere Beſchwerde zurück, ſoweit 
fie noch jebt mehr als 400 (600) v. H. des Goldmarkbetrages ver⸗ 
langt. Wegen der Aufwertung zwiſchen 100 und 400 (600) v. 9. 
des Goldmarkbetrages weiſt das KG. die Sache an die Aufwertungs⸗ 
ſtelle zurück, da die Herauffeßung der Höchſtgrenze durch 8 15 Auſw.⸗ 
Nov. noch in dritter Inſtanz zu berückſichtigen iſt. 

(KG., 8. Fer ZS., Bell. v. 8. Sept. 1927, Aw 1654/27.) 
(KG R. Dr. Pakuſcher.) 


* 


10. 88 15, 16, 78 Yufm®. Hat der Gläubiger die Lei- 
ſtung nach dem 13. Febr. 1924 ohne Vorbehalt angenom- 
men, ſo kann ſich der Schuldner auf die Härtevorſchriften 
des 8 15 AufwG. berufen. 


Die im Schrifttum herrſchende Meinung verneint die Anwend⸗ 
barkeit der Härteklauſeln des $ 15 AufwG. in den Fällen der Zu⸗ 
ſatzaufwertung des 8 78 AufwG. (ſ. Schlegelberger, 5. Aufl. 
S. 509; Quaſſowski, 5. Aufl. S. 88; Mügel, DurchfVo. 
S. 354 — der ſich inſofern der herrſchenden Anſicht anſchließt —; 
Neukirch, S. 599 u. a.). Das KG. gelangt dagegen zu einer 
anderen Auslegung des Geſetzes. Allerdings wird 8 15 AufmG. in 
878 AufwG. nicht ausdrücklich erwähnt. Indeſſen nimmt 8 78 
Aufwcß. auf § 16 AufwGG. Bezug. § 16 AufwG. ſetzt aber den 
8 15 AufwG. voraus, denn der in § 16 Abſ. 1 Aufm®. dem Schuld⸗ 
ner gewährte Einſpruch kann gegebenenfalls auf 8 15 AufwG. ge⸗ 
ſtützt werden. Ferner verweiſt $ 16 Abſ. 3 AufwGG. ausdrücklich auf 
§ 15 AufwG. Wenn alſo in den Fällen der Zuſatzaufwertung nach 
8 78 AufwG. der 8 16 AufwG. zur Anwendung gelangt, ſo greift 
auch 8 15 AufwG. dort entſprechend ein. Mit gleicher Begründung 
hat übrigens das KG. die Anwendbarkeit des §8 15 AufwG. auf 
dem Gebiete des § 17 AufwGG. angenommen, obwohl auch 8 17 
AufwG. nur den 8 16 AufrvG. ausdrücklich erwähnt (ſ. Aw 580/26: 
AufwRipr. 1926, 624). Schließlich bezeichnet 8 70 Abſ. 1 Aufiv®. den 
816 Aufiv®. als Härtevorſchrift. Dies iſt aber nur dadurch zu er⸗ 
klären, daß in den Fällen der Anwendbarkeit des 8 16 Auf. 
auch § 15 AufwG. Plag greift. 

Die Gegenmeinung betont, daß ſich der Gläubiger in den Fällen 
des § 78 AufwG. zur Annahme der Leiſtung nur deshalb verſtanden 
hat, weil die damals geltende III. Steuer NotVO. ihm nur 15% des 
Soldmarkbetrages zubilligte. Indeſſen haben ſich auch in der Rück⸗ 
wirkungszeit die Gläubiger gegen die Auszahlung des Kapitals 
in Papiermark nur deshalb nicht gewehrt (8 15 Aufw®.), weil fie 
das Angebot des Schuldners nach der damals herrſchenden Rechts- 
auffaſſung als geſetzmäßig anſahen. Bei der Anwendung der 
Härtevorſchriften iſt ferner das entſcheidende Gewicht auf die Lage 
des Schuldners zu legen. Hat er die Hypothek unter der Herr⸗ 
ſchaft der III. Steuer Not VO. ausgezahlt, ohne daß der Gläubiger da⸗ 
bei einen Vorbehalt machte, ſo durfte er annehmen, daß er ſich ſeiner 
Verpflichtung endgültig entledigt habe. Dieſe Erwartung erweiſt 
ſich jetzt nach dem Inkrafttreten des 8 78 AufwG. als unzutreffend. 
Der Schuldner befindet ſich alſo im Bereiche des 8 78 AufwG. in 


eine Beſcheinigung erſucht hätte, daß Aufwertung nicht beantragt iſt, 
hätte das Gericht ſie erteilen müſſen, da es den Antrag der Frau — 
als einer Nichtberechtigten — nicht als wirkſame Anmeldung auſehen 
n die Möglichkeit nachträglicher Genehmigung nicht berückfichtigen 
onnte. 

Es kann daher dahingeſtellt bleiben, ob die Anhörung der Frau 
durch den Gerichtsſchreiber ſchon eine rechtswirkſame Anmeldung dar⸗ 
ſtellt. Wenn er über das Vorbringen der Frau und die ihr erteilte 
Belehrung einen amtlichen Vermerk gemacht und dieſen in amtliche 
Behandlung (Eintragung in den Geſchäftskalender, Erforderung von 
Koſten, u. dgl.) genommen hätte, ſo wäre trotz unterbliebener Proto⸗ 
kollierung eine Anmeldung erfolgt. Aber der Gerichtsſchreiber hatte 
die von der Frau allein erfolgte Anmeldung nur als nicht aus⸗ 
reichend zurückgewieſen mit dem Anheimſtellen, die Erklärung des 
Mannes als des Alleinberechtigten einzureichen; und die Frau, die 
wohl im Aufſichtswege eine Protokollierung ihrer Erklärungen er⸗ 
zwingen konnte, beruhigte ſich bei der Zurückweiſung, nahm das 
Formular zwecks anderweiter Anmeldung in Empfang und ſah da⸗ 
nach ebenſo wie der Gerichtsſchreiber ihre eigenen Erklärungen als 
nil actum an. 

RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


Zu 9. Die Entſch. entſpricht der ſchon vielfach vom NO. 
zuletzt auch in der Entſch. (oben S. 2901) vertretenen Anſchauung, 
daß die AufwNoy. in derjenigen Inſtanz, der nur die Prüfung der 
Rechtsfrage obliegt, auch dann zu berückſichtigen iſt, wenn die 
Entſch. der Vorinſtanz vor der Novelle gefallen iſt. Es kann dabei 
natürlich keinen Unterſchied ausmachen, ob es ſich um die Reviſions⸗ 
inſtanz oder um eine weitere Beſchwerde handelt. 

IN. Dr. Lemberg, Breslau. 
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ähnlicher Lage, wie wenn er in der Rückwirkungszeit ohne Vorbehalt 
des Gläubigers die Hypothekenſumme in Papiermark ausgezahlt 
hätte. In beiden Fällen kann der Schuldner durch das unvorhergeſe⸗ 
hene Wiederaufleben des aufgewerteten Rechtes in Schwierigkeiten 
geraten und bedarf dann eines erhöhten Schutzes. 


(Kg., 9. 85., Beſchl. v. 29. Sept. 1927, Aw 2250/27.) 
[KGR. Dr. Pakuſcher.] 
* 


11. 816 AufwG. 

1. Die durch die rechtzeitige Anmeldung des Anſpruchs 
auf Aufwertung eingetretene materielle Rechtswirkung 
wird durch die Zurücknahme der Anmeldung nicht beſeitigt. 

2. Die Zurücknahme der Anmeldung bedeutet das ver- 
fahrensrechtliche und jederzeit widerrufbare Erſuchen, 
das Aufwertungsverfahren nicht fortzuſetzer. 

Wie der hier entſcheidende Sen. bereits grundſätzlich (9 Aw 
19/27: JW. 1927, 1873 ff.) ausgeführt hat, iſt mit der rechtzeitigen 
Anmeldung der angemeldete Anſpruch endgültig wieder erſtanden. 
Die Anmeldung ſchafft nicht das Recht neu. Die nach dem Stand⸗ 
punkte des Aufwcg. infolge der Bewirkung der Leiſtung erloſchenen 
Anſprüche lebten nach den 88 14, 15 AufwG. mit dem Inkrafttreten 
des AufwG. wieder auf, jedoch unter der auflöſenden Bedingung der 
Unterlaſſung der rechtzeitigen Anmeldung. Mit der Vornahme der 
Anmeldung iſt die auflöſende Bedingung in Wegfall gekommen. Dieſe 
materiellerechtliche Wirkung kann durch die Zurücknahme der Ans 
meldung nicht bejeitigt werden (fo auch KG., 1 X 434/135/27: DNotV. 
1927, 549). Dieſe Zurücknahmeerklärung bedeutet das verfahrens⸗ 
rechtliche und jederzeit widerrufbare Erſuchen an die Aufwertungs⸗ 
ſtelle, das Aufwertungsverfahren wegen des dinglichen Anſpruchs 
nicht fortzuſetzen. 

Die Frage, ob in der Zurücknahme der Anmeldung unter Um⸗ 
ſtänden ein Verzicht auf den Anſpruch geſehen werden kann, iſt hier 
nicht zu beantworten. Denn die Antragſtellerin wollte keinen Ver⸗ 
zicht auf ein Recht ausſprechen. Sie nahm damals an, daß ihr ein 
Anſpruch nicht zuſtand. Der Verzicht hätte jedoch zur Voraus⸗ 
fegung, daß die Antragſtellerin angenommen hat, der Anſpruch ſtehe 
ihr zu (vgl. Rh.: IW. 1926, 1661). Die vom OLG. Hamburg 
(DRotV. 1927, 550) vertretene Anſicht, die Rücknahme der Anmel⸗ 
dung ſtelle ſich als Verzicht auf die Hypothek dar, bedarf deshalb 
hier keiner Erörterung. Das Verfahren war alſo trotz der „Zurück⸗ 
nahme“ der Anmeldung fortzuſetzen. Die Antragsgegnerin hat den 
Standpunkt vertreten, daß durch die Zurücknahme der Anmeldung 
der dingliche Anſpruch der Antragſtellerin erloſchen ſei, weiter aber 
auch zugunſten der Antragsgegnerin die VBeſtimmungen über den 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs anzuwenden ſeien. Bei dieſem 
Streit darüber, ob der Anſpruch erloſchen ſei, war an ſich die Auf⸗ 
wertungsſtelle unzuſtändig. Von einer Ausſetzung war aber abzu⸗ 
ſehen, wenn nach gewiſſenhafter Prüfung eine Anrufung des Prozeß⸗ 
gerichts für erfolglos angeſehen wurde (KG., 9 Aw 810/26; JW. 
1927, 1162). Das LG. hat unter dieſem Geſichtspunkte zutreffend 
ſowohl die Auffaſſung des Unterganges des Auſpruchs wegen der 
Zurücknahme der Anmeldung, wie auch die betreffend den Schutz des 
guten Glaubens für nicht haltbar angeſehen. Juſoweit wird auf die 
obigen Ausführungen und die Entſch. des RG. v. 25. Juni 1927 
(Aufwgiſpr. II, 527.) verwieſen. 

(KG., 9. 8 ., Beſchl. v. 20. Okt. 1927, 9 Aw 2881/27.) 
[KG R. Dr. Cohn⸗Halberſtam.] 


* 


12. 816 Aufm®. Hat der Gläubiger in der Anmeldung 
einen ziffernmäßig beſtimmten Aufwertungsbetrag ange⸗ 
geben und legt der Eigentümer (Schuldner) gegen dieſe An⸗ 
mel dung keinen Einſpruch ein, ſo iſt der in der Anmeldung 
beanſpruchte Aufwertungsbetrag nicht etwa als rechts- 
kräftig feſtgeſtellt anzuſehen, der Gläubiger iſt vielmehr 
jederzeit befugt, die Aufwertung feines Anſpruchs auf 
einen höheren Betrag zu beantragen. Durch die Mitteilung 
des erhöhten Betrages wird eine neue Einſpruchsfriſt nicht 
in Lauf geſetzt. f) 

Die Antragſtellerin war Gläubigerin einer Darlehnshypothel 
von 97135 AM. Der Antragsgegner hat das Hypothekenkapital 
in der Rückwirkungszeit zum Papiermarknennbetrage zurückgezahlt. 


Zu 12. Wenn man annimmt, daß der Gläubiger die Höhe des 
beanſpruchten Aufwertungsbetrages bei der Anmeldung nicht anzu⸗ 
geben braucht, ſo iſt es nur folgerichtig, daß er den von ihm in der 
Anmeldung angegebenen Betrag nachträglich erhöhen kann. Die 
Annahme, daß die Höhe des Aufwertungsbetrages nicht weſentlicher 
Beſtandteil der Anmeldung iſt, entſpringt dem Beſtreben, die An⸗ 
forderungen an die Form der Anmeldung tunlichſt gering zu 
halten, um den Gläubiger vor den Nachteilen, die die Unter⸗ 
laſſung einer formrichtigen Anmeldung mit ſich führt, zu ſchützen. 
Dies Beſtreben verdient Billigung. Dagegen kann ich mich mit 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Die Antragſtellerin meldete die Hypothek ſowie die perſönliche 
Forderung zur Aufwertung kraft Rückwirkung an, und zwar mit 
einer Eingabe v. 20. Nov. 1925. In dieſer Eingabe berechnete 
fie ihren Anſpruch auf 1583,31 GM. Die Aufwstelle teilte dem 
Antragsgegner dieſe Anmeldung mit. Der Antragsgegner, dem die 
Anmeldung am 31. März 1926 zugeſtellt wurde, legte keinen 
Einſpruch ein. 

Mit einer Eingabe v. 19. Aug. 1926 reichte die Antrag“ 
ſtellerin eine andere Berechnung ihres Anſpruchs ein und er 
klärte, daß ſie einen Aufwertungsanſpruch von 18539,94 GM. 
geltend mache. Die AufivStelle ſtellte diefe Eingabe dem u 
egner am 3. Sept. 1926 zu. Dieſer machte in einem Schrift⸗ 
ſaß v. 17. Sept. 1926 — eingegangen am 21. Sept. 1926 — gel⸗ 
tend, daß damit, daß der Anmeldung v. 20. Nov. 1925 innerhalb 
dreier Monate nicht widerſprochen ſei, rechtskräftig feſtſtehe, daß 
der Aufwertungsanſpruch der Antragſtellerin 1583,31 GM. betrage, 
und widerſetzte ſich „jeder Abänderung dieſer rechtskräftig fell” 
ftehenden Summe“, vorſorglich widerſprach er auch der nachträg⸗ 
lichen Anmeldung v. 19. Aug. 1926. In der Verhandlung vor 
der AufmGtelle am 21. Okt. 1926 bezeichnete der Antragsgegner 
ſeine Eingabe v. 21. Sept. 1926 ausdrücklich als Einſpruch gegen 
die neue Anmeldung. 

Durch den Beſchl. der AufwStelle wurde der Einſpruch als 
unzuläſſig verworfen. Auf die ſofortige Beſchwerde des Antrags- 
gegners hob das LG. den Beſchl. der AufwStelle auf und vet 
wies die Sache zur weiteren Verhandlung und Entſch. an die 
AufwStelle zurück. Das LG. führt zur Begründung feiner Entſch. 
aus, daß die Eingabe der Antragſtellerin v. 19. Aug. 1926 keine 
neue Anmeldung i. S. des 8 16 Aufm®. ſei, ſondern eine Berich⸗ 
tigung der Anmeldung v. 20. Nov. 1925. Es mißbilligt aber die 
Anſicht des AG., daß die Einſpruchsfriſt abgelaufen ſei, und ver⸗ 
tritt die Auffaſſung, daß die Berichtigung, wenn ſie auch keine 
Anmeldung i. S. des § 16 Aufiv®. ſei, trotzdem dem Schuldner 
mitzuteilen ſei und daß mit dieſer Mitteilung die Dreimonatsfriſt 
des § 16 Abſ. 1 Aufw®. in Lauf geſetzt werde. Der ſofortigen wel“ 
teren Beſchwerde war der Erfolg nicht zu verſagen. 

Nach 816 Abſ. 1 Satz 3 AufwG. kann der Eigentümer 
(Schuldner) innerhalb einer Friſt von drei Monaten feit Mit⸗ 
teilung der Anmeldung bei der Aufwstelle Einſpruch erheben. 
Freilich ſetzt nicht die Mitteilung jeder Anmeldung, ſondern nur 
die einer wirkſamen Anmeldung die Einſpruchsfriſt in Lauf 
(vgl. KG. Aw 1927, JW. 1927, 1873, JurR. 1927, 1217). 
Iſt eine wirlſame Anmeldung mitgeteilt, jo beginnt die Einſpruchs⸗ 
friſt zu laufen, an deren ungenutzten Ablauf ſich die geſetzlichen 
Folgen der Verſäumung der Friſt knüpfen. Die Einſpruchsfriſt 
wird nach 8 16 Abſ. 1 Aufwch. nur einmal in Lauf geſetzt. Die 
Annahme, daß durch die Zuftellung ergänzender oder berichtigen 
der Erklärungen zu einer bereits mitgeteilten wirkſamen Anmel⸗ 
dung eine neue Einſpruchsfriſt in Lauf geſetzt werde, iſt weder mit 
dem Wortlaut des $ 16 Abf. 1 Aufwch. noch mit der in 8 16 
Aufwch. getroffenen Regelung der geſetzlichen Folgen der Bere 
ſäumung der Einſpruchsfriſt vereinbar. Das gilt allgemein, Kann 
insbeſ. aber auch gerade für den vorliegenden Fall, in dem die 
berichtigende Erklärung nach Ablauf der Anmeldefriſt und der in 
Lauf geſetzten Einſpruchsfriſt bei der Aufwstelle eingegangen if, 
nicht bezweifelt werden. 

Es iſt deshalb lediglich zu prüfen, ob die Anmeldung v. 
20. Nov. 1925 eine wirkſame Anmeldung gemäß 8 16 Abf. 1 
AufwGl. iſt. Das iſt der Fall, denn der Anſpruch der Aufwertung 
iſt durch Bezeichnung der Hypothek und des belaſteten Grundſtücks 
hinreichend indipidualiſiert (vgl. Gutachten des KG. WMBl. 1925, 
435). Die Antragſtellerin hat in der Anmeldung auch ben Auf” 
wertungsbetrag, den fie beanſprucht, angegeben. Dieſe Angabe war 
kein weſentliches Erfordernis der Anmeldung, denn die Anmeldung 
braucht keine Angabe des beanſpruchten Betrages zu enthalten 
(Nadler, 3. Aufl. S. 96). Infolgedeſſen macht auch die Angabe 
eines unrichtigen Aufwertungsbetrages die Aa nicht un⸗ 
wirkſam. Demgemäß wird die Einſpruchsfriſt auch in Lauf geſeßt, 
wenn eine Anmeldung, die einen unrichtigen Aufwertungsbetrag 
angibt, mitgeteilt wird. Läßt der Gegner die Einſpruchsfriſt un⸗ 
genutzt verſtreichen, ſo treten die geſetzlichen Folgen dieſer Unter- 
laſſung ein, d. h. er kann dem Gläubiger gegenüber nicht mehr 
das Vorliegen der Vorausſetzungen der 88 14, 15 AufivG. beſtrei⸗ 


der weiteren Annahme, daß im Falle einer nachträglichen Er⸗ 
höhung des Aufwertungsbetrages der Schuldner oder Eigentümer die 
Härteklauſel verloren hat, wenn er gegen den angemeldeten Br 
trag keinen Einſpruch erhoben hat, nicht befreunden. Der Umſtand, 
daß die Härteklauſel nur anzuwenden iſt, wenn rechtzeitig En? 
ſpruch erhoben ift, zeigt, daß der Schuldner ein weſentliche 
Intereſſe daran hat, vor Ablauf der Einſpruchsfriſt die Höhe des 
geforderten Betrages zu kennen. Ich möchte daher annehmen, 
daß, wenn nachträglich ein beſtimmter Betrag der Aufwertung 
angegeben wird oder der von der Aufwertung angegebene Betrag 


56. Jahrg. 1927 Heft 50] 


ten, und damit ift ihm auch die Möglichkeit genommen, ſich nach⸗ 
träglich auf die Härtevorſchrift des § 15 Satz 2 Aufiob. zu be⸗ 
rufen (vgl. KG. Aw. 724/26: JW. 1926, 2369; JurR. 1926, 
1728). Es iſt nicht zu verkennen, daß dieſe Regelung unter Um⸗ 
ſtänden zu Härten führen kann. Es kann geſchehen, daß der 
Gegner, dem die einen niedrigen Aufwertungsbetrag angebende 
Aumeldung mitgeteilt iſt, die Einlegung des Einſpruchs unter⸗ 
läßt, weil er gegen dieſen Aufwertungsbetrag nichts einzuwenden 
hat. Wenn dann der Gläubiger nach Ablauf der Einſpruchsfriſt 
erkennt, daß er einen höheren Aufwertungsbetrag beanſpruchen 
Kann und dieſen geltend macht, ſo hat der Gegner, der ſich im 
Falle der Mitteilung einer dieſen höheren Aufwertungsbetrag 
angebenden Anmeldung auf die Härtevorſchrift des § 15 Satz 2 
Aufw®. berufen hätte, nicht mehr die Möglichkeit, die Abwertung 
auf Grund dieſer Vorſchrift zu verlangen. Das mag unbillig er⸗ 
ſcheinen. Allgemeine Billigkeitserwägungen können aber nicht 
dazu führen, dem Gegner infolge der nachträglichen Geltend⸗ 
machung eines höheren Aufwertungsbetrages nochmals die Mög⸗ 
lichkeit eines Einſpruchs unter Berufung auf § 15 Satz 2 Aufw®. 
zu eröffnen. 


Da, wie dargelegt, die Angabe des beanſpruchten Aufwer⸗ 
tungsbetrages kein notwendiges Erfordernis einer Anmeldung 
nach 5 16 Abſ. 1 Aufw®. iſt, iſt der Gläubiger nicht gehindert, 
jederzeit, auch nach Ablauf der Einſpruchsfriſt, die Aufwertung 
ſeines Anſpruchs auf einen höheren Betrag als den bisher be⸗ 
anſpruchten zu beantragen (Nadler a. a. O.). Die Auffaſſung des 

ntragsgegners, daß, wenn der Gegner gegen eine einen beſtimm⸗ 
ten Aufwertungsbetrag angebende Anmeldung keinen Einſpruch 
erhoben habe, damit der dem Gläubiger zuſtehende Aufwertungs⸗ 
betrag rechtskräftig auf die in der Anmeldung angegebene Summe 
feſtgeſtellt ſei, iſt abwegig. Das Einſpruchsverfahren dient ledig⸗ 
lich der Feſlſtellung der Vorausſetzungen der 88 14, 15 AufwG. und 
bezweckt nicht, ſoweit nicht die Härtevorſchrift des § 15 Satz 2 
AufwG. geltend gemacht iſt, eine Entſch. über die Höhe der Auf- 
wertung eien hren. Das iſt vielmehr die Aufgabe des Auf⸗ 
wertungsverfahrens. In dieſem kann der Gläubiger ohne Rück⸗ 
icht auf den ungenußten Ablauf der Einſpruchsfriſt ſeinen An⸗ 
ſpruch jederzeit erweitern, insbeſ. einen höheren als den in der 
Anmeldung angegebenen Betrag fordern. Andererſeits iſt aber auch 
ber Gegner befugt, trotz Unterlaſſung des Einſpruchs Einwendun⸗ 
gen gegen die Höhe des in der Anmeldung oder ſpäter von dem 
Gläubiger beanspruchten Aufwertungsbetrages zu erheben. Ohne 
weiteres abzulehnen iſt auch der Gedanke, daß der Gläubiger, der 
bei der Anmeldung einen beſtimmten Aufwertungsbetrag bean⸗ 
ſprucht hat, damit auf einen ihm etwa zuſtehenden höheren Auf⸗ 
wertungsbetrag verzichtet habe. 

Die Anwendung der hier entwickelten Grundſätze führt zur 
Aufhebung der Entſch. des LG. auf die Beſchwerde der Antrag⸗ 
ſtellerin. Gleichzeitig war aber auch auf die Beſchwerde des An⸗ 
tragsgegners der Beſchl. des AG. aufzuheben. Die Aufwstelle hat 
den „Einſpruch“ des Antragsgegners zurückgewieſen. Dieſe Entſch. 
iſt unzuläſſig. Nach der ſtändigen Rſpr. des KG. (vgl. Gutachten 
des KG. a. a. O., Aw 565/26) hat die AufwStelle im Anmel⸗ 
dungs⸗ und Einſpruchsverfahren eine entſcheidende Tätigkeit in 
der Regel nicht auszuüben, ſie hat ſich vielmehr darauf zu be⸗ 
ſchränken, den Einſpruch entgegenzunehmen. Iſt der Einſpruch 
unter Berufung auf § 15 Satz 2 Auf wh. eingelegt, fo iſt der 
hiermit geſtellte Abwertungsantrag, falls der Einſpruch verſpätet 
eingegangen ift, abzulehnen, anderenfalls hat fie das Auſwer⸗ 
zungs⸗ (Abwertungs⸗) Verfahren einzuleiten. Im vorliegenden 
Falle, in dem der Antragsgegner die Höhe des von dem Gläubiger 
in der Eingabe v. 20. Nob. 1925 beanſpruchten Aufwertungs⸗ 
detrages beanſtandet, liegt ein Streit über die Höhe der Aufwer⸗ 
zung vor. Die AufwStelle hätte deshalb nach $ 69 Aufiv®. das 
Aufwertungsverfahren einleiten und ferner über den auf die 88 8, 
15 Saß 2 Aufw®. geſtützten Abwertungsantrag entſcheiden müſſen. 


(KGG. 9. 8S., Veſchl. v. 1. Sept. 1927, Aw III 217/27.) 


[KSR. Dr. Stephan.] 
* 
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erhöht wird, dieſe Erklärung dem Schuldner mitzuteilen iſt und 
daß mit dieſer Mitteilung für ihn eine neue Einſpruchsfriſt mit 
er Wirkung in Lauf geſetzt wird, daß er durch einen Einſpruch 
ſich das Recht der Geltendmachung der Härteklauſel wahren kann, 
während es bei der Wirkung der Verſäumung der Einſpruchsfriſt, 
aß die Vorausſetzungen der Rückwirkung (88 14, 15) als feſt⸗ 
ſtehend anzuſehen ſind, verbleibt. Man kann m. E. zu dieſem Er⸗ 
gebnis auf dem Wege der Auslegung bzw. der Ausfüllung von 
Üidten des Geſetzes gelangen. Sollten Bedenken beſtehen, ſich dem 
dazuſchließen, ſo würde Anlaß gegeben ſein, von der Ermächtigung 
G $ 20 der Novelle (Beſeitigung unvorhergeſehener Härten) 
ebrauch zu machen. 
Staatsſekr. a. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin. 


Rechtſprechung 


2927 


13. § 16 Auf w.; 8 22 GBO. Die Aufwertungsſtellen 
und das Grundbuchamt ſind nicht ſelbſtändige Behörden, 
ſondern Abteilungen des Amtsgerichts. Wird ern Antrag 
an die Aufwertungsſtelle gerichtet, der zur Zuſtändigkeit 
des Grundbuchamts gehört, ſo hat die Aufwertungsſtelle 
ihn dorthin abzugeben. f) 

Für den Erblaſſer der Antragſteller waren auf dem Grundftück 
2 Hypotheken eingetragen, die am 14. März 1924 gelöſcht ſind. In 
einer „an die Aufwertungsſtelle des AG. zu Wendiſch⸗Buchholz“ ge⸗ 
richteten Eingabe v. 19. Sept. 1925 machten die Antragſteller An⸗ 
ſprüche auf Aufwertung geltend und beantragten die Ein⸗ 
tragung der Aufwertungen für ſie je zur Hälfte und gleichzeitig 
die Sicherung ihrer Anſprüche auf Wiedereintragung der Hypotheken 
durch Eintragung von Widerſprüchen. 

Auf die Verfügung der Aufwertungsſtelle v. 28. Sept. 1925, 
die eine bejondere Anmeldung gemäß 8 16 Abſ. 1 AufwG. für erfor⸗ 
derlich erklärte, meldeten die Antragſteller in einer Eingabe vom 
7. Okt. 1925 die Anſprüche auf Aufwertung gemäß $ 16 Aufn. 
an. Gleichzeitig lehnten ſie es ab, der Anregung der Aufwertungs- 
ſtelle zu entſprechen und die Anträge an das Grundbuchamt zu 
richten. Die Aufwertungsſtelle wies die Anträge durch den Beſchluß 
v. 13. Okt. 1925 zurück, weil „die Aufwertungsſtelle“ zur 
Erledigung nicht zuſtändig ſei. 

In dem Beſchluß wird ausgeführt: Die Erledigung der grund- 
buchlichen Anträge ſei nicht Sache der Aufwertungsſtelle, ſondern 
des Grundbuchamtes. Denkbar wäre es, daß ein an das AG., das 
zugleich Grundbuchamt und Auſwertungsſtelle ſei, ohne nähere An- 
gabe der Abteilung gerichtetes Schriftſtück, das ſowohl das runde 
buchamt als die Aufwertungsſtelle angehende Anträge enthalte, als 
bei beiden Abteilungen eingegangen anzuſehen ſei. Dieſe Möglichkeit 
ſcheide jedoch vorläufig aus, da die Anträge der Antragſteller aus- 
drücklich an die Aufwertungsſtelle gerichtet ſeien, und ſie es auch 
ablehnten, das Grundbuchamt anzurufen. Das LG. hat die ſofortige 
Veſchwerde in dem angefochtenen Beſchluß zurückgewieſen. Der frijte 
und formgerecht eingelegten ſofortigen weiteren Beſchwerde war der 
Erfolg nicht zu verſagen. 

Die Antragſteller haben die Wiedereintragung der Hypotheken 
und die Eintragung von Widerſprüchen gemäß $ 16 Abſ. 2 AufwG. 
beantragt und die Anträge an die Aufwertungsſtelle gerichtet. Die 
Erledigung dieſer Anträge iſt aber Sache des Grundbuchamtes und 
nicht der Aufwertungsſtelle. Das vom LG. gebilligte Verfahren der 
Aufwertungsſtelle, die ſich für unzuſtändig erklärte und die Anträge 
abgewieſen hat, entſpricht gleichwohl nicht dem Geſetze. 

Die Abteilungen des AG. ſind nicht geſonderte Behörden, 
das AG. iſt vielmehr eine Einheit. Für die dem AG. übertragenen 
Verrichtungen iſt — von beſonderen Ausnahmefällen, z. B. dem 
Falle des SA AGG GBO. abgeſehen — gerichtsverfaſſungsmäßig 
nicht die einzelne Abteilung oder der einzelne Amtsrichter, ſondern 
das AG. als ſolches zuftändig. (Vgl. 8 22 GBO. RG. 1, 235; RGSt. 
14, 154; Schlegelberger, 366. S. 3/4; Joſef, ZOG. S. 9; 
Güthe⸗Triebel, GBO. S. 24/25; KJ. 18, 370.) Wird ein 
Antrag an eine beſtimmte Abteilung des AG. gerichtet, iſt dieſe aber 
nach dem Geſchäftsplan nicht zuſtändig, fo iſt der Antrag ohne weis 
teres an die zuſtändige Abteilung abzugeben. Es würde eine völlige 
Verkennung der gerichtsverfaſſungsmäßigen Einrichtung des AG. be⸗ 
deuten, wenn die angerufene Abteilung den Antrag mit der Begrün- 
dung zurückweiſen würde, daß nicht fie, ſondern eine andere Abtei⸗ 
lung des AG. zuſtändig ſei. 

Nicht anders verhält es ſich im vorliegenden Falle. Nach 
Art. 117 Abſ. 1 DurchfVO. v. 29. Nov. 1925 (RGBl. 1 S. 392) 
iſt Aufwertungsſtelle das Amtsgericht. Nach Art. 1 PrAusfG. 
z. GBO. ſind die Amtsgerichte die Grundbuchämter für die in 
ihrem Bezirke gelegenen Grundſtücke. Die Auſwertungsſtelle und 
das Grundbuchamt ſind hiernach nicht ſelbſtändige Behörden, ſondern 
Abteilungen des AG. Wird ein Antrag an die Aufwertungsſtelle ge⸗ 
richtet, der zur Zuſtändigkeit des Grundbuchamts gehört, ſo hat die 
Aufwertungsſtelle ihn an das Grundbuchamt abzugeben, und zwar, 
ohne daß es dazu eines Antrages bedarf. Die Antragſteller haben 
es daher mit Recht abgelehnt, ihren Antrag erſt noch dahin abzu⸗ 
ändern, daß ſie ihn an das Grundbuchamt richten. 

Die Aufwertungsſtelle hat aber nicht nur gegen dieſe Grundſätze 
verſtoßen, ſondern auch noch einen rechtlichen Geſichtspunkt außer 
acht gelaſſen, der die Einreichung der Anträge bei der Aufwer⸗ 
tungsſtelle rechtfertigt. Es handelt ſich im vorliegenden Falle um 
gelöſchte Hypotheken, die nach der Angabe der Antragſteller nach 
dem 15. Juni 1922 zurückgezahlt find. Die Wiedereintragung der 
Hypotheken und die Eintragung der Widerſprüche iſt deshalb nach 
816 Abſ. 1, 2 Aufw®. nur zuläſſig, wenn die Anſprüche auf Auf⸗ 
wertung bis zum 1. Jan. 1926 bei der Aufwertungsſtelle angemeldet 
werden. Die Antragſteller haben allerdings zunächſt keine ausdrück⸗ 


Zu 13. Man kann den Gründen des Beſchluſſes nur zuſtim⸗ 
men. Es iſt ein weiterer Beweis dafür, daß das KG. nicht gewillt 
iſt, in Aufwertungsſachen formaliſtiſchen Erwägungen Raum zu geben. 

IR. Riemann, Breslau. 
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liche Anmeldung eingereicht, aber ſie haben damit, daß fie die Wie⸗ 
dereintragung der Hypotheken und die Eintragung von Wider⸗ 
ſprüchen beantragten, deutlich zum Ausdruck gebracht, daß ſie die 
Aufwertung ihrer Anſprüche verlangen. In dieſen Anträgen muß 
deshalb eine Anmeldung i. S. des 8 16 Abſ. 1 AufwG. erblickt 
werden (vgl. Radler, „Grundbuch- und Auſwertungsfragen“ S. 45). 
Geht man aber hiervon aus, ſo haben die Antragſteller mit gutem 
Grunde ihre Anträge bei der Aufwertungsſtelle eingereicht; denn ſie 
durften damit rechnen, daß die Aufwertungsſtelle die in ihnen ent⸗ 
haltene Anmeldung erkennen und — nach Erledigung der an das 
Grundbuchamt abzugebenden Anträge auf Eintragung der Wider⸗ 
ſprüche — als ſolche gemäß 8 16 Aufw®. behandeln würden. In die⸗ 
ſem Sinne hat die Auſwertungsſtelle die Anträge der Antragſteller 
übrigens auch aufgefaßt, indem ſie die Eingabe der Antragſteller der 
Schuldnerin mit dem Bemerken hat zuſtellen laſſen, daß ſie innerhalb 
einer Friſt von 3 Monaten bei der Aufwertungsſtelle Einſpruch er⸗ 
beben könne. 
(KG., 9. 3 ., Beſchl. v. 7. Jan. 1926, 9 AW 476/25.) 
Mitgeteilt von JR. Dr. Eugen Wolff, Berlin. 
* 


14. 5 18 Aufw®.; Art. 18 Abi. 3 Durchf VO. Sachlei⸗ 
ſtungen i. S. Art. 18 Abſ. 3 DurchfVo. find auf den Auf⸗ 
wertungsbetrag anzurechnen. 

Der Schuldner hat die Hypotheken⸗Reſtſumme von 72 000 J 
am 6. Sept. 1923 mit 300 amerikaniſchen Dollar zurückgezahlt. 
Aufwertungsſtelle rechnet die Dollar nach Großhandelsindex mit 
3000 Ab an. LG. rechnet die Dollar nach dem Börſenkurſe des Zah⸗ 
lungstages in Papiermark um, ſtellt dieſen Betrag nach der Tabelle 
des AufwG. in Goldmark feſt und zieht ihn dann vom Aufwertungs⸗ 
betrage ab. Das KG. hebt auf. LG. wendet 8 18 Aufiw®. an, weil 
Bf. eine Zahlung in Geld, wenn auch in ausländiſcher Währung, ge⸗ 
leiſtet habe. Dies iſt rechtlich zu beanſtanden. Allerdings war der 
Dollar während der Geldentwertung ein ſehr begehrtes Zahlungs⸗ 
mittel in Deutſchland. Geld im Rechtssinne iſt er aber im Inlande 
nie geweſen, fo daß von einer Zahlung nach 8 18 AufwG. nicht 
die Rede fein kann (ſ. Bay Obe G.: DNotV. 27, 482; Abraham: 
SW. 1927, 2146). Die Gläubigerin beruft ſich ferner auf Art. 18 
A. 2 Satz 1 DurchfVO. Dieſe Vorſchriſt bezieht ſich aber, wie der 
Sen. bereiks in dem zum Abdruck beſtimmten Beſchl. Aw 833/27 
grundſätzlich ausgeſprochen hat, nur auf Wertpapiere, die auf Papier⸗ 
mark lauten, dagegen nicht auf ſolche, die auf ausländiſche oder 
wertbeſtändige Zahlungsmittel geſtellt ſind. 

Greift aber hiernach Art. 18 Abſ. 3 DurchfVO. ein, jo er⸗ 
ſtreckt ſich das billige Ermeſſen der Aufwertungsſtelle nur auf die 
„Höhe der Anrechnung der Sachleiſtung“. Dagegen unterliegt es nicht 
dem Befinden der Aufwertungsſtelle, ob der Goldmarkbetrag der 
(umgewerteten) Dollar auf den Goldmarkbetrag oder auf den Auf⸗ 
wertungsbetrag der Hypothek anzurechnen iſt. Hier gilt die Regel 
des 8 18 AufwG., da Art. 18 Abſ. 3 DurchfVO. in dieſer Hin⸗ 
ſicht keine abweichende Ausnahmevorſchrift enthält (anders Art. 18 
Abi. 2 Satz 1 DurchfV O.). 

Der Börſenkurs des Dollars am Zahlungstage darf zwar an 
ſich im Bereiche des Art. 18 Abſ. 3 DurchfVoO. hier herangezogen 
werden. Das LG. hätte aber noch ermitteln ſollen, ob die deutſche 
Bevölkerung damals den Dollar wegen ſeiner Wertbeſtändigkeit im 
täglichen Zahlungsverkehre höher bewertete als die Berliner Börſe. 
Auf den Großhandelsindex kann es dagegen nicht ankommen, da 
Bf. nicht Kaufmann iſt. 

(KG., 8. Fer ZS., Beſchl. v. 15. Sept. 1927, Aw 1680/27.) 
[K GR. Dr. Pakuſcher.] 
* 

15. 820 Aufw®.; Art. 124 DuchHfBO. zum AufwG. 
a) Ein Generalſubſtitut eines Rechtsanwalts iſt zur Unter⸗ 
zeichnung der ſofortigen weiteren Beſchwerde befugt. 
b) Kein Schutz des guten Glaubens, wenn die Löſchungs⸗ 
bewilligung erſt nach Stellung des Antrags auf Eintra⸗ 
gung des neuen Eigentümers erteilt und die Löſchung erſt 
nach der Eigentumseintragung erfolgt iſt. 7) 

Zunächſt ſei feſtgeſtellt, daß die an ſich zuläſſige ſofortige wei⸗ 
tere Veſchwerde gegen den der Antragſtellerin am 22. März 1927 zu⸗ 
geſtellten Beſchl. des LG. durch einen von einem Referendar als ge⸗ 

Zu 15. Soweit die Entſch. die Frage erörtert, ob der General⸗ 
ſubſtitut eines Anwalts zur Unterzeichnung der ſofortigen weiteren 
Beſchwerde befugt ſei, iſt das Ergebnis ein ſo ſelbſtverſtändliches, 
daß man ein Befremden darüber nicht unterdrücken kann, daß dieſe 
Frage überhaupt erſt zum Gegenſtand richterlicher Nachprüfung ge⸗ 
macht worden iſt. 

Wichtiger iſt die materiellrechtliche Entſch., in der das KG. in 
der vorliegenden Entſch. auf den Beſchl. des 1. ZS. v. 5. Mai 1927 
(MEI. 1927, 186 Nr. 143 zu 2) Bezug nimmt. 

Die Rſpr. hat in der überaus wichtigen Frage, in welchem 
maßgebenden Zeitpunkt zur Anwendung des 8 20 Abſ. 2 AufwG. die 


Rechtſprechung 
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richtlich beſtellten Vertreter des RA.... unterzeichneten und am 
4. April 1927 beim LG. eingegangenen Schriftſatz, alſo friſt⸗ und 
formgerecht eingelegt worden iſt. Die Ausführungen des Antrags“ 
gegners, dem eine beglaubigte Abſchrift der Beſchwerdeſchrift mitge” 
teilt worden iſt, der aber trotzdem rügt, daß der Vorſchrift des An⸗ 
waltszwanges nicht genügt ſei, ſind unverſtändlich; denn ſelbſtverſtänd⸗ 
lich iſt die Vorſchrift des Art. 124 Abſ. 2 Satz 2 DurchfVO. zum 
AufwGl., daß die Beſchwerdeſchrift von einem RA. zu unterzeichnen iſt, 
nicht dahin auszulegen, daß etwa die Unterſchrift des gerichtlich be⸗ 
ſtellten Vertreters des RA. nicht genügt. Der gerichtlich beſtellte 
Vertreter eines RA. muß, wie im Zivilprozeß, auch wenn der Ver⸗ 
treter kein RA., ſondern ein Referendar iſt, als berechtigt gelten, wie 
der Anwalt ſelbſt mit gleichen Befugniſſen zu handeln. 

Das LG. hat zu Unrecht angenommen, daß im vorl. Falle der 
8 20 AufwG. anwendbar iſt, und daß demnach der Aufwertung der 
Hypothek der öffentliche Glaube des Grundbuchs entgegenſteht. Im 
vorl. Falle iſt der Eintragungsantrag des Antragsgegners als des 
neuen Eigentümers unter Einrechnung der Auflaſſungserklärung am 
12. Dezember 1922 beim GBA. eingegangen. Die Löſchungsbewilli⸗ 
gung ift zwiſchen dem 27. Dez. 1922 und dem 5. Jan. 1923 erteilt 
und am 13. Jan. 1923 beim GBA. eingereicht worden. Die Ein⸗ 
tragung des Antragsgegners iſt am 22. Jan. 1923, die Löſchung der 
Hypothek der Antragſtellerin erſt am 22. Febr. 1923 erfolgt. 

Der 1.36. des KG. hat in dem zum Abdruck beſtimmten Beſchl. 
v. 5. Mai 1927, 1X 217/27 (JM Bl. 1927, 186 Nr. 143 zu 1 2) fol 
genden Rechtsgrundſatz aufgeſtellt: 

Iſt die Löſchung einer der Aufwertung nach den 88 14,15 
AufivG. unterliegenden Hypothek erſt nach der Eintragung des Er⸗ 
werbers eines Rechts i. S. des § 892 Abſ. 1 Satz 1 BGB. erfolgt 
und iſt die Löſchungsbewilligung oder löſchungsfähige Quittung 
erſt nach dem in 8892 Abſ. 2 BGB. beſtimmten Zeitpunkte erteilt 
worden, ſo ſtehen mangels Anwendbarkeit der Vorſchrift des 820 
Abſ. 2 Aufiv®. die Vorſchriften über den öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs der Wiedereintragung nicht entgegen, auch wenn die 
Löſchungsurkunde im Zeitpunkte der Eintragung des Erwerbers 
bereits erteilt war oder gleichzeitig erteilt wurde. 

Der beſchließende Sen. trägt kein Bedenken, ſich dieſem ein⸗ 
gehend begründeten Beſchluſſe anzuſchließen. 

(KG., Beſchl. v. 23. Juni 1927, 9 Aw III 1171/27.) 
[KG R. Goedel.] 
* 

16. 8 60 AufwG.; Art. 103 DurchfV O. Eine Ver⸗ 
ſicherungsunternehmung iſt durch die Beſtellung eines 
Treuhänders nicht gehindert, die Hypotheken ihres Unter⸗ 
nehmens zur Aufwertung ſelbſt anzumelden. f) 


Aus dem Inhalt des Art. 103 DurchfVO. iſt keineswegs zwin⸗ 
gend zu entnehmen, daß der Verſicherungsunternehmung die Be 
Löſchungsbewilligung ſpäteſtens vorgelegen haben müſſe, geſchwankt. 
In JW. 1927, 1027 hat das KG. den Rechtsſatz ausgeſprochen, daß 
der gutgläubige Erwerb durch 8 20 Abs. 2 Aufwch. auch dann ge⸗ 
ſchützt werde, wenn die Erteilung der Löſchungsbewilligung nach Stel⸗ 
folg ger. Eintragungsantrages, jedoch vor dem Rechtserwerb, er⸗ 
olgt ſei. 

Dieſe Entſch, ſtand im Widerſpruch mit Mügel, Nachtrag, 
820 Nr. 6, auch im Widerſpruch mit dem Beſchluß der Berliner 
Grundbuch- u. Aufwertungsrichter Nr. 23; fie wurde von Emme; 
rich: JW. 1927, 1027 Anm., obwohl Emmerich ſelbſt bisher den 
gegenteiligen Standpunkt vertreten hatte, als erfreulich bezeichnet. 

Im Gegenſatz hierzu vertritt Spangenberg in der Be⸗ 
ſprechung der vorerwähnten Entſch. JW. 1927, 1164 den Standpunkt, 
die kammergerichtliche Entſch. widerſpreche dem klaren Wortlaut des 
Geſetzes derart, daß es unverſtändlich ſei, wie dieſer Wortlaut auf 
Grund der Entſtehungsgeſchichte verkehrt werden könnte. 

Nunmehr iſt das RG. v. 26. Mai 1927 (JW. 1927, 1827 
wenige Wochen nach dem KG. — offenbar unabhängig von dieſem — 
ebenfalls zu dem Ergebnis gelangt, daß die Löſchungsbewilligung 
ſpäteſtens zur Zeit des Eingehens des Eintragungsantrages beim 
GBA. oder der nachträglichen Einigung vom Gläubiger erteilt fein 
müſſe (vgl. auch die Anm. Boeſebeck: JW. 1927, 2107). Boeſe⸗ 
beck ſtellt ſich auch auf den Standpunkt der ſpäteren Entſcheidungen 
und weiſt auf den trefflich begründeten Widerſpruch hin, der gegen 
die frühere Rſpr., insbeſ. bei Nadler S. 229 und Abraham: 
JW. 1927, 838 u. 953 erhoben war. 

Es wird wohl nunmehr die neuere Rechtſprechung 
von Reichsgericht und Kammergericht als die end, 
gültig maßgebende betrachtet werden müffen; ſie 
allein entſpricht wohl auch dem in dieſer Beziehung 
kaum zweifelhaften Wortlaute des 8 20 A bſ. 2 Auf w. 

IR Dr. Lemberg, Breslau. 


Zu 16. A. Weder das AufwG. noch die Durchführungsvorſchriften 
geben klare Beſtimmungen, welche Steliung der Treuhänder hat, der 
bei der Aufwertung der Verſicherungsanſprüche tätig wird (8 60 
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fugnis, die zur Erhaltung ihrer Rechte notwendigen Maßnahmen 
ſelbſt zu ergreifen, entzogen werden ſollte. Selbſt wenn man aber 
ein ausſchließliches Recht des Treuhänders zur Anmeldung annehmen 
wollte, ſo iſt doch unbedenklich in der Anmeldung durch die Ver⸗ 
ſicherungsunternehmung ſelbſt eine Anmeldung zugunſten des Treu⸗ 
händers oder in Vertretung des Treuhänders zu erblicken (vgl. 
Nadler, Grundbuch- und Auſwertungsfragen, 3. Aufl., S. 97). 
(KG., 9. 35., Beſchl. v. 21. April 1927, Aw III 586/27.) 
* 

17. Hat im Jahre 1918 ein Privatmann eine Schuld 
eines Bankunternehmens der im § 66 Abſ. 1 Au fw G. be⸗ 
zeichneten Art übernommen, fo findet $ 66 Abſ. 1 Auf w. 
zugunſten des neuen Schuldners keine Anwendung. 

Auf dem Grundſtück des Antragſtellers iſt für die Antrags⸗ 
gegnerin ſeit 1909 eine Darlehnshypothek von 170 000 % eingetragen. 
Schuldnerin dieſer Hypothek war urſprünglich die frühere Grund⸗ 


Aufwb., Art. 95 ff. DurchfVO.). Die Beſtimmungen find größten⸗ 
teils aus der III. Steuer NotVO. und der IV. DurchfVO. zu ihr ent⸗ 
nommen, ohne daß die Geſetzgeber hier oder dort Vorſorge getroffen 
haben, um die Zweifel auszuſchalten, welche in Vergrößerung der 
ſonſtigen zahlreichen Schwierigkeiten auch noch in mehr formaler 
Hinſicht auftauchen. Die Frage, ob der Treuhänder nach außen hin 
berechtigt iſt, über den zur Aufwertung bei der Verſicherung in Be⸗ 
tracht kommenden Vermögensteil zu verfügen, ob er alſo aktiv oder 
paſſiv legitimiert iſt, ob, wenn man dies bejaht, dieſe Legitimation 
neben der Verſicherungsgeſellſchaft beſteht, oder ob ſie eine aus⸗ 
ſchließliche iſt, macht ſich in der Handhabung der Aufwertung un⸗ 
angenehm bemerkbar und führt zu Erörterungen, welche materiell 
den Gang der Aufwertung in Nichts fördern, fo ſehr fie auch Übungs⸗ 
platz für Ausbildung oder Anwendung juriſtiſchen Scharfſinnes fein 
mögen. Und da bekanntlich bei der Aufwertung mehrfach Friſten zu 
wahren ſind, ſo iſt es erſt recht bedauerlich, daß die mangelnde Klar⸗ 
heit der geſetzlichen Anordnungen Gelegenheit für den Aufwertungs⸗ 
ſchuldner ſchaffen kann, um — mindeſtens den Verſuch zu machen, 
ob nicht aus fehlender Legitimation eine Hinfälligkeit der Anmel⸗ 
dung und damit eine Verſäumung der Friſt und letzten Endes eine 
Beſeitigung des materiellen Aufwertungsanſpruchs erlangt werden 
kann. Aber auch abgeſehen von der etwaigen Verſäumung einer 
Friſt kann die Unklarheit der geſetzlichen Anordnungen auch ſonſt bei 
Heranziehung der Legitimationsfrage doch recht unliebſame, mit großen 
Koſten verknüpfte Folgen hervorrufen. 

So hat der 16. 38S. des KG. in einer Entſch. v. 2. Juli 1927, 
die ich in der 33 P. näher beſpreche, die Abwehrklage, welche der 
Eigentümer unter Berufung auf den öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
buchs gegen die Verſicherungsgeſellſchaft anſtrengte, die Aufwertung 
der Hypothek forderte, abgewieſen, da dieſe Klage nur gegen den 
Treuhänder als allein legitimierten ſich richten könne. 

Gegen die Entſch. beſtehen mancherlei Bedenken, auf die ich 
hier nicht eingehen kann und die ich in der Z3P. näher erörtere. 
Hier ſei nur hervorgehoben, daß ein Feſthalten an der grundſätz⸗ 
lichen Auffaſſung des 16. ZS. gerade das Gegenteil einer Förderung 
der Aufwertungsanſprüche der Verſicherten herbeiführt, die der Ge⸗ 
ſetzgeber doch mit der Einrichtung eines Treuhänders bezweckte. Dies 
ergibt der Tatbeſtand des hier zur Beſprechung ſtehenden Beſchl. recht 
deutlich. Denn hier war die Anmeldung des Aufwertungsanſpruchs 
offenbar von der Verſicherungsgeſellſchaft ſelbſt bewirkt und offen⸗ 
ſichtlich war dieſer Anmeldung der Einwand entgegengeſetzt, daß ſie 
von einem unrichtigen Gläubiger bewirkt und der Anſpruch durch 
Friſtablauf verfallen ſei. Hätte dieſer Einwand durchgegriffen, ſo 
wäre der doch auch zur Aufwertung der Verſicherungsanſprüche die⸗ 
nende Vermögensteil, den die Hypothek darſtellt, dem Aufwertungs⸗ 
ſtock verloren gegangen. Um ſo mehr iſt es anzuerkennen, daß der 
Aufwertungsſenat des KG., der 9. Sen., einen Weg gefunden hat, 
durch den wenigſtens für den Spezialfall der von der Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft ſtattgehabten Anmeldung ein Rechtsverluſt der geſchilder⸗ 
ten Art vermieden wird. Der Senat enthält ſich zwar einer end⸗ 
gültigen Entſch. darüber, ob man eine alleinige Legitimation des. 
Treuhänders als gegeben anſehen müßte. Aber man erkennt doch 
aus der Faſſung des Beſchl., daß der 9. Sen. in dieſer Hinſicht 
Zweifel hat. Sicherlich iſt aber in demjenigen, was der Beſchl. pofitiv 
ausſpricht, dem Beſchl. beizutreten. Wie auch die Stellung des Treu⸗ 
händers begrifflich zu beſtimmen, wie auch immer das Rechtsver⸗ 
hältnis zwiſchen Treuhänder und Verſicherungsgeſellſchaft danach zu 

onſtruieren, jedenfalls erſcheint es möglich, die von der Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft geſchehene Anmeldung als für den Treuhänder er⸗ 
folgt oder für ihn wirkſam zu betrachten. Selbſt in dem Falle, daß 
an ſich nur der Treuhänder als berechtigt angenommen wird, ſteht 
nichts im Wege, daß der Treuhänder nachträglich die Anmeldung 
genehmigt und die Verſicherungsgeſellſchaft dieſe dahin richtigſtellt, 
daß fie im Intereſſe des Treuhänders dabei gehandelt habe. Bei 
ber Handhabung der Gerichte hinſichtlich der Anmeldung, welche die 
Anmeldung gelten läßt, ſofern ſie nur einigermaßen ausreicht, welche 
insbeſ. für genügend erachtet, daß Grundbuch und Hypothek ſowie 
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ſtückseigentümerin, die Berliner Mittelſtandsbank, E6mbH. Dieſe hat 
das Grundſtück durch Vertrag v. 26. Febr. 1918 an den Antragſteller 
verkauft. Der Antragſteller hat die vorgenannte Hypothek in An⸗ 
rechnung auf den Kaufpreis übernommen und iſt unſtreitig perſön⸗ 
licher Schuldner der Hypothek geworden. 


Der Antragſteller vertritt den Standpunkt, daß der der Hypo⸗ 
thek zugrunde liegende Darlehnsanſpruch, da er ſich früher gegen die 
Mittelſtandsbank, alſo ein Unternehmen i. S. des 866 Abi. 1 Aufm®,, 
gerichtet habe, gem. 866 Aufim®. der Aufwertung nicht unterliege 
und ſomit auch die Hypothek ſelbſt nicht aufwertbar ſei (8 44 AufwG.). 
Er beantragt, feſtzuſtellen, daß eine Aufwertung der Darlehns hypothek 
von 170000 % ſowie der zugrunde liegenden Forderung nicht ſtatt⸗ 
findet. Die Antragsgegnerin hat beantragt, feſtzuſtellen, daß der Auf⸗ 
wertungsanſpruch in Höhe von 42500 GM. (25% von 170000 GM.) 
zu Recht beſteht. 

Die AufwStelle hat die Hypothek und die zugrunde liegende 


der Wille, die Aufwertung anzumelden, erkennbar ſind, erſcheint es 
wohl auch ohne Bedeutung, ob in der Anmeldung die eigentlich legi⸗ 
timierte Perſönlichkeit angegeben iſt. Und wenn man ſie fortlaſſen 
konnte, jo erſcheint es erſt recht gleichgültig, ob eine unrichtige An⸗ 
gabe gemacht iſt — falsa demonstratio non nocet. 

Zu wünſchen iſt nur, daß gegenüber den unerquicklichen for⸗ 
malen Fragen, welche die Einſetzung des Treuhänders — ſicherlich 
entgegen der Abſicht des Geſetzgebers — hervorgerufen hat, die Rſpr. 
ſich bemüht, über die formalen Schwierigkeiten hinwegzukommen 
und das materielle Recht zu feſtigen. 

Übrigens hat das LG. II Berlin in einem Urt. v. 29. Nov. 
1926 — 24 0 Nov. 1926 — abgedruckt: DIZ. 1927 Sp. 1488 
Nr. 21 v. 1. Nov. 1927, entſchieden, daß, bis die Aufwertung voll⸗ 
zogen, die Verſicherungsgeſellſchaft jedenfalls befugt iſt, die Auf⸗ 
wertungsanſprüche zu verfolgen. 

IR. Gerhard, Berlin. 


1 B. Die Ausführungen Gerhards ſcheinen mir nicht zutreffend 
zu ſein. 

Nach Art. 59 DurchfVoO. zum AufwG. behält die Hypotheken⸗ 
bank die Verfügung über die aufzuwertenden Hypotheken, dagegen 
iſt im Art. 103 DurchfVO. die Mußvorſchrift erlaſſen, daß der Treu⸗ 
händer den Aufwertungsſtock in Beſitz zu nehmen und zu verwalten 
hat. Nun haben allerdings der 9. Sen. des KG. im Beſchl. v. 21. April 
1927 (Aw 586/27) und Quaſſowski und Nadler ſich auf den 
Standpunkt geſtellt, daß die Verſicherungsgeſellſchaften die Anmeldung 
von Anſprüchen auf Hypotheken zu beſorgen und durchzuführen hätten, 
dabei aber überſehen, daß die Aufwertungsſtelle für den Fall, daß nicht 
bis zu ihrem Beſchl. zum Ausdruck gebracht iſt, daß die Anmeldung für 
den Aufwertungsſtock erfolgt, den Beſchl. zugunſten der Geſellſchaft 
zu erlaffen, und auf Grund desſelben dann das Grundbuchamt den 
aufzuwertenden Betrag für die Geſellſchaft einzutragen habe, die alſo 
Eigentümer des aufgewerteten Betrages damit wird, deren Anſpruch 
ſogar gepfändet werden kann. 

Abwegig iſt auch die Anſicht, daß der Treuhänder allgemein 
ſeine Rechte den Verſicherungsgeſellſchaften übertragen kann, da er 
hierzu ebenſowenig berechtigt iſt, wie ein Teſtamentsvollſtrecker oder 
Konkursverwalter, die auch nicht ihre geſamten Rechte übertragen 
dürfen, dies vielmehr nur im Spezialfalle tun können. 

Das RG. ſcheint auch dieſen Standpunkt nicht zu billigen, da 
es in einer Prozeßſache einer Lebeusverſicherungsgeſellſchaft dem auf 
Grund dieſes Standpunktes verurteilten Schuldner das Armenrecht 
bewilligt hat, dadurch aber zweifellos zum Ausdruck gebracht hat, 
daß der Art. 103 in der Weiſe auszulegen iſt, daß der Treuhänder 
aktiv legitimiert iſt und daß mindeſtens bis zum Erlaß des Auf⸗ 
wertungsbeſchl. der Aufwertungsſtelle und dem Schuldner klargemacht 
fein muß, daß die Aufwertung für den Aufwertungsſtock verlangt iſt, 
und dieſem der Anſpruch zuerkannt iſt. 

Den diesſeitigen Standpunkt ſcheint auch das KG. in ſeinem 
Beſchl. v. 23. Juni 1927 (9 Aw III 725/27: JW. 1927, 2577) ein⸗ 
zunehmen. 

In dieſem Falle hatte eine Ehefrau den ihr gehörigen Anſpruch 
zur Aufwertung angemeldet. Der Ehemann hat dann aber bis zum 
Beſchl. durch die Aufwertungsſtelle ſeine Einwilligung zu der An⸗ 
meldung erteilt. 

Dieſe nachträglich erteilte Genehmigung des Ehemannes bis 
zur Entſch. durch die Aufwertungsſtelle hat dem Senat genügt, der 
alſo damit auch zum Ausdruck gebracht hat, daß bis zur Entſch. 
durch die Aufwertungsſtelle die erforderliche Genehmigung, mithin 
bei einer Lebensverſicherungsgeſellſchaft durch den Treuhänder, erteilt 
ſein muß. 

Es wäre auch nicht verſtändlich, wenn der Geſetzgeber für 
Hypothekenbanken und Verſicherungsgeſellſchaften verſchiedene Be⸗ 
ſtimmungen getroffen hätte, wenn er nicht dieſe Geſellſchaften anders 
behandeln wollte, wie Hypothekenbanken. 

IR. C. Viebig, Berlin. 
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Forderung auf 42500 GM. aufgewertet. Beſchwerde und weitere Be⸗ 
ſchwerde waren erfolglos. 

Der Zweck der Befreiungsvorſchrift des 866 Abſ. 1 AufwG. 
war lediglich der Schutz eines ganz beſtimmten Schuldnerkreiſes (vgl. 
Quaſſowski, AufwG. 866 Anm. Il; Neukirch, AufwG., 
866 Einleitung). Irgendein Anhalt dafür, daß der Geſetzgeber einen 
nicht zu dieſem Kreiſe gehörigen Schuldner eines der im § 66 Aufiw®. 
bezeichneten Anſprüche deswegen von der Aufwertung habe freiſtellen 
wollen, weil früher einmal Schuldner dieſes Anſpruchs ein unter 
866 Abſ. 1 AufwG®. fallendes Unternehmen war, iſt nicht gegeben. 


(KG., Beſchl. v. 3. Nov. 1927, 9AW 937/27.) [GR. Rothe. 


* 

18. 873 Abſ. 1 Satz 1 AuſwG.; 8 29 RSiedlG. Das 
Siedlungs unternehmen genießt in Aufwertungsſachen 
keine Gebührenfreiheit. 

Die Antragsgegnerin (Siedlungsunternehmen) hat ein Grund⸗ 
ſtück zu Siedlungszwecken erworben und die darauf eingetragene 
Hypothek als Selbſtſchuldner übernommen. Sie hat die Hypotheken⸗ 
ſumme in der Rückwirkungszeit ausgezahlt und verlangt jetzt die 
Abwertung der zugrunde liegenden perſönlichen Forderung. Das KG. 
verneint die Gebührenfreiheit dieſes Antrags. § 2) RSiedlGG. gilt 
nicht für den ordentlichen Rechtsſtreit. Als das RSiedlG. v. 11. Aug. 
1919 (RGBl. 1429 ff.) erlaſſen und durch das Gel. v. 7. Juni 
1923 (RG Bl. I, 364 ff.) abgeändert wurde, entſchied das Prozeß⸗ 
gericht im bürgerlichen Rechtsſtreit auch über die Höhe der Auf⸗ 
wertung von Hypothek und perſönlicher Forderung. Das Siedlungs⸗ 
unternehmen erlangte alſo in Auſwertungsſtreitigkeiten die Ge⸗ 
bührenfreiheit nicht. Wenn ſpäter durch 88 69 ff. AufwG. die Auf⸗ 
wertungsſachen den ordentlichen Gerichten entzogen und den Auf⸗ 
wertungsſtellen übertragen wurden, ſo kann eine Erweiterung der Ge⸗ 
bührenfreiheit der Siedlungsgeſellſchaften darin nicht gefunden wer— 
den. Die Aufhebung der Gebührenpflicht kann auch nicht daraus ge⸗ 
folgert werden, daß auf das Aufwertungsverfahren die Vorſchriften 
des NFOS. ſinngemäß Anwendung finden (8 73 Abſ. 1 Satz 1 
AufwG.). Ihrem inneren Weſen nach verbleibt die Aufwertungsſache 
ein bürgerlich⸗rechtlicher Streit, während die Gebührenfreiheit der 
Siedlung nur im Bereiche der (eigentlichen) freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit und in Verwaltungsſachen Platz greifen ſoll. 

(KG., 9. ZS., Beſchl. v. 13. Okt. 1927, Aw 2773/27.) 
[K SR. Dr. Pakuſcher.] 


* 


19. 8 74NufmG.; Art. 124 Abſ. 1 Durchf VO. z. AufwG. 
Die Schriftform für die fofortige Beſchwerde einer Be- 
hörde iſt gewahrt, wenn die Beſchwerdeſchrift von dem 
Vertreter der Behörde nicht eigenhändig unterzeichnet, 
aber mit einem ſeinen Namen enthaltenden, unterſchrie⸗ 
benen Beglaubigungsvermerk eines Bürobeamten ver- 
ſehen iſt. 

Gegen einen Veſchl. der AufwStelle hat die Stadtgemeinde F. 
die ſofortige Beſchwerde eingelegt. Die Beſchwerdeſchrift iſt unter⸗ 
zeichnet: „J. A. gez. Th. begl. E., Verwaltungsinſpektor“. 

Das LG. Hat das Rechtsmittel als unzuläſſig verworfen mit 
der Begründung, daß der Beſchwerdeſchrift die nach dem Geſetz er⸗ 
forderliche eigenhändige Unterſchrift des zuftänbigen ſtädtiſchen Be⸗ 
amten fehle. Der Beglaubigungsvermerk ſei kein ausreichender Erſatz 
dafür, weil er nicht die Erklärung enthalte, daß der Beglaubigende 
— ganz abgeſehen von der Frage ſeiner Befugnis dazu — das Rechts⸗ 
mittel einlege. Der ſofortigen weiteren Beſchwerde der Stadtgemeinde 
iſt ſtattgegeben. 

Nach Art. 124 Abſ. 1 der DurchfVOO. z. AufwG. erfolgt die Ein⸗ 
legung der ſofortigen Beſchwerde gegen eine Entſch. der AufwStelle 
— abgeſehen von dem Falle der Erklärung zu Protokoll des Ge⸗ 
richtsſchreibers — durch Einreichung einer Beſchwerdeſchrift bei der 
AufwStelle oder beim LG. Die Frage, ob eine Beſchwerdeſchrift zu 
ihrer Vollſtändigkeit notwendig eine Unterſchrift enthalten muß und 
welche Anforderungen gegebenenfalls an eine ſolche zu ſtellen ſind, 
iſt ſtreitig. Schlegelberger (FGG. zu § 11 Anm. 22 f. und zu 
821 Anm. 2) vertritt bei Auslegung der mit dem Art. 124 Abſ. 1 
Durchf VO. im weſentlichen gleichlautenden Vorſchrift des 8 21 Abſ. 2 
FGG. die Anſicht, daß die Unterſchrift fehlen könne, wenn das 
Schrifiſtück nur die äußeren Kennzeichen einer abgeſchloſſenen, von 
einer beſtimmten Perſon herrührenden Willensäußerung trage. Ahn⸗ 
lich will Güthe-Triebel (GBO. zu 8 73 Anm. 3) zur Einlegung 
der Grundbuchbeſchwerde es genügen laſſen, daß aus dem Schriftſtück 
zu erſehen iſt, wer der Beſchwerdeführer iſt, und daß die Einlegung 
der Beſchwerde ſeinem Willen entſpricht. Dagegen verlangt die Ripr. 
zur Erfüllung der Schriftform auch bei nur verfahrensrechtlichen Er⸗ 
klärungen regelmäßig die eigenhändige Unterſchrift des Erklärenden 
e BI, Brise el e ene ep, a Mk uls a 
12, 77). Es wird jedoch angenommen, daß eine ſolche auch durch 
telegraphiſche Übermittelung hergeſtellt werden kann (RG. 44, 369: 
RGSt. 9, 38; 10, 166; KJ. 35, 3). Zu der hier zu entſcheidenden 
Frage haben bereits die ZS. 1a u. 17 des KG. im Beſchl. v. 14. Dez. 
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1917 (KGG J. 50, 9) bzw. im RE. v. 9. Febr. 1925 (Erg. ZTG. 3, 160) 
ſowie der 2. StS. des RG. (bez. der Reviſionseinlegung) im Beſchl⸗ 
v. 12. April 1923 (RGSt. 57, 280) Stellung genommen. Der erſtere 
Beſchl. Hält unter Ablehnung der Anſicht von Schlegelberger 
an dem Erfordernis der eigenhändigen Unterſchrift des Beſchwerde⸗ 
führers feſt. Er will aber den Beglaubigungsvermerk unter der Vor⸗ 
ausſetzung, daß die Urſchrift des Schreibens von dem Beſchwerde⸗ 
führer unterſchriftlich vollzogen iſt, dahin verſtehen, daß der be 
glaubigende Beamte das Vorhandenſein der bezeichneten Unterſchrift 
amtlich bezeuge, und will deshalb in ſolchem Falle die Form des 
8 21 Abſ. 2 FGG. als gewahrt anſehen. Der Fall liege ähnlich wie 
der der telegraphiſchen Einlegung der Beſchwerde, für deren Wirkſam⸗ 
keit ebenfalls gefordert werden müſſe, daß die aufgegebene Urſchrift 
die eigenhändige Namensunterſchrift des Aufgebers enthalte. Das 
NE. ſieht dagegen in der mit dem Beglaubigungsvermerk verſehenen 
Schrift lediglich eine Mitteilung der Behörde an das Gericht des 
Inhalts, daß eine von dem zuſtändigen Beamten unterzeichnete oder 
ſignierte Reviſionsſchrift gleichen Inhalts im Geſchäftszimmer der 
Behörde vorliege. Die damit kundgegebene Abſicht der Reviſions⸗ 
einlegung ſei aber nicht ausgeführt, weil es hierzu der Überreichung 
einer von dem zuſtändigen Beamten perſönlich unterzeichneten Ein⸗ 
legungserklärung an das Gericht bedurft hätte. Aus ähnlichen Er⸗ 
wägungen gelangt der 17. 35. des KG. für den Fall der Einlegung 
einer Rechtsbeſchwerde in Mieteinigungsſachen zu demſelben Ergeb⸗ 
nis wie das RG. Im Einklang hiermit ſind in der Allg. Verf. des 
JuſtMin. v. 5. Febr. 1924 (JM Bl. 54) von der der Kanzlei über⸗ 
tragenen Vollziehungsbefugnis ſolche Schreiben und Schriftſätze der 
Juſtizbehörden ausgenommen, welche für den Gang des Verfahrens 
weſentliche Erklärungen im Zivilprozeß, im Strafprozeß oder im Ver⸗ 
fahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit enthalten, wenn für ſie die 
Schriftform oder die Unterſchrift des Erklärenden norgeſchrieben iſt. 

Der Sen. vermag ſich der Anſicht des RG. und des 17. 38. 
des KG. für das Aufwertungsverfahren nicht anzuſchließen, iſt viel⸗ 
mehr in grundſätzlicher Übereinſtimmung mit dem La Sen. der Un 
ſicht, daß zwar der Begriff „Beſchwerdeſchrift“ das Erfordernis einer 
Unterſchrift in ſich ſchließt, daß aber dies Erfordernis in einem Falle 
der vorliegenden Art erfüllt iſt. Das mit dem Beglaubigungsvermerk 
verſehene Schriftſtück iſt nicht nur die beglaubigte Abſchrift einer bei 
den Akten der Behörde befindlichen Beſchwerdeſchrift. Es ſtellt viel⸗ 
mehr die mehr und mehr üblich gewordene Form dar, in welcher die 
Behörde ihre ſchriftlichen Erklärungen nach außen in die Erſcheinung 
treten läßt. Die Behörde will, daß der Beglaubigungsvermerk mit 
der Unterſchrift des hiermit betrauten Beamten als Unterſchrift des 
darin bezeichneten, für den Inhalt der Erklärung verantwortlichen 
Beamten gilt. Tatſächlich wird denn auch ein Schriftſtück der vor⸗ 
liegenden Art in der heutigen Verkehrsanſchauung als eine durch den 
zuſtändigen Beamten abgegebene ſchriftliche Erklärung angeſehen. Dem 
entſprechenden Willen der Behörde und der ihm folgenden Verkehrs- 
übung iſt auch die rechtliche Anerkennung nicht zu verſagen. Denn 
der von einem Beamten vorſchriftsmäßig unterſchriebene Beglau⸗ 
bigungsvermerk bietet zufolge der Zuverläſſigkeit der behördlichen 
Organisation die Gewähr dafür, daß die mit ihm verſehene ſchriftliche 
Erklärung wirklich eine ſolche ihres in dem Vermerk namentlich ber 
zeichneten zuſtändigen Vertreters iſt. Sie erfüllt alſo den Begriff der 
Unterſchrift, deren Weſen darin beſteht, eine ſchriftliche Erklärung als 
von einer beſtimmten Perſon abgegeben zu kennzeichnen. Deshalb er⸗ 
ſcheint es geboten, den Vermerk als die Unterſchrift des zuſtändigen 
Beamten ſelbſt anzufehen. 

In ganz ähnlicher Weiſe ift bereits — einem Verkehrsbedürf⸗ 
nis zufolge — die Eigenſchaft eines Telegramms als einer ſelbſt⸗ 
unterſchriebenen Erklärung des Abſenders in der Rſpr. allgemein an⸗ 
erkannt. Wenn man zur Begründung dieſer Erweiterung des Be⸗ 
griffes der Unterſchrift annimmt, daß der Abſender einer Depeſche 
die am Beſtimmungsort aufgenommene Urkunde mittels des Tele⸗ 
graphen unter Benutzung von Menſchen⸗ und Naturkräften als feiner 
Werkzeuge ſelbſt herſtellt (fo übereinſtimmend der 2. StS. des RG. 
und der 1a 88. des Kch.), fo erſcheint es folgerichtig, die auf 
Anordnung des zuſtändigen Beamten gefertigte, mit dem ſeinen 
Namen wiedergebenden Beglaubigungsvermerk verſehene Reinſchrift 
der Beſchwerdeſchrift als von ihm unterſchrieben anzuſehen. Das 
Weſentliche iſt in beiden Fällen die Tatſache, daß durch eine zu⸗ 
verläſſige behördliche Organiſation die Gewähr dafür geboten iſt, daß 
das nach außen in die Erſcheinung tretende Schriftſtück den Willen 
des Erklärenden ausſpricht. 

Von dieſem Standpunkte aus kommt es dann allerdings nicht 
mehr, wie der 12 Sen. meint, auf den Nachweis an, daß eine von 
dem Vertreter der Behörde eigenhändig unterzeichnete oder ſignierte 
ſog. Urſchrift der Beſchwerdeſchrift ſich bei ihren Akten befindet. 

Aus der Allg. Verf. des JuſtMin. v. 3. Febr. 1924 über die 
Einſchränkung der der Kanzlei übertragenen Vollziehungsbefugnis läßt 
ſich gegen den hier vertretenen Standpunkt nichts folgern, da fie ſchon 
durch die angeſichts der widerſprechenden Entſcheidungen der Gerichte 
begründete Zweifelhaftigkeit der Frage veranlaßt ſein kann. 

Zur Vorlegung der Sache an das RG. zwecks Entſch. gem. 
874 Abſ. 1 Satz 5 AufwG. i. Verb. m. 828 Abſ. 2 FGG. iſt der 
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Sen. nicht in der Lage, da der Beſchl. des 2. StS. lediglich in Aus⸗ 
legung des 8381 StpO. a. F. ergangen iſt, alſo nicht einer Vor⸗ 
ſchrift, welche eine Angelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
insbej. eine Aufwertungsſache, betrifft. 
(KG., 9. 8 S., Beſchl. v. 4. Aug. 1927, 9 Aw III 1559/27.) 
[LG R. Backs. 
* 


20. 8 16 AufwNov.; 812 AufmG. Die Vorſchrift des 
$ 16 AufwNov. über die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand findet auf die Antragsfriſt des $ 12 Auf w. keine 
Anwendung. 


(KG., Beſchl. v. 13. Okt. 1927, Aw III 3970/27.) 


Abgedr. JW. 1927, 27171, 
* 


Zu 20. A. Nach § 16 AufwNov. ift eine Wiedereinſetzung bei 
Säumnis hinſichtlich zurückgezahlter Hypotheken in doppel⸗ 
ter Hinſicht ſowohl hinſichtlich der normalen wie auch der höheren 
als 25% gen Aufwertung vorgeſehen, einem Gläubiger einer zurück⸗ 
gezahlten Hypothek alſo, der es unterlaſſen hat, überhaupt einen Auf⸗ 
wertungsantrag zu ſtellen, Wiedereinſetzung mit der Wirkung zu er» 
teilen, daß er auch eine höhere als 250% ige Aufwertung bei Vor⸗ 
liegen der geſetzlichen Vorausſetzungen erreichen kann. 

Nicht ausdrücklich geregelt iſt hingegen die Frage, wie zu ver⸗ 
fahren iſt, wenn ein Gläubiger einer nicht zurückgezahlten 
Hypothek Antrag auf Abweichung vom normalen Höchſtſatz unver⸗ 
ſchuldeterweiſe nicht geſtellt hatte, oder wenn ein Gläubiger einer 
zurückgezahlten Hypothek zwar zur normalen, aber nicht zur 
höheren als 250% igen Aufwertung angemeldet hat. Aus dem 
Sinne des 816 AufwNov., der eine Wiedereinſetzung mit der 
Wirkung höherer als 250% iger Aufwertung ſogar für den Fall vor⸗ 
ſieht, daß bei zurückgezahlten Hypotheken ſowohl die Anmeldung 
zur normalen Aufwertung überhaupt wie auch der Antrag auf 
höhere Aufwertung unterblieben war, folgt a fortiori, daß eine 
Wiedereinſetzung auch in den Fällen zu erkeilen fein dürfte, in denen 
eine Anmeldung zur normalen Aufwertung unnötig und nur der An⸗ 
trag auf höhere als 25% ige Aufwertung unterblieben war. Dies 
Ergebnis dürfte auch allein der Billigkeit entſprechen, da gerade 
bei nicht zurückgezahlten Hypotheken häufig der Irrtum unterlaufen 
ſein wird, daß mangels erfolgter Rückzahlung ein Antrag auf höhere 
als 25% ige Aufwertung überflüſſig ſei. Weiter iſt auch gar kein 
Grund dafür einzujehen, warum der Geſetzgeber die Gläubiger zurück⸗ 
gezahlter Hypotheken hätte günſtiger ſtellen wollen als die Gläubiger 
nicht zurückgezahlter Hypotheken. 

Das KG. hat entgegengeſetzt entſchieden. Es ſtützt ſich in 
erſter Linie auf den Wortlaut der AufwNov. und auf die Enkſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes. Keines von beiden dürfte die Anſicht des KG. 
rechtfertigen. Der Wortlaut des Geſetzes ſpricht nicht unbedingt 
ir die hier vorgetragene Anſchauung. In den Motiven iſt der 
ier behandelte Fall nicht erwähnt. Die Billigkeit aber dürfte ent⸗ 
ſcheidend für die hier vertretene und gegen die Anſicht des KG. 


ſprechen. 
RA. Dr. Rudolf Gottſchalk, Vernburg. 


B. Vorſtehender Kritik vermag ich mich nicht anzuſchließen. 
Nach der völlig eindeutigen Beſtimmung des $ 16 der AufwNov. 
kommt eine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegenüber der 
Verſäumung der Friſt aus 8 12 Aufwch. nicht in Frage. Dies iſt auch 
keineswegs unbillig. 

Wenn wirklich ein Gläubiger ohne jedes Verſchulden die An⸗ 
meldung des Anſpruchs auf Aufwertung unterlaſſen hat, ſo war damit 
zwangsläufig auch die Verſäumung der Friſt aus $ 12 Aufw®. ver⸗ 
bunden. Hatte dagegen der Aufiv&läubiger feinen Anſpruch ange⸗ 
meldet, ſchwebte alſo ein Aufw Verfahren, fo war es feine Pflicht, 
ſich um den Gang dieſes Verfahrens zu kümmern, und es beſteht kein 
Bedürfnis, hier noch, nahezu zwei Jahre ſpäter, außergewöhnliche 
Rechtsmittel zu gewähren. Handelt es ſich überhaupt nicht um einen 
Rückwirkungsfall, ſondern um ein noch fortbeſtehendes Rechtsverhält⸗ 
nis, ſo iſt es ebenfalls Sache des Gläubigers, die geſetzlichen Friſten 
zu wahren, und das Schutzbedürfnis iſt geringer als bei einer Wieder⸗ 
aufrollung erledigter Rechtsverhältniſſe, bei der Verſäumniſſe unge⸗ 
wandter Perſonen außerordentlich leicht unterlaufen können. ’ 

Grundſätzlich ſollte überhaupt ein Ende damit 
gemacht werden, daß die Gerichte ſich berufen fühlen, 
das Geſetz in einem Umfange „auszulegen“, der ſeinem Weſen 
nach zu einer „Korrektur“ des Geſetzes führt. Die anarchiſchen 
Zustände der Inflation ſind vorüber. Die Unterordnung unter das 
Geſetz iſt die oberſte Pflicht des Richters. Auf ihr beruht ſeine 

utorität und das Vertrauen des Volkes auf eine unabhängige, nur 
em Geſetz unterworfene, aber das heißt ebenſoſehr, mit anderer Be⸗ 
tonung, „dem Geſez unterworfene“ Juſtiz. 

Im gleichen Sinne wie das RG. hat ſich übrigens auch das 
LG. Altona in einem Beſchl. v. 26. Sept. 1927 — 6T 717/27 — 


ausgeſprochen. , 
RA. Dr. Hans Fritz Abraham, Berlin. 
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21. 816 AufwNov. Der gemäß $ 16 AufwNov. ge⸗ 
ſtellte Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
iſt ohne Prüfung der Wiedereinſetzungsgründe abzu—⸗ 
weiſen, wenn die Anmeldung offenbar überflüſſig oder 
unwirkſam iſt. 


Das KG. (9 Aw 148/26: JW. 1926, 1467) hat die Verpflich⸗ 
tung der Aufwertungsftelle zur Mitteilung einer offenbar rechts- 
unwirkſamen Anmeldung verneint. Entſcheidend war hierbei der 
Geſichtspunkt, daß eine offenbar wirkungsloſe Anmeldung keine ge⸗ 
eignete Grundlage bietet, ihretwegen weiteres ſachlich zu veranlaſſen. 
In gleicher Weiſe kann aber auch eine offenbar überflüſſige 
oder unwirkſame Anmeldung nicht die Grundlage für ein 
Wiedereinſetzungsverfahren aus 8 16 AufwNov. bilden. Vielmehr iſt 
in einem ſolchen Falle die Wiedereinſetzung ohne Prüfung der Wie⸗ 
dereinſetzungsgründe abzulehnen. Im vorliegenden Falle beſtand 
mangels Zurückzahlung des dem Antragſteller geſchuldeten Betrages 
gem. 8 16 AufwG. kein Anmeldezwang. Die troßdem bewirkte 
Anmeldung iſt deshalb offenbar überjlüffig. Die Ablehnung des 
aus § 16 AufwNov. geſtellten Wiedereinſetzungsantrages durch die 
Vorinſtanzen war deshalb ohne weiteres ſachliche Prüfung aus 
Rechtsgründen zu billigen. 

(KG., 9. 8S., Beſchl. v. 27. Okt. 1927, Aw III 4014/27.) 
[KGR. Dr. Cohn⸗Halberſtam.] 


* 


22. 816 Aufw Nov.; 88 14, 15, 16 Auf w. Berechtigte 
Zweifel über die Anmeldepflicht ſchlietzen ein Verſchulden 
an dem Unterbleiben der Anmeldung i. S. 816 AufwNov aus. 


Auf dem dem Antragsgegner gehörigen Grundſtück ſteht eine 
Darlehnshypothek von 8000 % eingetragen, die der Antragsgegner 
im Sommer 1923 zum Goldmarkbetrage von 3 Goldpfennigen zu⸗ 
tückbezählt hat. Der Hypothekengläubiger iſt verſtorben. Sein Nach⸗ 
laßverwalter, der Antragſteller, verweigerte dem Antragsgegner die 
Ausſtellung einer löſchungsfähigen Quittung, weil der Antragsgegner 
9 zuſammen mit dem Kapital die rückſtändigen Zinſen bezahlt 
atte. 

Die Anmeldung des Anſpruchs auf Auſwertung hat der An- 
tragſteller urſprünglich unterlaſſen, erſt auf Grund des 8 16 Aufw⸗ 
Nov. die Anmeldung nachgeholt und Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand beantragt. 

Die Aufwertungsſtelle hat den Wiedereinſetzungsantrag abge⸗ 
wieſen, weil der Irrtum des Antragſtellers über ſeine Anmeldepflicht 
nicht unverſchuldet ſei. Die vom Antragſteller hiergegen eingelegte Be⸗ 
ſchwerde hat das LG. zurückgewieſen. Die weitere Beſchwerde des 
Antragſtellers hatte Erfolg. Die Anſicht der Vorinſtanzen, die recht⸗ 
zeitige Anmeldung ſei deshalb nicht ohne Verſchulden des Antrag⸗ 
ſtellers unterblieben, weil fein Irrtum über die Anmeldepflicht nicht 
entſchuldbar ſei, iſt rechtlich zu beanſtanden. Die Vorinſtanzen ſehen 
darin, daß ſich der Antragſteller über die Rechtslage nicht von den 
ihm offen und ſogar naheſtehenden Stellen habe unterrichten laſſen, 
ein Verſchulden, das die Unterlaſſung der Anmeldung zur Folge ne» 
habt habe. Die Vorinſtanzen überſehen dabei, daß die Unterrichtung 
über die Rechtslage durchaus nicht zur Anmeldung führen mußte, da 
im vorliegenden Falle die Notwendigkeit der Anmeldung erheblichen 
Zweiſeln begegnet. Denn es kann hier von einer Annahme der Leis 
ſtung, d. h. einem Verhalten des Gläubigers, das nach Lage des 
Falles unter Berückſichtigung der Verkehrsſitte und der Grundſätze 
von Treu und Glauben ſich als Ausdruck des Willens darſtellt, eine 
ihm zugehende Leiſtung als Erfüllung gelten zu laſſen (RG. 111, 
334), nicht geſprochen werden. Eine Annahme der Leiſtung iſt in der 
ſtillſchweigenden Hinnahme der Zahlung dann nicht zu erblicken, wenn 
ein Papiermarkbetrag von ganz geringfügigem Goldwerte in der 
Zeit ſtärkſter Inflation dem Gläubiger bezahlt wird (RG.: Jur. 
25 Nr. 10311; JW. 1926, 145; BayObeGG.: JW. 1926, 2378; 
AufwRſpr. I, 542 und Radler, Grundbuch- und Auſwertungs- 
fragen, 3. Aufl., S. 83). Selbſt wenn im vorliegenden Fatle der An⸗ 
tragſteller die gezahlten 3 Goldpfennige ſtillſchweigend hingenommen 
hätte, wäre hierin keine Annahme der Leiſtung zu ſehen. Der Ans 
tragſteller hat aber ſogar ausdrücklich die Löſchungsbewilligung, 
allerdings unter Hinweis auf die mit Rückgſicht auf die geſchuldeten 
Zinſen unvollſtändige Zahlung, abgelehnt. Demnach fehlt es an einer 
Annahme der Leiſtung. Iſt dies aber der Fall, fo iſt die Notwendig⸗ 
keit der Anmeldung des Anſpruchs auf Aufwertung ſehr zweifelhaft. 
Der Anficht, daß der Anmeldezwang nach den 88 16, 14, 15 AunvG. 
eine Annahme der Leiſtung in dem vorher ausgeführten Sinne vor⸗ 
ausſetzt (Bay Obs .: AufwRſpr. I, 542, 612; JW. 1926, 2378; 
Nadler, a. a. O.), ſteht die gegenüber, daß bei Bewirkung der 
Leiſtung im Rückwirkungszeitraum, ohne daß die Leiſtung als Er⸗ 
füllung angenommen worden iſt, die Anmeldepflicht beſteht ((QOuaſ⸗ 
ſowski, 5. Aufl., S. 228). Das RG. v. 13. Juli 1927 (V 11627) 
hat dieſe beiden Anſichten gegenübergeſtellt, ohne ſich einer von ihnen 
anzuſchließen. 

Wenn bei der Zweifelhaftigkeit des Anmeldezwanges im vor⸗ 
liegenden Falle die Anmeldung unterblieben iſt, ſo kann nicht an⸗ 
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genommen werden, daß dieſe Unterlaffung auf ein Verſchulden, näm⸗ 
lich auf einen verſchuldeten Irrtum, zurückzuführen iſt. Inſoweit be⸗ 
ruhen die Entſch. der Vorinſtanzen auf einer Geſetzesverletzung. — 
Die Frage, ob die jetzt nachgeholle Anmeldung überhaupt erforderlich 
iſt, iſt hier nicht zu beantworten, ſondern nur die, ob, unterſtellt, fie 
ſei erforderlich, ſie ohne Verſchulden des Antragſtellers unter⸗ 
blieben iſt. 


(KG., 9. 38., Beſchl. v. 20. Okt. 1927, 9 Aw 4026/27.) 
[KER. Dr. Cohn⸗Halberſtam.] 
* 


28. Art. 129 Durchf Vo; 82 Pr VO. v. 28. Juli 1925; 
Allgem Vfg. v. 30. Sept. 1925, (JM Bl. 363). Eine Feſtſetzung 
des Streitwertes findet nicht ſtatt, wenn das Verfahren 
vor der Aufwertungsſtelle auf das Aumeldungsverfahren 
beſchränkt geblieben iſt. 

Die Feſtſetzung des Streitwertes im Verfahren vor der Aufw⸗ 
Stelle hat ihre geſetzliche Grundlage in dem auf der Ermächtigung 
des 8 76 AufwG. beruhenden Art. 129 DurchfVO. z. AufwGG. und 
der preuß. VO. über das Koſtenweſen bei den AufwStellen v. 28. Juli 
1925 (GS. 103). Nach 8 1 der genannten VO. werden Gebühren 
und Auslagen vor der AufwStelle nach Maßgabe der folgenden Vor⸗ 
ſchriften erhoben. 8 2 beſtimmt in inhaltlicher Übereinſtimmung mit 
Art. 129 DurchfVO., daß für die Berechnung einer Gebühr der Wert 
des Streitgegenſtandes maßgebend iſt, und daß dieſer Wert von der 
AufwStelle, im Beſchwerdeverfahren von dem Beſchwerdegericht, unter 
Berückſichtigung der geſtellten Anträge nach freiem Ermeſſen feſt⸗ 
zuſetzen iſt. Die Feſtſetzung des GStreitwertes iſt danach lediglich an⸗ 
geordnet und geregelt worden für die gerichtlichen Gebühren, wird alſo 
nur notwendig, wenn ſolche Gebühren zu erheben ſind. Erfolgt die 
Feſtſetzung, fo iſt fie dann allerdings nach der Rſpr. des KG. auch 
für die Berechnung der Gebühren der RA. maßgebend (Aw III 299/27: 
JW. 1927, 14943), Das ändert aber nichts daran, daß die Wert⸗ 
fetzſetzung vom Geſetze beſtimmt iſt für die Berechnung der Gerichts⸗ 
gebühren und daher nicht ſtattfindet, wenn der Streitwert nur für 
außergerichtliche Koſten der Parteien Bedeutung haben könnte. Es 
gilt alſo in dieſer Beziehung für das Verfahren vor der AufwStelle 
der gleiche Grundſatz, wie er zu 8 18 GG. nach der herrſchenden 
Meinung Platz greift (vgl. Friedlaender zu 8 12 NAGCD.; 
Jonas, Baumbach, Rittmann⸗Wenz zu 8 18 ORG.) Im 
vorl. Falle iſt das Verfahren vor der AufwStelle auf das An⸗ 
meldungsverfahren beſchränkt geblieben, hat ſich nicht zum eigentlichen 
Aufwertungsverfahren entwickelt. Da das Anmeldungsverfahren aber 
gebührenfrei iſt (Allgem. Verf. v. 30. Sept. 1925 [JM Bl. 363]), jo 
daß alſo auch eine Entſcheidung über die Koſten des Verfahrens nach 
der Rſpr. des KG. gar nicht erfolgen könnte (Aw III 326/26: ZW. 
1926, 2091; Aw III 855/26: JW. 1927, 1596), hat das LG. dem 
Antrage der BeſchwF. auf Feſtſetzung des Streitwertes mit Recht 
nicht ſtattgegeben. 

(KG., 9. 3., Bell. v. 6. Okt. 1927, Aw III 1727/27.) 
[KGR. Wienholz.] 
* 


24. 86 Preuß. VO. über das Koſtenweſen bei den 
Aufwertungsſtellen vom 28. Juli 1925 (GS. 103). Die 
Gebühr des § 6 der Koſtenverordnung wird mit dem Ein⸗ 
gange des Antrages auf Einleitung eines Verfahrens 
nach SS 69, 70 AufwG. fällig. 

Nach 8 6 Koſten VO. werden für die Entgegennahme des 
Antrags auf Einleitung des Verfahrens gem. 88 69, 70 Aufn. 
von dem Antragſteller zwei Zehnteile der vollen Gebühr erhoben, 
während nach 87 Koften®D. für das Verfahren vor der 
Aufwertungsſtelle fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben 
werden. Die Gebühr des § 6 wird mit der Entgegennahme des An⸗ 
trags, die Verfahrensgebühr des 87 dagegen erſt dann fällig, wenn 
die AufwStelle eine über die Entgegennahme des Antrags hinaus⸗ 
gehende Tätigkeit entwickelt, wenn ſie das Verfahren eingeleitet 
hat (vgl. KG. AW III 1249/6; Nadler, 3. Aufl., ©. 168). Die 
Fälligkeit der Gebühr aus 8 6 iſt hiernach, wie die in den 88 6, 7 
Koſten O. feſtgelegten Vorausſetzungen der Fälligkeit ergeben, gänz⸗ 
lich unabhängig davon, ob die AufwStelle den Entſchluß, ein förm⸗ 
liches Aufwertungsverfahren einzuleiten, faßt und betätigt, tritt 
vielmehr ſchon ohne weiteres damit ein, daß die Aufwstelle den 
Antrag entgegennimmt. Entgegengenommen iſt der Antrag aber 
— wenigſtens im Regelfalle — ſchon dann, wenn er bei der Aufw⸗ 
Stelle eingegangen iſt. Die Gebühr des 86 iſt hiernach, ſofern 
überhaupt ein Antrag auf Einleitung des Verfahrens gem. 88 69, 
70 AufwG. als geſtellt anzuſehen ift, fällig geworden. 

Im vorl. Falle hat das LG. einen ſolchen Antrag mit Recht 
als geſtellt erachtet. Denn die Antragſteller haben ſich nicht auf eine 
Anmeldung ihrer Anſprüche auf Aufwertung beſchränkt, ſondern 
ſie haben zugleich einen ausdrücklichen Antrag auf höhere Aufwertung 
gem. § 12 AufmG. geſtellt. Sie haben den letzten Satz des amtlichen 
Vordruckes der Anmeldung: „Zugleich ſtellen wir den aus Ziff. 12 a 
eyſichtlichen Antrag“ nicht geſtrichen, vielmehr durch Veränderung des 


Wortes „ich“ in „wir“ unzweideutig ihren Willen, dieſen Antrag zu 
ſtellen, zum Ausdruck gebracht. Wenn auch die Frage zu Ziff. 12 a 
nicht ausgefüllt iſt, ſo ergibt ſich doch das Verlangen nach einer höheren 
Aufwertung der perſönlichen Forderung aus den unter Ziff. 110 
ſtehenden Worten: „100%, da Reſtkaufgeld“. Übrigens würde, auch 
wenn ein ausdrücklicher Antrag nicht geſtellt wäre, die Anmeldung, 
da die Gläubiger nach deren ſonſtigem Inhalt eine höhere Auf⸗ 
wertung beanſpruchen, in einen Aufwertungsantrag umzudeuten ſein 
(vgl. KG. AW 326/26, 1129/26; Nadler S. 105). 
(KG., 9. ZS., Beil. v. 2. Juni 1927, AW III 1729/27.) 
[ch. Dr Ernſt Stephan.] 


2. Bahepn. 

25. 8 74 Aufnd. Mit Ablauf der Rechtsmittelfriſt 
verliert der Beſchwerdeführer das Recht, von dem einmal 
gewählten Rechtsmittel abzugehen. 

Nach 8 74 Abſ. 2 AufwG. kann der Beſchwerdeberechtigte den 
Beſchl. der AufwStelle „unter Übergehung der Beſchwerdeinſtanz“ 
unmittelbar mit der fofortigen weiteren Beſchwerde anfechten. Da⸗ 
mit iſt ihm ein Wahlrecht hinſichtlich des Rechtsmittels eingeräumt, 
eingeſchränkt allerdings durch das Erfordernis der Einwilligung des 
Gegners zur Übergehung der erſten Rechtsmittelinſtanz. Mit der 
Ausübung der Wahl iſt das Wahlrecht erſchöpft; das iſt ein allge⸗ 
meiner Rechtsgrundſatz, er gilt auch für prozeſſuale Erklärungen. Das, 
wie in 8 566a ZPO. und 8 335 StPD., jo auch in 8 74 Aufiv®. 
den Beteiligten gegebene Wahlrecht, entweder noch eine weitere Tat⸗ 
ſacheninſtanz oder unmittelbar die ausſchließliche Rechtsinſtanz an⸗ 
zurufen, wird durch Einlegung des einen der beiden gegebenen Rechts⸗ 
mittel in der in Art. 124 DurchfVoO. v. 29. Nov. 1925 vorgeſchrie⸗ 
benen Form ausgeübt. Damit iſt prozeſſual die eine oder die andere 
Beſchwerdeinſtanz um Entſch. anzurufen. In der Einlegung des einen 
Rechtsmittels liegt negativ der Verzicht (oder, ſoweit die weitere Be⸗ 
ſchwerde zum LG. eingelegt iſt, der vorläufige Verzicht) auf das an⸗ 
dere (ſo RGSt. 60, 357). Grundſätzlich gebietet es ſchon das In⸗ 
tereſſe des Gegners, den Beſchwerdeführer an der getroffenen Wahl 
zwiſchen den ihm vom Geſetze gegebenen Rechtsmitteln feſtzuhalten: 
denn der Gegner muß unter Umſtänden ſeine Verteidigung danach 
einrichten. 

(BayObLG., Beſchl. v. 29. April 1927, Reg. VIII Nr. 10/27.) 


3. Sachſen. 


26. 8816,20 Aufm®.; 8 892 BGB. 88 54, 71 G0. 
Verſäumung der Einſpruchsfriſt ſchließt Berufung auf 
gutgläubigen Erwerb nicht aus. Durch Löſchung nach vor⸗ 
behaltloſer Annahme der Leiſtung wurde das Grundbuch 
vor dem Inkrafttreten des Aufw®. nicht unrichtig. Der 
Grundbuchrichter hat von Amts wegen zu prüfen, ob die 
Wiedereintragung von Aufwertungshypotheken die Vor⸗ 
ſchriften uber den öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
nach BGB. und § 20 AufwG. verletzen würde. Gegen eine 
unter Nichtbeachtung dieſer Vorſchriften bewirkte Ein⸗ 
tragung iſt von Amts wegen ein Wied erſpruch einzutragen. 

Eingetragener Eigentümer des Grundſtücks für Kl. war ſeit dem 
15. März 1910 C. Für deſſen Ehefrau wurden am 28. Nov. 1912 in 
Abt. III unter Nr. 51 26 500 % reſtliche Darlehnsforderung zufolge 
Abtretung ſeitens des bisherigen unter Nr. 35 eingetragenen Be⸗ 
rechtigten und am 13. März 1913 unter Nr. 52 15 000 % für ein 
Darlehn hypothekariſch verlautbart. Zu Protokoll v. 27. Nov. 1922 
verkaufte C. das Grundſtück für 250 000 % an den Kaufmann S. In 
Anrechnung auf den Kaufpreis übernahm der Käufer eine für die 
Sparkaſſe O. eingetragene Hypothek von 53 000 6. Hinſichtlich des 
Reſtes von 197000 % wurde Barzahlung vereinbart. Die bei Kauf⸗ 
abſchlum mitanweſende Ehefrau des Verkäufers bewilligte hinſichtlich 
ihrer Hypotheken die Löſchung, die allſeitig beantragt wurde. Nach 
Auflaſſung des Grundſtücks am 4. Dez. 1922 wurde S. auf Grund 
des gleichzeitig geſtellten Antrags am 25. Jan. 1923 als Eigen- 
tümer eingetragen, am gleichen Tage wurden die Rechte der Ehefrau 
C. gelöſcht. F 

Am 29. Juli 1925 meldete die Ehefrau C. die beiden Hy⸗ 
potheken zur Aufwertung an, indem fie nachträglich als den petſön⸗ 
lichen Schuldner den Eigentümer ©. bezeichnete und erklärte, die 
Rückzahlung der beiden Beträge ſei am 27. Nov. 1922 ohne Vor⸗ 
behalt erfolgt. Das AG. als Auſwertungsſtelle teilte dem S. die 
Anmeldung mit. S. erhob innerhalb der dreimonatigen Friſt keinen 
Einſpruch. Auf den Antrag der Ehefrau C. trug deshalb das GBA. 
unter Nr. 59 und 60 die beiden Hypotheken zufolge Aufwertung — 
und unter Abzug des Goldmarhwerts der geleiſteten Zahlungen — 
mit 6607,46 Goldmark und 3740,07 Goldmark im bisherigen 
Range wieder ein. 

Der Eigentümer S. erhob hiergegen unter Hinweis auf 8 20 
Abſ. 2 AufwöG. Beſchwerde, die vom 96. . . . als unzuläſſig ver⸗ 
worfen worden iſt. Zur Begründung verweiſt das LG. auf 8 71 
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Abſ. 2 S. 1 GSD. und bemerkt, daß auch die Vorausſetzungen für 
die Eintragung eines Widerſpruchs nach 8 54 GBO. nicht gegeben 
ſeien. Denn durch die Unterlaſſung des Einſpruchs, gegen die es 
keine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gebe, habe der Be⸗ 
ſchwerdeführer zu erkennen gegeben, daß er gegen den Auf⸗ 
wertungsanſpruch keinen Einwand aus 8892 BGB. erheben wolle, 
es ſei alſo die Aufwertung vollzogen ohne Rückſicht darauf, ob der 
Einwand mit Erfolg hätte geltendgemacht werden können, und der 
e könne ſich nicht mehr auf 8 892 Abſ. 2 BGB. 
erufen. 

Der Beſchwerdeführer beantragt mit der weiteren Beſchwerde 
unter Aufhebung des landgerichtlichen Beſchl. gemäß 8 71 II G80. 
das GBA. anzuweiſen, entweder die Löſchung der Wiedereintragung 
vorzunehmen oder von Amts wegen einen Widerſpruch gegen die 
Richtigkeit des Grundbuchs einzutragen. 

Dem Rechtsmittel kann der Erfolg nicht verſagt werden. Zwar 
iſt es inſofern unbegründet, als es eine Anweiſung an das GBA. 
dahin begehrt, daß die für die Antragſtellerin wieder eingetragenen 
Rechte gelöſcht werden. Denn zur Löſchung der hier in Betracht 
kommenden Eintragungen würde das AG. nach § 54 GBO. nur 
dann angewieſen werden können, wenn die Eintragungen nach 
ihrem Inhalte unzuläſſig wären. Das iſt nicht der Fall. Die Entſch. 
des LG. iſt aber inſoweit nicht gerechtfertigt, als ſie auch die Ein⸗ 
tragung eines Widerſpruchs gegen die Richtigkeit des Grundbuchs 
gemäß 8 54 GBO. abgelehnt hat. 

Der Grundbuchrichter, dem der Antrag auf Wiedereintragung 
einer gelöſchten Hypothek zufolge Aufwertung unterbreitet wird, 
hat von Amts wegen zu prüfen, ob dem Antrage nach Maßgabe der 
geſetzlichen Vorſchriften entſprochen werden kann. Er hat dabei 
auch die Vorſchriften des AufwG. in Betracht zu ziehen und 
insbeſondere zu erwägen, ob der Wiedereintragung die Vorſchriften 
über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs, wie ſie im BGB. 
und im 8 20 Aufiv®. enthalten find, entgegenſtehen (Schlegel⸗ 
berger⸗Harmening, Aufiv®. 4. Aufl. 820 A. 2). Nach 8 20 
Aufw®. kann die Wiedereintragung nur erfolgen, ſoweit nicht die 
Vorſchriften über den öffentlichen Glauben darch und 
dieſe Vorſchriften find nach Abſ. 2 des 8 20 Aue, entſprechend 
anzuwenden, wenn in den im 8892 Abj.2 BGB. beſtimmten Zeit⸗ 
punkte eine dem 829 BO. entſprechende Löſchungsbewilligung 
oder löſchungsfähige Quittung bereits erteilt iſt oder gleichzeitig 
erteilt wird. Dieſe Vorausſetzung war im gegebenen Falle erfüllt. 
Denn bei der Stellung des Antrags auf Eintragung des Erwerbers 
S. als Eigentümer am 4. Dez. 1922 lag die von der Hypotheken⸗ 
läubigerin in der notariellen Urkunde gemäß 8 29 GBO. erklärte 
zöſchungsbewilligung bereits vor. Die Wiedereintragung der Hypo⸗ 
theken verletzte ſonach die Vorſchrift des 8 20 Abſ. 2 Aufwcg., 
ſofern nicht etwa eine Bösgläubigkeit des Erwerbers vorgelegen 
fi Die Wiedereintragung ließ ſich auch nicht dadurch recht⸗ 
ertigen, daß der neueingetragene Eigentümer S. gegen die An⸗ 
meldung der beiden Hypotheken zur Aufwertung keinen friſt⸗ 
gemäßen Einſpruch eingelegt hat. 

Denn die Einlegung oder Unterlaſſung des Einſpruchs hat 
nur Einfluß auf die Frage, ob die Beſtimmungen der 88 14, 15 
Aufw®. in Rückſicht zu ziehen find, fie iſt aber ohne jede Be⸗ 
deutung für die Entſcheidung der Frage, ob der Wiedereintragung 
einer Hypothek der Eigentumserwerb auf Grund des öffentlichen 
Glaubens des Grundbuchs entgegenſteht (Radler, Grundbuch⸗ 
und Aufwertungsfragen 2. Aufl. S. 53). Der Nachweis der Bös⸗ 
gläubigkeit des neuen Eigentümers wird nicht dadurch erſetzt, daß 
der neue Eigentümer ſich auf die Anmeldung nicht erklärt. Von 
einer Bösgläubigkeit des Eigentümers, der von der Gläubigerin 
überdies ganz zu Unrecht als perſönlicher Schuldner bezeichnet 
worden iſt, da er die den Hypotheken zugrundeliegenden Forde⸗ 
rungen gar nicht übernommen hat, kann im gegebenen Falle von 
vornherein nicht die Rede ſein. Ein Vorbehalt iſt bei der Rück⸗ 
zahlung des Hypothekenkapitals von der Gläubigerin nach ihren 
eigenen Angaben nicht gemacht worden, konnte alſo dem Erwerber 
S. nicht bekannt ſein. Die Löſchung nach vorbehaltloſer Zahlung 
machte aber nach dem zur Zeit der Löſchungsbewilligung und der 
Löſchung geltenden Rechte das Grundbuch nicht unrichtig, da inſo⸗ 
weit erſt auf Grund des AufivG. durch die Zulaſſung der Rück⸗ 
wirkung die Unrichtigkeit des Grundbuchs hätte eintreten können. 
Es iſt daher nicht zu erſehen, inwiefern der Beſchwerdeführer zur 
Zeit der Stellung des Antrags auf Eintragung als Eigentümer 
hinſichtlich der Löſchungsbewilligung in böſem Glauben hätte jein 
können, Jedenfalls war für den Grundbuchrichter kein Anhalt und 
noch weniger ein Nachweis für die Bösgläubigkeit des Erwerbers 
erbracht. Er hätte demgemäß von der Gutgläubigkeit des Er⸗ 
werbers ausgehen und dementſprechend die Wiedereintragung der 
gelöſchten Hypotheken ablehnen müſſen. 

Durch die dem entgegen und unter Verletzung der geſetzlichen 
Vorſchriften bewirkte Wiedereintragung der beiden Hypotheken der 
Ehefrau C. iſt das Grundbuch unrichtig geworden. Zum mindeſten 
iſt dies, wenn es jetzt noch nicht außer Zweifel ſteht, ausreichend 
glaubhaft gemacht. Es ſind demnach die Vorausſetzungen des 8 54 
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GO. gegeben und ſchon das LG. hätte die Eintragung eines Wider⸗ 
ſpruchs anordnen müſſen. 
(OLG. Dresden, 6. ZS., Beſchl. v. 5. Okt. 1926, 6 Reg 168/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Conrad, Jena. 
* 


27. Kein Auslagenvorihuß in Aufwertungsſachen. f) 

Das AG. D. hat durch Beſchl. die Beiziehung eines Gutachtens 
über den Wert des Grundſtücks angeordnet und die Beauftragung des 
Sachverſtändigen davon abhängig gemacht, daß der Antragſteller 
80 K. Anlagenvorſchuß bei der Gerichtskaſſe einzahle. 

Gegen dieſen Beſchl. legte der Prozeßbevollmächtigte des An⸗ 
tragſtellers Beſchwerde ein. 

Zur Begründung führt der Beſchwerdeführer an, daß das Aufw⸗ 
verfahren nach 8 73 Auf. die Vorſchriften des TSG. entſprechende 
Anwendung finden muß. Nach dem FGG. hat das Gericht von Amts 
wegen die zur Feſtſtellung der Tatſachen erforderlichen Ermitte⸗ 
lungen zu veranſtalten und die geeignet erſcheinenden Beweiſe auf⸗ 
zunehmen (8 12 FGG.). Die Vorſchriften über Vernehmung von 
Zeugen und Sachverſtändigen haben nur entſprechende Anwendung 
zu finden. In dem freiw. Gerichtsbarkeitsverfahren fehlt es aber 
an einem Beweisführer i. S. der 88 402, 379 ZPO. Dasſelbe gilt 
vom AufwVerfahren. Aus dieſem Grunde kann auch von einer ent⸗ 
ſprechenden Anwendung der Vorſchriften der ZPO. bei Ladung 
einer Auskunftsperſon nicht die Rede ſein. Deswegen iſt auch die 
Auferlegung eines Auslagenvorſchuſſes unzuläſſig; denn den An⸗ 
tragſteller trifft, obwohl er natürlich ein Intereſſe an der Fort⸗ 
ſtellung des Verfahrens hat, keine Beweislaſt (ogl. Schlegel⸗ 
berger, FGG. 2. Aufl. zu 8 15 Anm. 13 S. 163, und Keidel, 
FGG. 3. Aufl. 8 15 Anm. 8 S. 94). 

Das LG. hat die Beſchwerde als unzuläſſig verworfen. In 
der Begründung iſt ausgeführt, daß gegen einen Zwiſchen beſchluß 
im Aufw Verfahren weder die ſofortige Beſchwerde nach § 74 Aufm. 
ſtattfindet, die nur gegen die Sach entſch. der Aufwstelle gegeben 
iſt, noch die einfache Beſchwerde. Letztere läßt ſich insbeſ. auch 
nicht aus § 73 Aufiv®. i. Verb. m. 88 19, 20 JGG. herleiten, weil 
die Vorſchriften des FGG. nach § 73 AufwG. nur inſoweit entſpr. 
Anwendung finden, als nicht etwas anderes in 88 73 — 76 AufwG. 
beſtimmt iſt. In 8 74 a. a. O. iſt die Frage, welche Rechtsmittel im 
AufwVerfahren ſelbſt gegeben ſind, geregelt, und es ſpricht nichts 
für die Annahme, daß der Geſetzgeber damit eine erſchöpfende Rege⸗ 
lung nicht habe treffen wollen. Dem widerſpricht es insbeſ. auch nicht, 
daß Beſchlüſſe im Aufw Verfahren, wie über die Bewilligung des 
Armenrechts, Streitwert⸗ und Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe der An⸗ 
fechtung mit der einfachen Beſchwerde zugänglich ſind. Denn hier 
handelt es ſich nicht um Beſchlüſſe, die im eigentlichen AufwVer⸗ 
fahren ergehen, ſich auch nicht, wie der hier vorl. Beweisbeſchl., 
auf die Sachentſch. ſelbſt beziehen. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das OLG. entſchieden, daß die 
Anforderung des Auslagenvorſchuſſes zu Unrecht erfolgt iſt und daß 
gegen den Beſchl. des AG. zwar Beſchwerde nicht zuläſſig ſei, wohl 
aber Erinnerung i. S. von 8 4 GG., deſſen Beſtimmung nach 
8 1 Abſ. 3 SächNotVO. über das Koſten⸗ und Stempelweſen in 
Aufwachen v. 26. Okt. 1926 (GVBl. 275) maßgebend iſt. 

(OLG. Dresden, Beſchl. v. 11. Jan. 1927, 6 Reg. Aufw. 5/27.) 
Mitgeteilt von Kanzleivorſteher Hans Möbius, Dresden. 


Zu 27. Der Entſch. iſt beizutreten. Sie iſt von grundſätzlicher 
Wichtigkeit. Die Abgrenzung der entſprechenden Anwendung des 
FGG. auf das Aufwertungsverfahren iſt nicht immer leicht. In 
zahlreichen Beziehungen müſſen angeſichts der Natur desſelben als 
eines dem Zivilprozeß mindeſtens ſehr nahe verwandten, echten 
Streitverfahrens zivilprozeſſuale Grundſätze angewendet werden. Im 
vorliegenden Falle iſt es aber zutreffend, daß ſie nicht angewendet 
werden. Der Amtsbetrieb und die Aufklärungspflicht des Richters 
iſt ein Hauptgrundſatz des Aufwertungsverfahrens, und mit ihm 
iſt es in der Tat unvereinbar, eine zur Aufklärung dienende Be⸗ 
weisaufnahme von dem Vorſchuß der einen oder anderen Partei 
mir präkluſiver Wirkung abhängig zu machen. Dies um ſo mehr, 
als im Einzelfalle gar nicht vorauszuſehen iſt, welche von beiden 
Parteien das Intereſſe an der Begutachtung haben wird, da man 
nicht wiſſen kann, ob der Gutachter zu einem höheren oder ge⸗ 
ringeren Ergebnis kommen wird, als der Richter ohne Gutachten 
es ſich vorſtellen würde. Die Heranziehung des Gutachters iſt, wenn 
der Richter ſie für nötig erachtet, ein Hilfsmittel ſeiner Amts⸗ 
pflicht. Er kann ſeine Amtspflicht nicht ſorgfältiger oder weniger 
e ausüben, je nachdem die Partei Koſten bevorſchußt oder 
nicht. 

Auch daß das OLG. nach einem formellen Wege ſucht, um der 
Beſchwerde aus dem Geſichtspunkt der Erinnerung abzuhelfen, iſt 
zu billigen, wenn man überhaupt den Standpunkt teilt, daß die Be⸗ 
ſchwerde an ſich nicht zuläſſig ſei. Richtiger ſollte man wohl das 
letztere bejahen zu können glauben, da die Entſch. materielle Be⸗ 
deutung hat. 

RA. Dr. v. d. Trenk, Berlin. 
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28. 8 15 Ziff. 2 Aufm®. Die unbillige Härte i. S. 
8 15 Ziff. 2 Aufw®. läßt ſich nur dann ermeſſen, wenn 
neben dem Erlös für das mit der Hypothek belaſtet ge- 
weſene Grundſtück alle die Geſamtlage von Schuldner 
und Gläubiger betreffenden Umſtände berückſichtigt find. f) 


Das Gef. beſchränkt die Aufwertung kraft Rückwirkung, wenn 
die normale Aufwertung für den perſönlichen Schulduer mit Rück⸗ 
ſicht auf die Hohe des bei der Veräußerung des belaſteten Grund⸗ 
ſtücks erzielten Erlöſes eine unbillige Härte darſtellt (8 15 Ziff. 2 f. 
Aufw®.). Ob es bei der Prüfung der Frage, wieweit eine unbillige 
Härte vorliege, ausſchließlich auf jenen Erlös ankommt, oder ob auch 
die ſonſtige Lage des Schuldners und alle übrigen Umſtände zu be⸗ 
rückſichtigen ſind, iſt in der Rechtslehre beſtritten. Während u. a. 
noch Neukirch, S. 252; Emmerich, S. 188 die ſonſtige Lage 
des Schuldners, der das Grundſtück veräußert hat, belanglos ſein 
ſoll, ſtellen andere die Berückſichtigung des Erlöſes nur in den 
Vordergrund (jo Nadlers S. 185; Quaſſowskis S. 233), 
laſſen aber die Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Lage des Schuld⸗ 
ners daneben in „zweiter Linie“ zu (vgl. auch Schlegelbergers 
S. 288). 

In dem erwähnten Streite hat die Aufwertungsſtelle dahin 
Stellung genommen, daß $ 15 Ziff. 2 dann keine Anwendung finde, 
wenn der Schuldner im übrigen noch ſo erhebliches Vermögen beſitzt, 
daß die Aufwertung trotz des Verluſtes bei der Veräußerung für ihn 
keine unbillige Härte darſtellt. Das LG. glaubt dagegen, bei der 
Auslegung des Gef. nach der Auſwertungsſtelle wäre die Beſtimmung 
des 8 15 Ziff. 2 überhaupt überflüſſig, weil die Aufwertung kraft 
Rückwirkung gegen wirtſchaftlich ſchwache Schuldner bereits in 
9 15 Ziff. 1 geregelt ſei. Dieſer Einwand des LG. würde nur zu⸗ 
treffen, wenn die Auffaſſung der Aufwertungsſtelle dahin zu ver⸗ 
ſtehen wäre, daß dann, wenn der Schuldner entſprechend vermög— 
lich iſt, der Höhe des Erlöſes jede Bedeutung abgeſprochen würde. 
Denn dies wäre tatfächlich eine Ausſchaltung des § 15 Ziff. 2, der 
für die Prüfung der unbilligen Härte die Berückſichtigung des Er⸗ 
löſes in jedem Falle vorſchreibt. Aber in jedem Falle iſt auch zu 
beachten, daß ſich eine unbillige Härte nur unter Einbeziehung aller 
Unftände feſtſtellen läßt. Für den einen Schuldner kann der beim 
Hausverkauf eingetretene Verluſt eine ſchwere, für einen anderen 
eine geringe Einbuße bedeuten. Wollte man daher im Falle des 
Weiterverkaufs ausſchließlich auf den Erlös abheben und die fon» 
ſtige Lage des Schuldners nicht berückſichtigen, ſo würde dies in 
vielen Fällen zu ganz unbilligen Ergebniſſen führen. Daß dies der 
Geſetzgeber mit § 15 Ziff. 2 gewollt hat, iſt dem Gef. nicht zu ent⸗ 
nehmen. Nach der landgerichtlichen Auslegung müßte, wenn der Erlös 
anz fehlt, unter allen Umſtänden eine Aufwertung ausgeſchloſſen 
155 der Schuldner mag noch ſo reich, der Gläubiger noch ſo arm 
ſein, während eine Aufwertung eintreten könnte, wenn bei einem 
bedeutend geringer bemittelten nude: ein kleiner Erlös vorhanden 
iſt. Die Sachlage könnte aber ſehr wohl derart fein, daß eine Auf- 
wertung vom Standpunkte der Billigkeit aus im erſten Falle ſehr 
viel dringender geboten wäre, als im zweiten Falle. 

Dies unangemeſſene Ergebnis kann dem Geſ. und dem Geſetzes⸗ 
willen nicht entnommen werden. § 15 Ziff. 2 ſagt nicht, daß es im 
Falle des Weiterverkaufs nur auf den Erlös ankommt. Die in 
Ziff. 1—3 aufgezählten Fälle ſind auch nicht als ſich gegenſeitig 
ausſchließend aneinandergereiht; ſie können ſehr wohl nebeneinander 
zur Anwendung kommen. Die Veräußerung des Grundſtücks iſt nur 
ein vom Geſetzgeber beſonders hervorgehobener Tatbeſtand, weil bei 
ihm eine unbillige Härte gegenüber einer Aufwertung beſonders nahe 
liegt. Da der Beſitz eines großen oder geringen Erlöſes ein für die 
Frage nach einer Härte außerordentlich bedeutſamer Umſtand iſt, muß 
daher dem Erlös eine beſondere Berückſichtigung zukommen. Dieſe 
Berückſichtigung ſchließt die Heranziehung anderer Umſtände aber 
nicht aus. Es iſt keineswegs ausgeſchloſſen, daß ſelbſt bei geringem 


Zu 28. Die Entſch. des OLG. Karlsruhe ſteht im Einklang 
mit der ſonſtigen Rſpr. (vgl. auch Entſch. des KG. v. 4. Aug. 1927, 
9 Aw III 1534/27: JurR. RſprBeil. 1917 Nr. 1762). 

Es iſt jedoch nicht zu verkennen, daß die Rſpr. ſich weit von 
dem entfernt hat, was dem Geſetzgeber vorgeſchwebt hat. Als das 
AufwG. im Verlaufe der Reichstagsberatungen die Rückwirkungs⸗ 
beſtimmungen immer weiter ausdehnte, ſollte gerade durch die 
Schaffung der Ausnahmetatbeſtände des § 15 3. 1—3 in weitem 
Umfange ein Gegengewicht geſchaffen werden (vgl. inſoweit insbeſ. 
die Sachdarſtellung bei Schlegelberger⸗Harmening, 5. Aufl. 
S. 286 und die dort wiedergegebenen Stellen des Ausſchußberichts). 
Berückſichtigt man, daß die Hypothekenaufwertung im weſentlichen 
ſich doch nur um deswillen durchgeſetzt hat, weil dem Schuldner, 
der ſich die Subſtanz des Grundſtüchs erhalten hatte, 
nicht geſtattet werden ſollte, den Hypothekengläubiger leer aus⸗ 
gehen zu laſſen, ſo erſcheint es m. E. nicht billig, daß der Schuld⸗ 
ner, der den Grundbeſitz in der Inflationszeit ver- 
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oder bei völlig fehlendem Erlös mit Rückſicht auf die anderen Um⸗ 
ſtände es durchaus als nicht unbillig erſcheint, wenn der Schuldner, 
der ſonſt über ein großes Vermögen verfügt, eine nicht unbeträchtliche 
Aufwertung zu tragen hat; die Haftung des früheren Eigentümers 
ift nicht auf die Bereicherung beſchränkt (vgl. BayObs G.: JW. 
1926, 2636). Es iſt ſehr wohl möglich, daß die Vermögenslage des 
Schuldners eine Aufwertung ſelbſt bis zur vollen Höhe rechtfertigt, 
auch wenn die Grundſtücksveräußerung für den Schuldner ein Ver⸗ 
luft war (OL ZO. Hamburg, Rſpr. 2, 378). Und andererſeits iſt es 
nicht ausgeſchloſſen, trotz des Beſitzes eines Erlöſes beim Schuldner 
bis an die Grenze der Freiſtellung von Aufwertung zu gehen, wenn 
ſelbſt eine geringe Aufwertung mit Rückſicht auf die beiderſeitigen 
Verhältniſſe, z. B. eines verarmten Schuldners einem reich geblie⸗ 
benen Glaubiger gegenüber, als eine unbillige Härte angeſehen wer⸗ 
den müßte. Selbſtverſtändlich iſt es auch nicht ausgeſchloſſen, daß 
bei gänzlichem Erlösverluſt ſelbſt bei einem noch ſonſt vermöglichen 
Schuldner eine Aufwertung als unbillig hart erſcheinen könnte. 
Alles kommt eben auf den Einzelfall an; die unbillige Härte I. ©. 
des 8 152 Zifſ. 2 läßt ſich nur dann ermeſſen, wenn neben dem 
Erlös alle die Geſamtlage von Schuldner und Gläubiger betreffen⸗ 
den Umſtände berückfichtigt find. 

(OLG. Karlsruhe, 1.35 , Beſchl. v. 20. Sept. 1927, ZI AW 45/27.) 


Miigeteilt von RA. Hans Edinger, Freiburg i. Br. 


5. Hamburg. 


29. 8 17 Aufw®. Auch wenn die Abtretung einer 
Buchhypothek an den Grundſtückseigentümer nach dem 
13. Febr. 1924 in das Grundbuch eingetragen wurde, iſt ein 
Aufwertungsanſpruch des früheren Gläubigers gegeben. 

Befriedigt der Eigentümer, der zugleich perſönlicher Schuldner 
iſt, den Hypothekengläubiger, jo entſteht nach § 1163 BGB. eine 
Eigentümerhypothek, und zwar vollzieht ſich der Übergang der Hypo⸗ 
thek auf den Eigentümer kraft Geſ., ohne daß es einer recht ger 
ſchäftlichen Übertragung bedarf. Im Augenblick des Erlöſchens der 
Forderung iſt der eingetragene Poſten nicht mehr Hypothek des ein⸗ 
getragenen Gläubigers, ſondern Grundſchuld des Eigentümers, und 
das Grundbuch iſt unrichtig geworden. Deutlicher als bei der Buch⸗ 
hypothek tritt dies noch bei der Briefhypothek zutage, die bei Er» 
löſchen der Forderung ebenfalls ohne weiteres vom Eigentümer er⸗ 
worben wird, ohne daß es Abtretungsvollzugsverhandlungen von 
81154 BGB. bedürfte. Der Grundeigenkümer iſt ohne beſondere Uber⸗ 
gabe beim Erlöſchen der Forderung Eigentümer auch des Hypotheken» 
brieſes gem. 8 952 BGB. geworden. Durch Parteivereinbarung kann 
dieſe Wirkung des Erlöſchens der Forderung angeſichts der zwin⸗ 
genden Natur der Sachenrechtsnormen nicht ausgeſchloſſen werden. 

Wie der Eigentümer mit ſeiner Eigentümerhypothek verfährt, ob 
er fie löſchen oder ſich ſtatt der Löſchungsbewilligung eine Ab⸗ 
tretungserklärung des befriedigten Hypothekengläubigers ausſtellen 
läßt, it für die Entſch. der Frage, wann er die Hypothek erworben 
hat, ohne Belang. 

Der Antragsgegner kann demnach mit dem Einwand, ſein Er⸗ 
werb ſei nach dem 13. Febr. 1924 eingetragen, nicht gehört werden. 
Hier liegt keine durch Einigung und Eintragung ſich vollziehende Ab⸗ 
tretung, ſondern unmittelbarer Erwerb der Hypothek kraft Gej. vor. 

(Os. Hamburg, 1. 35., Beſchl. v. 19. Okt. 1927, Aw Bs 512/27.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Lauffer, Hamburg. 


Spruchſtelle des ammergerichts 


1. 83 AufwG.; Art 30, 31, 32 Durchf Vo. zum 
AufwG. Schuldverſchreibungen, die eine deutſche Geſell⸗ 
ſchaft während ihres Sitzes in Lothringen zur Zeit der 
Zugehörigkeit Lothringens zum Deutſchen Reiche ausge- 


äußert hat, nun noch Aufwertungslaſten aus ſeinem ſonſtigen 
Vermögen über den von ihm bei Veräußerung des Grundſtücks er⸗ 
zielten Erlös hinaus tragen ſoll. Eine zutreffende Auslegung des 
Geſ. hätte m. E. jedenfalls als Grundſatz betonen müſſen, daß 
die Aufwertung nicht über die Höhe des erzielten Verkaufs- 
erlöſes hinausgehen ſoll, ja daß ſie im allgemeinen dahinter zurück⸗ 
zubleiben hat; denn der Hypothekengläubiger iſt doch ſtets nur in 
beſchränktem Umfang an der Subſtanz beteiligt. Es iſt nicht ein⸗ 
zuſehen, warum der Hypothekengläubiger den geſamten Verkaufs- 
erlös, der Eigentümer dagegen, der die mit dem Grundbeſitz ver⸗ 
bundenen Riſiken trägt, nichts erhalten ſoll. Nur beim Vor⸗ 
liegen eines ganz beſonders gearteten Ausnahmebeſtandes wäre 
ein Abgehen von dieſer Regel gerechtfertigt. Leider hat die Rſpr. 
auch hier wieder von der Aufſtellung beſtimmter Grundſätze abge⸗ 
ſehen und einer reichlich verſchwommenen Regelung den Vorzug ger 
geben, bei der es für die unteren Inſtanzen an feſt umgrenzten 
Richtlinien fehlt. 


Dr. Hans Fritz Abraham, Berlin. 
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geben hat, find grundſätzlich nach deutſchem Rechte auf- 
zuwerten, wenn die Geſellſchaft ihren Gig vor der Abe 
tretung Lothringens in ein deutſch gebliebenes Gebiet 
verlegi hat. Die Feſuſtellung des Ausgabetags von Schuld- 
verſchrerbungen durch die Spruchſtelle hat ohne Berück- 
ſichtigung der von einzelnen Gläubigern aus einem Um- 
tauſch nach Art. 32 DurchfVO. zum Aufwb. in Anſpruch 
genommenen Rechte zu erfolgen. Über den Zeitpunkl der 
Burnerjiigungjtellung des Wegenwects von Schuldver⸗ 
ſchreibungen. 

Die Schuldnerin iſt i. J. 1917 unter der Firma „Lothringer 
Hütten⸗ und Bergwerks⸗Verein AktG.“ mit dem Sitze in Nilvingen 
in Lothringen gegründet worden. J. J. 1919, alſo noch vor Abſchluß 
des Verſailler Vertrags, hat die Schuldnerin ihren Sitz nach Rauxel 
in Weſtfalen verlegt. J. J. 1923 hat ſie ihre jetzige Firma „Klöckner⸗ 
Werke AktG.“ angenommen. 

Die Ausgabe der Schuldverſchreibungen war ſchon im Grün⸗ 
dungsvertrage v. 5. Nov. 1917 vorgeſehen. Dieſer Vertrag bezeichnet 
als Gegenſtand des Unternehmens an erſter Stelle den Erwerb des 
geſamlen Vermögens des Lothringer Hüttenverein Aumetz⸗Friede 
(Hauts-Fourneaux Lorrains Aumetz-La Paix) zu Brüſſel und Kneut⸗ 
tingen (in Lothringen) einſchließlich aller Hütten⸗ uno Bergwerks⸗ 
anlagen. Dieſe Geſellſchaft, die eine AlktG. belgiſchen Rechtes war, 
hat als Mitgründerin durch ihre Liquidatoren ihr Vermögen als 
Ganzes, inſonderheit ihrer in Lothringen belegenen Werke, einge⸗ 
bracht. Alle ihre Verbindlichkeiten ſind von der neugegründeten Ge⸗ 
ſellſchaft übernommen worden. Die Gegenleiſtung iſt der belgiſchen Ge⸗ 
ſellſchaft in Aktien der neuen Geſellſchaft, die den bisherigen Aktio⸗ 
nären im Umtauſch anzubieten waren, gewährt worden. Im 8 35 
des Gründungsvertrags heißt es dann: 

„Ferner hat die neue Geſellſchaft an die belgiſche Geſellſchaft 
als weitere Gegenleiſtung zu übertragen 5% ige Schuldverſchreibungen, 
und zwar höchſtens im gleichen Nennwert als am Einbringungstage 
Schuldverſchreibungen der belgiſchen Geſellſchaft beſtehen, oder ſoweit 
die Liquidatoren die Aushändigung von neuen Schuldverſchreibungen 
nicht verlangen, volle Schuldübernahme für die noch laufenden 
1 der belgiſchen Geſellſchaft nebſt Zinſen zu er⸗ 

lären. 

Die belgiſche Geſellſchaft verpflichtet ſich, die erhaltenen neuen 
Schuldverſchreibungen den Inhabern der belgiſchen Schuldverſchrei⸗ 
bungen zum gleichen Nennwert zum Umtauſch koſtenlos anzubieten, 
wobei 5 belgiſche Schuldverſchreibungen von je Frs. 500 ausgetauſcht 
werden entweder 4 neue deutſche Schuldverſchreibungen von 500 Ab, 
oder 2 neue deutſche Schuldverſchreibungen von je 1000 46." 

In einer im Anſchluß an die Gründungsverhandlung abgehal⸗ 
tenen Sigung des Aufſichtsrats iſt die Ausgabe von 36 000 000 % 
Schuldverſchreibungen zur Erfüllung der bei der Gründung übernom⸗ 
menen Verpflichtung des Umtauſches in Obligationen der belgiſchen 
Geſellſchaft beſchloſſen worden. 

Die Schuldnerin hat auch Schuldverſchreibungen über 
36 000 000 %, und zwar 36 000 Stücke über je 1000 % mit den 
Nummern 1 bis 36000, ausgegeben. Die Schuldverſchreibungen 
Nr. 1 bis 29000 enthalten als Ort und Tag der Ausgabe den 
Aufdruck „Nilvingen in Lothringen (Poſt Kneuttingen⸗Hütte), im 
November 1917“. Bei den Schuldverſchreibungen Nr. 29001 bis 
36000 ift dieſer Aufdruck durchſtrichen und durch den Aufdruck 
„Rauxel in Weſtfalen, im Januar 1921“ erſetzt worden. Bez. der 
letztgenannten Schuldverſchreibungen hat die Spruchſtelle die Entſch. 
abgelehnt, da das Ausſtellungsdatum „im Januar 1921“ maßgebend 
ſei, es für dieſe Schuldverſchreibungen daher an dem Erforderniſſe 
für das Verfahren nach Art. 30 Abſ. 2 u. 3 DurchfVO., nämlich an 
der auf den Schuldverſchreibungen enthaltenen Angabe eines vor dem 
1. Jan. 1918 liegenden Tages als Ausſtellungstag, fehle. Die jetzige 
Eutſch. hat ſich mithin nur mit den Schuldverſchreibungen Nr. 1 bis 
29000 zu befaſſen. 

Dieſe Schuldverſchreibungen ſind in vier Abſchnitten begeben 
worden. Zum Umtauſche der belgiſchen Frankenobligationen haben 
nur die Schuldverſchreibungen Nr. 1 bis 14542 gedient, da in wei⸗ 
terem Umfange von dem Rechte des Umtauſches kein Gebrauch gemacht 
wurde. Die zweite Begebung umfaßt die Nummern 14543 bis 
22 820. Alsdann find die Nummern 22 821 bis 28 820 und ſchließ⸗ 
lich die Nummern 28 821 bis 29 000 begeben worden. 

Für die Ausgabe der beiden erſten Gruppen (Nr. 1 bis 22 820) 
kommt ein bis zum März 1918 ſich erſtreckender Zeitraum in Frage. 
Die Ausgabe fällt alſo in eine Zeit, als die Geſellſchaft noch ihren 
diz auf dem ſpäter der Souveränität Frankreichs einverleibten Loth⸗ 
ringer Gebiete hatte. Die Schuldverſchreibungen der Gruppen 3 und 
4 find dagegen i. J. 1921 zur Ausgabe gelangt, als der Sitz der 
Geſellſchaft bereits nach Rauxel verlegt war. 

Es bedarf zunächſt der Entſch., ob das durch die Ausgabe der 
Schuldverſchreibungen Nr. 1 bis 22 820) begründete Rechtsverhältnis 
überhaupt dem deutſchen Aufw®. und nicht vielmehr dem zur Zeit in 
othringen geltenden franzöſiſchen Rechte zu unterſtellen iſt. 
aden Spruchſtelle hat für die Anwendung deutſchen Rechtes enk⸗ 

ieden. 


Wollte man für die mit der Ausgabe von Schuldverſchreibungen 
verknüpften Rechtsfolgen die am Erfüllungsorte geltende Rechtsord⸗ 
nung entſcheiben laſſen, jo wäre allerdings die Anwendung fran⸗ 
zöſiſchen Rechts für die beiden erſten Gruppen von Schuldverſchrei⸗ 
bungen geboten. Denn als der nach deutſchem Recht zu ermittelnde 
Erfüllungsort hätte nach § 289 Abſ. 2 806. Nilvingen in Lothringen 
als der Niederlaſſungsort der Schuldnerin zur Zeit der Entſtehung 
des Schuldverhältniſſes zu gelten. Die Verlegung des Niederlaſſungs⸗ 
ortes nach Rauxel wäre auf den Erfüllungsort ohne Einfluß. Die 
Anwendung des jetzt in Nilvingen mit dem Anfalle Lothringens an 
Frankreich geltenden franzöſiſchen Rechtes würde auch nicht durch 
den aus Art. 170 EGBGB. zu entnehmenden Rechtsgedanken aus⸗ 
geſchloſſen, daß der Juhalt eines Schuldverhältniſſes von dem Ge⸗ 
ſetze beherrſcht bleibt, dem es bei feiner Entjtejung unterworfen war. 
Denn dieſe Vorſchrift regelt nur die Frage des anzuwendenden 
Rechtes bei einer zeitlichen Kolliſion der Rechtsnormen, fie trifft aber 
nicht zu, wenn die bisherige Rechtsordnung durch die Geſetzgebung 
einer neuen Staatsgewalt abgelöſt wird. 

Für die Frage des räumlichen Herrſchaftsgebiets der Rechts⸗ 
normen ſpielt nun aber der Erfüllungsort nicht die ausſchlaggebende 
Rolle. In der Lehre des internationalen Privatrechts hat ſich viel⸗ 
mehr die Meinung durchgeſetzt, daß bei ſchuldrechtlichen Verhältniſſen 
das in räumlicher Beziehung anzuwendende Recht durch den mutmaß⸗ 
lichen, unter Würdigung des konkreten Schuldinhalts feſtzuſtellenden 
Parteiwillen beſtimmt wird. Auch das RG. ſieht in dem Erfüllungsort 
eine brauchbare Grundlage für die Feſtſtellung des anzuwendenden 
Rechtes nur, ſoweit der mutmaßliche Parteiwille nicht entgegenſteht. 
In RG. 107, 121 hat ſich d. RG. zu dieſer Auffaſſung auch gerade 
in einem Falle bekannt, in dem infolge eines Wechſels der Souveräni⸗ 
tät die bisherige Rechtsordnung durch eine neue verdrängt worden 
iſt. Bei einer ſolchen Sachlage, ſo führt d. RG. aus, möge es ſein, 
daß die Rechtsverhältniſſe derjenigen Parteien, die ſich an Ort und 
Stelle befinden, ſich nach dem neu eingeführten Rechte einer fremden 
Macht regeln. Aber keineswegs entſpreche es dem mutmüßlichen bei⸗ 
derſeitigen Parteiwillen, noch ſei aus anderen Gründen anzunehmen, 
daß das neu eingeführte Recht auch für die Verpflichtung derjenigen 
Vertragspartei maßgebend ſei, die ſich nicht unter der örtlichen Herr⸗ 
ſchaft des neuen fremden Rechtes befinde. Sei ein Vertragsverhältnis 
unter der Herrſchaft eines beſtimmten Rechtes einmal entſtanden, ſo 
bleibe dieſes Recht maßgebend, wofern nicht der gemeinſame Wille 
beider Vertragsteile dahin gehe, ſich dem am Erfüllungsorte neu ein⸗ 
geführten Rechte zu unterwerfen. 

Im gegebenen Falle hat die Schuldnerin die Schuldverſchreibungen 
als deutſche Geſellſchaft zur Zeit der ſtaatlichen Zugehörigkeit ihres 
Sitzortes zum Deutſchen Reiche nach deutſchen Rechte ausgegeben. 
Das deutſche Recht iſt auch nach der Abtretung Lothringens an 
Frankreich, wenn auch als Teil der franzöſiſchen Rechtsordnung, in 
Kraft geblieben. Das für die Beurteilung des vorl. Schuldverhälte 
niſſes in Betracht kommende neue franzöſiſche Recht, der Code civil 
und der Code de Commerce iſt erſt am 1. Funi 1924 mit Wirkung 
auf den 1. Jan. 1925 in Lothringen eingeführt. Da die Schuldnerin 
ſchon i. J. 1919 ihren Sitz nach Rauxel in Weſtfalen verrege u. e, 
hat ſie niemals der örtlichen Herrſchaft des neuen fremden Rechtes 
unterſtanden. 

Der Wille der Parteien wäre, ſoweit man ihre eigenen Er⸗ 
Klärungen zugrunde legt, jedenfalls nicht übereinſtimmend darauf 
gerichtet, ſich dem franzöſiſchen Rechte zu unterwerfen. Nun kann 
aber nicht entſcheidend ſein, welches Recht die Parteien, von denen 
ſich jede das ihr als das günſtigere erſcheinende ausſucht, als das 
ihrem Willen entſprechende bezeichnen. Der mutmaßliche Wille der 
Parteien kann nur durch Heranziehung der konkreten Sachlage er⸗ 
forſcht werden. Nur ein ſolcher. Wille iſt maßgebend, der nach ob⸗ 
jektiven Geſichtspunkten als der vernünftige erſcheint (vgl. Oppen⸗ 
heimer, JW. 1925, 1357). In dieſer Richtung kommt in Betracht, 
daß die Geſellſchaft, die ſtets dem deutschen Rechte unterſtand, auch 
ihre deutſche Nationalität nie verloren hatte. Wenn nach Art. 51 
VV. Elſaß⸗Lothringen mit Wirkung v. 11. Nov. 1918 unter die 
franzöſiſche Souveränität gefallen iſt, ſo kann das nicht zur Folge 
haben, daß die Geſeuſchaft, die ſchon bei Abſchluß des VV. ihren Sitz 
in Rauxel hatte, nachträglich für die Zeit v. 11. Nov. 1918 bis zu 
ihrer Sitzverlegung als franzöſiſche Rechtsperſönlichkeit zu gelten 
hätte. Von Bedeutung iſt weiterhin, daß die Schuldverſchreibungen 
auf deutſche Währung lauten, daß ſie auf eine deutſche Bank als 
erſte Nehmerin der Schuldverſchreibungen ausgeſtellt waren, und 
daß von den in den Anleihebedingungen angegebenen zehn Zahl⸗ 
ſtellen ſich nur eine außerhalb Deutſchlands befand. Demgegenüber 
kann nicht ins Gewicht fallen, daß die Anleihe für die von der Schuld⸗ 
nerin bei ihrer Gründung übernommenen lothringiſchen Werke der 
früheren belgiſchen Geſellſchaft aufgenommen iſt und daß die Schuld⸗ 
nerin ſich verpflichtet hat, bis zur Tilgung der Anleihe den loth⸗ 
ringiſchen Grund⸗ und Bergwerksbeſitz nicht zu belaſten. Denn die 
Schuldnerin haftete für die Anleihe mit ihrem ganzen Vermögen, von 
dem ſich nach dem Zugeſtändniſſe der Schuldnerin ſchon bei der Aus⸗ 
gabe der Schuldverſchreibungen erhebliche Werte außerhalb Loth⸗ 
ringens in Deutſchland befanden. Auch unter den Gläubigern, welche 
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die Schuldverſchreibungen im Umtauſche gegen die belgiſchen Obli⸗ 
gationen erhalten hatten, waren in großer Anzahl deutſche Staats⸗ 
angehörige vertreten, da die belgiſche Geſellſchaft ihren Beſitz im da⸗ 
mals deutſchen Lothringen hatte. Schließlich iſt die räumliche Be⸗ 
ziehung des Schuldverhältniſſes zu dem Lothringer Gebiet durch die 
auf Grund des Friedensvertrags erfolgte Liquidation der Lothringer 
Werke erloſchen. Ein wichtiges Anzeichen dafür, daß die Schuldnerin 
die Anwendung deutſchen Rechtes ſelbſt als die nach der Lage des 
Falles natürliche Löſung angefehen hat, ift darin zu finden, daß die 
Schuldnerin die zur Aufwertung ihrer Schuldverſchreibungen nach der 
deutſchen Aufwertungsgeſetzgebung erforderlichen Schritte unternom⸗ 
men, auch die Aufforderung zur Anmeldung des Altbeſitzes erlaſſen 
hat, ohne die Schuldverſchreibungen der beiden erſten Gruppen aus⸗ 
zunehmen. Auf den Gedanken der Anwendung franzöſiſchen Rechtes 
iſt ſie erſt gekommen, als die Spruchſtelle die Frage des anzuwen⸗ 
denden Rechtes zur Erörterung geſtellt hatte. 

Es läßt ſich aber auch nicht ſagen, duß die Anwendung deut⸗ 
ſchen Rechtes, da ſie erſt durch eine Sitzverlegung ermöglicht iſt, eine 
Willkürlichkeit bedeute. Ohne die Sitzverlegung hätte die Geſellſchaft 
ſich ja dem nicht entziehen können, daß v. 1. Jan. 1925 ab das 
Schuldverhältnis nach franzöſiſchem Rechte beurteilt wurde. Durch 
die Sitzverlegung iſt aber, wenn man deutſches Recht anwendet, 
nicht eine Anderung des Rechtes, ſondern gerade die Erhaltung des 
deutſchen Rechtes, die Loslöſung des Schuldverhältniſſes von den 
künftig zu erwartenden Geſetzgebungsakten einer fremden, dem Terri⸗ 
torium des alten Sitzes aufgezwungenen Staatshoheit bewirkt worden. 
Eine Willkürlichkeit liegt darin nicht. 

Nach alledem unterliegen die Schuldverſchreibungen Nr. 1 bis 
22 820 dem deutſchen Aufv®. Da die Anwendung des deutſchen 
Rechtes für die Schuldverſchreibungen Nr. 22 821 bis 29000 außer 
Frage ſteht — der Umſtand, daß auf dieſen Stücken der frühere Sitz⸗ 
ort Nilvingen ſtehen geblieben iſt, iſt bedeutungslos —, iſt für die 
Schuldverſchreibungen aller vier Gruppen deutſches Recht anzuwenden. 

Soweit für die Feſtſtellung des Ausgabetags die zum Zwecke 
des Umtauſches der belgiſchen Frankenobligationen benutzten Stücke 
Nr. 1 bis 14542 in Frage kommen, find die folgenden Tatſachen von 
Bedeutung: 

Die Liquidatoren der belgiſchen Geſellſchaft haben in Ausfüh⸗ 
rung der im Gründungsvertrage getroffenen Vereinbarung den Glau⸗ 
bigern der in den Jahren 1899 bis 1914 von der belgiſchen Geſell⸗ 
ſchaft ausgegebenen fünf Anleihen den Umtauſch ihrer Obligationen 
in Obligationen der neuen Geſellſchaft mit Zinſenlauf v. 1. Sept. 
1917 durch Bek. v. 23. Nov. 1917 angeboten und hiermit die Auf⸗ 
forderung verbunden, die alten Obligationen in der Zeit vom 
26. Nov. bis 31. Dez. 1917 bei den namentlich bezeichneten Stellen 
einzureichen. Soweit ſich die Zinstermine der belgiſchen Obligationen 
mit denen der neuen Schuldverſchreibungen nicht decken, ſind ent⸗ 
ſprechende Verrechnungen und Zuzahlungen vorgeſehen. Die Friſt 
zum Umtauſch iſt dann bis zum 17. Jan. 1918 verlängert worden. 
Die nach der BRD. v. 8. März 1917 (RG Bl. 220) zur Ausgabe 
der Schuldverſchreibungen erforderliche ſtaakliche Genehmigung iſt von 
der Schuldnerin ſchon am 1. Sept. 1917 beantragt, ihr aber erſt am 
22. März 1918 erteilt worden. Erſt nach erfolgter Gnehmigung ſind 
die neuen Stücke geliefert worden. 

Ob der Art. 32 DurchfVO. Anwendung finden könnte, iſt zweifel⸗ 
haft. Dieſe Vorſchrift verweiſt für die Schuldverſchreibungen, die der 
Schuldner im Umtauſch auf die neuen Schuldverſchreibungen erhält, 
in einer Klammer auf 833 Aufiv®. Wird die in 8 33 gegebene Be⸗ 
griffsbeſtimmung für die dem Aufiv®. unterliegenden Schuldver⸗ 
ſchreibungen durch die allg. Vorſchrift des 8 1 Aufm&, ergänzt, mo⸗ 
nach die nach Maßgabe des AuftvG. aufzuwertenden Anſprüche die 
Zahlung einer beſtimmten in Mark oder einer anderen nicht mehr 
geltenden inländiſchen Währung ausgedrückten Geldſumme zum 
Gegenſtande haben müſſen, ſo kann Art. 32, da die Obligationen auf 
belgiſche Franken lauten, nicht in Frage kommen. Die Anwendung 
dieſer Vorſchrift könnte aber auch nicht die Wirkung haben, daß 
für die fämtlichen Schuldverſchreibungen der Gruppe 1 der Ausgabe⸗ 
tag der alten Schuldverſchreibungen auf Grund der bloßen Tatſache 
des Umtauſches zu gelten hat. Denn der Vorteil der Zugrundelegung 
des günſtigeren Ausgabetags der alten Obligationen kann nach Art. 32 
nur zugunſten des Gläubigers, der den Umtauſch ſelbſt vorgenommen 
hat, im Falle der Rechtsnachfolge aber nur in denjenigen Erwerbs⸗ 
fällen eintreten, in denen nach 8 3 Ziff. 2—11 AufwGà. für die Be⸗ 
wertung der Erwerb des Rechtsvorgängers maßgebend tft. Darüber, 
ob dieſe Vorausſetzungen vorliegen, hat nach Art. 32 Abſ. 2 im 
Streitfalle die AufwStelle zu entſcheiden. Bei der Feſtſtellung des 
Ausgabetags durch die Spruchſtelle ſind daher die einem Gläubiger 
im Einzelfalle nach Art. 32 zuſtehenden Rechte nicht zu berückſichtigen. 
Dieſe Rechte hat der einzelne Gläubiger nach der generellen Feſtſtel⸗ 
lung des Ausgabetags durch die Spruchſtelle bei der AufwStelle zu 
verfolgen. 

Es muß hiernach der Zeitpunkt der Zurverfügungſtellung des 
Gegenwerks für die Schuldverſchreibungen der erſten Gruppe beſtimmt 
werden. Die Spruchſtelle hat eine vor dem 1. Jan. 1918 liegende 
Zurverfügungſtellung des Gegenwerts angenommen. Auf die Liefe⸗ 


rung der neuen Stücke kann es, da das Geſetz für den Ausgabetag 
auf die Zurverfügungſtellung des Gegenwerts abſtellt, dieſe aber der 
Lieferung der Stücke vorangehen kann, nicht ankommen. Unbeacht⸗ 
lich iſt aber auch der Zeitpunkt der ſtaatlichen Genehmigung. Nach 
8184 Abſ. 1 BGB. wirkt die nachträgliche Genehmigung auf den Zeit⸗ 
punkt der Vornahme des Rechtsgeſchäfts zurück. Das gilt auch für 
die öffentlich⸗rechtliche Genehmigung. Soweit die Beſitzer der bel⸗ 
giſchen Obligationen in der zunächſt vorgeſehenen Friſt v. 26. Nov. 
bis 31. Dez. 1917 von dem Rechte des Umtauſches Gebrauch gemacht 
und die Obligationen an die im Angebot bezeichneten Stellen ein⸗ 
gereicht haben, kann hiernach kein Zweifel beſtehen, daß der Tag 
der Zurverfügungſtellung des Gegenwerts vor dem 1. Jan. 1918 
gelegen iſt. Ebenſo verhält es ſich aber, ſoweit es zur Ein⸗ 
reichung der Obligationen erſt in der Nachfriſt vom 1.—17. Jan. 
1918 gekommen iſt. Denn in der oben wiedergegebenen Beſtimmung 
im 8 35 des Gründungsvertrags iſt die Übertragung der Schuldver⸗ 
ſchreibungen auf die belgiſche Geſellſchaft oder die Erklärung der 
Schuldübernahme für die nicht zum Umtauſch gelangenden belgiſchen 
Obligationen ausdrücklich als „weitere Gegenleiſtung“ für das Ein⸗ 
bringen des Vermögens der belgiſchen Geſellſchaft bezeichnet worden. 


Hiernach rechtfertigt es ſich in der Tat, die vor dem 1. Jan. 1918 


eingebrachten Aktiven der belgiſchen Geſellſchaft als Gegenwert der 
Schuldverſchreibungen anzuſehen. Infolge des mit dem 1. Sept. 
1917 beginnenden Zinſenlaufs der neuen Obligationen und der ge⸗ 
troffenen Verrechnungsabrede, ſoweit die belgiſchen Obligationen mit 
anderen Zinsterminen ausgegeben waren, hat der Obligationen⸗ 
umtauſch aber auch im ganzen zur Folge gehabt, daß die Verpflich⸗ 
tung der Schuldnerin aus der übernahme der belgiſchen Obligationen 
mit Wirkung v. 1. Sept. 1917 ab erloſch. Die Stellung der Schuld⸗ 
nerin war auch genau die gleiche, ob ihr oder den im Umtauſch⸗ 
angebot bezeichneten Stellen die belgiſchen Obligationen vor dem 
1. Jan. 1918 oder ſpäter innerhalb der Nachfriſt zum Umtauſche zu⸗ 
gingen. Hier in dem Zeitpunkte der Zurverfügungſtellung des Gegen⸗ 
werts für die neuen Obligationen einen Unterſchied zu machen, der 
auf die Bewertung dieſer Obligationen von Einfluß iſt, hat keine 
Berechtigung. 

Die Schuldverſchreibungen der zweiten Gruppe Nr. 14 543 bis 
22 820 ſollten auch zum Umtauſche Verwendung finden, haben dieſem 
Zwecke aber nicht gedient. Als Zeitpunkt derr Zurverfügungſtellung 
des Gegenwerts können daher nur die Tage gelten, an denen der 
Schuldnerin die Vergütung durch die Bank, auf die die Schuldver⸗ 
ſchreibungen ausgeſtellt waren, gutgebracht worden iſt. Dieſe Tage 
find unſtreitig der 7. Febr. und 15. März 1918. Der ziffernmäßigen 
Verteilung des Gegenwerts auf die beiden Tage bedarf es nicht, 
da das Umrechnungsverhältnis der Tabelle zum Aufn®. dasſelbe iſt. 

Der Schuldnerin wurde der Gegenwert für die Schuldverſchrer⸗ 
bungen der Gruppe 3 am 7. Jan. 1921 und für die Schuldver⸗ 
ſchreibungen der Gruppe 4 am 26. Febr. 1921 vergütet. 

Hiernach iſt der Fall gegeben, daß der Schuldnerin der Gegen⸗ 
wert von Schuldverſchreibungen teils vor dem 1. Jan. 1918 (Gruppe 1), 
teils ſpäter (Gruppen 2, 3, 4) zur Verfügung geſtellt worden iſt. Es 
fragt ſich daher, ob die Spruchſtelle von der ihr in Art. 30 Abſ. 3 
Satz 2 Durchf. eingeräumten Befugnis zur Feſtſtellung verſchie⸗ 
dener Ausgabetage Gebrauch macht. Nach den von der Spruchſtelle in 
ſtändiger Praxis befolgten Grundſätzen (vgl. die Beſchl. Aufwſpr. 
1,379 u. JW. 1926, 1349) waren zwei verſchiedene Ausgabetage feſt⸗ 
zustellen. Die Schuldverſchreibungen Nr. 1 bis 14542 find als erſter 
Teil der Anleihe mit ihrer fortlaufenden Nummernfolge von den 
übrigen Stücken leicht zu unterſcheiden. Durch die Verwendung dieſer 
Schuldverſchreibungen zum Umtauſche der belgiſchen Obligationen 
wird dieſer Teil der Anleihe aus den übrigen Schuldverſchreibungen 
als eine beſonders geartete und der beſonderen Bewertung zugäng⸗ 
liche Gruppe herausgehoben. Für die zahlreichen Gläubiger dieſer 
Schuldverſchreibungen, die ſie nicht erſt durch einen Beſitzwechſel 
erworben haben, wäre die Feſtſtellung eines einheitlichen Ausgabe 
tags für alle Schuldverſchreibungen, die zu einer gleichen Bewertung 
der Schuldverſchreibungen der Gruppe 1 mit den erſt t. J. 1921 aus 
gegebenen, mit entwertetem Gelde bezahlten führen würde, eine un⸗ 
billige Härte. 5 

Für die Schuldverſchreibungen Nr. 1 bis 14542 hat es mithin 
bei dem Ausſtellungstage („im Nov. 1917“) als Ausgabetag zu 
verbleiben. 

Für die Schuldverſchreibungen der Gruppen 2, 3 und 4 it 
der Ausgabetag auf Grund der in Art. 31 Abſ. 2 DurhBD. vorge 
ſchriebenen Berechnung des Durchſchnittsgoldmarkwerts der Schuld“ 
verſchreibungen zu ermitteln. Bei dieſer Berechnung ſind, wie die 
Spruchſtelle in dem Beſchl. v. 11. Okt. 1926 (JW. 1926, 2695) dar⸗ 
gelegt hat, obſchon das Geſetz von den zur Verfügung geſtellten Be⸗ 
trägen ſpricht, die Nennbeträge einzuſetzen, ift alſo weder ein Agio, 
noch ein Disagio, wie es für die Gruppe 4 und möglicherweise für 
die Gruppe 2 in Betracht kommt, zu berückſichtigen. Nach der Ta⸗ 
belle z. Auftiv®. iſt der Wert der 8278 Schuldverſchreibungen der 
Gruppe 2 (für Jan. bis Juni 1918 ſind 10 PM. = 8 GM.) auf 
6 622 400 GM., der Wert für die 6000 Schuldverſchreibungen der 
Gruppe 3 (am 7. Jan. 1921 ſind 100 PM. = 6,05 GM.) auf 
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363 000 GM. und der Wert für die 180 Schuldverſchreibungen der 
Gruppe 4 (am 26. Febr. 1921 ſind 100 PM. = 7,01 GM.) auf 
12 780 GM. zu berechnen. Das ergibt einen Geſamtwert von 
6998080 GM. und bei Teilung mit der Zahl der Schuldverſchrei⸗ 
bungen (14458) einen Betrag von 484,03 GM. als Durchſchnitts⸗ 
wert der einzelnen Schuldverſchreibung über 1000 46. Das dieſer 
Zahl am nächſten kommende Umrechnungsverhältnis in der Tabelle 
3. AufwGG. iſt 10 PM. 5 GM. (1000 PM. = 500 GM.) für Dez. 
1918. Als Ausgabetag der Schuldverſchreibungen Nr. 14543 bis 
29 000 war daher der 1. Dez. 1918 feſtzuſtellen. 
(KG., Syruchſtelle, Entſch. v. 25. Nov. 1926, 1GB 30/26.) 


Mitgeteilt von KR. Trojan, Berlin. 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. Preußen. 


1. 57 Abſ. 4 AufwGG. Der Eigentümerrangvorbe⸗ 
halt wird durch das Einrücken wertbeſtändiger Rechte i. S. 
des 87 Abſ. 4 endgültig verbraucht. 

Das KG. hat hinſichtlich des Rangvorbehalts des 8 881 BGB. 
in der Erwägung, daß es ſich um ein Zuſtandsrecht handele, den 
Standpunkt eingenommen, daß er durch eine einmalige Ausübung 
nicht zum Erlöschen gebracht werde (RES. 40, 239). Das gleiche 
kann für die Eigentümerbefugnis nach $ 7 AufmG. nicht gelten, 
die, wie der Gen. in der Entſch. 1 X 35/27 (Aufwgſpr. 1927, 246) 
ausgeführt hat, von dem Rangvorbehalt nach § 881 BGB. grund⸗ 
ſätzlich verſchieden iſt. Nach dem ihr zugrunde liegenden wirtſchaft⸗ 
lichen Zweck foll fie dem Eigentümer die Möglichkeit gewähren, 
mit Rückſicht auf die durch die Erhöhung des AufwG. auf 250% 
des Goldmarkbetrages der aufwertbaren Rechte geſchaffenen vor⸗ 
übergehenden Notlage einen Kredit in beſtimmter Höhe an bevor⸗ 
zugter Rangſtelle aufzunehmen. In den Reichstagsverhandlungen 
iſt als Meinung des Ausſchuſſes zum Ausdruck gekommen, der 
Rangvorbehalt des § 7 Aufm®. ſoll ſobald als möglich feine Er⸗ 
ledigung finden (Schlegelberger⸗Harmening! 87 Anm. 9). 
Im Falle des § 7 Abſ. 1 Aufivb. hat es der Eigentümer in der 
Hand, ſich die vorbehaltene Rangſtelle durch Umſchreibung der ge⸗ 
tilgten Hypotheken und Grundſchulden als Eigentümergrundſchul⸗ 
den zu erhalten. Es wird deshalb auch von Quaſſowski in 
Übereinſtimmung mit der herrſchenden Meinung angenommen, daß 
die Rangbefugnis durch einmalige Ausübung nach § 7 Abſ. 1 Aufwch. 
endgültig verbraucht wird. Dies ſoll nach ſeiner Meinung hier⸗ 
gegen nicht der Fall fein, wenn wertbeſtändige Rechte nach 87 
Abſ. 4 AufwG. in die Befugnisſtelle einrücken. Er führt hierfür 
im weſentlichen drei Gründe an. Das Einrücken in die Rangſtelle 
finde nach § 7 Abſ. 4 Aufwch. ſelbſttätig ohne Zutun des Eigen⸗ 
tümers ſtatt, es könnte daher von einem Verbrauch der Befugnis, 
die gar nicht ausgeübt ſei, nicht geſprochen werden. Ferner dien⸗ 
ten Br nach $ 7 bj. 4 eingerückten Rechte den mit der Vorſchrift 
des § 7 Aufiw®. verbundenen Zweck zuwider häufig nicht dem Kre⸗ 
ditbedürfnis des Eigentümers. Schließlich könne der Eigentümer 
bei Rechten, die nicht Hypotheken oder Grundſchulden ſind und 
daher einer Umwandlung in eine Eigentümergrundſchuld nicht 
fähig ſeien, die vorbehaltenen Rangſtellen nicht erwerben. Der Sen. 
vermag ſich dieſen Ausführungen nicht anzuſchließen. Der Vor⸗ 
ſchrift des § 7 Abſ. 4 Aufiv®. liegt die Erwägung zugrunde, ein 
Anlaß zur Gewährung einer Kredithypothek beſtehe da nicht, wo 
das Kreditbedürfnis bereits durch die Aufnahme wertbeſtändiger 
Schulden befriedigt ſei. Mag nun auch dieſer geſetzgeberiſche Ge⸗ 
danke ſeine rechtliche Verwirklichung dadurch gefunden haben, daß 
die in 8 7 Abſ. 4 AufwG. bezeichneten Rechte in der Reihenfolge 
ihres Ranges die für den Eigentümer vorbehaltenen Rangſtelle 
kraft Geſetzes einnehmen, ſo entſpricht es doch dem mit der Vor⸗ 
ſchrift des 8 7 Abſ. 4 AufmG. verfolgten wirtſchaftlichen Zwecke, 
daß der Eigentümer eine Befugnis nur inſoweit noch auszuüben 
vermag, als ihr ſich als 87 Abf. 1 AufwG. ergebender Umfang 
dem Geſamtwert der wertbeſtändigen Rechte i. e des § 7 Abſ. 4 
überſteigt (Bericht des 18. Ausſch. des RT. S. 8). Im Falle des 
Abſ. 1 des § 7 Aufio®. wird die Befugnis durch Ausübung ſeitens 
des Eigentümers verbraucht, im Falle des Abſ. 4 daſelbſt durch 
Anordnung des Geſetzgebers. In beiden Fällen dient auch der 
Verbrauch der Befugnis im weſentlichen dem Kreditbedürfnis des 
Eigentümers. Denn auch Zwangs⸗ und Arreſthypotheken, die nach 
3 7 Abſ. 4 in die vorbehaltene Rangſtelle einrücken, befriedigen 
letzten Endes ein Kreditbedürfnis des Eigentümers (1 X 260/26: 
JurR. 1926, 1538). Es ſoll nicht verkannt werden, daß unter 
den Rechten i. S. des § 7 Abſ. 4 auch ſolche Rechte ſich finden 
mögen, deren Eintragung nicht durch ein Kreditbedürfnis des Ei⸗ 
gentümers veranlaßt worden iſt. Abgeſehen davon, daß dieſe Rechte 
in der Minderzahl ſein dürften, iſt jedoch zu berückſichtigen, daß 
er Geſetzgeber dieſe Rechte gleichfalls in die vorbehaltene Rang⸗ 
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ſtelle einrücken läßt, obwohl fie nicht dem Kreditbedürfnis des 
Eigentümers dienen. Es beſteht deshalb kein Anlaß, die Fälle des 
Abf. 1 und des Abſ. 4 unterſchiedlich zu behandeln. Das gilt auch 
im Hinblick auf den letzten der von Quaſſowski vorgebrachten 
Gründe. Als Rechte i. S. des 8 7 Abſ. 4, die einer Umwandlung 
in eine Eigentümergrundſchuld nicht fähig ſind, kommen im we⸗ 
ſentlichen nur Reallaſten (88 1105 ff. BGB.) in Betracht. Beſtehen 
ſie zugunſten einer beſtimmten Perſon, ſo können ſie, ſofern der 
Anſpruch auf die einzelne Leiſtung übertragbar iſt, abgetreten und 
damit vom Eigentümer zwecks Erhaltung der Rangſtelle verwertet 
werden ($ 1111 Abſ. 2 BGB.). Im übrigen dürfte die Zahl der 
in Betracht kommenden Reallaſten nicht ſo erheblich ſein, daß ſie 
entgegen dem zuvor dargelegten Zweck des § 7 Abſ. 4 AufwG. 
die Annahme des Fortbeſtandes der Rangbefugnis in Höhe der 
nach § 7 Abſ. 4 AufwG. eingerückten Rechte rechtfertigen könnte. 
Eine unterſchiedliche Behandlung dieſer Rechte, je nachdem, ob 
ſie dem Kreditbedürfnis des Eigentümers zu dienen beſtimmt ſind 
oder nicht, iſt aber, abgeſehen davon, daß ſie der geſetzlichen 
Grundlage entbehrt, als praktiſch undurchführbar abzulehnen. 
(KG., 1. ZS., Beſchl. v. 2. Juni 1927, 1 X 428, 313/27.) 


* 


2. Gebühren für Friſtverlängerung zur Aufſtellung 
der Goldmarkeröffnungsbilanz. ß) 

Der Anſatz der Gebühren aus 8102 Pr. iſt, wie der Senat 
in feinem Gutachten, IMBl. 1925, 399, ausführlich dargelegt hat, 
gerechtfertigt. Der Umſtand, daß gegenüber ſäumigen Geſellſchaften 
weder mit Ordnungsſtrafen noch, nach dem am 14. Mai 1926 gel⸗ 
tenden Recht (vgl. VO. v. 21. Mai 1926, RGBl. 248), mit dem Nich⸗ 
tigkeitsverfahren vorgegangen werden kann, mag zwar eine Härte für 
die Geſellſchaften bedeuten, die ſich durch Erbittung von Nachfriſten 
gebührenpflichtig gemacht haben; dieſe Erwägung konnte aber hoͤch⸗ 
ſtens den Geſesgeber veranlaſſen, Gebührenfreiheit der Friſtverlänge⸗ 
rung anzuordnen. Mangels einer ſolchen Ausnahmevorſchrift iſt das 
Gericht an die beſtehenden Gebührengeſetze gebunden. 


Die auf 8 22 Abſ. 2 Pr&RG. beruhende Schätzung des Wertes 
auf 7000 RM. iſt gleichfalls nicht zu beanſtanden. Maßgebend für 
die Höhe der Schätzung iſt die Wichtigkeit und wirtſchaftliche Be⸗ 
deutung des Gegenſtandes unter Berückſichtigung der Vermögens⸗ 


Zu 2. Die Regiſtergerichte erheben gemäß der ſtändigen Rſpr. 
des Kg. ihre Gebühren für Friſtverlängerungen auf Grund des 8 102 
PrGͤch. Danach wird, ſoweit keine anderen geſetzlichen Beſtimmungen 
vorhanden find, für die Erledigung der im HGB., im GenG. und 
im GmbH. den Gerichten zugewieſenen, von den deutſchen Prozeß⸗ 
ordnungen nicht betroffenen Angelegenheiten, welche eine Entf. des 
Gerichts erfordern, ſowie von Angelegenheiten ähnlicher Art, das 
zweifache der vollen Gebühr erhoben. Das KG. und mit ihm die 
Regiſtergerichte ſtehen auf dem Standpunkte, daß, wenn es ſich auch 
hier nicht um eine in den drei ausdrücklich genannten Geſetzen ge⸗ 
regelte Angelegenheit handele, doch hier um eine Angelegenheit „ähn⸗ 
licher Art“ wie diejenigen, die im HGB. geregelt ſeien, handele. Ich 
halte zunächſt ſchon dieſen Standpunkt für anfechtbar. Er iſt offen⸗ 
ſichtlich auf das rein Außerliche geſtützt und wird vom KG.: JM Bl. 
1925, 401 lediglich damit begründet, daß es ſich um eine handels⸗ 
rechtliche Angelegenheit nach der Art und wirtſchaftlichen Bedeutung 
der im 8102 PrGKG. vorgeſehenen Geſchäfte handelt. 

Dabei überſieht m. E. das KG., daß der 8 102 PrGͤKc. das 
FGG. nicht aufführt. Die Frage der Friſtverlängerung iſt eine 
regiſterliche und die Gold BilVO. und ihre DurchfBeſt. find inſoweit 
Nebengeſetze zum FGG., fo daß man von Angelegenheiten ähnlicher 
Art i. S. des § 102 PrGKG., die m. E. im weſentlichen die mate⸗ 
riell rechtlichen Beſtimmungen ſind, nicht ſprechen kann. Ich halte 
deshalb die Erhebung der zweifachen Gebühr für nicht begründet. 
Vielmehr bin ich der Auffaſſung, daß der 8 104 Proc. in Be⸗ 
tracht kommt, wonach nur 5/10 der einfachen Gebühr zu erheben find, 
wenn weder reichsgeſetzlich noch im BıGRG. eine Gebühr be⸗ 
ſtimmt iſt. 

Die höheren Gebühren entſtehen ferner dadurch, daß die Ge⸗ 
richte nicht das normale Objekt von § 22 PrGͤKG. mit 3000 % an⸗ 
nehmen, ſondern beträchtlich höhere, weil ſie der Meinung ſind, daß 
dies bei bedeutenderen Geſellſchaften am Platze ſei. Auch dies iſt nicht 
gerechtfertigt. Einmal brauchen gerade die bedeutenden Geſellſchaften 
die Friſtverlängerungen, ſo daß dies der Normalfall iſt. Und ſodann 
iſt die Friſtverlängerung ſelbſt ein ſo relativ unbedeutender Gegen⸗ 
ſtand, daß mir das Herausgehen über das normale Objekt ſchon 
deshalb als unbegründet erſcheint. 

M. E. kann daher im allgemeinen nur eine 5/4⸗Gebühr unter 
Zugrundelegung eines Objekts von 3000 % für die Friſtverlängerung 
verlangt werden. Es iſt freilich nicht zu verkennen, daß dieſer 
Standpunkt im Widerſpruch ſteht mit der bisherigen Rſpr. des KG. 
und der Praxis der Regiſtergerichte. 

RA. Dr. Rudolf Byk, Berlin. 
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verhältniſſe der Beteiligten (Mügel⸗Ehm, 7. Aufl. 823 Anm. 4). 
Daher iſt es unbedenklich, wenn die Vorinſtanzen das Umſtellungs⸗ 
kapital, deſſen Höhe allerdings zur Zeit der Friſtverlängerungen noch 
nicht bekannt war, als Anhaltspunkt benutzen und davon 10% als 
Wert annahmen. Jedenfalls läßt dieſe Wertſchätzung eine Rechts⸗ 
normverletzung nicht erkennen und iſt daher für das Gericht der 
weiteren Beſchwerde bindend (Mügel⸗Ehm a. a. O. 827 Anm. 8). 


(Kl., 1 a. S., Beſchl. v. 11. Juni 1926, 1a X 516/26.) 
Mitgeteilt von LOR. Dr. Sprinz, Berlin. 
+ 


3. 88 17, 18, 20 Yufn® 1. Dem Aufmwertungdan- 
ſpruch des Zedenten gegenüber kann ſich der Grundſtücks⸗ 
erwerber auf den öffentlichen Glauben des Grundbuches 
nicht berufen. 

2. Der Zedent braucht ſich, auch wenn es ſich um un⸗ 
echte Zeſſion handelt, das Abtretungsentgelt nicht auf 
ſeinen Aufwertungsanſpruch anrechnen zu laſſen. 7 

Zwar hat der Sen. die Wiedereintragung der abgetretenen 
Rechte zugunſten des früheren Gläubigers mangels nachgewieſener 
Bösgläubigkeit des neuen Eigentümers bisher in ſtändiger Rſpr. 
abgelehnt, das RG. v. 9. Mai 1927 — V 35/27 (GW. 1927, 1026) 
— hat jedoch unter Ablehnung dieſes Rechtsſtandpunktes ſich zu der 
Auffaſſung bekannt, daß dem Erwerber eines Grundſtücks gegenüber 
dem nach 8 17 AufwG. von dem Zedenten erhobenen Anſpruch die 
Vorſchriſten über den öffentlichen Glauben nicht zur Seite ſtehen, 
wobei es keinen Unterſchied machen ſoll, ob der Erwerb des Grund⸗ 
ſtücks vor oder nach dem Inkrafttreten der III. Steuer NotVO. er» 
folgt iſt. Der von ihm nicht entſchiedene Fall, daß der Aufwertungs⸗ 
betrag für den gegenwärtigen Glaubiger nach dem 14. Febr. 1924, 
jedoch vor dem nach 8 892 Abſ. 2 BGB. maßgebenden Zeitpunkt 
eingetragen iſt, iſt hier nicht gegeben, ſo daß er keiner Erörterung 
bedarf. Der Sen. ift im Hinblick auf die von dem RG. getroffene 
Entſch. genötigt, unter Aufgabe ſeiner bisherigen Rſpr. den vor⸗ 
liegenden Sachverhalt unter Zugrundelegung der von dem NG. ent⸗ 
wickelten Rechtsgrundſätze zu würdigen. Der Fall liegt hier inſofern 
talſächlich anders, als die abgetretenen Papiermarkhypotheken nad 
träglich zur Löſchung gelangt ſind. Da jedoch die Löſchungsbewilli⸗ 
gung über die Poſten Nr. 7 und 8 erſt nach der Eintragung des 
Eigentumswechſels erteilt worden iſt, ſo ſtehen deren Wiederein⸗ 
tragung die Vorſchriften über den öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
buchs nicht enigegen, denn die Hypotheken waren zur Zeit des Eigen⸗ 
tumserwerbes noch im Grundbuch eingetragen. Kann aber der Zeſ⸗ 
fionar die Wiedereintragung feines Rechtes verlangen, fo hat auch 
die Wiedereintragung zugunſten des früheren Gläubigers zu erfolgen; 
inſoweit findet, wie das RG. ausführt, lediglich ein Perſonenwechſel 
in Anſehung eines Teilbetrages des zugunſten des früheren und des 
gegenwärtigen Gläubigers aufgewerteten Rechts ſtatt. 

Der gute Glaube des Erwerbers bezieht ſich lediglich auf die 
Perſon des Gläubigers und wird inſoweit durch die Vorſchriften über 
den öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht geſchützt. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die von den Vorinſtanzen auf 
die geſetzlichen Aufwertungsbeträge i. S. des 8 14 AufwG. in An⸗ 


Zu 3. Die Entſch. behandelt zwei bedeutſame 
Rechtsfragen, in denen das KG., infolge der ab⸗ 
weichenden Rechtſprechung des RG, ſeine frühere 
Anſicht aufzugeben ſich genötigt ſieht. 

a) Zunächſt die Frage, inwieweit der Erwerber eines Grundſtüchs 
ſich gegenüber dem Aufwertungsanſpruche des Zedenten einer Hypo⸗ 
thek auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs berufen kann, 
wenn er die Aufwertung des Anſpruches des Zeſſionars gegen ich 
gelten laſſen muß. Daß eine ſolche Berufung nicht möglich ift, wenn 
der Eigentumserwerb vor dem Inkrafttreten der III. Steuer Rot VO. 
liegt, dürfte jetzt (außer von Ouaſſows ki? S. 313) nirgends 
mehr beſtritten werden. Das RG. verſagt dem Grundſtückserwerber 
aber den Schutz des öffentlichen Glaubens auch dann, wenn der Eigen⸗ 
tumserwerb unter der Herrſchaft der III. Steuer NotVO. erfolgt iſt. 
Hiergegen dürften aber ernſte Bedenken beſtehen (vgl. auch Schle⸗ 
gelberger⸗Harmening ' S. 327). Die III. Steuer NolVO. 
kannte eine Aufwertung zugunſten des Zedenten einer Hypothel nicht; 
ſie beſtimmte vielmehr, daß die Hypothek nur auf 15% ihres für 
den Zeitpunkt des Erwerbes durch den Zeſſionar ſich ergebenden 
Goldmarkwertes aufgewertet werde. Auf dieſe klare, durch die 
III. Steuer Not VO. geſchaffene Rechtslage mußte ſich der Erwerber 
des belaſteten Grundſtücks verlaſſen können, und zwar ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob der Aufwertungsbetrag des Zeſſionars ſchon ein⸗ 
getragen war oder nicht. Nur für den Fall, daß der Aufwertungs⸗ 
betrag des Zeſſionars bereits eingetragen war, läßt das NS. (und 
ebenſo jetzt auch KG.) aber die Entſcheidung der Frage offen, ob der 
Grundſtückserwerber ſich auf den öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
buchs beruſen kann. 

b) Nicht minder wichtig iſt die andere in der Entſch behandelte 
Frage: Die Anrechnung des Abtretungsentgelts auf den Aufwertungs⸗ 


rechnung gebrachten Goldmarkbeträge der Abtretungsvergütungen 
unter Zugrundelegung des Zeitpunktes der Ausſtellung der Ab⸗ 
tretungsurkunden (17. Juli 1922) als des Zeitpunktes der Leiſtung 
der Zahlungen (8 18 Abſ. 1 AufioG.) errechnet werden konnten, 
oder ob nicht vielmehr der Inhalt der Aufwertungsanmeldung v. 
13. Okt. 1925 auf den 29. Aug. 1922 als Zeitpunkt der Zahlung 
ſchließen läßt. Von den ſich hiernach ergebenden Bedenken abgeſehen, 
entſprechen zwar die den Abzug des Abtretungsentgelts als einer 
Zahlung i. S. des 8 18 Abſ. 1 AufwG. rechtfertigenden Ausfüh⸗ 
rungen des LG. mit Rückſicht darauf, daß die Goldmarkbeträge der 
Abtretungsentgelte in jedem Falle höher ſind, als die Aufwertungs⸗ 
beträge der derzeitigen Gläubigerin, der bisherigen Rſpr. des Sen. 
(1 X 661/26 Aufwyfſpr. 1926, 707), das RG. hat jedoch in dem 
Beſchl. v. 2. März 1927 — VB 34/26 = JW. 1927, 1246 Aufwxſpr. 
1927, 321) — unter Ablehnung der von dem KG. in Übereinſtim⸗ 
mung mit der herrſchenden Meinung vertretenen Rechtsauffaſſung im 
Falle der Aufwertung einer Zedentenhypothek lediglich den Abzug 
des Aufwertungsbetrages des dem früheren Gläubiger zeitlich nach⸗ 
folgenden Gläubigers gem. 8 18 Abſ. 2 Aufw®. für zuläſſig erachtet. 
Das RG. beſchränkt allerdings feine Entſch. ausdrücklich auf den 
Fall der ſog. echten Abtretung, mithin auf eine ohne Anregung oder 
wirtſchaftliche Beteiligung des Schuldners ſich zwiſchen dem alten 
und dem neuen Gläubiger vollziehende Rechtsübertragung. Dagegen 
läßt es unentſchieden, wie zu entſcheiden wäre, wenn nach den ge⸗ 
gebenen Umſtänden in Wahrheit eine Zahlung des Schuldners j. S. 
des 8 18 Abſ. 1 Aufm®. vorläge, insbeſ. alſo im Falle der ſog. 
unechlen Abtretung, d. h. einer auf Veranlaſſung des Eigentümers 
von dem durch letztere befriedigten bisherigen Gläubiger an den 
neuen Geldgeber erfolgten Abtretung. Der formularmäßige Inhalt 
der Abtretungsurkunde v. 17. Juli 1922 ermöglicht keine ſichere 
Feſtſtellung in der einen oder in der anderen Hinſicht. Die Übernahme 
der Koſten der Umſchreibung durch den damaligen Eigentümer könnte 
für das Vorliegen einer unechten Abtretung ſprechen, ohne daß eine 
Zahlung des Schuldners i. S. des 8 18 Abf. 1 notwendig damit 
verknüpft zu ſein braucht. Der Sen. iſt jedoch der Auffaſſung, daß 
im Falle der Aufwertung einer abgetretenen Hypothek die Frage, 
welche Beträge auf den für den früheren Gläubiger zu berechnenden 
Aufwertungsbetrag in Anrechnung zu bringen ſind, nach dem gegen⸗ 
wärtigen Stande der Geſetzgebung ohne Rückſicht darauf zu ent⸗ 
ſcheiden iſt, ob der Abtretung eine Zahlung des Schuldners i. S. 
des 8 18 Abſ. 1 AufwG. oder eine Leiſtung des neuen Gläubigers 
auf Grund einer ihm dem bisherigen Gläubiger gegenüber obliegen⸗ 
den Verpflichtung zugrunde liegt. Die Unterſcheidung von „echter“ 
und „unechter“ Zeſſion hat, wie der Sen. in der Eutſch. 1 X 661/26 
ausgeführt hat, juriſtiſch keine Berechtigung. Sie betrifft auch in 
Wirklichkeit gar nicht die Abtretung felbit, alſo das abſtrakte ding⸗ 
liche Rechtsgeſchäft, ſondern das zugrunde liegende Schuldverhältnis, 
das ſich im Falle der echten Abtretung als ein zwiſchen dem bis⸗ 
herigen und dem neuen Gläubiger abgeſchloſſener Kaufvertrag, im 
Falle der unechten Abtretung dagegen als die mit der Gewährung 
eines Darlehens durch den neuen Gläubiger an den Schuldner zeit⸗ 
lich verbundene Leiſtung des aus dem abgetretenen Recht Verpflich⸗ 
teten an den bisherigen Glaubiger darzuſtellen pflegt. Im letzteren 
Falle dürſte unbedenklich eine Leiſtung des Schuldners als ſolche 


anſpruch des Zedenten. Das KG. hatte früher mit der herrſchenden 
Meinung angenommen, daß die Zeſſionsvaluta als „Zahlung“ i. S. 
des 8 18 AufwG. anzuſehen und demgemäß in Höhe des Gold⸗ 
markbetrages auf den Aufwertungsbetrag des Zedenten anzurechnen 
ſei. Wenn alſo A. feine Friedenshypothek von 100 000 % am 
1. Okt. 1922 für 5 Millionen Mark (= 10 650 GM.) an B. ab⸗ 
getreten hatte, fo ſollte die Aufwertung des A. jetzt 25000 — 
10650 GM. = 14350 GM. betragen. Ein durchaus dem Willen des 
Geſetzgebers entſprechendes Ergebnis, da A. bei dieſer Anrechnungs⸗ 
methode ja insgeſamt 25% erhalten würde. In der Entſch. v. 
2. März 1927 (JW. 1927, 1246) hat das RG. dieſe Methode 
abgelehnt, da die Zeſſionsvaluta keine Zahlung i. S. des 5 18 ſei. 
Der Zedent ſoll ſich vielmehr nur den Aufwertungs betrag des 
Zeſſionars anrechnen laſſen brauchen. In dem oben angeführten Bei⸗ 
ſpiel könnte er alſo noch 22 337,50 GM. (25 000 — 2662,50 GM. 
25% von 10 650 GM. verlangen; insgeſamt würde er alſo nicht 
250%, ſondern 33% bekommen. Die RGEntſch. hat ſtarke Kritik er 
fahren (vgl. z. B. Quaſſowskis S. 279; Schlegelberger⸗ 
Harmening? S. 309). Das KG. tritt jetzt unter Aufgabe ſeines 
früheren Standpunktes dem NG. bei. Dadurch, daß es aber auch den 
vom NG. offen gelaſſenen Fall der ſog. „unechten“ Zeſſion dem 
der „echten“ Zeſſion gleichſtellt, zeigt es deutlich, zu welch willkür⸗ 
lichen Ergebniſſen die reichsgerichtliche Rſpr. führt. Wäre z. B. im 
unſerem Veifpiel die Abtretung auf Wunſch des Schuldners — viel⸗ 
leicht nur aus ſteuerlichen Gründen — an ſeine Ehefrau erfolgt, ſo 
würde er nun rund 8000 GM. mehr Aufwertung zu zahlen haben, 
als wenn er die ihm zunächſt angebotene Löſchungsbewilligung ge 
nommen hätte! 
RegR. Harmening, Berlin. 


56. Jahrg. 1927 Heft 50] 


anzunehmen ſein, mag auch die Befriedigung des bisherigen Gläu⸗ 
bigers ſich tatſächlich derart vollziehen, daß der neue Gläubiger auf 
Anweiſung des Schuldners die Zahlung an den Abtretenden unmittel- 
bar bewirkt. Da jedoch im Hinblick auf die von dem Rc. a. a. O. 
vertretene Rechtsauffaſſung in Zukunft davon auszugehen iſt, daß 
das Abtretungsentgelt nicht als eine Zahlung i. S. des § 18 Abſ. 1 
AufwG. anzuſehen iſt, mithin nach 5 18 Abſ. 2 AufwG. nur der 
Aufwertungsbetrag des zeitlich nachfolgenden Gläubigers in Abzug 
zu bringen iſt, fo ift dieſe Vorſchrift auch dann anzuwenden, wenn 
der Abtretung eine Zahlung des Eigentümers als Schuldner zu⸗ 
grunde liegt. Das AufwG. unterſcheidet die Fälle der fog. echten 
und unechten Abtretung nicht, die im erſten NegEntw. (R Druchſ. 
1924/25 Nr. 804) in § 11 Abſ. 5 enthaltene Beſchränkung auf die 
ſog. unechte Zeſſion iſt zugunſten einer Gleichſtellung der Fälle der 
echten und unechten Abtretung von dem Aufwertungzausſchuß fallen 
gelaſſen worden (Ber. des 18. Ausſchuſſes des RT., Drucks. Nr. 1125 
S. 19). Es kann nicht Aufgabe der Rſpr. ſein, in das AuſwG. eine 
Unterſcheidung hineinzutragen, die der Geſetzgeber hat beſeitigen 
wollen. Das AufwG. gewährt auch keinen Anhalt dafür, daß der⸗ 
jenige Gläubiger, welcher auf Veranlaſſung des Eigentümers ſein 
Recht an einen Dritten abgetreten hat, hinſichtlich der Höhe des 
ihm zukommenden Aufwertungsbetrages ſchlechter geſtellt ſein ſoll, 
als derjenige, der aus freien Stücken abgetreten hat. Das würde 
aber in denjenigen Fällen, in denen nach erfolgter Abtretung eine 
weitere Abtretung nicht ſtattgefunden hat, regelmäßig geſchehen, wollte 
man bei Zahlung durch den Schuldner den Goldmarkbetrag der Rück⸗ 
zahlung zur Anrechnung bringen. Gegen eine unterſchiedliche Be⸗ 
handlung ſpricht auch die Erwägung, daß der Schuldner im Falle 
der unechten Zeſſion die Leiſtung mit den ihm zur Verfügung ge⸗ 
Be Mitteln des neuen Gläubigers bewirkt, ſo daß der in 8 18 
bſ. 2 zum Ausdruck gelangte Gedanke, daß der Schuldner des 
abgetretenen und aufzuwertenden Rechts an Aufwertung nicht mehr zu 
leiſten haben ſoll, als er zu leiſten hätte, wenn keine Abtretung vor⸗ 
genommen worden wäre (Ber. S. 19, 33, 1 X 661/26), durch die 
Auwendung des 8 18 Abſ. 2 auf alle Fälle der Abtretung keine 
Beeinträchtigung erleidet. Es bedarf daher keiner Prüfung, ob eine 
echte oder unechte Abtretung vorliegt, vielmehr ſind in jedem Falle 
nur die Aufwertungsbeträge der derzeitigen Gläubigerin nach 8 18 
Abſ. 2 in Anrechnung zu bringen. 


GG., 1. 8%, Beſchl. v. 16. Juni 1927, 1 X 444 324/27.) 


2. Bayern. 


4. 88 3 Abf. 2, 5, 15, 18 Abſ. 1, 47 AufwG.; Art. 48, 
58, 68 Abs. I Durchf. Bei Tilgungshypotheken der Hy- 
pothekenbanken ſind die Tilgungsbeträge für die Auf⸗ 
wertung als Teilzahlungen zu behandeln. Die zwiſchen dem 
15. Juni 1922 und dem 14. Februar 1924 geleiſteten Teil- 
zahlungen ſind nur in Höhe ihres Goldmarkbetrages auf 
den Aufwertungsbetrag anzurechnen. Einſchränkung der 
rückwirkenden Aufwertung durch friſtgerechte Anmeldung 
und Außerwirkſamkeitsſetzung dieſes Erforderniſſes. f) 

Es handelt ſich um den Auſwertungsbetrag einer infolge Ge⸗ 
währung eines Zuſatzdarlehens unter Aufhebung und Löſchung des 
bisherigen Rechtes eingetragenen neuen einheitlichen Hypothek. Es 
gilt hierbei für die Aufwertung des „bisherigen Betrages“ die Vor⸗ 
ſchrift, daß die Anderung des Rechtes für die Berechnung des Gold- 
Markbetrages außer Betracht bleibt, daß alſo für dieſelbe der Zeit⸗ 
unkt des Erwerbes der urſprünglichen Hypothek maßgebend iſt 
3 3 Abf. II mit Abf. I Ziff. 1 AufwG.). Da die urſprüngliche Hypo⸗ 
then vor dem 1. Jan. 1918 eingetragen wurde, iſt ſohin ihr Nenn⸗ 
detrag maßgebend. 


Die urſprüngliche Hypothek war wie das neue Recht eine 

Tilgungshypothelk. Der Effekrivbeſtand derſelben betrug unter Berück⸗ 
ichtigung aller Tilgungsbeträge zu ihrem Nennbetrage bei ihrer 
oſchung nach Angabe der Gläubigerin noch 65 426,20 Ab. Das 
—— 


Zu 4. Die Entſch. entſpricht dem Geſetz. 
Die Vorſchrift in Art. 68 DurchfVoO. dient zur Erleichterung 
der Abwicklung der Pſandbriefaufwertung, die nach dem 14. Juni 
922 angenommenen planmäßigen Tilgungsbeträge würden nach 8 18 
di. 1 AufwG. nur dann in Höhe ihres Goldmarkbetrages anzurech⸗ 
nen ſein, wenn auf Grund Vorbehalts der Rechte oder kraft Rück⸗ 
wirkung eine Aufwertung ſtattfindet. Die Hypothekenbauk müßte 
Mo in jedem Falle ihren Anſpruch auf Aufwertung erſt anmelden. 
wie hiermit verbundenen Aufwendungen an Arbeit und Koſten wür⸗ 
n aber in gar keinem Verhältnis zu der Geringfügigkeit der in 
tage kommenden Tilgungsbeträge ſtehen. Deshalb erklärt Art. 68 
55.2 Durchf VO. die Anmeldung für entbehrlich. Die rückwirkende 
Kufwertung findet alſo, wie das BayObLG. ſehr richtig feſtſtellt, 
in diefen Fällen auch ohne Anmeldung ſtatt. 
Negt. Harmeuing, Berlin. 
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GBA. hat die Aufwertung mit 25% dieſes Betrages berechnet. Es 
hat hierbei aber den am 10. Juli 1922 bezahlten Tilgungsbetrag von 
266,70 % zu Unrecht zum Nennbetrag auf den Nennbetrag des „bis⸗ 
herigen Betrages“ der Hnpothek angerechnet. 

Bei Tilgungshypotheken der Hypothekenbanken haben die Til 
gungsbeträge allerdings den Charakter von Abzahlungen am Kapital. 
Sie ſind daher für die Aufwertung als Teilzahlungen zu behandeln. 
Erfolgten ſolche Teilzahlungen vor dem 15. Juni 1922 und wurden 
ſie ohne Vorbehalt angenommen, ſo wurde durch ſie die Hypothek 
tatſächlich zu dem entſprechenden Nennbetrage getilgt (88 14, 15, 18 
AufwG.). Erfolgten fie aber zwiſchen dem 15. Juni 1922 und 
14. Febr. 1924, fo findet nach der Regelung durch das Aufw®. rück⸗ 
wirkende Aufwertung der betreffenden Hypothekteilbeträge ſtatt, und 
die geleiſteten Zahlungen ſind in dieſem Falle nur in Höhe ihres 
Goldmarkbetrages auf den Aufwertungsbetrag anzurechnen. 88 15, 
18 Abſ. I AufvG. Das Geſetz ſelbſt hat nun allerdings die rück⸗ 
wirkende Aufwertung von der Anmeldung des bezüglichen Aufe 
wertungsanſpruches bis zum 1. Jan. 1926 abhängig gemacht. 8 16 
d. a. O. DurchfVO. z. AufwG. v. 29. Nov. 1925 hat aber auf Grund 
der Ermächtigung der Reichsregierung in 8 50 AufwG. in Ergänzung 
der Vorſchriften des Geſetzes Beſtimmungen getroffen, die der Ver⸗ 
einfachung der Durchführung der Aufwertung ſolcher Tilgungshypo⸗ 
theken dienen ſollen, und es hat insbeſ. Art. 68 Abſ. 2 daf. am 
geordnet, daß einerſeits nur planmäßige Tilgungsbeträge, die zwiſchen 
dem 15. Juni 1922 und 31. Dez. 1922 angenommen wurden, anzu⸗ 
rechnen ſind, ſpäter etwa noch geleiſtete und angenommene Tilgungs⸗ 
betrage aber ganz außer Anſatz zu bleiben haben; anderſeits aber 
ſolche zwiſchen 15. Juni 1922 und 1. Jan. 1923 angenommene Til- 
gungsbeträge in Höhe ihres Goldmarkbetrages auf den Aufwertungs⸗ 
betrag der Hypothek angerechnet werden, auch wenn die im 8 16 des 
Gef. vorgeſehene Anmeldung nicht ſtattgefunden hat. Es findet dem⸗ 
nach in dieſen Fällen rückwirkende Aufwertung ohne weiteres ſtatt. 
Die Eintragung der Aufwertung in das Grundbuch erfolgt hierbei auf 
einſeitigen Antrag unter Zugrundelegung der Angaben der Gläubi⸗ 
gerin gem. Art. 3 Durchf. (vgl. hierzu Mügel, Aufwö. II zu 
Art. 68 DurchfVO. S. 89; Neukirch, Anm. 5 und Bem. 3 zu 
Art. 68 S. 655; Schlegelberger⸗ armening, Aufm. 
4. Aufl. Bem. 2 zu Art. 68 S. 534; Quaſſowski, Aufm. 
4. Aufl. Bem. zu Art. 68 S. 626). 


Art. 68 Abſ 2 DurchfVoO. regelt demnach nicht nur die „Be⸗ 
rechnung“ der Aufwertungsbeträge. Nach 9 18 AufwG., Art. 58 b 
DurchfVO. bilden die Tilgungshypotheken und die an denſelben be⸗ 
zahlten planmäßigen Tilgungsbeträge einen weſentlichen Beſtandteil 
der Teilungsmaſſe, durch deren „Verteilung“ die Anſprüche aus 
Pfaudbriefen uſw. aufgewertet werden ſollen (8 47 Aufwc.). Die 
Aufwertung der Pfandbriefe ſetzt daher nicht nur die „Berechnung“ 
dieſer Maſſe, ſondern die „Aufwertung“ der zu ihr gehörigen Til⸗ 
gungshypotheken ſelbſt voraus. Zur Erleichterung dieſer Aufwertung 
und damit der Bildung der Teilungsmaſſe iſt aber Art. 68 Abf. 2 
DurchfVO. geſchaffen (vgl. Schlegelberger⸗Harm ening 
a. a. O.). Die Beſtimmung, daß die dort bezeichneten Tilgungs⸗ 
beträge angerechnet werden, „auch wenn die im $ 16 AufwG. vor⸗ 
geſchriebene Anmeldung nicht erfolgt iſt“, gewinnt nur dann Sinn 
und Bedeutung, wenn ſie beſagt, daß die rückwirkende Aufwertung 
in dieſem Falle auch ohne dieſe Anmeldung ſtattfindet. Andernſalls 
bleibt dieſer Zuſatz unverſtändlich. Der aufzuwertende Teilbetrag iſt 
auch, entgegen der Annahme des GBA. in der neuen Hypothek ent⸗ 
halten. Die Hypothek war bis zum 29. Juli 1922 mit 70000 % 
im Grundbuche vorgetragen. Wenn ihr „Effektivbetrag“ bei der Lö⸗ 
ſchung in der Annahme, daß die Tilgungsbeträge einſchließlich der 
Zahlung v. 10. Juli 1922 zum Nennbetrag anzurechnen ſeien, auf 
nur 65 426,20 % angegeben und danach damals die Höhe des Zu⸗ 
ſatdarlehens bemeſſen wurde, iſt dies gegenüber der nunmehrigen ge⸗ 
ſetzlichen Regelung rechtlich belanglos. Nach der für die Aufwertung 
der Hypotheken allein maßgebenden Aufwertungsgeſetzgebung wird 
Hypothek und perfönliche Forderung ohne Rückſicht darauf, ob ſie 
dem Gläubiger nach dem allgemeinen bürgerlichen Rechte noch zu⸗ 
ſtünden, aufgewertet, wenn die Vorausſetzungen des 8 15 Aufw. 
vorliegen; fie leben mit Wirkung ex tune wieder auf. Die Zulaſſung 
der Aufwertung ſchließt die Fiktion eines Weiterbeſtehens der Forde⸗ 
rung in ſich (ogl. u. a. Quaſſowski, 4. Aufl. Bem. 1 zu 8 15 
S. 191; Schlegelberger, Anm. 4 zu 8 15. — Das „bisherige 
Recht“ iſt mit feiner Aufwertbarkeit in dem neuen einheitlichen 
Rechte aufgegangen. Letzteres wird aufgewertet nach Maßgabe des 
für das Zuſagdarlehen und die alte Hypothek gem. 8 5 Abſ. 1 und 
2 AufwG. ſich errechnenden Goldmarhbetrages. Danach iſt aber die 
Teilzahlung von 266,70 % nicht als Teiltilgung der Hypothek in 
gleicher Höhe anzuerkennen. Die Hypothek iſt auch hinſichtlich des 
Teiles von 266,70 % aufzuwerten. An dem Aufwertungsbetrag iſt 
der Goldmarkbetrag der Zahlung anzurechnen. 


(VayOb e., Beſchl. v. 18. Juni 1927, Reg. III Nr. 67/27.) 
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Oberlandesgerichte. 
Zivilſachen. 


Kein gutgläubiger Erwerb gegen⸗ 
über den Hypotheken, die der Erwerber des Grundſtücks 
übernommen hat, mag er deren Ablöſung auch durch den 
Veräußerer bejorgt haben. ) 


Die Klage iſt nach den 88 15, 16 des Aufwc. begründet, wenn 
der Aufwertung nicht nach 8 20 die Vorſchriften über den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs entgegenſtehen. Deren erſte Vorausſetzung, 
die Unrichtigkeit des Grundbuchs, war durch die Löſchung der Hypo⸗ 
thek vom Standpunkt des Wufin®. eingetreten. Die gegen eine ſolche 
Annahme erhobenen Bedenken hat der 1.35. KG. mit Recht zurück⸗ 
gewieſen (Beſchl. v. 3. Febr. 1927: JW. 1927, 854). Der Erwerb kraft 
guten Glaubens wird auch nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Er⸗ 
teilung der Löſchungsurkunde und die Löſchung der Hypothek erſt 
ſtattgefunden haben, nachdem der Bell. ſeine Eintragung im Grund⸗ 
buche beantragt hatte. An dieſer darch Urt. (JW. 1927, 1027) begrün⸗ 
deten Anſicht, welche mit dem Beſchl. des 16. 38. (8. des. DNotV. 
1927, 162) und dem Urt. des LG. II (JW. 1927, 838) übereinſtimmt, 
iſt gegenüber den Ausführungen von Abraham: IW. 838, 953; 
Nadler, Grundbuchfragen (3) 228, ſowie der Entſch. des 9. 38. 
des KG. v. 16. Dez. 1926 (JW. 1000) feftzuhalten, wobei es im 
vorliegenden Falle nicht erforderlich iſt, auf die Gegengründe ein⸗ 
zugehen. Der Einwand des Behl. ſcheitert aber, ſofern die Hypothek 
von ihm übernommen und für ſeine Rechnung abgelöſt worden iſt. 
Dieſen Rechtsſtandpunkt hat der Sen. bereits in ſeinem Urt. v. 
17. Dez. 1926 — 14 U 7346/26 — entwickelt. Er beharrt dabei 
auch gegenüber den Ausführungen des 1. 38. v. 23. Dez. 1926 
(AufwRſpr. 1927, 153) und des 9. 8. v. 6. Jan. 1927 (JW. 
1927, 460). 

Die Aufwertung wird nach dem Geſetz durch den Empfang des 
Geldes und die Löſchungsbewilligung grundſätlich nicht ausgeſchloſſen. 
Dem Umſtand, daß der Gläubiger ſich in der Rückwirkungszeit zur 
Annahme des Geldes bereit erklärt und in die Löſchung eingewilligt 
hat, mißt das Geſetz keine Bedeutung bei, weil er es notgedrungen 
tut in einer Zeit, wo die Gerichte ihm kein Recht auf Aufwertung 
geben, trotzdem er nach der ſpäteren Erkenntnis bereits damals die 
Aufwertung verlangen durfte. Es fragt ſich allein, ob der Gläubiger 
nicht trozdem wegen des begründeten Vertrauens des Erwerbers auf 
das Grundbuch oder einen gleichwertigen Tatbeſtand an der Auf⸗ 
wertung gehindert werden muß. Von ſeiten des Erwerbers iſt die 
Sachlage zu betrachten, und da muß an dem Grundſatz feſtgehalten 
werden, daß der Erwerber, der beim Ankauf des Grundſtücks die 
Hypothek übernommen hat, und ſie demzufolge ablöſt, bei unzurei⸗ 
chender Zahlung um nichts mehr verdient, vor der Aufwertung be⸗ 
wahrt zu bleiben, als wenn er die Rückzahlung nach ſeiner Eintra⸗ 
gung bewirkt hätte. Der öffentliche Glaube iſt dem Grundbuch zuer⸗ 
kannt, weil die Erwerber von Grundſtücken und von Grundſtucks⸗ 


Berlin. 
1. 820 AufwG. 


Zu 1. Die vorſtehende Entſch. betrifft zwei Fragen, die über⸗ 
aus zweifelhaft waren, indeſſen für die Praxis zwiſchenzeitlich ge⸗ 
klärt find. 

1. Die erſte Frage iſt die, ob die Vorſchrift des 8 20 AufwG. 
dann Platz greift, wenn die Löſchungsbewilligung, auf Grund deren 
die Hypothek gelöſcht ift, erſt nach Eingang des Antrags auf Auf⸗ 
laſſung bei dem GBA. erteilt iſt. Die reichsgerichtliche Rſpr. unter⸗ 
ſcheidet bier zwei Fälle: 1. Bis zur Eintragung der Eigentums⸗ 
änderung iſt die Löſchung erfolgt; 2. zur Zeit der Eintragung der 
Eigentumsänderung iſt zwar die Löſchungsbewilligung erteilt, die 
Löſchung indeſſen noch nicht erfolgt. Iſt die Löſchung der Hypochek 
vor der Eintragung der Eigentumsänderung erfolgt, ſo nimmt das 
NG. (in Übereinſtimmung mit der obigen Entſch.) an, daß der Er⸗ 
werber geſchützt iſt (RG. 5. Mai 1927: JW. 1927, 1884; NG. 
9. Juli 1937: JW. 1927, 2500). Wenn dagegen die Loſchung der 
Hypothek auf Grund einer nach Eingang des Auflaſſungsantrags 
beim GBA. erteilten Löſchungsbewilligung im Grundbuch erfolgt 15 
kommt ein gutgläubiger Erwerb nicht in Betracht (RG. 28. Mai 
1927: JW. 1927, 1827). Wegen der ſonſtigen Literatur wird auf 
Mügel, 5. Aufl. Anm. 8 zu 8 15, verwieſen. 

2. Die zweite Frage iſt die, ob ein gutgläubiger Erwerb in 
Betracht kommt, wenn der Grundſtückserwerber die Hypothek im 
Kaufvertrage übernommen hat. Dieſe Frage iſt in der Zwiſchenzeit 
durch 8 14 der Nov. zum Aufw®. v. 9. Juli 1927 geregelt, wonach 
die Berufung auf den guten Glauben ausgeſchloſſen iſt, wenn die 
Hypothek von dem Erwerber oder für ſeine Rechnung abgelöſt wor⸗ 
den iſt. Im einzelnen iſt die Frage, wann eine Hypothek als von 
dem Erwerber oder für ſeine Rechnung abgelöſt anzuſehen iſt, zweifel⸗ 
haft; die bis jetzt vorliegenden Kommentare gehen in der Anwendung 
der Vorſchrift ſehr weit. Wenn indeſſen die Hypothek ſogar von dem 
Erwerber in dem Kaufvertrage übernommen iſt, ſo bildet dies den 
klarſten Anwendungsfall des 8 14 der Novelle. 

NA. Dr. Ernſt Boeſebeck, Frankfurt a. M. 
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rechten die zahlreichen Vorgänge, welche die Rechtsverhaltniſſe an 
dem Grundſtück beſtimmen, der Regel nach ſchwer oder gar nicht 
nachprüfen können. Dagegen liegt es dem Geſetze fern, dem Erwerber 
die Rechtsfolgen ſeiner eigenen Handlungen abzunehmen, die er zum 
Zwecke des Erwerbers vorgenommen hat, bei denen er ſich mithin 
nicht auf das Grundbuch, ſondern auf ſich ſelbſt verläßt und bei ver⸗ 
ſtändiger Würdigung nur ſich vertrauen kann. Das iſt auch im Auf 
wertungsrecht nicht anders. Was ſich aus dem Bericht der Kommile 
fion über die Entſtehung des § 20 ergibt, ſteht dem nicht entgegen. 
Die Grundkreditanſtalten, welche Hypotheken nur zur erſten Stelle 
geben, haben ſie vielfach zunächſt hinter den früher eingetragenen 
eintragen laſſen und erſt nach deren Ablöſung die Loſchung herbei⸗ 
geführt; trotzdem wollte man ihren Vorrang erhalten, damit nicht 
die inzwiſchen ausgegebenen Pfandbriefe der Deckung entbehrten, 
und Eutſprechendes glaubte man den anderen Hypothekenglaubigern 
und ſchließlich dem Eigentümer nicht verſagen zu können. Aber die 
Sache liegt im Verhälknis zum Erwerbe des Grundſtücks nur dann 
entſprechend, wenn er die Hypothek nicht übernommen hat, ſondern 
der Verkäufer verpflichtet war, ſie zu beſeitigen und ſie demgemäß 
beſeitigt hat. Die Hypothekenbank gibt dem Eigentümer das Dar- 
lehen gegen die Verpflichtung, ihr die erſte Stelle zu verſchaffen, 
und wenn ſie aus der Valuta der neuen Hypothek einen Teil an 
die alten Gläubiger gezahlt, ſo tut ſie es für ihn, um ſeine Pflicht 
zu erfüllen. Ihre Zahlungen an die alten Gläubiger ſind ſolche des 
Eigentümers, für die er ihr die erſte Stelle abredegemäß gewährt. 
Ihm kann man nur gleichſtellen, wenn der Verkäufer das Grundſtück 
frei von Hypotheken verkauft und dem Käufer das freigemachte 
Grundſtück überläßt. Anders liegt die Sache dagegen, wenn der 
Käufer die von ihm übernommenen Hypotheken abloſt. Der Eine 
wurf, bei der Beurteilung der dinglichen Rechtslage koͤnne dem 
ſchuldrechtlichen Momente keine Bedeutung beigemeſſen werden, iſt 
gegenſtandslos. Nicht als ſolche erhalten ſie Gewicht, ſondern nur 
deshalb, weil die Zahlung danach vom Standpunkt des Eigentümers, 
der den Schutz des öffentlichen Glaubens für ſich in Anſpruch nimmt, 
als ſeine eigene erſcheint, die Löſchung durch ihn ſelbſt herbeigeführt 
wird, womit der Grund des geſetzlichen Schutzes entfällt. Nur dieſe 
Anſicht führt zu einem billigen Ergebnis und ein ſolches zu finden 
iſt bei der Anwendung beines Geſetzes dringlicher als beim AufwG., 
das die Beſtimmung hat, den in 8 242 BGB. ausgeſprochenen Rechts- 
gedanken in praktiih brauchbarer Weiſe zu verwirklichen. In⸗ 
zwiſchen hat auch die Reichsregierung durch den $ 14 des Entw. der 
Nov. zum Aufob. anerkannt, daß die abweichende Rſpr. mit dem 
wohlverſtandenen Zwecke des Aufwcz. nicht verträglich iſt. Keinen 
Uuterſchied macht bei der vorſtehenden Auffaſſung, ob der Käufer 
die Zahlung perſönlich geleiſtet oder ob er ſich dazu des Verkäufers 
bedient hat. Nur vom Standpunkt des Gläubigers hat das einen 
Unterſchied gemacht, weil er dadurch vielfach in Unkenntnis dar⸗ 
über gehalten wurde, von wem das Geld kam. Von der Seite des 
Käufers geſehen, lag die Sache aber ebenſo, wie wenn er ſich eines 
anderen Beauftragten bediente, und das iſt entſcheidend. 
(KG., 14. 3 S., Urt. v. 3. Mai 1927, 14 U 1084/27.) 
Mitgeteilt von KR. Cohn, Berlin. 
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2. 8 63 AufwG. Zum Begriff ber Vermögensan“ 
Aufwertung gegen den Bürgen. 


Am 31. Aug. 1921 hat der Kl. mit einer Gmbh. zwei Verträge 
geſchloſſen. Durch den einen, der zu notariellem Protokoll erklart 
wurde, verkaufte er ihr ſeinen Grundbeſitz, insbeſ. die darauf von ihm 
betriebene Fabrik, für 950 000 %, in dem anderen privatſchriftlich 
abgeſchloſſenen verpflichtete ſich der Kl., jener Geſellſchaft die Summe 
von 650 000 % auf zehn Jahre zu gewähren, während die Geſellſchaft 
ſich verpflichtete, dieſen Betrag mit 50% jährlich zu verzinſen und 
nach Ablauf der erſten fünf Jahre alljährlich am Jahresſchluß 
durch Abzahlung von je / das Kapital innerhalb der letzten fün 
Jahre zu tilgen. Fur die Erfüllung dieſer Verbindlichkeit haben dis 
Geſchäftsführer der Geſellſchaft, darunter der Bekl., in dem Vertrage 
die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft übernommen. 

Mit der Klage werden die auf 100% aufgewerteten Zinſen der 
650 000. für die Zeit v. 1. Sept. 1921 bis zum 31. Aug. 1922 verlange 

Mit Rückſicht auf 863 Aufivd. iſt zunächſt zu prufen, ob 
ſich bei der Hauptforderung, deren Zinſen hier verlangt werden, um 
eine Vermögenslage i. S. dieſer Vorſchrift handelt. 

Das iſt zu verneinen. Die beiden Verträge v. 31. Aug. 1921 
müſſen in ihrem Zuſammenhang betrachtet und beurteilt werden! 
ihr Inhalt ſtellt eine einheitliche Regelung dar. Bei einer ſolchen Be 
trachtung ergibt ſich mit voller Deutlichtteit, daß es ſich bei der in 
dem privatſchriftlichen Vertrage bezeichneten Summe von 650 000 f 
lediglich um einen Teil des Kaufpreiſes handelt, der fur die Fabrik 
bezahlt iſt. Die Parteien ſind ja darüber einig, daß dieſer Betrag 
nicht etwa bar hingegeben üft; er iſt übrigens auch in den Verträgen 
an keiner Stelle als „Darlehn“ bezeichnet. Der Grund für die Her 
legung des Kaufpreiſes in zwei Betrage und für deren Feſtſetzung 
in zwei verſchiedenen Verträgen erhellt aus dem Intereſſe der 
tragsparteien an einer Erparnis an Steuern. Die Summe o 


lage. 
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650 000 % ftellt, urſprünglich jedenfalls, nichts anderes dar, als ein 
Reſtkaufgeld. Es handelt ſich alſo um einen Anſpruch aus einem 
gegenſeitigen Vertrage, der nach 863 Abſ. 3 AufwG. nicht als 
Vermögensanlage gilt, und, wie allgemein anerkannt iſt, auch durch 
die Stundung nicht zu einer ſolchen geworden iſt. Auch bei einer Um⸗ 
wandlung der Kaufgeldforderung in ein eigentliches Darlehn würde 
unter entſprechender Anwendung dieſer Forderung in eine Ver⸗ 
mögensanlage zu verneinen fein (vgl. Neukirch, Anm. 11 III zu 
$ 63 Aufw®.). 

Als Vermögensanlage i. S. des AuſwG. ift die Einlage der 
650 000 % hiernach nicht anzuſehen. Die Aufwertbarkeit des Kapital⸗ 
anſpruches iſt daher durch $ 63 Aufm®. nicht beſchränkt, ſondern 
richtet ſich nach den allgemeinen Vorſchriften (8 62 a. a. O.). 

Dieſer Behandlung der Forderung ſteht nicht entgegen, daß ur⸗ 
ſprünglich deren Sicherung durch eine Hypothek borgejehen war; 
denn die die Aufwertbarkeit beſchränkenden Beſtimmungen der 88 4ff. 
AufwG. find nur dann anwendbar, wenn die Forderung tatſächlich 
durch eine Hypothek geſichert worden iſt. 

Iſt ſomit der Hauptanſpruch frei aufwertbar, ſo richtet ſich 
auch die Aufwertbarkeit des geltend gemachten Zinsanſpruches nach 
den allg. Vorſchriften. Die einſchränkende Beſt. des § 28 AuſwG. 
nach der der AufwBetrag der dort geregelten Anſpruͤche bis zum 
1. Jan. 1925 unverzinslich iſt, kommt nicht in Betracht, weil die 
beſonderen AufwRegeln des Aufiw®. bei der freien Aufw. auch in⸗ 
ſoweit nicht anwendbar ſind, als ſie die Aufw. einſchränken. Grund⸗ 
ſätzlich kann vielmehr bei frei aufwertbaren Anſprüchen eine Ver⸗ 
zinſung auch für die vor dem 1. Jan. 1925 liegende Zeit verlangt 
werden. 

Die Ausführungen des Bekl., daß gegen ihn als Bürgen eine 
Aufw. nicht zuläſſig ſei, da eine ſolche gegenüber der Hauptſchuld⸗ 
nerin wegen ihres Vermögensverfalls nicht möglich ſei, geht fehl. 

Der Beſtand der Hauptverbindlichkeit wird durch die Zah⸗ 
lungsunfähigkeit des Hauptſchuldners nicht berührt. Nach Zweck und 
Weſen der Bürgſchaft ſoll vielmehr gerade für dieſen Fall der Bürge 
eintreten und dem Gläubiger haften. Dieſer Grundſatz muß auch bei 
der Frage der Aufw. zur Geltung kommen. Auf die Vermögens⸗ 
loſigkeit des Haupkſchuldners kann auch bei der Aufw. der Bürge 
ſich nicht berufen. Der Einwand der Vermögensloſigkeit zur Be⸗ 
gründung der Unbilligkeit eines AufwVerlangens kaun vielmehr 
nur von demjenigen geltend gemacht werden, und nur für denjenigen 
wirken, in deſſen Perſon er begründet iſt. 

(KG., 3. 85., Urt. v. 15. Juni 1926, 3 U 12 478/26.) 
Mitgeteilt von LGR. Dr. Moll, Berlin. 
* 


3. Der Streitwert ift in Rechtsſtreitigkeiten, welche 
zum Gegenſtand ein Feſtſtellungsbegehren haben, daß der 
Bekl. zur Aufwertung einer Hypothek und der ihr zugrunde 
liegenden perſönlichen Forderung verpflichtet iſt, nach 
93 3p. feſtzuſetzen. 

Die AufwHöhe der der Hypothek zugrunde liegenden perſönlichen 
Forderung, nach welcher ſich gemäß 8 4 Aufiv®. auch die Höhe der 
Aufwertung des dinglichen Rechts richtet, iſt nach den Vorſchriften 
des Aufw Gg. unbeſtimmt. Dies geht insbe]. daraus hervor, daß der 
Geſetzgeber in 8 9 Aufiw®. die Aufwertung auf 25% als „normalen 
Höchſtſatz“ bezeichnet und im 8 10 Abſ. 3 ausdrücklich vorgeſchrieben 
hat, daß die Aufwertung die dort genannten prozentualen Höchſtſätze 
nicht überſteigen dürfe. Iſt aber die Höhe der Forderung unbeſtimmt, 
Io it für die Anwendung der 88 4—9, insbeſ. des 8 6 ZPO. kein 
Raum, da die letztgenannte Vorſchrift das Vorhandenſein einer der 
Höhe nach beſtimmten Forderung, zu deren Sicherung das Pfandrecht 
dient, zur Vorausſetzung hat (a. M. OLG. Kiel: JW. 1926, 2476 2). 
Die Streitwertfeſtſetzung hat daher gem. § 3 ZRO. nach freiem Er⸗ 
meſſen des Gerichts zu erfolgen (fo Stein⸗Jonas, Komm. z. ZPO. 
12/13. Aufl., § 3 III; ebenſo im Ergebnis hinſichtlich der Aufwertung 
der perſönlichen Forderung OLG. Königsberg: ZW. 1927, 865 30). 

Erfolgt die Feſtſetzung des Streitwertgegenſtandes nach 8 3 
ZPO., fo wird dieſer durch den allgemeinen Verkehrswert, denjenigen 
Wert, welchen die Forderung, wegen deren Feſtſtellungsklage er⸗ 
hoben worden iſt, unter den beſonderen Vorausſetzungen des Falles 

ür jedermann hat, beſtimmt. Der Wert, den der Streitgegenſtand 
nur für den Kl. hat, das ſog. Affektionsintereſſe, hat bei der Feſt⸗ 
ſetzung außer Betracht zu bleiben (jo Stein⸗Jonas, 8 3M). 

Da der Kl. auf Feſtſtellung eines Rechtsverhältniſſes geklagt 
hat, fo ift der Verkehrswert dieſes Rechtsverhaltniſſes, wenn es zwi⸗ 
ſchen den Parteien beſtehen würde, zu ermitteln. Der Senat hat nach 
freiem Ermeſſen den Wert des Rechtsverhältniſſes auf 45% der i. J. 
1913 beſtellten Hypothek von 38 600 46 feſtgeſetzt, in welcher Höhe 
nach dem vorliegenden Sachverhalt eine Aufwertung gerechtfertigt 
geweſen wäre. Für die Feſtſetzung war in Betracht zu ziehen, daß 
die perſönliche Forderung gem. § 10 Abſ. 1 Ziff. 5 Abſ. 3 Aufive. 
aufzuwerten war, daß ferner infolge der Inflationszeit und der 
augenblicklichen ſtarken ſteuerlichen Belaſtung des Grundbeſitzes 

rundſtücke im allgemeinen kaum die Hälfte ihres Vorkriegswertes 
erreicht haben und es unbillig wäre, die Forderung des Kl. verhält⸗ 


nismäßig höher aufzuwerten, als der heutige Wert des Pfandobjektes 
beträgt. Es war weiter zu berückſichtigen, daß der Kl. ſich die Valuta, 
wäre ſie ihm vor Beginn der Juflation ausgezahlt worden, kaum 
auch nur einigermaßen hätte wertbeſtändig erhalten können. 

Der Wert des Rechtsverhältniſſes, das zwiſchen den Parteien 
ſtreitig iſt, beträgt daher nach dem Ermeſſen d. Sen. 17100 RA, ein Bes 
trag, von welchem die unſtreitig gezahlte Summe von 2356 GM. und in 
Anlehnung an Art. 21 DurchfVO. z. AufwG. v. 29. Nov. 1925 in 
Verb. mit der VO. v. 20. Jan. 1927 nach ſtänd. Rſpr. des Senates 
etwa 10% in Abzug zu bringen waren. 

(KG., 26. ZS., Beſchl. v 30. April 1927, 26 W 2967/27.) 
Mitgeteilt von KGR. Gieſe, Berlin. 


* 

4. 5242 BGB. Aufwertung eines in der Inflations⸗ 
zeit vereinbarten Grundſtückskaufpreiſes. Verhältnis von 
Preis und Wert. In beſonderen Fällen kann auf Grund 
von $ 242 dem Schuldner Teilzahlung geftattet werden. ) 

Die Kl. verkaufte durch Vertrag v. 8. Mai 1922 der Bell. 
ein Grundſtück in B.⸗L. für 25 000 %; die Bekl. zahlte bei Ver⸗ 
tragsſchluß 2000 % an und beglich den Reſtkaufpreis mit 15000 % 
am 14. Dez. 1922 und mit 8000 % am 16. Jan. 1923. Die Kl. ver⸗ 
langt Aufwertung dieſer auf den Reſtkaufpreis geleisteten Zahlungen, 
indem ſie unter Vorbehalt weiterer Anſprüche 1330 GM. einklagt. 
Im zweiten Rechtszuge wurde die Bekl. zur Zahlung von 600 RM, 
nebjt Zinſen in monatlichen Teilbeträgen von je 50 RM verurteilt. 

Da das Reſtkaufgeld nicht hypothekariſch geſichert war, ſteht 
eine Aufwertung nach allgemeinen Grundſätzen (8 62 AufwGh., 8242 
BGB.) in Frage, deren Zuläſſigkeit bei Grundſtücksgeſchäften für 
die in Frage kommende Zeit allgemein anerkannt iſt (Rch. v. 20. Nov. 
1926: JW. 1927, 660). Bei der Aufwertung des Reſtkaufpreiſes für 
ein Grundſtück iſt (RG. v. 17. Juni 1925: JW. 1925, 2241) die Ge⸗ 
ſamtlage der auf beiden Seiten vorhandenen berechtigten Intereſſen 
zu berückſichtigen und hierbei auf den Vertragspreis, ſeine Kaufkraft 
zur Zeit ſeiner Feſtſetzung, auf die ſeitdem eingetretene Entwicklung 
der Verhältniſſe auf dem Grundſtücksmarkt Bedacht zu nehmen und 
auch der gegenwärtige Wert des Grundſtückes zum Vergleiche heran⸗ 
zuziehen. Die Schwierigkeiten, die ſich der Ermittelung des wahren 
Wertes des Grundſtückes zur Zeit des Vertragsſchluſſes entgegen⸗ 
ſtellen, beruhen einerſeits auf der Verſchiedenheit der Entwicklung bon 
Grundſtückswert und Grundſtückspreis während des Währungsverfalls, 
andererſeits auf dem ſeitdem zu beobachtenden Nachlaſſen der Kauf⸗ 
kraft des Goldes auf dem Weltmarkt, das zu einer geringeren Be⸗ 
wertung der heutigen Goldmark und der ihr gleichzuſetzenden Reichs⸗ 
mark gegenüber der Goldmark des Jahres 1922 geführt hat. Die 
Entſch. über die Aufwertung wird das Richtige treffen, wenn es ihr 
gelingt, den Goldmarkwert des Grundſtückes von 1922 in der Gold⸗ 
mark von 1927 — aber nicht ohne Berückſichtigung der beſonderen, 
die Kaufkraft der Goldmark zur Zeit des Vertragsſchluſſes fördern⸗ 
den Verhältniſſe auf dem Grundſtücksmarkte — auszudrücken. Was 
zunächſt den Wert der Grundſtücke in der Inflationszeit betrifft, ſo 
ging derſelbe unter dem Drucke der zunehmenden allgemeinen Ver⸗ 
armung und des Geld⸗ und Zahlungsmittelmangels einerſeits, anderer⸗ 
ſeits unter der Einwirkung mangelnder Erkenntnis, die die auf⸗ 
geblähten Papiermarkpreiſe als Gewinne erſcheinen ließ, ſtändig 
zurück. Die Preiſe der Grundſtücke ſtiegen daneben nur ſcheinbar, 
in Wahrheit ſanken auch dieſe, auf Goldmark zurückgeführt, Liefer 
als der Wert — oder umgekehrt ausgedrückt: die Kaufkraft der 
Goldmark auf dem Grundſtücksmarkt war eine unverhältnismäßig 
geſteigerte, und die in Goldmark umgerechneten Papiermarhpreiſe er⸗ 


Zu 4. Das Recht der Aufwertung nach allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften iſt ein Billigkeitsrecht. Wiſſenſchaft und Rſpr. find bemüht, 
dieſes ſeinem Weſen nach freie Recht in feſte Regeln zu faſſen, deren 
die Rechtsanwendung ſchwer entraten kann. Nirgends iſt dieſes Be⸗ 
mühen auf größere Schwierigkeiten geſtoßen als bei dem Verſuche, 
beſtimmte Grundſätze für die Aufwertung von Kaufgeldforderungen 
aufzuſtellen. 3 

Die Praxis der Aufwertungsſtellen und der Aufwertungsſenate 
des KG. wird von der Wertanteilslehre beherrſcht, die auch im 
Schrifttum zahlreiche Anhänger hat. Dieſe Theorie hat allerdings 
die Bemeſſung der Aufwertung jener Forderungen zum Syſtem aus⸗ 
gebaut. Ihre Gegner werfen ihr aber vor, ſie korrigiere zugunſten 
des Gläubigers den Vertrag, indem ſie einen zu billigen und un⸗ 
vorteilhaften Vertrag für den Verkäufer nachträglich günſtiger ge⸗ 
ſtalte (vgl. Quaſſowski, 5. Aufl., S. 401). 

Das RG. mißbilligt die Wertanteilslehre, ſo daß ein Zwieſpalt 
zwiſchen der der Wertanteilslehre folgenden Rſpr. im Aufwertungs⸗ 
verfahren und der dem RG. folgenden Rſpr. der Prozeßgerichte be⸗ 
ſteht, die über die Aufwertung nicht hypothekariſch geſicherter Kauf⸗ 
gelder zu entſcheiden haben. Das RO. läßt die Berückſichtigung des 
gegenwärtigen Grundſtückswerts bei der Ermittelung der inneren 
Kaufkraft des Papiermarkpreiſes zur Zeit des Vertragsſchluſſes zwar 
zu, lehnt aber den nach der Wertanteilslehre nach dem Gegenwarts⸗ 
wert der Liegenſchaften errechneten Betrag ſelbſt als Ausgangspunkt 
der Aufwertung ab (JW. 1925, 2241 und Aufwꝗfſpr. 1927, 91). Eine 


ſcheinen zu jener Zeit unverhältnigmäßig niedrig. Aus dieſen Er⸗ 
wägungen folgt, daß es zu einem falſchen Ergebnis führen muß, 
wenn der vereinbarte Papiermarklaufpreis — und ſei es auch nach 
der für die Aufwertung nach allgemeinen Grundſatzen nicht verbind⸗ 
lichen Tabelle des AufwGG. — einſach in Goldmark umgerechnet und 
die Aufwertung nach dieſem Maßſtabe vorgenommen wird. Der innere 
Wert des vereinbarten Kaufpreiſes, ſeine Kaufkraft auf dem Grund⸗ 
ſtücksmarkt lag vielmehr — will man dieſe für den Zweck der Auf⸗ 
wertung in heutiger Gold⸗ oder Reichsmark ausdrücken — weſentlich 
höher. Andererſeits liegt der heutige Wert des ſtreitigen Grundſtückes, 
der ſich nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme auf 3719 Nell be⸗ 
läuft, wiederum weit über demjenigen des Jahres 1922, weil nach 
Wegfall der durch die Folgen des Währungsverfalls verurſachten Hem⸗ 
mungen die Wert⸗ und Preisentwicklung auf dem Grundſtücksmarkte 
langſam und ſtetig den Verhältniſſen der Vorkriegszeit zuzuſtreben 
begonnen und den Friedensſtand vielfach nur deshalb noch nicht er⸗ 
reicht hat, weil u. a. — wenigſtens bei ſtädtiſchen Grundſtücken — 
die Fortdauer der Wohnungszwangswirtſchaft und die auf dem Ge⸗ 
biete des Mietweſens noch beſtehenden Beſchränkungen des freien 
Verkehrs den Fortgang dieſer Eptwicklung verzögern. 

Will man daher den Wert des Grundſtückes zur Zeit des Ver⸗ 
tragsſchluſſes in gegenwärtiger Goldmark oder der ihr gleichzuſetzen⸗ 
den Reichsmark ausdrücken, ſo muß eine Zahl geſucht werden, die 
zwiſchen dem damaligen Goldmarkwert des Kaufpreiſes und dem 
heutigen, in Gold⸗ oder Reichs mark dargeſtellten Grundſtückswerte 
liegt. Hierbei darf nicht überſehen werden, daß eine Vergleichung des 
damaligen Preiſes mit dem heutigen Werte die Gefahr in ſich 
birgt, zu einer Korrektur ehedem billig angeſetzter Kaufpreiſe zu ge⸗ 
langen. Ein ſolcher Erfolg entſpräche nicht dem Grundgedanken der 
nach 8 242 BGB. vorzunehmenden Aufwertung: dem Käufer, der 
ſeinerzeit verhältnismäßig billig gekauft hat, darf nicht auf dem 
Umwege über die Aufwertung ſein Erwerb verteuert werden. Es iſt 
deshalb der Goldwert des Verkaufspreiſes zur Grundlage der Auf⸗ 
wertung zu machen, der heutige Wert aber iſt nur zum Vergleiche 
und zur Kontrolle heranzuziehen. Ein feſtes Verhältnis zwiſchen Wert 
und Preis, insbeſ. zwiſchen Wert und Nejtkaufpreis, iſt abzulehnen 
(vgl. den oben angezogenen Beſchl. des RG. v. 17. Juni 1925: 
JW. 1925, 2241; Beſchl. des 9. 38S. des KG. v. 1. Okt. 1925: JW. 
1925, 2253; Nadler, Grundb.- u. Auftragen, 3. Aufl. S. 51 ff.). 

Im vorl. Falle betrug der vereinbarte Kaufpreis, umgerechnet 
nach der Tabelle des AufwG., 375 GM., von denen 30 GM. bei 
Vertragsſchluß in entſprechend vollwertigem Gelde angezahlt worden 
find. Die reſtlichen Kaufgeldbetrüge find zwar nicht unter Verzug, 
aber doch weſentlich ſpäler und deshalb in weiter entwertetem Papier⸗ 
gelde bezahlt worden. Im ganzen ſind von den 375 GM. nur 
41,85 GM. bezahlt worden. Eine angemeſſene Angleichung der da⸗ 
maligen, insbeſ. auf dem Grundftücksmarkte kaufkräftigeren Cold» 
mark an die heutige Goldmark bzw. Reichsmark erblickt der Sen. 
in einer Aufhöhung des Kaufpreiſes von 375 GM. auf das 2½ fache. 
Das ergibt 937,50 GM. oder ., und entſpricht einem reichlichen 
Viertel des durch die Beweisaufnahme ermittelten Gegenwartswertes 
des unbebauten Grundſtücks. Dieſes Ergebnis ſteht mit den vom 
Sen. geſammelten Erfahrungen mit Bezug auf die Entwicklung ber 
Grundſtückspreiſe in und ſeit der Inflation im Einklange und trägt 
auch den in der Zeit des Währungsverfalls wirkſamen, die Grund⸗ 
ſtückspreiſe drückenden Momenten gebührend Rechnung. Die geleiſteten 
Zahlungen ſind der Bekl. in dem gleichen Maße gutzubringen. Die 
Bekl. hätte ſonach an ſich noch einen Aufwertungsbetrag von 
832,87 GM. zu leiſten. 

(Es folgen Ausführungen, daß die perſönlichen Verhältniſſe der 


beſtimmte Regel, wie der Goldmarkbetrag zu finden ſei, der der 
inneren Kaufkraft des Papiermarkpreiſes entſpricht, und wie hierbei 
der heutige Grundſtückswert rechneriſch zu verwerten ſei, hat das 
RS. nicht aufgeſtellt und nicht aufſtellen wollen. 

Das obige Urt. des 19. 3 S. ſteht auf dem Boden der Rſpr. 
des RG. und lehnt die Wertanteilslehre ab. Es verſucht aber, auf 
neue Weiſe die Aufwertung der Kaufgeldforderungen zum Syſtem zu 
geſtalten. Der Sen. rechnet zunächſt nach der Meßzahl des Be⸗ 
gründungstages den Kaufpreis in einen Goldmarkbetrag um. Dieſen 
Betrag vervielfacht er mit 2½. Die Multiplikation ſoll der erhöhten 
Kaufkraft der Papiermark auf dem Grundſtücksmarkt zur Zeit des 
Vertragsſchluſſes (8. Mai 1922) Rechnung tragen. Die ſo gefundene 
Zahl iſt Ausgangspunkt der Aufwertung. Von ihr wird mit Rück⸗ 
ſicht auf die wirtſchaſtlichen Verhältniſſe der Schuldnerin ein Abzug 
gemacht. Die Ausgangszahl entſpricht einem Viertel des Gegenwarts⸗ 
werts des Grundſtücks, it alſo offenſichtlich erheblich niedriger als 
die nach der Wertanteilslehre errechnete. 

Der Grundgedanke der Entſch. würde folgerichtig dazu führen, 
für die Bemeſſung der Aufwertung von Kaufgeldforderungen neben 
die Meßzahlen des AufwG. eine entſprechende Reihe von Zahlen zu 
ſetzen, mit denen die Meßzahlen jeweils zu multiplizieren find, Damit 
würden beſondere Meßzahlen für Kaufgelder geſchaffen. 

Der ſchwache Punkt des Urt. ſcheint mir darin zu liegen, daß 
der anzuwendende Multiplikator auf Schätzung beruht und nicht 


Rechtſprechung 
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Bekl. nach Treu und Glauben eine Erleichterung der Aufwertungs⸗ 
laſt rechtfertigen.) Der Sen. hat die Erleichterung nach zwei Rich⸗ 
tungen eintreten laſſen, einmal durch Herabſetzung des Aufwertungs⸗ 
betrages auf 600 AM, zweitens aber durch Bewilligung von Teil⸗ 
zahlungen. 0 

Die Zuläſſigkeit gerichtlicher Bewilligung von Teilzahlungen, 
die durch 826 AufwG. nur für die Aufwertung nach dieſem Geſetze 
anerkannt iſt, konnte Zweifeln begegnen mit Rüchſicht auf 8 266 BGB 
Und in der Tat kann ſicherlich keine Rede davon ſein, daß das 
Gericht allein aus 8242 BGB. ganz allgemein befugt fein ſollte, 
über den Kopf des Glaubigers hinweg dem Schuldner die Erfüllung 
feiner Verbindlichkeit durch Teilzahlungen zu geſtatten. Es müſſen 
vielmehr ganz beſonders gelagerte Umſtände des einzelnen Falles 
vorhanden ſein, die dem Schuldner die ſofortige Erbringung der 
ganzen Leiſtung nach Treu und Glauben nicht zumutbar erſcheinen 
laſſen. Es ſind alſo engere Grenzen zu ziehen, als ſie beiſpielsweiſe 
in dem Urt. des 14. ZS. des KG. v. 25. Sept. 1925 (JW. 1925, 2624) 
angenommen werden. Für die Bewilligung von Teilzahlungen auf 
der Grundlage des 8242 BGB. ſpricht vorliegend vornehmlich der 
Umſtand, daß auch der Kaufvertrag v. 8. Mai 1922 der Behl. die 
Erbringung der ganzen Leiſtung auf einem Brette keineswegs an⸗ 
geſonnen hatte, daß vielmehr dieſer Vertrag Teilleiſtungen erheblichen 
Spielraum ließ. Gerade dieſe Nachgiebigkeit der vertraglichen Be⸗ 
ſtimmungen wurde der Bell. zum Verhängnis, indem die Teil⸗ 
leiſtungen, je ſpäter ſie erfolgten, immer weniger zur Erfüllung ge 
eignet waren. Bei Berückſichtigung dieſer Umſtände iſt die viel 
empfindlichere Begleichung von 600 AM in einer Summe der Bekl. 
nach Treu und Glauben noch viel weniger zuzumuten. Der Gen 
iſt deshalb in Anwendung des 8 242 BGB. auf die von der Bell. 
ausdrücklich erbetene Bewilligung von Teilzahlungen eingegangen. 


(KG., 19. 3 8., Urt. v. 11. Juli 1927, 19 U 6736/26.) 
Mitgeteilt von FOR. v. Owſtien, Berlin. 


* 
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5. Eine Vereinbarung, daß die Rückzahlung in 
Goldmünzen zu erfolgen hat, ſchließt die Anwendung des 
AufwG. nicht aus. Fr) 

Die Berufung wurde zurückgewieſen. Die Beſtimmung, daß alle 
Zahlungen „in deutſchen Reichsgoldmünzen“ oder „in deutſcher Reichs⸗ 
währung in Gold“ zu erfolgen haben, bildete früher bei Hypotheken“ 
beſtellungen keine Seltenheit. Mit der Auslegung einer derartigen 
Klauſel haben ſich ſchon früher die Gerichte vielfach beſchäftigt, und 
zwar zu einer Zeit, welche der hier in Rede ſtehenden Vereinbarung 
ſehr nahe liegt. RG. 50, 145 hat bereits ausgeführt, daß durch eine 
derartige Klauſel die Währung und der darin ausgedrückte Geld- 
betrag der Forderung nicht berührt werde und dadurch nur die Be⸗ 
fugnis zur Zahlung in Talerſtücken deutſchen Gepräges ausgeſchloſſen 
werde. Die Vereinbarung ſei höchſtens dahin zu verſtehen, daß nicht 
bloß in den damals vorhandenen Goldmünzen von 10 und 20 b, 
ſondern, falls auf Grund eines ſpäteren Geſetzes Goldmünzen über 
andere Beträge ausgeprägt werden ſollten (etwa über 15, 30, 50, 
100 %), in den alsdann vorhandenen Goldmünzen gezahlt werden 
müſſe. Eine Auslegung der Klauſel dahin, daß die Hypothek auch 
im Falle einer ſpäter eintretenden Währungsänderung in den da⸗ 
maligen Reichsgoldmünzen oder beim Fehlen ſolcher in anderen Golb⸗ 
münzen dergeſtalt bezahlt werden müſſe, daß ebenſoviel Gold fein 
zu geben ſei, wie der Glaubiger empfangen würde, wenn die Zahlung 
in Zehn⸗ und Zwanzigmarkſtücken der Reichswährung erfolgte, lehnte 


zwingend zu begründen iſt. Die eingehenden Darlegungen des KG. 
vermögen wohl dem Leſer des Urt. das Gefühl zu verſchaffen, daß 
die Vervielfachung mit 2½ der Billigkeit entſprechen mag, aber nicht 
die Gewißheit, daß ſie auf Grund jener Darlegungen logiſch richtig 
iſt. An Stelle der Zahl 2½ könnte ebenſowohl 2 oder 3 ſtehen, ohne 
daß hierdurch die Überzeugungskraft des Urt. vermindert oder erhöht 
würde. Die Worte, der Sen. erblicke in einer Aufhöhung des 
Kaufpreiſes auf das 2½ fache eine angemeſſene Angleichung der Gold⸗ 
mark der Vertragszeit an die gegenwärtige, zeigen den Punkt des 
Urt., wo an Stelle von Schlußfolgerungen billiges Ermeſſen tritt. 
Die Entſch. verdeckt dieſes Ermeſſen mit dem Schein einer zwingen“ 


den Beweisführung. 
LER. Richard Neukirch, Kaſſel. 


Zu 5. Die Entſch. entſpricht der in der Rſpr. allgemein und 
in der Rechtslehre weit überwiegend vertretenen Auffaſſung. Wollte 
man die Goldmünzklauſel zugleich als Goldwertklauſel anſehen, fo 
müßte man dieſe Auslegung entweder auf den perjönlichen Anſpruch 
beſchränken und käme dann zu einem verſchiedenen Juhalt des perſön⸗ 
lichen und dinglichen Anſpruchs, oder man dehnte dieſe Auslegung auf 
den dinglichen Auſpruch aus, und dann wäre die Klauſel nicht ein 
tragungsfähig. Das dingliche Recht iſt alſo keinesfalls wertbeſtändig, 
es wird daher von der Geldentwertung betroffen und iſt nach den Vor⸗ 
ſchriften des AufwGG. aufzuwerten. Der perſönliche Anſpruch teilt 
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das RG. ausdrücklich ab und erklärt, daß eine derartige Verein⸗ 
barung eine Beſtimmung ſo ungewöhnlichen und beſonderen Inhalts 
enthalten würde, daß ſie, ſofern nicht beſondere Anhaltspunkte für 
eine ſolche Auslegung gegeben ſeien, in der bloßen Beſtimmung, daß 
die Zahlung in Goldmünzen zu erfolgen habe, nicht zu erblicken ſei. 
Die Bekl. hat nun keinerlei Tatſachen angeführt, welche im vorl. 
Falle eine ſo ungewöhnliche und von dem allgemein Üblichen ab⸗ 
weichende Auslegung der Klauſel rechtfertigen könnten. Die Klauſel 
wurde ſeinerzeit gerade von großen Unternehmungen, wie Banken und 
Verſicherungsanſtalten, formularmäßig getroffen und beruhte darauf, 
daß nach Art. 6 Münz. v. 9. Juli 1873 die von den einzelnen Län⸗ 
dern ausgegebenen Talerſtücke von der Einziehung ausgenommen 
wurden und daß dieſelben bei Zahlungen in unbegrenzter Höhe an⸗ 
genommen werden mußten, alſo neben den Reichsgoldmünzen geſetzliche 
Zahlungsmittel blieben (Art. 9). Da der innere Wert der preuß. 
Silbertaler zu jener Zeit kaum der Hälfte des Nominalbetrages ent⸗ 
ſprach, ſuchten ſich Gläubiger gegen etwaige Nachteile, die ihnen aus 
der Annahme von Silbertalern erwachſen konnten, dadurch zu ſchützen, 
daß ſie durch die erwähnte Klauſel die Verpflichtung zur Annahme 
von Talern ausgeſchloſſen und Zahlung in Reichsgoldmünzen aus⸗ 
bedangen. Ferner beſtand Ende des 19. Jahrhunderts in Deutſchland 
noch eine ſtarke Strömung für Einführung einer Doppelwährung, 
und die Klauſel ſollte auch für dieſen Fall den Gläubiger vor der 
Verpflichtung zur Annahme von Silbermünzen ſchützen. An einen 
Übergang zu einer reinen Papiermarkwährung dachte damals nie⸗ 
mand, und es lag daher auch keinerlei Veranlaſſung vor, für einen 
ſolchen Fall beſondere Abreden zu treffen. Infolge der bei Ausbruch 
des Krieges bez. des Münzweſens getroffenen geſetzlichen Beſtimmungen 
iſt nun katſächlich an Stelle der bisherigen Goldwährung eine Papier⸗ 
währung getreten. Durch 81 des Geſ. v. 4. Aug. 1914 (RGBl. 347) 
wurden Reichskaſſenſcheine, für die eine Deckung in Gold weder vor⸗ 
geſchrieben noch vorgeſehen war, zu geſetzlichen Zahlungsmitteln er⸗ 
klärt, und nach 8 2 wurde die Reichsbank, deren Noten nach Art. 3 
des Geſ. v. 1. Juni 1909 zu geſetzlichen Zahlungsmitteln erhoben 
worden waren, von der Einlöſungspflicht befreit. Durch Bek. v. 
28. Sept. 1914 (RGBL. 437) wurden ferner die vor dem 31. Juli 
1914 getroffenen Vereinbarungen, wonach Zahlungen in Gold zu 
erfolgen haben, für unverbindlich erklärt. 

Kohler (JW. 1926, 2627) will allerdings im Wege der er⸗ 
gänzenden Auslegung die Goldklaufel auch auf die als Folge der 
vorgenannten Maßnahmen eingetretenen Verſchlechterung der deutſchen 
Währung bezogen wiſſen und erblickt in der Aufhebung der Ein⸗ 
löſungspflicht der Reichsbanknoten lediglich die Einführung einer 
anderen Münzſorte. Allein die Umdeutung einer Goldmünzklauſel in 
eine Goldwertklauſel wird mit Recht im Schrifttum und in der Rſpr. 
faſt allgemein abgelehnt (Nadler, Grundbuch- u. AufwFragen 27, 5; 
Schlegelberger-Harmening, AufwG., 5. Aufl., S. 165 unter 
Aufgabe der früheren abweichenden Anſicht; Qua ſſowski, AufwG., 
5. Aufl., 8 1 Anm 49; ferner RG; KG. u. OLG. Hamm: Aufw⸗ 
Rſpr. 1,185 u. 412 bzw. 2, 463). 

Es iſt ferner bei Auslegung des Parteiwillens zu beachten, daß, 


dieſes Schickſal, wenn man mit dem beſprochenen Urt. eine reine 
Goldmünzklauſel als vorliegend annimmt. Wollte man für den per⸗ 
ſönlichen Anſpruch zugleich eine Goldwertklauſel als vereinbart er⸗ 
achten, ſo läge ein von der Geldentwertung nicht betroffener, ent⸗ 
ſprechend dem Werte des Zwanzigmarkſtückes wertbeſtändiger An⸗ 
ſpruch vor, der nicht nach den Vorſchriften des AufoG. aufwertbar 
wäre. Aber auch eine freie Aufwertung auf Grund von 8 242 BGB. 
käme m. E. nicht in Frage, da der Anſpruch — wenn auch durch die 
veränderte Kaufkraft des Goldes — ſo doch durch die Geldentwertung 
überhaupt nicht betroffen worden ift. Das ſcheint die Bell. zu ver⸗ 
kennen, da ſie mit ihrer Widerklage denjenigen Betrag beanſprucht, 
„der dem inneren Goldwerte der Forderung unter Berückſichtigung der 
deränderten Wirtſchaftslage entſpricht“. Der Tatbeſtand des Urt. läßt 
nicht erkennen, was mit dieſer Faſſung gemeint ift. Sollte die Bekl. 

ahlung im Verhältnis der geminderten Kaufkraft des Goldes ver⸗ 

ngen, jo wäre dies etwas anderes, als ſie m. E. beanſpruchen 
könnte. Denn da die Beſchaffung der Goldmünzen dem Schuldner 
noch immer nicht zugemutet werden kann, ſo ſtände der Bekl. der 
heutige Wert der als Zahlung vereinbarten Goldmünzen zu, ſie könnte 
alſo denjenigen Betrag in Reichsmark verlangen, der an Wert dem in 
dieſen Münzen nach dem Münz. enthaltenen Goldgewicht entſpricht, 
bah. den gleichen Nennbetrag in Reichsmark (§ 3 MünzG. v. 30. Aug. 
1924). Darüber hinaus, alſo als Erſatz für die Minderung der Kauf⸗ 
kraft des Goldes, ſteht der Gläubigerin ein Anſpruch nicht zu. 
Ebenſowenig wäre ihr aber m. E. eine Herabſetzung ihres Anſpruchs 
wegen der Anderung der Wirtſchaftslage zuzumuten, da fie — wenn 
man ihre Forderung als vertraglich goldwertbeſtändig anſehen 
wollte — ſich von dem ihr zuſtehenden Goldwerte nichts Kürzen zu 
laſſen brauchte. 

Die Folgen der Auffaſſung der Bekl., daß die perſönliche Forde⸗ 
rung als werlbeſtändig anzuerkennen ſei, wären für die große Mehr⸗ 
zahl der Schuldner verhängnisvoll. Sie ließen ſich auch nicht durch 
eine etwaige Wertſteigerung der belaſteten Grundſtücke rechtfertigen, 
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wie RG. 50, 145 ausgeführt hat und auch bereits vorher in der Rſpr. 
allgemein angenommen wurde, nur eine Goldmarkklauſel, nicht aber 
eine Goldwertklauſel im Grundbuch eintragungsfähig war, und daß 
daher die Vereinbarung einer Goldwertklauſel nur für die perſönliche 
Forderung in Betracht gekommen ware, die Vereinbarung alſo bez. 
der Hypothek und der perſönlichen Forderung verſchieden ausgelegt 
werden müßte, nämlich bez. der erſteren als Goldmünzklauſel, bez. 
der letzteren als Goldwertklauſel. Eine ſolche Annahme würde aber 
des Vorliegens ganz beſonderer Anhaltspunkte bedürfen. Der Umſtand 
allein, daß, wenn die Parteien die ſpatere Inflation vorausgeſehen 
hätten, ſie möglicherweiſe für dieſen Fall beſondere Vorkehrungen ge⸗ 
troffen haben würden, rechtfertigt nicht, der Klauſel jetzt eine Be⸗ 
deutung zu geben, an welche ſie ſeinerzeit ſelbſt nicht gedacht haben. 
Gerade bei Ausleihung von Kapitalien gegen erſtſtellige hypothekariſche 
Sicherheit durch große Geldinſtitute wie die Bekl. wurde von jeher 
der Hauptwert auf die dingliche Sicherheit gelegt, welche das Grund⸗ 
ſtück bot, und trat dagegen die Sicherheit der perſönlichen Forderung 
faſt völlig in den Hintergrund, zumal die Verhältniſſe des perſön⸗ 
lichen Schuldners viel leichter einer nachteiligen Veränderung aus⸗ 
geſetzt find als der Subſtanzwert des Grundſtücks. 

Es liegt daher, da eine Goldwertklauſel in Anſehung der dinge 
lichen Forderung unzuläſſig war, die Annahme ſehr fern, daß die 
Parteien eine ſolche gerade in Anſehung der perjönlichen Forderung 
vereinbaren wollten. Sind deshalb nach RG. 103, 384 u. 107, 3701) 
bei Ausbruch des Krieges bzw. im Nov. 1915 vereinbarte Goldklauſeln 
nur als Goldmünzklauſeln anzuſehen, fo gilt dies noch weit mehr 
von einer wie hier bereits 1898 getroffenen derartigen Vereinbarung. 
Dem RO. iſt auch darin beizutreten, daß mit dem Verſchwinden der 
früheren Reichsgoldmünzen aus dem Verkehr die Beſchaffung ſolcher 
Münzen unmöglich oder nur mit ganz außergewöhnlichen Opfern und 
Schwierigkeiten zu erreichen iſt, und daß daher 8 245 BGB. an⸗ 
zuwenden iſt, wonach eine derartige Vereinbarung als nicht ge⸗ 
troffen gilt. 

Hierin hat ſich ſeitdem nichts geändert, und wenn auch die 
Grundſtückswerte inzwiſchen erheblich geſtiegen ſind, ſo bleibt doch 
nach wie vor die Beſchaffung von Reichsgoldmünzen mit ungewöhn⸗ 
lichen Schwierigkeiten verbunden und kann die einmal in Wegfall 
gekommene Verpflichtung zur Zahlung in Reichsgoldmünzen auch 
niemals wieder aufleben. 

(OLG. Breslau, Urt. v. 24. Sept. 1927, 5 U 113/27.) 

Mitgeteilt von OLGR. Dr. Hertel, Breslau. 
* 

Celle. - 
6. 88 139, 313,873 B60 B. Wird die nach dem Grund» 
ſtücksverk G. erforderliche Genehmigung zu dem Eigentums- 
übergang erteilt, jo wird der Formmangel des Kaufver— 
trages durch die nachfolgende Eintragung des Eigentums- 
wechſels in das Grund buch geteilt. 1) 

(OLG. Celle, 6.35, Beſchl. v. 9. Jan. 1926, 6 U 298/25.) 

Abgebr. JW. 1936, 1029. 

* 


da nicht der dingliche, ſondern der perſönliche Anſpruch als wert⸗ 
beſtändig gelten ſoll. 5 5 

Die BO. v. 28. Sept. 1914, kraft deren die vor dem 31. Juli 
1914 getroffenen Vereinbarungen, nach denen eine Zahlung in Gold 
zu erfolgen hat, bis auf weiteres nicht verbindlich ſind, würde der 
Gültigkeit der Goldwertklauſel nicht entgegenſtehen, da dieſe nicht auf 
Zahlung in Gold, ſondern in beliebigen geſetzlichen Zahlungsmitteln, 
aber entſprechend dem Werte des Goldes gerichtet iſt. Die VO. ſetzt 
nur auf unbeſtimmte Zeit die Goldmünzklauſel als ſolche außer Kraft, 
indem ſie ihrem Worklaute nach mit der ſpäteren erneuten Verbind⸗ 
lichkeit dieſer Klauſel rechnet, fo daß alſo — entgegen dem Schluß⸗ 
ſatze des beſprochenen Urt. — die Verpflichtung zur Zahlung in 
Reichsgoldmünzen wieder aufleben könnte, ja im Falle der vollen 
Wiederherſtellung der Goldwährung von ſelbſt wieder in Kraft treten 
würde. L Dir. Dr. Otto Sobernheim, Berlin. 

1) JW. 1924, 461. 

Zu 6. A. Anm. RA. Hagelberg, abgedr. JW. 1926, 1029. 

B. Die Entſch. ſteht in Widerſpruch zu RG. 111, 239 = JW. 
1925, 2234. Das OLG. Celle ſetzt ſich mit dieſer Entſch. nicht aus⸗ 
einander, ſondern ſucht ihr mit der Feſtſtellung auszuweichen, im 
vorliegenden Falle ſei „ausdrücklich und nur“ die Auflaſſung ge⸗ 
nehmigt worden, während ſich die Genehmigung in dem vom RG. 
entſchiedenen Falle auf den notariellen Kaufvertrag, der allerdings 
auch die Auflaſſung enthalten habe, bezogen habe. 

Dieſe Unterſcheidung iſt verfehlt: Auch im vorliegenden Falle 
hat dem Magiſtrat nicht nur die Auflaſſungserklärung, ſondern der 
mit ihr zuſammenhängende Schwarzkaufvertrag vorgelegen. Wenn 
der Magiſtrat Hannover ſeine Genehmigung „zu dem Übergange des 
Eigentums auf den Antragsgegner“ erteilt hat, fo kann hieraus nicht 
der Schluß gezogen werden, daß dieſe Genehmigung „ausſchließlich 
und nur“ der Auflaſſung gelten ſollte. 2 

Hierzu hat kein erkennbarer Anlaß vorgelegen. Der Magiſtrat 
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Dres den. 

7. 8 242 BGB. Haben ſich Miterben über eine 
Nachlaßhypothek dergeſtalt auseinandergeſetzt, daß der 
einen von ihnen den anderen deren Anteil in Papiermark 
auszahlte, ſo können die ausgezahlten Miterben, falls 
eine Umſchreibung auf den die Hypothek übernehmenden 
noch nicht erfolgt iſt, die Bewilligung der Umſchreibung 
davon abhängig machen, daß dieſer ihnen ihren Anteil 
am Aufwertungsbetrag der Hypothek unter Abzug des 
Wertes der geleiſteten Papiermarkzahlungen vergütet. 


(OLG. Dresden, Urt. v. 15. Juni 1927, 9 0 47/27.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Eiſold, Dresden. 
* 
Frankfurt a. M. 


S. 8 28 Au fwG.; Art. 1 Abſ. 1 Aufw Nov. v. 9. Juli 1927. 
Wenn das dingliche Recht infolge der Vorſchriften über 
den öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht eingetra⸗ 
gen werden kann, beginnt die Verzinſung der perſönlichen 
Forderung mit dem J. Januar 1925; durch Art. 181 Aufw⸗ 
Nov. v. 9. Juli 1927 wird hierin nichts geändert. 


Art. 181 Abſ. 1 S. 1 Geſ. v. 9. Juli 1927 lautet: 

„Im Falle der Aufwertung einer gelöſchten Hypothek iſt 
der AufmBetrag des dingl. Rechts wie der perſönlichen Forde⸗ 
rung ohne Rückſicht darauf, ob und wann die Hypothek wieder 
eingetragen wird, ſpäteſtens für die Zeit v. 1. April 1926 ab 
zu verzinſen.“ 

Aus dem Wortlaut dieſer Beſtimmung iſt ohne weiteres zu 
entnehmen, daß in allen den Fällen, in welchen nach dem bis zur 
Nov. v. 9. Juli 1927 geltenden Rechte die Verzinſung vor dem 
1. April 1926 beginnt, es hierbei fein Bewenden behält (jo auch 
Mügel a. a. O.; Schlegelberger- Harmening, 5. Aufl. 
S. 713/14; Quaſſowski, 5. Aufl. S. 869, und JW. 1927, 1801; 
Roth, Komm. z. Nov. v. 9. Juli 1927, zu 81 ©.19/20; Abra⸗ 
ham: IJ!W. 1927, 1807). Auf dieſem Standpunkt ſteht auch die Be⸗ 
gründung der Regierungsvorlage z. Nov v. 9. Juli 1927, in wel⸗ 
cher es auf S. 4 (abgedr. bei Mügel, S. 817) heißt: 

„Soweit etwa nach der Rechtsauffaſſung der Gerichte ein 
früherer Zeitpunkt für den Beginn der Verzinſung in Frage 
kommt (z. B. ... für die perſönliche Forderung ſolcher Rück⸗ 
wirkungshypotheken, deren Wiedereintragung infolge der Vor⸗ 
ſchriften über den Schutz des guten Glaubens nicht erfolgen kann), 
behält es hierbei fein Bewenden.“ 


hat pflichtgemäß vor Erteilung der Genehmigung geprüft, ob Gründe 
zu ihrer Verſagung nach 84 GrVerkGG. vorhanden geweſen find. 
Hierbei hat er nicht die abſtrakte Auflaſſung, ſondern den Kauf⸗ 
vertrag unterſuchen müſſen, um beiſpielsweiſe feſtzuſtellen, ob der 
Preis erheblich hinter dem Wert des Grundſtücks zurückbleibt oder 
ob das Rechtsgeſchäft ſonſt irgendwelche unbilligen Bedingungen ent⸗ 
hält. Kleidete der Magiſtrat, nachdem er feſtgeſtellt hatte, daß der 
ihm vorliegende Vertrag und die ſonſtigen Umſtände keine Ver⸗ 
ſagungsgründe böten, ſeine Genehmigung in die Worte, daß er den 
Eigentumsübergang genehmige, ſo hat er damit das Rechtsgeſchäft 
in ſeiner Geſamtheit und nicht nur gerade denjenigen Teil des Rechts⸗ 
geſchäfts genehmigen wollen, der für ſeine Prüfung ohne jede Be⸗ 
deutung war. Der Begriff „Übertragung des Eigentums“ darf nicht 
im ſtreng juriſtiſchen Sinne, ſondern nur in dem des allgemeinen 
Sprachgebrauchs verſtanden werden, der unter ihm den ganzen Rechts⸗ 
vorgang einſchließlich des Kaufvertrages verſteht, der in ſeinem 
Endeffekt zu dem Eigentumsübergang führt. Auch im ſtreng juri⸗ 
ſtiſchen Sinne deckt ſich der Begriff „Eigentumsübertragung“ nicht 
mit „Auflaſſung“, dieſe iſt vielmehr der formelle Akt, der zuſammen 
mit der Umſchreibung im Grundbuch die Eigentumsübertragung als 
gewollten rechtsgeſchäftlichen Erfolg herbeiführt. 

Es entſpräche auch keineswegs dem Sinne des Gr Verh., wenn 
die Gemeindebehörden die von ihnen zu erteilende Genehmigung auf 
die Auflaſſung beſchränken würden, troßdem ihnen auch der Kauf⸗ 
vertrag vorliegt. Genehmigungspflichtig iſt in erſter Linie der Kauf⸗ 
vertrag. Wenn daneben auch die Genehmigung der Auflaſſung zu⸗ 
gelaſſen worden iſt, fo ſollte hiermit offenſichtlich nur berückſichtigt 
werden, daß eine Auflaſſung auch erklart werden kann, ohne daß 
das zugrunde liegende Verpflichtungsgeſchäft in genehmigungsfähiger 
Form niedergelegt iſt, ja ſogar ohne daß ein Verpflichtungsgeſchäft 
vorliegt. (Beiſpiel: Realſchenkung.) 

Die Auffaſſung des RG. ergibt ſich daraus, daß es die Prüfung 
des Wortlauts der Genehmigungsurkunde für überflüſſig gehalten hat. 
Es läßt dahingeſtellt, ob die Genehmigung überhaupt ausdrücklich er⸗ 
klärt oder auf dem Wege des 87 Abſ. 4 GrBerkG. herbeigeführt 
worden iſt. Aus der Tatſache, daß nicht nur die Auflaſſung, ſondern 
auch der Kaufvertrag vorgelegen hat, ſchließt es ohne weiteres, daß 
auch der Kaufvertrag als von der ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
erteilten Genehmigung betroffen zu gelten hat. 

Auch vom Standpunkt des OLG. Celle aus, daß der Magiſtrat 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Aus dem RTKommBer. ift folgende Erklärung eines Vertreters 
des RI Min. zu erwähnen (abgedr. bei Mügel 820): 
„Die Frage, wie die Rechtslage ſei, wenn das dingliche 

Recht infolge der Vorſchriften über den öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs nicht wieder eingetragen werden könne, ſo daß nur 
noch die Aufwertung einer perjönlichen Forderung in Frage 
komme, ſei dahin zu beantworten, daß auch in dieſem Falle 8 28 
Abſ. 1 zu gelten habe. Die Rſpr. nehme denſelben Standpunkt 
ein. Die entſpr. Sätze der Begründung ſeien ebenfalls in dieſem 
Sinne zu verſtehen.“ 

In der Frage eines Abgeordneten der Volkspartei, auf welche die 

Antwort erteilt worden iſt, iſt der gleiche Standpunkt vertreten 

worden. 

Der jetzt erk. Sen. teilt gleichfalls die Auffaſſung, daß, wenn 
das dingliche Recht infolge der Vorſchriften über den öffentl. Glau⸗ 
ben des Grundbuchs nicht wieder eingetragen werden kann, Abſ. 1, 
nicht Abſ. 2 des 8 28 anzuwenden iſt, fo daß die Verzinſung 
der perſönlichen Forderung bereits ab 1. Jan. 1925 beginnt. Abſ. 2 
kann ſeinem klaren Wortlaut nach nicht zur Anwendung gelangen, 
weil nicht eine Hypothek wieder eingetragen wird. Die in Abſ. 2 
ausgeſprochene Erweiterung der in Abſ. 1 ausgeſprochenen Zins⸗ 
beſchränkung auf die Zeit v. 1. Jan. 1925 bis (vgl. die Nov. v. 
9. Juli 1927) 1. April 1926 iſt nach dem Wortlaut d. Gef. von der 
Wiedereintragung der Hypothek abhängig gemacht. Eine „ent 
ſprechende“ Anwendung dieſer Sondervorſchrift auf den Fall, daß es 
zu einer Wiedereintragung der Hypothek nicht kommt und kommen 
kann, hinſichtlich der rückwirkend wiederauflebenden perſönlichen 
Forderung erachtet der Senat nicht für zuläſſig. Es ergibt ſich 
zwar bei dieſer Auslegung d. Gef. eine wirtſchaftliche Beſſerſtellung 
des dinglich nicht mehr geſicherten Gläubigers, die für ihn den 
Verluſt der hypothekariſchen Sicherung in manchen Fällen mehr als 
aufwiegen mag. Aber diefe Beſſerſtellung des dinglich nicht mehr ge⸗ 
ſicherten Gläubigers im Zinſenpunkte tft bei der Beratung der Nov. 
von den geſetzgebenden Faktoren klar erkannt und trotzdem nicht 
beanſtandet worden. 


(OLG. Frankfurt a. M., 5. ZS., Urt. v. 12. Okt. 1927, 5 U 168/27.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Karl Liebmann, Frankfurt a. M. 


* 
Karlsruhe. 


9. 88 873, 874 8PO. Die Aufſtellung des Teilung? 
planes geſchieht erſt im Verhandlungstermin. Der Ent⸗ 
wurf des Teilungsplanes ſtellt keine gerichtliche, be- 
ſchwerdefähige Entſcheidung dar. Beſchwerde gegen den 


Hannover nur die Auflaſſung habe genehmigen wollen, hütte noch 
geprüft werden müſſen, welchen Einfluß die unrichtigen Angaben der 
Parteien auf die Wirkſamkeit der erteilten Genehmigung haben. Mit 
Rücksicht auf die Abſtraktheit der Auflaſſung kann zwar nicht wie 
bei dem unrichtig beurkundeten Kaufvertrag davon die Rede ſein, daß 
die Genehmigung ſich auf einen anderen als den erklärten Vertrag 
beziehe. Die Genehmigung iſt daher formell gültig. Trotzdem kann 
der Umſtand, daß fie von den Parteien durch unrichtige Angaben 
erſchlichen worden iſt, nicht ohne Einfluß bleiben. Solange die Ver⸗ 
waltungsbehörde keine Schritte zur Außerkraftſetzung der Genehmi⸗ 
gung unternommen hat, dürfte das Gericht allerdings nicht in der 
Lage ſein, ihre materiellen Vorausſetzungen zu prüfen (ſo auch LG. II 
Berlin, 21 0 808/25). 
RA. Kaskel, Berlin. 


C. Die vorſtehenden Ausführungen ſcheinen mir zur Widerlegung 
des OLG. Celle nicht geeignet. Wenn die Verwaltungsbehörde den 
Eigentumsübergang genehmigt, ſo bringt ſie damit zum Ausdruck, 
daß ſie gegen die Erlangung des Eigentums ſeitens des Käufers Reine 
Bedenken hat. Damit ift die abſtrakte Auflaſſung genehmigt; die 
Bedingungen des Kaufvertrages werden für die Entſcheidung der Ver⸗ 
waltungsbehörde zum bloßen Motiv. Das entſpricht auch dem Sinn 
des Geſetzes. Erwägt man, daß die Verſagung der Genehmigung nur 
wegen Verletzung gewichtiger Allgemeinintereſſen zuläſſig iſt, 
ſo kann man auf die einzelnen Bedingungen des Kaufvertrages nicht 
ein fo ausſchlaggebendes Gewicht legen, wie Kas hel es tut. Die 
Verwaltungsbehörde hat das Genehmigungsrecht nicht zu dem Zweck 
erhalten, um dadurch Vormund der Parteien zu werden. Nur wenn 
ein öffentliches Intereſſe, z. B. an der Verhinderung des Wuchers, 
gegeben iſt, darf ſie die Genehmigung verſagen. Im übrigen gehen 
ſie die Vertragsbedingungen und die Parteiintereſſen nichts an. Die 
unbilligen Bedingungen des Kaufvertrages find nach 8 4 des Geſ. 
nur einer von fuͤnf Gründen zur Verſagung der Genehmigung; die 
übrigen vier Gründe liegen außerhalb des Kaufvertrages. Der In⸗ 
halt des Vertrages iſt daher gar nicht die allein maßgebende Grund⸗ 
lage für die Eutſcheiduung der Behörde. Es erſcheint ſomit grund⸗ 
ſätzlich richtig, wenn die Behörde den Eigentumsübergang als ſolchen, 
alſo die abſtrakte Auflaſſung, genehmigt. 

RA Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin. 
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Teilungsplan. In den Teilungsplan müſſen ſämtliche 
angemeldete Forderungen nach ihrer Rangfolge aufge⸗ 
nommen werden. Die Entſcheidung des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts, daß ein Teil der Gläubiger ausfalle und deshalb 
nicht in den Verteilungsplan aufzunehmen ſeien, greift 
in unzuläſſiger Weiſe der Entſcheidung über den Wider- 
ſpruch vor. }) 
(OLG. Karlsruhe, Beſchl. v. 27. Aug. 1927, Z 4 BS 173/27.) 
Abgedruckt ZW. 1927, 274515 


* 
Köln. 

10. Anſpruch auf aufwertende Nachzahlung auf ein 
zurückgezahltes Darlehn; verſpätete Geltendmachung des 
Anſpruches. 

Der Kl. will dem Bekl. am 22. Febr. 1922 40 000 % und 
14 Tage ſpäter weitere 40 000 % Darlehn gegeben und im Aug. 
1922 verjpätet zurückerhalten haben. Sein Anſpruch auf Aufwertung 
des zurückgezahlten Darlehns iſt abgewieſen, weil ein derartiger 
Anſpruch des Kl. inzwiſchen erloſchen wäre. In der vorbehaltloſen 
Annahme des Nennbetrages im Aug. 1922, ... lag freilich kein 
Verzicht des Kl. auf etwaige weitergehende Anſprüche. Allein die 
Beweisaufnahme bietet keinen Anhaltspunkt dafür, daß der Kl. 
überhaupt vor der im Juli 1926 erfolgten Klageerhebung mit wei⸗ 
teren Anſprüchen an den Bekl. herangetreten wäre... Demnach 
iſt anzunehmen, daß der Kl. von Aug. 1922 bis Juli 1926 über das 
längſt abgewickelte Geſchäft geſchwiegen hat. Bei ſolcher Sachlage 
verſtößt ſein verſpätetes Aufwertungsverlangen gegen Treu und 


Zu 9. Zu dieſer Entſch. iſt zunächſt zu bemerken, daß ſie ſich 
nur auf das in der ZPO. geregelte, dem Fahrnisvollſtreckungsrecht 
angehörende Verteilungsverfahren bezieht. Für die Verteilung des 
Verſteigerungserlöſes von Grundſtücken gelten, was die einzelnen Ab⸗ 
ſchnitte des Verfahrens und ihre Gelbjtändigkeit betrifft, andere 
Grundſätze; nach 8 113 3G. wird der Verteilungsplan allerdings 
im Termin aufgeſtellt, während die Anfertigung des Planes 
dor dem Termin, ſoweit fie überhaupt angeordnet wird, nur vor⸗ 
bereitenden Charakter hat (8 106 3B G.). Anders liegt die Sache 
aber im Verteilungsverfahren nach der ZPO. Auf die Unterlaſſung 
der rechtzeitigen Anmeldung der Forderung durch den Gläubiger 
bis zur Anfertigung des Teilungsplanes ſind hier Ausſchluß⸗ 
wirkungen geknüpft (8874 ZPO.). Es handelt ſich alſo bei 
der Herſtellung des auf der Gerichtsſchreiberei niederzulegenden Pla⸗ 
nes nicht, wie nach dem ZBG., um eine nur vorbereitende Auf- 
ſtellung, die jederzeit, auch noch nach der Niederlegung des Planes 
ergänzt werden kann, auch nicht nur, wie nach $ 106 3B G., um 
ein fakultatives, vom Ermeſſen des Gerichts abhäugiges Verfahren, 
ſondern um einen notwendigen Beſtandteil des Verfahrens, der hin⸗ 
ſichtlich des Umfanges der Anſprüche bereits eine feſte Abgrenzung 
erfahren hat. Hiernach iſt es der ſchon aufgeſtellte Plan, der 
im Termin zur Erörterung gelangt, er wird nicht erſt, wie in der 
Textentſcheidung angenommen iſt, im Termin aufgeſtellt. 

Müßte man hiernach — im Gegenſatz zur Anſicht des OLG. — 
zur Auffaſſung gelangen, daß der Lauf für die Friſt zur Einlegung 
der ſofortigen Beſchwerde nicht erſt vom Terminstage beginnt, fo 
erſcheint es überhaupt zweifelhaft, ob die ſofortige Beſchwerde der 
gegebene Rechtsbehelf iſt. Es handelt ſich bei der ganzen Frage um 
Mängel des Verfahrens (Widerſprüche gegen die Forderungen ein⸗ 
zelner Gläubiger find in anderer Weiſe zu erledigen, § 878 ZRD.), 
die nach 8 766 3PO. im Wege der Erinnerung zu erledigen find. 
Gegen die Zuläſſigkeit der ſofortigen Beſchwerde — ohne vorauf⸗ 
gegangene Erinnerung — beſtehen erhebliche Bedenken; einmal fehlt 
es an einem Zeitpunkt für den Beginn der Beſchwerdefriſt (8 577 
IRO.), denn der Teilungsplan wird nicht zugeſtellt; er wird auch 
nicht verkündet, ganz abgeſehen davon, daß eine Verkündung nur 
in den im 8 577 vorgeſchriebenen Fällen die Beſchwerdefriſt eröffnet. 
Sodann erſcheint es bedenklich, einen prozeſſual fehlerhaften Tei⸗ 
lungsplan als eine „Entſch.“ i. S. § 793 zu bezeichnen. Geht man 
aber, wie es m. E. richtig iſt, davon aus, daß es ſich um Mangel 
in der Art und Weiſe der Zwangsvollſtreckung handelt, ſo erledigt 
ſich die Sache einfach; auf die nach 8766 jederzeit zuläſſige 
Erinnerung trifft das Gericht nach der ausdrücklichen Anordnung 
dieſer Vorſchrift eine Entſcheidung; dieſe Entſch. iſt zuzu⸗ 
ſtellen, ſei es von Amts wegen (wenn mündliche Verhandlung nicht 
vorhergegangen), ſei es im Parteibetriebe. Nunmehr iſt die fo- 
fortige Beſchwerde gegen die Entſch. nach 88 793, 577 ZPO. ohne 
weiteres gegeben, der Zeitpunkt des Friſtbeginns iſt feſtgeſtellt. Von 
dieſem Standpunkt aus verliert die eingangs erörterte Frage ihre 

edeutung. 

Dem zweiten Teil der Entſch., nach dem in den Teilungsplan 
ſämtliche Forderungen nach ihrer Rangfolge, auch die (vorausſicht⸗ 
lich) ausfallenden, aufgenommen werden müſſen, iſt unbedenlilich 
zuzuſtimmen. 

FR. Stillſchweig, Berlin. 
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Glauben und kann auch aus dieſem Grunde keinen Erfolg haben 
(vgl. RG.: DR. 1927 Nr. 452). 


(OLG. Köln, 7. 3 S., Urt. v. 25. Okt. 1927, 7 U 138/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Plum, Köln. 


Tandgerichte. 
Altona. Zivilſachen. 


1. Das Geſ. betr. Erſtattung von Rechtsanwaltsge—- 
bühren in Armenſachen vom 14. Juli 1925 findet auch auf 
das Aufwertungsverfahren Anwendung. f) 

Die Anwendbarkeit des Geſ. v. 14. Juli 1925, betr. die Erſtat⸗ 
tung der Rechtsanwaltsgebühren in Armenſachen auf das AufwVer⸗ 
fahren unterliegt keinem Zweifel (vgl. den Beſchl. des KG. vom 
18. März 1926, AufwKarth. Karte 1b zu 8 76; ferner JW. 1925, 
2566 ſowie 1410). Die Gebühren für die Tätigkeit des Armenanwalts 
ergeben ſich aus den Vorſchriften des Art. 8 ff. LGebO. i. Verb. m. 
§ 32 PrͤKG. Nach dem Geſ. v. 14. Juli 1925 iſt bei einem Streit⸗ 
wert von mehr als 1000 AM immer nur die bei einem Streitwert 
von 1000 RA fällige Gebühr von 35 RM als Höchſtgebühr zu er⸗ 
ſtatten. Dieſe Beſtimmung des Erjtatt®. hat zwar in erſter Linie ledig⸗ 
lich die in einem Zivilprozeß entſtandenen Gebühren des Armen⸗ 
anwalts im Auge. Die Anwendung des Erjtatt&. auf das AufwVer⸗ 
fahren, d. h. auf das Gebiet der freiw. Gerichtsbarkeit, hat aber not⸗ 
wendig zur Folge, daß die in dieſem Geſetze beſtimmte Wertſtufen⸗ 
grenze von 1000 RM auch für die in dem Aufmw Verfahren entſtande⸗ 
nen, nach der Pre Gebo. zu erſtattenden Anwaltsgebühren maßgebend 
iſt. Die Bejahung der Anwendbarkeit des Erftatt®. führt folgerichtig 
dazu, daß das Geſetz mit allen ſeinen Beſtimmungen, alſo auch bez. 
der Feſtſetzung der Wertſtufengrenze von 1000 RAM, auch die Feſt⸗ 
ſetzung der Gebühren des Armenanwalts im AufwvVerfahren ange⸗ 
wandt werden muß. Der Umſtand, daß bei den nach der LGebd. 
nach einem Streitwert von 1000 AM zu berechnenden Gebühren nie⸗ 
mals die Höchſtgebühr nach derr RAGebO. (35 RAM) erreicht wird, 
zwingt in keiner Weiſe dazu, die Wertſtufengrenze von 1000 RAM bei 
der Erſtattung der RAGeb. nach der LOebD. als nicht beſtehend zu 
betrachten. Es iſt nicht eine Höchſtgebühr vorgeſchrieben, ſondern 
für die Gebührenerſtattung iſt eine Wertgrenze gegeben. Dieſe Wert⸗ 
grenze von 1000 RM gilt danach auch für die in dem Aufw Verfahren 
zur Anwendung gelangende LGebO. hinſichtlich der Erſtattung der 
RAGeb. aus der Staatsbaſſe. 

(LG. Altona, 6. ZK., Beſchl. v. 21. Okt. 1927, 6 T 687/27.) 
Mitgeteilt von LG Dir. Block, Altona. 
* 


2. 816 Aufwh. Der Antrag des Gläubigers auf 
Löſchung eines zu ſeinen Gunſten eingetragenen Wider⸗ 
ſpruchs gegen die Richtigkeit des Grundbuchs bedarf nicht 
der Beglaubigung. 

Es beſteht kein Zweifel darüber in der Rechtſprechung, daß 
der Antrag auf Eintragung eines Widerſpruches gemäß § 16 AufwG. 
nicht der Beglaubigung bedarf. Maßgebend für dieſe Auffaſſung iſt 
der Umſtand, daß die Aufwertung gemäß § 16 AufwöG. kraft Geſetzes 
eintritt und daß die Anmeldung der Aufwertungsanſprüche bis 
zum 1. Jan. 1926 nur eine auflöſende Bedingung dieſes kraft 
Geſetzes eintretenden Zuſtandes darſtellt. Da die Anmeldung zur 
Aufwertung formlos ſein kann, iſt durch erfolgte Anmeldung auch 
für das Grundbuchamt ein Zuſtand der Offenkundigkeit geſchaffen, 
der ohne weitere Vorausſetzung das Recht auf Eintragung des Wider⸗ 
ſpruchs zur Folge hat. 

Dieſer Zuſtand muß analog aber auch für die Löſchungsanträge 
gelten, wenn die Anmeldung zur Aufwertung nachträglich zurück⸗ 


Zu 1. Vorſtehendem Beſchl. des LG. Altona vermag ich nicht 
zuzuſtimmen. a 

Richtig mag ſein, daß das Geſ. v. 14. Juli 1925 auch auf das 
AufwVerfahren Anwendung zu finden hat. Das LG. muß aber ſelbſt 
anerkennen, daß die Beſtimmungen über die Höchſtgrenzen nur im 
Zuſammenhang mit der RAGebdO. widerſpruchslos verſtändlich find. 
Können aber dieſe Beſtimmungen nicht ohne weiteres widerſpruchslos 
auf Rechtsverhältniſſe angewendet werden, für die die PreGebo. 
maßgebend iſt, ſo erſcheint mir nur eine ſiungemäße, dieſe Wider⸗ 
ſprüche vermeidende, entſprechende Anwendung zuläſſig. Eine ſolche 
ſinngemäße Anwendung mag dazu führen, daß die geſetzlich feſt⸗ 
gelegten Höchſtgebührenbeträge auch für das AufwVerfahren gelten. 
Dagegen erſcheint die Berückſichtigung eines Höchſtwertes von 
2000 % nicht als zuläſſig. 

Folgt mau dieſer Auffaſſung, ſo kommt man zu dem vernünfti⸗ 
gen Ergebnis, daß die Staatskaſſe von Laſten in dem Umfange be⸗ 
freit bleibt, wie ſie nach dem Geſ. v. 14. Juli 1925 befreit werden 
ſollte, daß andererſeits auch die Anwälte die Möglichkeit haben, 
die geſetzlich zuläſſige Höchſtgebühr zu erhalten. 

RA. Dr. Hans Fritz Abraham, Berlin. 
369 
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gezogen wird. Durch dieſe Zurücknahme wird derſelbe Zuſtand ge- 
ſchafſen, als wenn eine Anmeldung innerhalb der Friſt des 8 16 
AufwG. nicht erfolgt wäre. Es tritt alſo eine Rechtslage ein, wonach 
die an ſich kraft Geſetzes eingetretene Aufwertung deswegen nicht 
mehr in Frage kommt, weil die Vorausſetzungen der auflöſenden 
Bedingung, nämlich der Anmeldung bis zum 1. Jan. 1926, nicht 
innegehalten find. Die Mitteilung, daß Aufwertungsrechte nicht 
mehr erhoben werden, iſt eine einfache materielle Erklärung, die 
keiner Form bedarf und jedenfalls dann einen endgültigen Zuſtand 
ſchafft, wenn inzwiſchen der 1. Jan. 1926, wie im vorliegenden Falle, 
verſtrichen iſt. Damit wird i. S. des 8 22 GO. für das Grund⸗ 
buchamt wie bei der Anmeldung ein Zuſtand der Offenkundigkeit 
geſchaffen. Dieſer Zuſtand berechtigt zur Löſchung der Widerſprüche 
i. S. eines Berichtigungsverfahrens. Damit wird im Grundbuch 
eine Rechtslage herbeigeführt, wie ſie außerhalb des Grundbuches 
materiell bereits beſteht. 

Eine Beglaubigung des Löſchungsantrages kommt daher um ſo 
weniger in Frage, als die Widerſprüche nach Zurückziehung der 
Aufwertungsanmeldung gegenſtandslos geworden ſind. Das durch ſie 
zu ſichernde Recht iſt endgültig erloſchen, und das Erlöſchen iſt dem 
Grundbuchamt auf Grund der einfachen Erklärung, daß die An⸗ 
meldung zurückgezogen werde, offenkundig. 


(26. Altona, Beſchl. v. 30. März 1926, 6 T 78/26.) 
Mitgeteilt von LG Dir. Dr. Block, Altona. 


* 
Königsberg. 0 

3. 8 76 AufwG. Erſtattung von Rechtsanwalts- 
gebühren, wenn verſchiedene Gebühren ordnungen in Frage 
kommen. 

Die Koſten des Aufw Verfahrens find zu ½¼ dem Antragſteller 
und zu 2¾ den Antragsgegnern auferlegt worden. Demgemäß find 
die von dem Antragſteller den Antragsgegnern zu erſtattenden Koſten 
auf 238,88 % feſtgeſetzt worden. Dieſen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß hat 
der Antragſteller mit der Erinnerung angefochten; er rügt, daß den 
in Heidelberg niedergelaſſenen Bevollmächtigten der Antragsgegner 
die Gebühren der BadRAGchD. zugebilligt worden ſind, und will 
ihnen Bezüge nur nach der PrRAGebd. zuerkannt wiſſen, da das 
Verfahren vor preuß. Gerichten anhängig geweſen iſt. 

Der Antragſteller gibt ſelbſt zu, daß die Anwälte der Antrags⸗ 
gegnerinnen von ihren Parteien Gebühren nach der für ihren Nieder⸗ 
laſſungsort in Betracht kommenden Gebo. verlangen können. Dieſer 
Standpunkt iſt zutreffend, da für den im Innenverhältnis beſtehen⸗ 
den Dienſtvertrag die am Vertragsorte geltenden Beſtimmungen maß⸗ 
gebend ſind. Der Umfang der Erſtattungspflicht wird von dem Grund⸗ 
ſatz beherrſcht, daß Erſatz derjenigen Koſten verlangt werden kann, 
die zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung oder Verteidigung er⸗ 
forderlich waren. Als ſolche Koſten ſind in den Prozeſſen mit An⸗ 
waltszwang die Anwaltsgebühren ohne weiteres anzuſehen, aber auch 
in anderen Rechtsſtreitigkeiten iſt es jeder Partei unbenommen, ſich 
der Hilfe eines Anwalts zu bedienen mit der Wirkung, daß die durch 
Beiziehung des Anwalts entſtandenen Koſten als notwendige i. S. 
jenes Grundſatzes anzuſehen ſind. In allen Prozeſſen, in denen das 
Geſetz eine Vertretung durch Anwälte nicht fordert, wird man beit 
Parteien in der Regel, namentlich wenn es ſich wie hier um eine in 
rechtlicher und tatſächlicher Hinſicht nicht einfache Sache handelt, das 
Recht zugeſtehen müſſen, ſich unbeſchränkt durch Rückſichten auf 
Niederlaſſungsort uſw. eines Vertrauensanwalts zu bedienen, der in 
ſolchen Sachen, in denen Sitz des Prozeßger. und Wohnſitz der Par⸗ 
teien nicht übereinſtimmen, ſondern weit auseinanderliegen, und ſo⸗ 
gar verſchiedenen Ländern angehören, im allgemeinen ein am Wohn⸗ 
ſitz der Partei und nicht ein am Orte des Gerichts niedergelaſſener 
Anwalt ſein wird. Die durch die Zuziehung eines außerhalb wohnen⸗ 
den Anwalts entſtehenden Koſten als notwendige anzuſprechen, wird 
in der Regel ſchon deshalb unbedenklich ſein, weil Mehrkoſten nicht 
entſtehen. Aber auch in dem vorl. Falle, in dem für den Wohn⸗ 
ſitz der zugezogenen Anwälte eine GebO. gilt, nach der Höhere Ge⸗ 
bühren entſtanden ſind, als ſie in der gleichen Sache bei Inanſpruch⸗ 
nahme eines einheimiſchen Anwalts ſich ergeben hätten, liegt kein 
Grund vor, die Notwendigkeit dieſer Mehrkoſten zu verneinen, da 
die Verſchiedenheit der GebO. allein kein Umſtand iſt, deſſen Be⸗ 
rückſichtigung der Partei bei Auswahl ihres Vertreters zugemutet 
werden kann. 

(LG. Königsberg, Beſchl. v. 11. Nov. 1927, 2 T 1010/7.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Holz, Königsberg i. Pr. 


* 
München. 

4. 88 807, 928 3PO. Der Arreſtgläubiger hat auch 
dann das Recht, den Arreſtſchuldner zum Offen barungs⸗ 
eid zu laden, wenn er gegen letzteren Arreſthypothek er⸗ 
wirkt hat. 

Das Beſchwerdegericht kann ſich der allein von Stein⸗ 
Jonas in der 12.13. Aufl. vertretenen Auffaſſung, die übrigens 
dort nicht näher begründet iſt, nicht anſchließen, wonach der Arreſt⸗ 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


gläubiger, für welchen eine Arreſthypothek eingetragen wurde, ſich 
auf dieſe „Sicherung“ verweiſen laſſen muſſe und den Offenbarungs⸗ 
eid vom Schuldner nicht fordern könne. Dieſe Ausnahme vom alle 
gemeinen Grundſatz des 8 807 ZPO., wonach der Gläubiger nicht 
auf die Zwangsvollſtreckung in unbewegliches Vermögen beriielen 
werden darf, iſt um ſo weniger gerechtfertigt, als ſie von der un⸗ 
haltbaren Auffaſſung ausgeht, daß durch die Eintragung einer Arreſt⸗ 
hypothele ſchlechthin das Ziel der „Sicherung“ erreicht wird. Ob 
dieſes Ziel angeſichts des Wertes eines Grundſtückes und deſſen ſon⸗ 
ſtiger Belaſtung erreicht wird, könnte nur im Wege eines dem Offen⸗ 
barungseidsverfahren hinderlichen, ganz fremden Beweisverfahrens 
feſtgeſtellt werden. Es beſteht deshalb keine Veranlaſſung, von dem 
vorerwähnten allgemeinen Grundſatz abzugehen, daß die Erfolgloſig⸗ 
keit der Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen als Grund⸗ 
lage für die Verpflichtung zur Eidesleiſtung genügt. 

(LG. München I, 7. K., Beſchl. v. 10. Okt. 1927, BeſchwReg. 
VI 937/27.) 5 

Mitgeteilt von JR. Dr. Ellinger, München. 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Senatspräſ. Dr. G. Strutz, Reichsfinanzrat Pr. Boethke, 
Reichsfinanzrat Arl tu. Reichsfinanzrat Dr. Gg. Schmauſer, München. 


[>< Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt. 


1. 81 Nr. 1 Umſ StG. 1922. Die in der Entſcheidung 
vom 10. Nov. 1921, VA 12/21 (RF H. 7, 207) auf Grund des 
UmfSt®. 1918 ausgeſprochene Rechtsanſicht, daß bei der 
Beurteilung ber gewerblichen Selbſtändigkeit einer Ge⸗ 
ſellſchaft ihre bürgerlich-rechtliche Selbſtändigkeit zu be⸗ 
rückſichtigen ſei, wird für das neue Umſatzſteuerrecht nicht 
aufrechterhalten. 

Streit herrſcht über die Frage, ob die Überlaſſung von Waren 
durch das beſchwerdeführende Konfektionshaus H. GmbH. an das 
Konfektionshaus Fr. i. J. 1924 umſatzſteuerpflichtig iſt. Die Beſchwỹ. 
verneint die Stpflicht, weil derſelbe Kaufmann H. Alleininhaber der 
Einzelfirma Fr. und zugleich Geſchäftsführer und Hauptbeteiligter 
der GmbH. iſt, von deren Stammkapital von 22000 GM. er 
21160 GM. in feiner Hand vereinigt, während die reſtlichen Anteile 
von zuſammen 840 GM. ſeiner Frau und ſeiner Schwägerin gehören. 

Die Vorbehörden ſtützen ihren ablehnenden Standpunkt im 
weſentlichen auf die Entſch. v. 10. Nov. 1921, VA 12/1 (RF. 7, 
207), ohne die ſeitherige Entwicklung der Verhältniſſe auf dem Ge⸗ 
biete des Rechtes der Unternehmungszuſammenſchlüſſe zu berückſich⸗ 
tigen. Die in jener Entf. für das UmjStG. 1918 entwickelten 
Grundſätze hat der Sen. im Laufe feiner Rſpr. für das UmſStG. 1919 
ſeit einer Reihe von Jahren aufgegeben. Insbeſ. iſt demnach nicht 
maßgebend die Verſchiedenheit der bürgerlich⸗rechtlichen Haftung zweier 
rechtlich ſelbſtändiger Abteilungen eines wirtſchaftlich einheitlichen 
Unternehmens; eine ſolche Verſchiedenheit der Haftung liegt vielmehr 
immer vor, wenn ein wirtſchaftlich einheitliches Unternehmen in zwei 
oder mehrere bürgerlich-rechtlich ſelbſtändige Teile zerfällt, ohne daß 
deshalb zwiſchen dieſen Teilen umſatzſteuerpflichtige Umſätze an⸗ 
zunehmen wären (R H. 10, 102; 13, 152; 15, 140). Es kommt viel⸗ 
mehr für das Umſatzſteuerrecht darauf an, ob die beiden rechtlich ſelb⸗ 
ſtändigen Geſchäfte eines Geſamtunternehmens derart von einer 
Stelle aus beherrſcht werden, daß eine abweichende Willensbildung 
ausgeſchloſſen iſt. Das iſt aber hier der Fall. 

Nach den Feſtſtellungen der Vorinſtanz Rauft der Kaufmann H. 
die Ware für beide Konfektionshäuſer gemeinſam ein, prüft und ſichtet 
die Ware für beide Häuſer, ſetzt für beide einheitlich die Verkaufs⸗ 
preiſe feſt und beſtimmt allein die Annahme und Entlaſſung des 
Perſonals beider Häuſer. Beide Häuſer werden demnach durchaus ein⸗ 
heitlich betrieben und verwaltet. Der Kaufmann H. iſt Alleine 
beherrſcher des in zwei Firmen zerlegten Unternehmens. Die Beteili⸗ 
gung feiner Ehefrau und feiner Schwägerin an der GmbH. mit ins⸗ 
geſamt kaum ½5 des Stammkapitals iſt für das umſaßſteuerrecht⸗ 
liche Verhältnis der beiden Häuſer zueinander belanglos, weil es die 
Einheitlichkeit der Willensbildung für das Geſamtunternehmen prak⸗ 


tiſch nicht beeinflußt. Die BeſchwF. war daher von der Umſatzſteuer 


freizustellen. 
(RZH., Urt. v. 26. Sept. 1927, VA 417/27 8, NH. 22, 69.) 


E 
2. 84 GrErwStG. Iſt eine Eigentumseintrag ung 


im Grundbuch zunächſt ohne Rechtswirkung und wird die 
Unwirkſamkeit erſt durch einen ſpäteren Rechtsvorgang 
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behoben, jo tritt Steuerpflicht nicht au dem Tage der 
Eintragung ein, ſondern erſt mit dem ſpäteren Rechts⸗ 
vorgange. (Abweichung von der früheren Rechtſprechung.) f) 

Durch Vertrag v. 11. Dez. 1922 verkauft Frau T. dem Be⸗ 
ſchwerdeführer ein Grundſtück. Der Kaufpreis war auf 2000 000 % 
angegeben. In Wahrheit war der Preis auf 2500000 % vereinbart. 
Die Vertragsparteien ſchloſſen deshalb am 24. Jan. 1923 ein neues 
not. Abkommen, in welchem der Preis richtiggeſtellt wurde. Am 
29. März 1923 wurde der Beſchwerdeführer im Grundbuch als Eigen⸗ 
tümer eingetragen, und daraufhin wurde er zur RGreErwSt. heran⸗ 
gezogen. Dieſe Heranziehung iſt nicht angefochten. 

Demnächſt ergab ſich, daß die nach dem GrVerkcg. v. 10. Febr. 
1923 erforderliche Genehmigung der Gemeindebehörde nicht erteilt 
war. Die Verkäuferin ließ einen Widerſpruch gegen den Eigentums⸗ 
übergang im Grundbuch eintragen. Der Streik über die Gültigkeit 
der Veräußerung wurde durch einen not. Vertrag v. 22. Dez. 1925 
beendet. Der Inhalt dieſes Abkommens iſt im weſentlichen folgender: 
Die Verkäuferin verzichtet auf die Anfechtung des Kaufvertrags; 
beide Teile bewilligen die Löſchung des Widerſpruchs. Der Erwerber 
beſtellt der Veräußerin ein lebenslängliches, in das Grundbuch ein⸗ 
zutragendes Wohnungsrecht. Außerdem verpflichtet er ſich, ihr zur 
Abfindung aller ihrer Rechte, namentlich ihrer Aufwertungsanſprüche, 
4000 %%% zu zahlen und dieſe Schuld hypothekariſch ſicherzuſtellen. 

Darauf zog die Steuerſtelle den Erwerber zu einer weiteren 
Reichsſteuer von 255 AM heran. Sie nahm den Wert des Wohnungs⸗ 
rechts auf 4500 AM an und berechnete von dieſem Betrag und der 
baren Zahlung von 4000 AM eine Steuer von 3%, das find 
255 f. . Der vom Herangezogenen eingelegte Einſpruch wurde zu⸗ 
rückgewieſen, ebenſo die Berufung. 

Die Rechtslage iſt folgende: Der Vertrag v. 11. Dez. 1922 war 
nichtig, weil in ihm das Rechtsgeſchäft nicht jo beurkundet war, wie 
die Beteiligten es geſchloſſen hatten. Ein gültiger Kaufvertrag kam 
erſt am 24. Jan. 1923 zuſtande, als jener Vertrag durch Einſtellung 
des wahren Preiſes berichtigt wurde. Da die Umſchreibung des Eigen⸗ 
tums im Grundbuch erſt am 29. März 1923 ſtattfand, bedurfte es 
der Genehmigung nach dem GrSperrG. v. 10. Febr. 1923 (GS. 108, 356). 
Dieſe war nicht erteilt, und es hatte deshalb die Umſchreibung zunächſt 
keine Rechtswirkung. Sie erlangte ſie erſt durch die ſpäteren Rechts⸗ 
vorgange, namentlich durch den Vertrag v. 22. Dez. 1925. Vorher 
war keine GrErwstppflicht eingetreten. Der Senat hat allerdings in 
früheren Entſch. ausgeſprochen, daß, wenn die Ungewißheit über die 
Rechtswirkſamkeit einer Auflaſſung aufhört und dieſe die volle 
Rechtswirkung erlangt, der Tag der Eintragung für die Entſtehung 
der Steuerſchuld maßgebend ſei, da nach 8 4 Gır&rm&t®. die Steuer⸗ 
pflicht durch die Eintragung der Rechtsänderung im Grundbuch be⸗ 
gründet werde (Eutſch. v. 26. Okt. 1926, II A 463/26: v. 21. Jan. 
1927, IA 607/26; Kartei, 8 11 Rechtsſpr. 36; 8 4 Rechtsſpr. 16). 
An dieſer Anſicht kann indeſſen nicht feſtgehalten werden. Im 84 iſt 
an Ausnahmefälle der vorl. Art, die früher äußerſt ſelten waren, natur⸗ 
gemäß nicht gedacht worden. Die Regel ift, daß im Falle der Grundſtücks⸗ 
übertragung das Eigentum mit der Eintragung des Erwerbers auf 
dieſen übergeht. Iſt die Eintragung unwirkſam, jo hann ſie nicht durch 
ſpätere Rechtsvorgänge rückwirkend Rechtswirkung erlangen. In 
Fällen wie dem vorliegenden wird fie vielmehr erſt dann, und zwar 
nur mit Wirkung für die Zukunft, gültig, wenn der Mangel, der 
ihre Unwirkſamkeit begründet, behoben wird, mag auch eine Wieder⸗ 
holung der Eintragung nicht erforderlich ſein. Einen bedingten Eigen⸗ 
tumsübergang an Grundſtücken gibt es nicht. Deshalb iſt es aus⸗ 
geſchloſſen, daß Steuerpflicht nur unter der Vorausſetzung entſteht, 
daß ein Rechtsvorgang ſpäter erſt volle Rechtswirkung erlangt (val. 
Wietfeld, Zeitgem. Steuerfr. 1927, 132). 

Von dieſem Geſichtspunkt aus iſt die Steuerpflicht erſt unter der 
Herrſchaft des Reichs. über Anderungen der Verkehrſteuern und des 
Verfahrens v. 10. Aug. 1925 entſtanden, und es find alle Preis⸗ 
veränderungen, die bis zum Wirkſamwerden der Eigentumsumſchrei⸗ 
bung eingetreten find, zu berückſichtigen, ohne daß es einer Bezug⸗ 
nahme auf 8 22 Abf. 2 RAbgO. bedarf. Zu dieſen Veränderungen ge⸗ 
hören, wie das Finger. zutreffend dargelegt hat, auch die Beſtellung 
eines Wohnungsrechts im Werte von 4500 RM und die Beſtellung 
einer Hypothek von 4000 AM. 


Zu 2. Der Entſch. iſt beizutreten: Die Faſſung des 8 4 iſt 
verunglückt. Es durfte nicht von „Eintragung der Rechtsanderung“ 
eſprochen werden, als ſei „die Rechtsänderung“ durch die Auf⸗ 
aſſung vollzogen und werde lediglich rechtskündend im Grundbuch 
vermerkt. Die Beſtimmung in 8 4 iſt aber auch überflüſſig. Daß die 
Steuer durch „Übergang des Eigentums“ ausgelöſt wird, iſt in 8 1 
geſagt; wann und wo dieſer Übergang ſich vollzieht, beſtimmen die 
einſchlägigen Geſetze, insbeſ. das BGB. Immerhin läßt aber die 
Beſtimmung auch in ihrer verunglückten Faſſung erkennen, daß die 
Steuer gemäß der Grundvorſchrift des g 1 nur dann ausgelöſt wird, 
wenn die Umſchreibung rechtsändernd wirkt, daß daher, wenn 
die zur Rechtsänderung erforderlichen Hergange erſt ſpäter eintreten, 
auch die Steuerpflicht gem. 8 1 erſt jpäter beginnen kann. 

RA. Dr. Bergſchmidt, Berlin. 
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Die Beſtellung des Wohnungsrechts und der Hypothek iſt ein 
Teil des Preiſes, und es rechtfertigt ſich deshalb, den Beſchwerde⸗ 
führer mit 3% von 8500 RM zur RGrErwSt. zu veranlagen. Frei⸗ 
lich hätte, wie die vorſtehenden Darlegungen ergeben, auch von dem 
urſprünglichen Preiſe nur eine Steuer von 30% erhoben werden kön⸗ 
nen. Wie das auszugleichen wäre, kann aber jetzt im Hinblick auf 
die Geringfügigkeit des in Betracht kommenden Goldmarkbetrags 
dahingeſtellt bleiben. 

(Rh., II. Sen., Urt. v. 12. Aug. 1927, II A 327/27.) 


% 


3. 88 128, 132 NAbgDO. Wird ein Steuerbeſcheid im 
Rechtsmittelwege aufgehoben, ſokönnen neben dem Haupt⸗ 
betrage gezahlte Verzugszuſchläge, nicht aber Mahnge⸗ 
bühren, erſtattet verlangt werden. Alle zu erſtattende Be⸗ 
träge einſchließlich der Zinſen ſind zu verzinſen, aber 
nur mit 5% nach 8 132. f) 

Der Verein war durch Steuerbeſcheid v. 8. Jan. 1925 zu 
5691 GM. Obligationenſteuer veranlagt worden. Am 17. Nov. 
1925 zahlte er den Betrag nebſt 1580,60 GM. Zuſchlag und 
28,95 GM. Mahngebühren bei der Finanzkaſſe ein. 

Durch Urt. des Großen Gen. des Rec. v. 8. Mai 1926 
wurde der Steuerbeſcheid v. 8. Jan. 1925 aufgehoben und der 
Verein von der Obligationenſteuer freigeftelft. Nunmehr beantragte er 
die Erſtattung der gezahlten 7300,55 GM. nebſt Verzugszinſen 
ſeit dem Tage der Zahlung. Das Fin A. wies die Kaſſe zur Rück⸗ 
zahlung von 5691 GM. nebſt 5% Zinſen ſeit 17. Nov. 1925 an, 
lehnte aber die Erſtattung des Zuſchlags und der Mahn⸗ 
gebühr ſowie von Verzugszinſen nach dem jeweiligen 
Reichsbankdiskont ab. 

Auf Berufung erkannte das FinGer. auch die Erſtattung von 
1580,60 GM. Zuſchlag als berechtigt an, wies aber im übrigen die 
Berufung zurück. 

Gegen das Urt. haben beide Teile Rechtsbeſchwerde eingelegt. 
Das Fin A. beantragt, auch die Erſtattung des Zuſchlags ab⸗ 
zulehnen. 

Streitig ſind zwei Fragegruppen: 

1. Iſt der Zuſchlag und die Mahngebühr zu erſtatten? 

2. Von welchem Betrage und in welcher Höhe ſind Zinſen 
zu vergüten? 

Zu 1. Nach den Ausführungen des Großen Sen. (Bd. 15 
S. 180) wirkt die Aufhebung eines Finanzbefehls erſt vom Zeit⸗ 
punkt der Aufhebung an. Danach muß Ausgangspunkt die Erwä⸗ 
gung fein, daß die Einforderung der Steuer nach $ 235 RAbgd⸗ 
berechtigt war und die Zahlung erfolgen mußte. Wurde ſie nicht 
geleiftet, fo durfte fie beigetrieben werden ($ 299 RAbgd.) und 
verpflichtete den Schuldner zur Tragung der Mahnungs⸗ und 
Zwangsvollſtreckungskoſten ($ 315). Das tit die unmittelbare Folge 
der Nichtbeachtung des § 235 und unabhängig von dem Beſtehen 
oder Nichtbeſtehen einer endgültigen Steuerſchuld. Inſofern unter⸗ 
ſcheidet ſich das öffentliche Steuerrecht von dem Privatrecht. Die 
Erſtattung der Mahnungskoſten kann alſo auch dann nicht 
verlangt werden, wenn der Steuerbeſcheid im Rechtsmittelverfah⸗ 
ren aufgehoben wird. 

Was den Zuſchlag angeht, fo will auch ihn das Fin A. als 
Ungehorſamsfolge und deshalb der gleichen Beurteilung, wie die 
Mahngebühren unterliegend, angeſehen wiſſen. Das wäre nur zu⸗ 
treffend, wenn der Zuſchlag nicht als Zinsforderung zu beurteilen 
wäre, denn Zinſen führen kein von der Hauptforderung unabhän⸗ 
giges Daſein (Ach. 4, 352). Der Zuſchlag ſtellt aber nichts weiter 
als eine Zinsforderung dar. Er iſt erhoben auf Grund des 8 21 
der DurchfBeſt. zur SchuldvSt., der ſich ſtützt auf Art. XVIII 81 
Abſ. 5 der II. Steuer Not. und ebenſo, wie dieſer die ausdrück⸗ 


Zu 3. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen: 

1. Die Mahngebühren ſind nicht zu erſtatten, übrigens nicht 
auf Grund der zu § 202 RAbgd. ergangenen Entſch. des Großen 
Sen. 159.15, 180 = JW. 1925, 847 (vgl. meine Anm. daſ.); denn 
vorliegend handelt es ſich gar nicht um eine Außerung der Be⸗ 
fehlsgewalt, ſondern um, gemäß ausdrücklicher, geſetzlicher Beſtim⸗ 
mung erwachſene und dem Schuldner zur Laſt fallende Koſten (ogl. 
95 235, 299, 315 RNAbgo.; vgl, auch RH. 7, 169). Eine Ber 
. enkſprechend § 717 Abſ. 2 38D. gibt es im Steuerrecht 
nicht. 

2. Bezüglich der Zuſchläge ſteht die Entf. im Einklang mit 
der wohl allgemein herrſchenden Anſicht, daß die Zuſchläge nichts 
anderes darſtellen als hohe Zinſen (vgl. ebenſo Becker, 5. Aufl. 
$ 104 Anm. 3 Abſ. 2 und Anm. 5). 

3. Ebenſo kann nach dem klaren Wortlaut des $ 132 RAbgo. 
kein Zweifel darüber beſtehen, daß die geſamten zu erſtattenden 
Beträge zu verzinſen ſind, aber nur mit 5%. Die Ungleichheit der 
„Schuld und Habenzinſen“ iſt zwar ein Unrecht, jedoch von Ge⸗ 
ſetzes wegen ſtatuiert. 

RA. Dr. Wilhelm Kiefe, Stuttgart. 
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liche Vorſchrift enthält, daß eine Verzinſung nicht ſtattfindet, ſo⸗ 
weit der Zuſchlag erhoben wird. Es liegt alſo nur eine beſonders 
ſcharfe Zinsvorſchrift für eine beſtimmte Art von Steuer vor, für 
welche ſolche in Art. XVIII der II. Steuer Rot. zugelaſſen waren, 
und welche an die Stelle der für die anderen Steuern beſtehen blei⸗ 
benden Zinsſätze nach dem nur durch Art. XVIII 8 2 geänderten 
8 104 NAbgD. trat. Dementſprechend iſt der Zuſchlag dann durch 
die VO. v. 8. Nov. 1926 (RG Bl. I, 487) wieder aufgehoben und 
durch deren § 3 Abſ. 3 in die Verzugszinſen wieder übergeleitet. 
Zu 2. Nach § 132 RAbgoO. find die zu erſtattenden Beträge 
zu verzinſen. Das iſt eine zwingende Vorſchrift, die ein Zurückgehen 
auf die Natur dieſer Beträge ausſchließt. Es iſt ſchon deshalb be⸗ 
deutungslos, daß es ſich bei dem Zuſchlag um Zinſen handelt. 
Überdies ſtellt das Verlangen ihrer Verzinſung überhaupt nicht 
einen Anſpruch auf Zinſeszins dar, denn es begehrt nicht Verzin⸗ 
ſung einer geſchuldeten Zinsforderung, ſondern eines Zinsrückzah⸗ 
lungsanſpruchs. Inſoweit iſt alſo die Vorentſcheidung abzuändern. 
Dagegen kann dem Antrag, eine über 5% hinausgehende Verzin⸗ 
ſung des zu erſtattenden Betrags eintreten zu laſſen, nicht ent⸗ 
ſprochen werden. Er ſcheitert an der klaren Vorſchrift des 8 132 
und kann nicht im Wege der Heranziehung des § 104 begründet 
werden. Es mag fein, daß der Zuſammenhang zwiſchen beiden 
Vorſchriften den Geſetzgeber hätte veranlaſſen können, beide gleich 
zu behandeln. Das iſt aber nicht geſchehen, denn auf Grund des 
Art. XVIII der II. Steuer NotV. konnten und ſind nur Zinspflich⸗ 
ten für Beträge feſtgeſetzt, welche dem Reiche geſchuldet werden; 
deshalb verſagt insbef auch der Verſuch des Steuerpflichtigen, aus 
8 4 SteuerzinsV O. v. 6. März 1924 (RGBl. I, 170) entgegen 
deren $ 1 eine Erhöhung der Verzugszinſen auch für Schulden des 
Reichs abzuleiten. Das iſt für den Steuerrichter bindend. 
(RTO., II. Sen., Urt. v. 17. Juni 1927, II A 255/27.) 


II. Länder. 


Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OVG R. Geh. RegRat von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


1. Gewerbeſteuer. AktG. können nicht Teile ihres 
Anlagekapitals als nicht gewerbl. Beſtandteile ihres Ver⸗ 
mögens ausſondern. 

Streitig iſt allein die Frage, ob der bei der Feſtſetzung der 
Vorauszahlung auf die Gewerbeſteuer mit berückſichtigte Wert der 
Werkwohnungen von dem Gewerbekapital in Anſatz zu bringen iſt. 
Der Ber Ausſch. hat den Wert abgeſetzt mit der Begründung, daß zwar 
nach der früheren Rſpr. des OVG. der Wert von Werkwohnungen 
dem Gewerbekapitale hinzuzurechnen ſei, da ſich das gewerbliche 
Unternehmen durch deren Errichtung einen feſten Stamm von Ar⸗ 
beitern und Angeſtellten habe ſichern wollen, daß aber jetzt nicht 
mehr derartige privatwirtſchaftliche Überlegungen für die Errichtung 
maßgebend ſeien, ſondern in erſter Linie nationale und ſoziale 
Gründe; es könne nicht i. S. des Geſetzgebers liegen, die Auf⸗ 
wendungen von Kapital für derartige Wohlfahrtszwecke, die im 
Staatsintereſſe lägen, durch Beſteuerung zu erſchweren. Dieſen Aus⸗ 
führungen kann nicht beigetreten werden. Die Steuerpflichtige iſt 
eine rein gewerbliche AktG. Dieſe iſt nach der Judikatur des OVG. 
nicht in der Lage, wie eine natürliche Perſon, gewiſſe Teile ihres 
Anlagekapitals als nicht gewerbliche Beſtandteile ihres Vermögens 
auszuſondern und beſonders zu verwalten, ſondern das geſamte 
Anlage⸗ und Betriebskapital bleibt einheitlich unmittelbar oder mit⸗ 
telbar dem Gewerbebetrieb erhalten. In Fällen dieſer Art liegt kein 
ſelbſtändiger, von dem Gewerbe getrennter Erwerbszweig vor, und die 
betreffenden Vermögensteile erſcheinen lediglich als Mittel zum 
Zwecke des gewerblichen Geſamtbetriebes (Urt. d. OVH v. 15. Juni 
1926: PrVerwBl. 47, 491; v. 11. Okt. 1894: Entſch. i. Staatsſteuerſ. 
3, 234). So liegt der Fall auch hier. Auch wenn, wie der BerAusſch. 
annimmt, für die Beſchwerdeführerin in erſter Linie ſoziale und 
nationale Gründe für die Errichtung der Werlwohnungen maß⸗ 
gebend geweſen ſind, ſo wird dadurch doch nichts daran ge⸗ 
ändert, daß die Wohnhäuſer tatſächlich dem Intereſſe des Gewerbe⸗ 
betriebs gewidmet ſind. Aus welchem Grunde die Steuerpflichtige ſich 
zu den Bauten entſchloſſen hat, iſt unerheblich; maßgebend iſt der 
Zweck, dem die Wohngebäude gewidmet waren, und der beſteht in 
der Unterbringung von Angeſtellten und Arbeitern des Unterneh⸗ 
mens; dieſe dient als Mittel zum Zwecke des gewerblichen Betriebs. 

(Pr OG., 8. Sen., Entſch. v. 21. Juni 1927, VIII G St 240/26.) 


Bayern. 


Bayriſcher Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von Oberſtaatsanwalt Klee, München. 


2. § 35 Abſ. 1,3 GewO. Unterſagung gewerbsmäßiger 
Immobiliarvermittlung. 

In den Fällen des 8 35 GewO. iſt die Unterſagung eines Ge⸗ 
werbebetriebs keineswegs von einem ſtrafrechtlichen Verfahren und 
deſſen Ausgang allein abhängig. Es iſt die Unzuverläſſigkeit i. S. 
dieſer geſetzlichen Beſtimmung nach der allgemeinen moraliſchen Eigen⸗ 
ſchaft des Unternehmers zu beurteilen, nur muß ſich das hierbei er⸗ 
gebende Geſamtbild in einer unmittelbaren Beziehung zu den Er⸗ 
forderniſſen ſtehen, die der betreffende Gewerbebetrieb an die perſön⸗ 
lichen Eigenſchaften des Unternehmers ſtellt. Eine Perſönlichkeit, die 
mit dem Charakterfehler behaftet iſt, die allgemeine Notlage in ge⸗ 
winnſüchtiger Weiſe zu ſeinem Vorteile auszunützen, entbehrt der Zu⸗ 
verläſſigkeit, die für Ausübung des Gewerbebetriebs eines Ver mitt⸗ 
lungsagenten für Immobiliarverträge und Darlehen, der feinen Auf⸗ 
traggebern gegenüber eine Vertrauensſtelle einnimmt, insbeſ. in der 
Jetztzeit verlangt werden muß. 

(Bays c., 2. Sen., Eniſch. v. 12. Febr. 1926, Nr. 4/26.) 


* Baden. 
Gadiſcher verwaltungsgerichtshof. 


3. Armenrechtliche Erſatzanſprüche find nicht auf⸗ 
wertbar. 

Das Bundesamt für das Heimatweſen hat bereits in ſeinem 
Urt. v. 10. Nov. 1923 (BA. 60, 79) ausgeſprochen, daß eine Auf⸗ 
wertung armenrechtlicher Erſatzauſprüche nicht verlangt werden könne; 
es hat dieſe Auffaſſung auch in den Urt. v. 24. Mai 1924 und 
25. Okt. 1924 aufrechterhalten, in denen es unter ausführlicher Be⸗ 
gründung darlegt, daß 8 36 Abſ. 1 FBV. jede Aufwertung alter An⸗ 
ſprüche, und zwar auch unter dem Geſichtspunkt des Schadenserſatzes, 
ausſchließe (vgl. BAH. 60, 121 und 128). Der Gerichtshof hat ſich 
dem Standpunkt des Bundesamts für das Heimatweſen angeſchloſſen. 
Dieſer Standpunkt entſpricht auch der Übung der badiſchen Armen⸗ 
verbände hinſichtlich der Vehandlung armenrechtlicher Erſatzanſprüche 
in der Inflationszeit. Nach den vom Miniſterium des Innern aus 
Anlaß einer Anfrage des Gerichtshofes gemachten Erhebungen wurde 
von den badiſchen Armenverbänden bei Geltendmachung von Erſatz⸗ 
forderungen in der überwiegenden Mehrheit eine Aufwertung nicht 
beanſprucht und es wurde, ſoweit Aufwertung verlangt wurde, dieſem 
Verlangen meiſt nicht entſprochen; auch ſeitens der badiſchen Staats⸗ 
Raffe iſt bei Erſatzforderungen für Unterſtützung von Ausländern und 
Staatenloſen auf die Geltendmachung keine Rückſicht genommen 
worden. 

(Bad., Eutſch. v. 28. April 1925, Nr. 832.) 


Hamburg. 
Hamburgiſches Verwaltungsgericht. 
Berichtet von LGDir. Dr. Krüß, Hamburg. 


4. Aufwertung im öffentlichen Recht. 

Im Grundstück des Kl. ift auf Grund des Geſ. über die Er⸗ 
hebung von Beiträgen für den Bau der Walddörferbahn v. 
23. Febr. 1912 zugunſten des Staates eine Rente von 1233,24 % 
eingetragen. Kl. hat die Rente am 29. April 1922 mit 
18 293,10 PM. abgelöſt. Die Zahlung iſt vorbehaltlos angenommen, 
die Löſchung der Rente aber unterblieben. Verkl. hat die Löſchung 
unter Geltendmachung von Aufwertungsanſprüchen verweigert. Der 
Klage auf Löſchung der Rente wurde ftattgegeben. 

Bei der Bahnrente handelt es ſich um eine öffentlich⸗rechtliche 
Laſt. Verſchiedentlich iſt die Anſicht vertreten worden, daß im 
öffentlichen Recht eine Aufwertung nur ſtattfinden könne, wenn 
ſie durch geſetzliche Regelung beſonders beſtimmt iſt, und außer⸗ 
halb ſolcher Regelung ſchlechthin ausgeſchloſſen ſei, da die Grund⸗ 
ſätze der 88 157, 242 BGB., auf denen im Privatrechte die Zu⸗ 
läſſigkeit der Aufwertung beruhe, auf das öffentl. Recht nicht 
ſchlechtweg übertragbar ſeien, im öffentl. Recht vielmehr andere 
vom allgem. Staatsintereſſe beeinflußte Geſichtspunkte von maß⸗ 
gebender Bedeutung ſeien (vgl. Amtl. Nachr. d. RVerſA. 1924, 73; 
Recht 1924, 220; JW. 1925, 275/276; Bundes A. f. d. Heimat⸗ 
weſen 60, 79). Das kann als richtig nicht anerkannt werden. 
Selbſtverſtändlich find die Vorſchriften der 8 157 u. 242 BGB. 
nicht ſchlechthin als Geſetzesbeſtimmungen auf das öffentl. Recht 
übertragbar und auch ihre analoge Anwendung auf das öffentl. 
Recht mag jedenfalls überall dort auf Bedenken ſtoßen, wo es ſich 
im öffentl. Recht nicht um Anſprüche aus Verträgen handelt. Es 
ift aber der für das bürgerl. Recht im BGB. aufgeſtellte Grund⸗ 
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ſatz von Treu und Glauben ſchließlich mehr als eine bloße Geſetzes⸗ 
beſtimmung, er iſt im Grunde nichts anderes als der bloße Nieder⸗ 
ſchlag eines allgemeinen Moralgeſetzes, das in einem entwickelten 
Rechts⸗ und Kulturleben ohne weiteres auch ohne beſondere geſetz⸗ 
liche Normierung Geltung beanſpruchen könnte. Deshalb aber iſt 
auch nicht einzuſehen, weshalb derſelbe Grundſatz nicht auch im 
öffentl. Recht Geltung haben ſollte. Hat der Staat als Geſetzgeber 
und Hüter des Rechts den Staatsbürgern zur beſonderen Pflicht 
gemacht, in ihren privatrechtlichen Beziehungen zueinander ſich an 
Treu und Glauben zu halten, ſo wird mit Fug und Recht gefordert 
werden können, daß auch der Staat ſelbſt in feinen öffentl. Be⸗ 
ziehungen zu den einzelnen Staatsbürgern den Grundſatz von Treu 
und Glauben gelten läßt. So müſſen ſchließlich auch die öffentlich⸗ 
rechtlichen Beziehungen von dem Grundſatz von Treu und Glauben 
beherrſcht werden, und zwar nicht auf Grund der Ableitung aus 
beſtehenden bürgerlich⸗rechtlichen Geſetzesbeſtimmungen, ſondern 
kraft eines ſich aus Sitte und Kultur und Rechtsentwicklung er⸗ 
1 allgemeine Geltung beanſpruchenden allgemeinen Rechts⸗ 
atzes. 

Selbſtverſtändlich muß im öffentl. Recht und in öffentlich⸗ 
rechtlichen Beziehungen vielfach das Intereſſe des einzelnen Staats⸗ 
bürgers hinter dem höheren, für das Allgemeinwohl ſorgenden 
ftaatl. Intereſſe zurücktreten. Die höheren Intereſſen des Staates 
muß jeder Staatsbürger anerkennen, Anſpruch aber hat er darauf, 
daß auch bei Abwägung der ſtaatl. Intereſſen gegen die des ein⸗ 
zelnen Staatsbürgers die Grenzen von Treu und Glauben inne⸗ 
gehalten werden. Im übrigen hat Mügel zutreffend darauf hin⸗ 
gewieſen, daß die Aufwerkung als eine Folge des Währungsver⸗ 
falls ſo ſehr in der Natur der Sache begründet iſt, daß ſie ſchon 
deshalb nur inſoweit auszuſchließen iſt, als der rechtfertigende 
Grund für dieſen Ausſchuß, nämlich die Tätigkeit des Geſetzgebers, 
reicht e AufwGG. 138/139, vgl. auch JW. 1924, 1386; 
1925,93; Hanſch Z. 1924, Beibl. 185; DI. 1925, 513; 23.1925, 
48113; Hang. 1925, 644). 

Der Tatſache der vorbehaltloſen Annahme der Zahlung kommt 
für die Frage der Aufwertung ausſchlaggebende Vedeutung nicht 
zu (Mügel, AufmG. 126; JW. 1926, 152). 

Nach dem Aufw®. v. 16. Juli 1925 käme eine Aufwertung 
nicht in Frage, da die Zahlung vor dem 15. Juni 1922 erfolgt 
und ohne Vorbehalt angenommen worden iſt. Eine analoge An⸗ 
wendung des Aufwch. iſt indeſſen bedenklich, weil es ſich bei dem 
Aufwd. um eine für ganz beſtimmte rechtliche Beziehungen ge⸗ 
troffene Sonderregelung ganz einzigartiger Natur handelt, die zu⸗ 
dem den Stempel einer gewiſſen Kompromiß⸗ bzw. Zwangslöſung 
trägt. Es muß deshalb auf allgemein rechtliche Geſichtspunkte 
zurückgegriffen werden. Erſt verhältnismäßig ſpät, als die Infla⸗ 
tion ſich gewiſſermaßen ſchon zur Kataſtrophe ausgewachſen hatte, 


hat ſich die Rechtsüberzeugung herausgebildet, daß der Satz „Mark 
gleich Mark“ rechtliche Geltung nicht unbedingt oder überhaupt 
nicht mehr beanſpruchen könne. Bei richtiger Erkenntnis der Ent⸗ 
wickelung der Dinge hätte ſolche Rechtsüberzeugung ſich berech⸗ 
tigterweiſe natürlich auch ſchon früher bilden können. Sollen aber 
beſtimmte Rechtsvorgänge unter dem Geſichtspunkt von Treu und 
Glauben beurteilt werden, dann kommt es weſentlich darauf an, 
mit welcher Anſchauung und Rechtsüberzeugung die Allgemeinheit 
jenen Vorgängen gegenübergeſtanden hat. So lange die allgemeine 
Rechtsauffaſſung an dem Satz „Mark gleich Mark“ feſthielt, galt 
allgemein die Zahlung einer Schuld mit ihrem Nennbetrage als 
vollſtändige Erfüllung und anders wie nach heutiger Anſchauung 
hätte derjenige gegen Treu und Glauben verſtoßen, der ſolche Er⸗ 
füllung mit Rückſicht auf die auch ſchon damals eingetretene Geld⸗ 
entwertung nicht angenommen hätte. In derartigen Fällen kann 
deshalb eine Aufwerkung nicht in Frage kommen. An dem allen 
ändert auch die Tatſache nichts, daß an dem Satz „Mark gleich 
Mark“ auch dann noch feſtgehalten worden iſt, als dieſer Satz an 
ſich keine innere Berechtigung mehr beſaß, da nun einmal für Treu 
und Glauben im Rechtsleben die Anſchauung und Rechtsüberzeugung 
der Allgemeinheit von weſentlicher Bedeutung ift (vgl. HanſO s.: 
Hanj6Z. 1926 Hptbl. Nr. 2; AufwRſpr. 1926, 149 und 151). 
Daraus, daß die Geldentwertung zunächſt nur allmählich immer 
weiter fortſchritt, erklärt ſich das verhältnismäßig lange Feſthalten 
an dem Satz „Mark gleich Mark“, und ſo hat eigentlich erſt das 
Einſetzen der eigentlichen Kataſtrophe des Währungsverfalls den 
in dem Satz „Mark gleich Mark“ enthaltenen Irrtum in der 
Rechtsüberzeugung zur Geltung gebracht. Man mag darüber ſtrei⸗ 
ten, wann in der allgemeinen Rechtsüberzeugung der Satz „Mark 
gleich Mark“ fallengelaſſen iſt, jedenfalls wird man zuzugeben 
haben, daß Ende April 1922 allgemein noch an der Vorſtellung 
„Mark gleich Mark“ feſtgehalten wurde. Deshalb aber hat auch 
der Kl. ſeine Verpflichtung voll erfüllt und kann Löſchung der 
Rente verlangen. N 


(Hamb Gg., Urt. v. 14. Juni 1926, 256/24.) 


Die Seilerſchen Umwertungszahlen. 


Bi ſchnitt 8 Geldwertzahlen 9 1 85 Wen 
Auguſt 1,466 Bill. 69,5 0% 1020 Milld. 
September 141 „ 70,0% 1030 „ 
Oktober 1,502 „ 70,5 % 1060 „ 
November 1,506 „ 71,0% 1070 „ 


Dem Reichstage und dem Landtage vorliegende Geſetzesentwürfe. 


Berichtet von Präſident Dr. v. Olshauſen, Berlin. 


1. Die Beratungen des Reichstagsausſchuſſes für 
die Strafrechtsreform nehmen ihren Fortgang. Der Ausſchuß 
hat in dieſen Tagen den 8 48 des Entw. beraten. Hiernach verliert, 
wer unfähig ift, öffentliche Amter zu bekleiden, zugleich für immer 
die öffentlichen Amter, die er innehat. Den öffentlichen 
Amtern ſtehen u. a. gleich die aus öffentlichen Wahlen hervor⸗ 
gegangenen Rechte und die Rechtsanwaltſchaft. Der Abg. 
Landsberg (Soz.) wandte ſich hierbei ſcharf dagegen, die Rechts⸗ 
anwaltſchaft in den 8 48 einzubeziehen; brüchige Elemente würde die 
Anwaltſchaft von ſelbſt aus ihren Reihen ausſtoßen, aber durch 
Richterſpruch dürfe einem Rechtsanwalt wegen einer aus überzeugung 
begangenen Handlung, die ihm eine ſtrafrechtliche Verurteilung ein⸗ 
getragen habe, nicht das Recht der weiteren Ausübung ſeines Berufes 
als Anwalt genommen werden. Der Abg. Dr. Zapf (DV.) erklärte 
demgegenüber, die ſcharfe Waffe, die in dem Ausſpruch der Unfähig⸗ 
keit liege, müſſe irgend jemandem anvertraut werden. Dem Richter 
ſei dieſe Waffe aber eher als irgendeinem andern in die Hand zu 
geben, da ihm auch die Verantwortung für den Urteilsſpruch bezüglich 
Schuld und Strafe obliege. Der Abg. Brodtauf (Dem.) vertrat 
den Standpunkt, daß die Rechtsanwaltſchaft von dem § 48 nicht mit⸗ 
umfaßt werde. Ein Antrag, der die Rechtsanwaltſchaft 
aus dem Geltungsbereich des 848 herausnehmen 
wollte, wurde hierauf abgelehnt. 

2. Der Rechtsausſchuß des Preuß. Landtags be⸗ 
ſchäftigte ſich mit dem Verfahren zur Befreiung von dem 
Ehehindernis des 81312 BGB. Der Antrag, im Verfahren 


über die Befreiung auch die Parteivertreter des Eheſcheidungsprozeſſes 
zu beteiligen, wurde abgelehnt, hingegen die Beteiligung eines 
Anwalts nach dem Vorbild der Anwaltstätigkeit im 
Gnadenverfahren für angezeigt gehalten. 

3. Der Entw. eines Gef. über den Handels- und Schiff⸗ 
fahrtsvertrag zwiſchen dem Deutſchen Reich und dem 
Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen will 
den vorl. Handelsvertrag vom Jahre 1921 (RGBl. 1922, II, 105) 
erſetzen. Der neue Vertrag regelt die wirtſchaftlichen Beziehungen 
zwiſchen den beiden Ländern auf erweiterter Grundlage, vor allem 
durch die Einbeziehung des Rechts der Niederlaſſung und des Auf⸗ 
enthalts, der Anerkennung der Handelsgeſellſchaften jeder Art ſowie 
des Konſulatsrechts. Dabei iſt durchweg der Grundſatz der vollen 
gegenſeitigen Meiſtbegünſtigung zur Anwendung gelangt, ſoweit nicht 
darüber hinaus, wie z. B. für den gerichtlichen und behördlichen 
Schutz, die Gleichſtellung mit den Inländern vorgeſehen iſt. Für die 
mit der Niederlaſſung, Einreiſe, Aufenthalt und Berufsausübung zu⸗ 
ſammenhängenden Fragen ſowie für die Zulaſſung der Geſellſchaſten 
zum Betrieb ihres Gewerbes iſt außerdem in einem Notenwechſel von 
jugoſlawiſcher Seite beſonderes Entgegenkommen zugeſagt worden. 
Der Vertrag enthält weiterhin, im Gegenſatz zu dem bisher in Gel⸗ 
tung befindlichen, Tarifanlagen mit Zollbindungen und Zollherab⸗ 
ſetzungen für eine Anzahl wichtiger Waren. 

4. Der Preußiſche Landtag beſchäftigt ſich zur Zeit 
mit dem Entw. eines Gef. zur Abänderung des Geſ. betr. 
die Dienſtvergehen der Richter. Der Entwurf führt grund⸗ 
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jäplih die Offentlichkeit der mündlichen Verhand⸗ 
lung im Diſziplinarverfahren gegen richterliche 
Beamte ein. Nach der Begründung empfiehlt ſich die Einführung 
der Öffentlichkeit für das Dienſtſtrafrecht der richterlichen Beamten 
um ſo mehr, als dieſe Beamten mit Rückſicht auf ihre richterliche 
Stellung in beſonderem Maße des Vertrauens aller Bevölkerungs⸗ 
kreiſe bedürfen und es der Wahrung und Hebung des Vertrauens 
dienſtlich ſein wird, wenn ihnen zur Laſt gelegte Dienſtvergehen in 
aller Offentlichkeit vor den Dienſtſtrafgerichten erörtert werden. Die 
Öffentlichkeit kann aber aus beſonderen Gründen auf Antrag der 
StA. oder, ſoweit dieſe nicht widerſpricht, auch von Amts wegen 
oder auf Antrag des Angeſchuldigten durch Beſchluß des Diſzi⸗ 
plinargerichts ausgeſchloſſen werden. Als ein beſonderer, den Aus⸗ 
ſchluß der Hffentlicjkeit rechtfertigender Grund wird es unter anderem 
angeſehen werden können, wenn die Offentlichkeit der Verhandlung 
eine mit dem Zweck des Dienſtſtrafverfahrens nicht zu vereinbarende 
Schädigung des Angeſchuldigten durch Erörterung von Angelegenheiten 
feines Private oder Familienlebens, die das öffentliche Wohl nicht 
berühren, oder eine Beeinträchtigung der ſonſt durch die Pflicht zur 
Amtsverſchwiegenheit geſchützten Intereſſen dritter Perſonen beſorgen 


(Juriſtiſche Wochenſchrift 


läßt. Die Dienſtſtrafbeſtimmungen des Gel. v. 7. Mai 1851, das 
durch den Entw. eine Anderung erfährt, gelten nicht nur für die 
Richter der ordentl. Gerichtsbarkeit, ſondern ſind durch Geſ. und 
VO. auch auf eine Reihe anderer Beamter, z. B. auch auf Notare, 
für anwendbar erklärt worden. Es wird ausdrücklich beſtimmt, daß 
auch im Dienſtſtrafverfahren gegen dieſe Beamten die neuen Vor⸗ 
ſchriften Anwendung zu finden haben. 

5. Der Rechtsausſchuß des Preuß. Landtages beriet einen 
Entw., betr. Aufwertung von Erbpachtzinſen, Grund⸗ 
mieten, Erbanleihen und ähnlichen Anſprüchen. 

6. Deutſch⸗franz. Rechtsverkehr (JW. 1927, 26541), 
jetzt Geſ. über den deutſch⸗franz. Rechtsverkehr v. 28. Okt. 1927 
(RGBl. II, 891). 

7. Beſchäftigung vor und nach der Niederkunft 
(JW. 1927, 1798 0, jetzt Gel. v. 16. Juli 1927 (RG Bl. I, 184) und 
v. 29. Okt. 1927 (RGBl. I, 325). 

8. Mündelſicherheit von Wertpapieren (JW. 1927, 
25981), jetzt Gef. über die Mündelſicherheit von Wertpapieren und 
Forderungen v. 29. Okt. 1927 (RG Bl. I, 325). 


Aberſicht der Kechtſprechung. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen dieſes Heftes.) 


A. 
Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


8 242 BGB. Sind in einem Bauvertrage gleitende Preiſe vor⸗ 
geſehen, ſo iſt der Aufwertung der am Schluß des Baues von den 
Parteien feſtgeſetzte Betrag der Geſamtvergütung, nicht der Betrag 
des Koſtenanſchlages und nicht der Tag des Vertragsſchluſſes zugrunde 
zu legen. Keine Berücksichtigung des Wertes des Hauſes für die Auf⸗ 
wertung der dem Bauunternehmer zuſtehenden Beträge. R. 291218 

88 242, 285 BGB. Bei Häufung von Verzugs und Aufwertungs⸗ 
anſpruch hat die Erörterung des Verzugsanſpruches borauszugehen; 
bis 1925 iſt kein Verzicht auf Verzugsſchaden anzunehmen. NG. 291815 

8242 BGB. Verluſt des Aufwertungsbegehrens infolge Zeit⸗ 
, . ee cold 

8 242 BGB. Wenn der Dahrlehnsgeber 1922 ein Darlehn ge⸗ 
geben und es ſich trotz Kenntnis der Geldentwertung einige Monate 
ſpäter widerſpruchslos hat zurückzahlen laſſen, ſo kann er nicht mehr 
Aufwertung verlangen. aG... „ 

8 242 BGB. Unzuläſſigkeit der Aufwertung, wenn eine den ver⸗ 
einbarten Preiſen entſprechende Gegenleiſtung ſofort gemacht worden 
e a 
8 242 BGB. Ob ein am 1. April 1921 zurückgezahltes kaufman⸗ 
niſches Gefälligkeitsdarlehn aufzuwerten ſei, richtet ſich nach der Lage 

e ARE „% „ En LEN 

8 242 BGB. Aufwertung einer Vergleichsſumme, wenn der Ver⸗ 

gleich in der Inflationszeit unter Vergütung auf die urſprüngliche 
„ 2914 


„„ „ „„ 


aus, Doc Breslddd “ nn ee 
8 242 BGB, Armenrechtliche Erſatzanſprüche ſind nicht aufwert⸗ 
bar. 15 0 PPP 2 ER 2948° 
8 313 BGB.; 85 8 Abſ. 2 Satz 2, 16 Pr&rXerf®. v. 20. Juli 1925. 


ſtimmten Friſt von 3 Wochen hat nicht die Folge, daß die Genehmigung 
als erteilt gilt. Alle vor dem 4. Aug. 1925 abgeſchloſſenen Grund⸗ 


ne... 


erforderliche 
wird der Formmangel des Kaufvertrages durch die nachfolgende Ein⸗ 
tragung des Eigentumswechſels in das Grundbuch erteilt. OLG. Celle 


88 454, 433 BGB. Zur Erfüllung des Kaufvertrages durch den 
Verkäufer gehört nicht die Eintragung des Käufers in das Grundbuch. 
Wohl aber iſt der Verkäufer verpflichtet, alle Hinderniſſe zu beſeitigen, 
die der Eintragung des Käufers in das Grundbuch egen ehe 
. „ * . * „ . * „ 1 


Aufwertungsgeſetz. 


Aufwertung im öffentlichen Recht. HambV G.. . . 29484 
83 Abſ. 1 Ziff. 8 Aufwß. Die Übernahme nur des Geſchäfts⸗ 
vermögens eines Einzelkaufmanns iſt nicht eine „Übernahme eines 
Vermögens als Ganzen“ i. S. 9 3 Abſ. 1 Ziff. 8 AufwG. KG. 29211 
8 3 Abſ. 2 S. 2 AufwG. Erliſcht die Hypothek durch den Zuſchlag, 
vereinbaren aber der Gläubiger und der Erſteher die Eintragung 
einer höheren Hypothek, weil ein Zuſatzdarlehen gegeben wird, ſo 
liegt $ 3 Abſ. 2 S. 2 AufwG. hinſichtlich des alten Darlehns auch dann 
vor, wenn eine Vereinbarung nach $ 91 Abs. 2 Zw VG. nicht getroffen 
worden iſt. K.. „ 227 
S 7 Abs. 4 Auf, Der Eigentümerrangvorbehalt wird durch das 
Einrücken wertbeſtändiger Rechte i. S. des 97 Abſ. 4 endgültig ver⸗ 
braucht. KG.. 29374 
§ 8 Aufioß.; 8265 ZPO. Veräußert ein Eigentümer nach dem 
Inkrafttreten des AufwG. das belaſtete Grundſtück, jo bleiben für die 
Abwertungsfrage die Verhältniſſe deſſen maßgebend, der z. Z. des 


wertungsanſpruch für die persönliche Forderung ausdrücklich vor⸗ 
behält. KG.. 
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§ 12 Aufwez. 1. Die Ehefrau bedarf zur Stellung des Antrags 
aus 5 12 AufwG. der Zuſtimmung des Mannes, die auch noch nach 
Ablauf der Friſt erteilt werden kann. 2. Der Antrag aus $ 12 kann auch 
mündlich bei der AufwStelle geſtellt werden. K. 292535 

§ 12 AufwS. In dem Antrag aus 8 12 Aufw®. braucht der per⸗ 
ſönliche Schuldner nicht bezeichnet zu werden, die Angabe eines un⸗ 
richtigen Schuldners iſt unſchädlich. KG. 29247 

$$ 15, 10 S. 2 AnſwG.: 8242 BGB. Die im 9 15 S. 2 AufwG. 
hervorgehobenen Tatumſtände, welche im Falle der Rückwirkung die 
Annahme einer die Aufwertung ganz oder teilweiſe ausſchließenden 
unbilligen Härte begründen können, ſind bei der Prüfung dieſer Frage 
nicht ausſchließlich, aber neben anderen Tatſachen in erſter Linie zu 
berückſichtigen. Die gleiche erhöhte Bedeutung haben die bezeichneten 
Umſtände, wenn die rückwirkende Aufwertung einer perſönlichen 
Forderung gemäß $ 10 AufwG. in Abweichung von dem Normalſatz 
ſtattfindet, auch nach den hierfür maßgebenden allgemeinen Vor⸗ 
schriften. Deren richtige Anwendung erübrigt daher eine weitere be⸗ 
ſondere Prüfung aus F 15 S. 2 AufwG. KH.. 29235 

8 15 Ziff. 2 Aufwch. Die unbillige Härte i. S. $ 15 Ziff. 2 AufwG. 
läßt ſich nur dann ermeſſen, wenn vielen dem Erlös für das mit der 
Hypothek belaſtet geweſene Grundſtück alle die Geſamtauflage von 
Schuldner und Gläubiger betreffenden Umſtände berückſichtigt find. 
OLG. Karlsrugge , . e e 293428 

88 15, 16, 78 Aufwcz. Hat der Gläubiger die Leiſtung nach dem 
13. Febr. 1924 ohne Vorbehalt angenommen, ſo kann ſich der Schuldner 
auf die Härtevorſchriften des $ 15 AufwG. berufen. KG. . . 292510 

88 16, 20 Aufw.; § 892 BGB.; 88 54, 71 GBO. Verſäumung 
der Einſpruchsfriſt ſchließt Berufung auf gutgläubigen Erwerb nicht 
aus. Durch Löſchung nach vorbehaltloſer Annahme der Leiſtung wurde 
das Grundbuch vor dem Inkrafttreten des AufwG. nicht unrichtig. 
Der Grundbuchrichter hat von Amts wegen zu prüfen, ob die Wieder⸗ 
eintragung von Aufwertungshypotheken die Vorſchriften über den 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs nach BGB. und $20 AufwG. 
verletzen würde. Gegen eine unter Nichtbeachtung dieſer Vorſchriften 
bewirkte Eintragung iſt von Amts wegen ein Widerſpruch einzutragen. 
S ( 293226 

8 16 AufwG. Hat der Gläubiger in der Anmeldung einen ziffern⸗ 
mäßig beſtimmten Aufwertungsbetrag angegeben und legt der Eigen⸗ 
tümer (Schuldner) gegen dieſe Anmeldung keinen Einſpruch ein, 
fo iſt der in der Anmeldung beanſpruchte Aufwertungsbetrag nicht etwa 
als rechtskräftig feſtgeſtellt anzuſehen, der Gläubiger ijt vielmehr 
jederzeit befugt, die Aufwertung ſeines Anſpruchs auf einen höheren 
Betrag zu beantragen. Durch die Mitteilung des erhöhten Betrages 
wird eine neue Einſpruchsfriſt nicht in Lauf geſetzt. KG. . . 292612 

8 16 AufwGö. Der Antrag des Gläubigers auf Löſchung eines zu 
ſeinen Gunſten eingetragenen Widerſpruchs gegen die Richtigkeit 
des Grundbuchs bedarf nicht der Beglaubigung. LG. Altona . 29452 

816 Aufwb.; 522 GBO. Die Auſwertungsſtellen und das 
Grundbuchamt ſind nicht ſelbſtändige Behörden, ſondern Abteilungen 
des Amtsgerichts. Wird ein Antrag an die Aufwertungsſtelle gerichtet, 
der zur Zuſtändigkeit des Grundbuchamts gehört, ſo hat die Aufwertungs⸗ 
ſtelle ihn dorthin abzugeben. K me... 292715 

$ 16 Aufw6. 1. Die durch die rechtzeitige Anmeldung des An⸗ 
ſpruchs auf Aufwertung eingetretene materielle Rechtswirkung wird 
durch die Zurücknahme der Anmeldung nicht beſeitigt. 2. Die Zurück⸗ 
nahme der Anmeldung bedeutet das verfahrensrechtliche und jederzeit 
widerruſbare Erſuchen, das Aufwertungsverfahren nicht fortzusetzen. 
See d eee ee D 293611 

8s 17, 18, 20 Aufw®. 1. Dem Aufwertungsanſpruch des Zeden⸗ 
ten gegenüber kann ſich der Grundſtückserwerber auf den öffenklichen 
Glauben des Grundbuches nicht berufen. 2. Der Zedent braucht ſich, 
auch wenn es ſich um unechte Zeſſion handelt, das Abtretungsentgelt 
nicht auf ſeinen Aufwertungsanſpruch anrechnen zu laſſen. KG. 29382 

gil Aus. Auch wenn die Abtretung einer Buchhypothek 
an den Grundſtückseigentümer nach dem 13. Febr. 1924 in das Grund⸗ 
buch eingetragen wurde, iſt ein Aufwertungsanſpruch des früheren 
Gläubigers gegeben. OLG. Hamburg 29342 

88 20, 16 Aufiw®.; 9892 BGB.; 8554, 71 GBO. Versäumung 
der Einſpruchsfriſt schließt Berufung auf gutgläubigen Erwerb nicht 
aus. Durch Löſchung nach vorbehaltloſer Annahme der Leiſtung wurde 
das Grundbuch vor dem Inkrafttreten des Aufw®, nicht unrichtig. 
Der Grundbuchrichter hat von Amts wegen zu prüfen, ob die Wieder⸗ 
eintragung von Aufwertungshypotheken die Vorſchriften über den 
öffenilichen Glauben des Grundbuchs nach BGB. und $ 20 AufwG. 
verletzen würde. Gegen eine unter Nichtbeachtung dieſer Vorſchriften 
bewirkte Eintragung iſt von Amts wegen ein Widerſpruch einzutragen. 
Dee n NE NE a .. 293220 

§ 20 Abſ. 1 Aufiv.; Art. III § 14, Art. II § 17 AufwNov. v. 
9. Juli 1927. Anwendung der Novelle in der Reviſionsinſtanz auf vor 
ihren Erlaß ergangenen Berufungsurteile. Begriff des Erwerbers 
i. S. des § 14. RG. 2901 

8 20 Aufin®. Kein Schutz des guten Glaubens, wenn die Löſchungs⸗ 
bewilligung erſt nach Stellung des Antrags auf Eintragung des neuen 
Eigentümers erteilt und die Löſchung erſt nach der Eigentumsein⸗ 
FF ICh a 292815 


JJ % ee 


2951 


§ 20 Aufn. Kein gutgläubiger Erwerb gegenüber den Hypotheken, 

die der Erwerber des Grundſtücks übernommen hat, mag er deren 
Ablöſung auch durch den Veräußerer beſorgt haben. KG. . 29401 
§ 28 AufwG.; Art. 1 Abſ. 1 AufwNov. v. 9. Juli 1927. Wenn das 
dingliche Recht infolge der Vorſchriften über den öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs nicht eingetragen werden kann, beginnt die Verzin⸗ 
ſung der perſönlichen Forderung mit dem 1. Januar 1925 durch Art. 1 
51 AufwNov. v. 9. Juli 1927 wird hierin nichts geändert OLG. Frkft. 
29448 

SEAT. Mufivb. Zinſen von Induſtrieobligationen verlieren 
dieſen Charakter nicht dadurch, daß ſie in ihrer Höhe in Beziehung zur 
Dividende des Unternehmens gebracht werden. R. 29022 
833 AufwG.; Art. 30, 31, 32 Durchf VO. zum AufwG. Schuld⸗ 
verſchreibungen, die eine deutſche Geſellſchaft während ihres Sitzes 
in Lothringen zur Zeit der Zugehörigkeit Lothringens zum Deutſchen 
Reiche ausgegeben hat, find grundſäßzlich nach deutſchem Rechte aufs 
zuwerten, wenn die Geſellſchaft ihren Sitz vor der Abtretung Lothrin⸗ 
gens in ein deutſch gebliebenes Gebiet verlegt hat. Die Feſtſtellung des 
Ausgabetags von Schuldverſchreibungen durch die Spruchſtelle hat ohne 
Berücksichtigung der von einzelnen Gläubigern aus einem Umtauſch 
nach Art. 32 Durchf VO. zum AufwG. in Anſpruch genommenen 
Rechte zu erfolgen. Über den Zeitpunkt der Zurverfügungſtellung des 
Gegenwerts von Schuldverſchreibungen. Spruchſtelle b. KG. 29341 
8 49 Abſ. 1 AufwG.; Art. V8 1 Abſ. 1 Durchf VO. v. 28. Juli 
1926. Zur Zeit der Geltung des Satzes Mark gleich Mark konnte auch 
eine Zahlung in Papiermark als Entgegennahme der Leiſtung an⸗ 
S ONE. > 20 ee 29043 
8 59 AufwG.; Art. 3 VO. v. 29. Mai 1926 über die Aufwertung 

von Verſicherungsanſprüchen. Die Rechtsgültigkeit der VO. wird 
bejaht. Sie iſt nur anwendbar, wenn zwiſchen dem 30. Tag ſeit der 
Schadensanzeige und dem Tag der Zahlung Geldentwertung ſtatt⸗ 
efunden hat. Die Verſicherungsſumme bei der Verſicherung gegen 
Feuer chaden bleibt als Höchſtbetrag von der Geldentwertung unberührt. 


„ N ee 
$ 63 Aufiv&. Aufwertung eines in Familienbeziehungen wurzeln⸗ 
den, im April 1921 zurückbezahlten Anſpruches. R. . 29044 


865 Abſ. 2 Ziff. 1 Aufn, Die Auszahlung gekündigter nicht 
aktienabhängiger Genußſcheine muß ohne Rücksicht auf die Vermögens⸗ 
lage der AktG. erfolgen; ſchon erfolgte Auszahlungen unterliegen der 
Aufwertung als Anſprüche aus Beteiligung; hierbei iſt auf die Lage der 


e Se a 29065 
863 Aufwcßh. Zum Begriff der Vermögensanlage. Aufwertung 
een nee, 29402 


CCF 293327 

§ 74 AufwG, Mit Ablauf der Rechtsmittelfriſt verliert der Be⸗ 
ſchwerdeführer das Recht, von dem einmal gewählten Rechtsmittel 
Abehen S 8 29322 

§ 76 AufwG. Erſtattung von Rechtsanwaltsgebühren, wenn ver⸗ 
ſchiedene Gebührenordnungen in Frage kommen. LG. Königsberg 
29463 


Verordnung über die Aufwertung von Berfiherungdanfprichen, 


Die Rechtsgültigkeit der VO. wird bejaht. Sie iſt nur anwend⸗ 
bar, wenn zwiſchen dem 30. Tag ſeit der Schadensanzeige und dem 
Tag der Zahlung Geldentwertung ſtattgefunden hat. Die Verſiche⸗ 
rungsſumme bei der Verſicherung gegen Feuerſchaden bleibt als 
Höchſtbetrag von der Geldentwertung unberührt. RG. . . . 291815 


Aufwertungsnovelle. 


Art.! Abſ. 1 AufwNov.; 5 28 Aufwc̃. Wenn das dingliche Recht 
infolge der Vorſchriften über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
nicht eingetragen werden kann, beginnt die Verzinſung der perſönlichen 
Forderung mit dem 1. Januar 1925; durch Art. 19 1 AufwNov. v. 9. Juli 
1927 wird hierin nichts geändert. OLG. Frk ft.. 29445 


2952 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


FI 


Art. 3 814, Art. 2 8 17 Aufm Nov.; § 20 Ab. 1 Aufwcß. An⸗ 
wendung der Novelle in der Reviſionsinſtanz auf vor ihrem Erlaß er⸗ 
1 Berufungsurteile. Begriff des Erwerbers i. S. des § 14. 

.„%;„ f Aomsn 5,5 29017 


Art. 18 Abſ. 3 DuchfBD. find auf den Aufwertungsbetrag anzur 
„ N oe, Dt 29281¹⁴ 


Preuß. Verordnung über das Koſtenweſen vom 28. Juli 1925. 


8 2 PrKBD.; Art. 129 Durchf O.; Allgem Vfg. v. 30. Sept. 1925 
(IM BBl. 363). Eine Feſtſetzung des Streitwertes findet nicht ſtatt, 
wenn das Verfahren vor der Aufwertungsſtelle auf das Anmeldungs⸗ 
verfahren beſchränkt geblieben iſt. K. 293220 

§ 6 Prei Vd. Die Gebühr des 3 6 der Koſtenverordnung wird 
mit dem Eingange des Antrages auf Einleitung eines Verfahrens nach 
95 69, 70 AufwG. fällig. KO... —P?tre ... 293224 


2. Verfahrensrecht. 
Zivilbrozeßordnung. 


8 3 BED. Der Streitwert iſt in Rechtsſtreitigkeiten, welche zum 
Gegenſtand ein Feſtſtellungsbegehren haben, daß der Bekl. zur Auf⸗ 
wertung einer Hypothek und der ihr zugrunde liegenden perſönlichen 
Forderung verpflichtet iſt, nach 83 ZPO. feſtzuſetzen. KG. .. 29412 


8 265 ZPO.; 58 AufwG. Veräußert ein Eigentümer nach dem 
Inkrafttreten des AufwG®. das belaſtete Grundſtück, jo bleiben für die 
Abwertungsfrage die Verhältniſſe deſſen maßgebend, der z. Z. des 
Inkrafttretens des Aufw®. Eigentümer war. Auf ein z. Z. der Ver⸗ 
äußerung ſchwebendes Abwertungsverfahren iſt die Veräußerung ohne 
Einfluß. KG. 2922 

SS 807, 928 3 PO. Der Arreſtgläubiger hat auch dann das Recht, 
den Arreſtſchuldner zum Offenbarungseid zu laden, wenn er gegen 
letzteren Arreſthypothek erwirkt hat. LGG. München 2946“ 

SS 873, 874 RD. Die Aufſtellung des Teilungsplanes geſchieht 
erſt im Verhandlungstermin. Der Entwurf des Teilungsplanes ſtellt 
keine gerichtliche, beſchwerdefähige Entſcheidung dar. Beſchwerde gegen 
den Teilungsplan. In den Teilungsplan müſſen ſämtliche angemeldete 
Forderungen nach ihrer Rangfolge aufgenommen werden. Die Ent⸗ 
ſcheidung des Vollſtreckungsgerichts, daß ein Teil der Gläubiger aus⸗ 
falle und deshalb nicht in den Verteilungsplan aufzunehmen ſeien, 
greift in unzuläſſiger Weiſe der Entſcheidung über den Widerſpruch 
h ee een e 2944 


Preußiſches Gerichts koſtengeſetz. 


§ 10 Pr&AS. Gebühren für Friſtverlängerung zur Aufſtellung 
der Goldmarkeröffnungsbilanz. KG. 29372 


Armen anwaltsgeſetz. 


Das Gef. betr. Erſtattung von Rechtsanwaltsgebühren in Armen- 
ſachen v. 14. Juli 1925 findet auch auf das Aufwertungsverfahren 
Anwendung. LG. Altordnr na 29451 


B. 
Steuerrecht. 
Reichsabgabenordnung. 


88 128, 132 RAbg d. Wird ein Steuerbeſcheid im Rechtsmittel; 
wege aufgehoben, ſo können neben dem Hauptbetrage gezahlte Ver⸗ 
zugszuſchläge, nicht aber Mahngebühren, erſtattet verlangt werden. 
Alle zu erſtattende Beträge einſchließlich der Zinſen find zu verzinſen, 
aber nur mit 5% nach 9 132. R . 29476 


Umſatzſteuergeſetz. 


81 Nr. 1 NınfSt®. 1922. Die in der Entſcheidung v. 10. Nov. 
1921, VA 12/21 (RF. 7, 207) auf Grund des UmſStG. 1918 aus⸗ 
geſprochene Rechtsanſicht, daß bei der Beurteilung der gewerblichen 
Selbſtändigkeit einer Geſellſchaft ihre bürgerlich-rechtliche Selbſtändig⸗ 
keit zu berückſichtigen ſei, wird für das neue Umſatzſteuerrecht nicht auf⸗ 
rechterhalten. RS)). 29461 


Grunderwerbſteuergeſetz. 


8 4 GréErwStch. Iſt eine Eigentumseintragung im Grundbu 
zunächſt ohne Rechtswirkung und wird die Unwirkſamkeit erſt dur 

einen ſpäteren Rechtsvorgang behoben, ſo tritt Steuerpflicht nicht an 
dem Tage der Eintragung ein, ſondern erſt mit dem ſpäteren Rechts⸗ 
vorgange. (Abweichung von der früheren Rechtſprechung). 99485 


Gewerbeſteuer. 


ARtG, können nicht Teile ihres Anlagekapitals als nicht gewerbl. 
Beſtandteile ihres Vermögens ausſondern. ProVG . 29481 


C. 
Sonſtiges öffentliches Recht. 
1. Keich. 
Gewerbeordnung. 


8 35 Mb. 1, 3 Gewd. Unterſagung gewerbsmäßiger Immobiliar⸗ 
vermitung, Bays V ren. 29482 


2. Preußen. 
Diſziplinargeſetz. 


88 53, 52, 49, 48 DiſzG. v. 21. Juli 1852. 1. Nicht nur im Falle 
der Freiſprechung, ſondern in allen Fällen, in denen das Diſziplinar⸗ 
verfahren zu Ende geht, ohne daß es zu einer Verurteilung des Beamten 
kommt, muß dem Beamten der ihm infolge der Suspenſion eingehaltene 
Teil ſeines Dienſteinkommens nachgezahlt werden. 2. Die Suspen⸗ 
ſionsverfügung bedarf zwar zu ihrer Wirkſamkeit nicht der Zuſtellung 
an den Beamten; es genügt aber auch nicht bloßes Aktenkundigmachen; 
die Suspenſion muß vielmehr durch ihre Vollziehung kundgetan werden. 
3. Berechnung des Zeitpunktes des Wirkſamwerdens und der Dauer 
der Suspenſionn R 88 29211 
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